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Die Sicherung vor äußerer Gefahr ist das Ziel, das das Verhalten einer Nation am nachhaltigsten prägt. Sogar eine überaus starke Freiheitsliebe wird sich nach einiger Zeit den Diktaten dieser Zielsetzung beugen. Die gewaltsame Zerstörung von Leben und Eigentum, die der Krieg mit sich bringt, und die unablässige Anstrengung und Anspannung, die bei einem Zustand ständiger Bedrohung herrschen, werden sogar äußerst freiheitsliebende Nationen dazu zwingen, um der Ruhe und Sicherheit willen zu Einrichtungen Zuflucht zu nehmen, die tendenziell ihre bürgerlichen und politischen Rechte gefährden. Zur Erhöhung ihrer Sicherheit sind sie schließlich dazu bereit, das Risiko einer Verringerung ihrer Freiheit einzugehen.
Alexander Hamilton, 1787[1]  




Vorwort
Mein Buch ist die Geschichte des Federal Bureau of Investigation, der bundespolizeilichen Ermittlungsbehörde des Justizministeriums der USA. Für uns ist das FBI eine Polizeitruppe, die Verbrecher verhaftet und für die Einhaltung von Recht und Gesetz sorgt. Dabei liegt seine erste und vorrangige Aufgabe in geheimen Ermittlungen gegen Terroristen und Spione, und das gilt heute ebenso wie für den Großteil der vergangenen hundert Jahre. Diese Aufgabe erzeugt zwangsläufig einen Konflikt, den die Väter der amerikanischen Verfassung vor über zweihundert Jahren vorausgesehen haben, nämlich dass eine freiheitliche Gesellschaft Sicherheit ebenso benötigt wie Freiheit. Beide sind sich wechselseitig bedingende Kräfte: die eine ist ohne die andere nicht zu haben. Geheimagenten können Gesetzesbrecher sein; ihr traditionelles Handwerk umfasst Telefonüberwachung, das Installieren von Wanzen und Einbruch.
Über Jahrzehnte hinweg hat das FBI der nationalen Sicherheit vornehmlich durch Rechtsbeugung und Rechtsbruch gedient. Eine Geheimpolizei hat in einer Demokratie keinen Platz – das Ausmaß der Machtbefugnisse des FBI jedoch macht es zu Amerikas engstem Vertrauten.
FBI. Die wahre Geschichte einer legendären Organisation ist die Chronik eines hundert Jahre währenden Konflikts um die Führung eines Geheimdiensts in einer offenen Demokratie, des Tauziehens zwischen nationaler Sicherheit und Bürgerrechten, die große Geschichte unseres Ringens um Sicherheit und Freiheit. Sie stützt sich auf Akten und verzichtet auf anonyme Quellen und nicht belegte Zitate. Ihre Grundlage sind unlängst freigegebene Dokumente, insgesamt mehr als 70000 Seiten, darunter eine bemerkenswerte Sammlung von Geheimdossiers J. Edgar Hoovers sowie mehr als 200 Zeitzeugeninterviews, aufgezeichnet von Agenten, die während und nach Hoovers achtundvierzigjähriger Amtszeit als Direktor für das FBI tätig waren.
Hoover steht im Zentrum des amerikanischen Jahrhunderts wie eine dreckverkrustete Statue. Seine Getreuen sahen ihn als visionäres Genie. Für seine Gegner war er eine »Kloake«, wie Präsident Kennedys nationaler Sicherheitsberater es ausdrückte. Heute kennen ihn Millionen Amerikaner nur noch als Karikatur: ein Tyrann im Ballettröckchen, ein wunderlicher Kauz im Fummel. Nichts davon entspricht der Realität.
Die Akten, die im Laufe der Jahre freigegeben wurden, räumen mit vielen Mythen und Legenden auf. Sie zeigen Hoover in neuem Licht. Er führte Spionagemissionen aus, die zu ihrer Zeit nahezu unvorstellbar waren, wie das direkte Auskundschaften verschiedener Führer der Sowjetunion und Chinas während der Hochzeit des Kalten Krieges, die Übermittlung detaillierter Warnungen vor Selbstmordanschlägen per Flugzeug auf New York und Washington, die Abwehr eines Anschlags auf einen demokratisch gewählten ausländischen Staatsführer sowie die subtile Beeinflussung der Präsidenten der Vereinigten Staaten.
Hoover war kein Monster. Er war ein amerikanischer Machiavelli. Er war clever, er war ausgefuchst, und er hat seine Feinde nie aus den Augen gelassen. Er war ein Gründervater des amerikanischen Nachrichtendienstes und der Erfinder des modernen Überwachungsstaats. Auf die Manipulation der öffentlichen Meinung verstand er sich meisterhaft. Politische Kriegsführung und geheime Staatskunst praktizierte er im Dienst der nationalen Sicherheit und allzu oft auf Kosten der Moral. Kommunismus und Terrorismus bekämpfte er 55 Jahre lang mit Leidenschaft. Jeder aktenkundige Fingerabdruck, sämtliche biographischen und biometrischen Daten in den Datenbanken der Regierung verdanken ihm ihren Ursprung. Von den 1940er Jahren bis zu seinem Tod sah er die apokalyptischen Bedrohungen voraus, denen wir heute gegenüberstehen. Jedoch hinterließ er eine Institution, deren Existenz fast mit ihm zu Ende gegangen wäre und die nur aufgrund der nationalen Geheimdienstarbeit der letzten drei Jahre rechtlich fortbesteht. Das FBI besitzt bis heute keine rechtliche Legitimierung, abgesehen vom Eid des Präsidenten, dafür zu sorgen, dass den Gesetzen Genüge getan wird.
Seit dem Ersten Weltkrieg haben US-amerikanische Präsidenten das FBI gegen ihre politischen Gegner eingesetzt. Pazifisten wurden ebenso verfolgt wie Terroristen, die Helden der Bürgerrechtsbewegung ebenso ins Visier genommen wie die Ritter des Ku-Klux-Klan. Auf höchsten Befehl hat das FBI die durch die Bill of Rights zugesicherten Grundrechte verletzt, um die Machtbefugnisse des Präsidenten als Oberbefehlshaber durchzusetzen. »Um die Verfassung hat sich noch kein Präsident in Kriegszeiten groß Gedanken gemacht«, schrieb einst Franklin D. Roosevelts Justizminister – und seither hat sich jeder Präsident als Kriegsherr begriffen.
FBI. Die wahre Geschichte einer legendären Organisation ist ein Protokoll gesetzwidriger Verhaftungen und Internierungen, von Einbrüchen, Einbruchsdiebstahl und Lauschangriffen im Namen des Präsidenten. Aber es ist auch die Geschichte von Amerikas hundertjährigem Krieg gegen Terroristen, Spione, Anarchisten und Attentäter. Die Feldherren in diesem Krieg – Präsidenten und Justizminister ebenso wie FBI-Direktoren – haben ihre Sicherheitsbefugnisse im Namen der nationalen Sicherheit genutzt und missbraucht. Aber auch ihre Befugnisse haben in unserer Demokratie Grenzen. Sogar Hoover selbst sperrte sich in seinem späteren Leben gegen Präsident Nixons eindeutig gesetzwidrige Anordnungen zur Ausforschung von Amerikanern. Robert Mueller, seit dem 4. September 2001 an der Spitze des FBI, widersetzte sich Präsident Bushs Befehl, illegale Geheimüberwachungen durchzuführen, und bot aus Protest seinen Rücktritt an. Er hat gesagt, dass wir den Krieg gegen den Terrorismus nicht gewinnen werden, wenn in der Schlacht unsere Freiheiten auf der Strecke bleiben.
Die Führungsriege des FBI ist Tag für Tag mit diesem anhaltenden Konflikt konfrontiert. Wir sollten die Geschichte dieses Ringens kennen. Wenn nicht, werden wir unsere Freiheitsrechte dem Versprechen von Sicherheit opfern. Dann wird unsere Welt zwar sicherer sein, aber weniger frei.




I
Spione und Saboteure

Der Bombenanschlag auf die Wall Street im September 1920: ein Terrorangriff, der niemals aufgeklärt wurde.




1
Anarchie
Am Donnerstagmorgen, dem 26. Juli 1917, zog J. Edgar Hoover in den Krieg. Der Zweiundzwanzigjährige verließ sein Elternhaus in Washington, D. C., um ein neues Leben im Justizministerium zu beginnen: als Fußsoldat im Heer der Gesetzeshüter, die gegen Spione, Saboteure, Kommunisten und Anarchisten in den Vereinigten Staaten zu Felde zogen.
Amerika war im April in den Ersten Weltkrieg eingetreten. Die ersten amerikanischen Truppenkontingente landeten in Frankreich, unvorbereitet auf die Gräuel, die sie erwarteten. An der Heimatfront machte sich die Angst vor Sabotageakten deutscher Geheimagenten breit. Seit dem Sprengstoffanschlag auf ein riesiges Munitionsdepot mit Kriegsgütern ein Jahr zuvor war das Land in höchster Alarmbereitschaft. Am 30. Juli 1916 waren auf Black Tom Island am westlichen Ende des New Yorker Hafens kurz nach Mitternacht 2000 Tonnen Sprengstoff in die Luft geflogen. Sieben Menschen kamen dabei ums Leben. In Manhattan gingen durch die Schockwellen tausende Fensterscheiben zu Bruch. Die Freiheitsstatue wurde durch Granatsplitter beschädigt.
Hoover arbeitete in der Sonderabteilung des Justizministeriums für Kriegsangelegenheiten, die einen weiteren derartigen Anschlag verhindern sollte. Er bewies Kampfgeist und ein Geschick, seine Vorgesetzten zu beeinflussen. Sein Chef, John Lord O’Brian, war voll des Lobes. Hoover »arbeitete Tag und Nacht und auch am Sonntag, wie ich«, sagte er. »Ich habe ihn mehrmals befördert, einzig und allein aufgrund seiner persönlichen Leistungen.«[1]  
Binnen eines Jahres stieg Hoover an die Spitze des Alien Enemy Bureau auf und war damit innerhalb der War Emergency Division zuständig für die Identifizierung und Inhaftierung politisch verdächtiger Ausländer, die in den Vereinigten Staaten lebten. Mit nur dreiundzwanzig Jahren war er für mehr als 6200 in Lagern internierte Deutsche und 450000 weitere verantwortlich, die vom Staat überwacht wurden. Mit vierundzwanzig Jahren wurde ihm die Leitung der neugeschaffenen Radical Division des Justizministeriums übertragen. Er führte die größten Antiterror-Operationen in der Geschichte der Vereinigten Staaten und verfügte die Festnahme tausender als Radikale Verdächtigter überall im Land. Er hatte keine Gewehre und keine Munition. Seine Waffe war die geheimdienstliche Aufklärung.
Hoover verbrachte sein ganzes Leben in Washington, D. C., wo er am Neujahrstag 1895 als jüngstes von vier Kindern geboren wurde. Er war der Sohn und Enkel von Staatsbeamten. Sein Vater Dickerson litt unter Depressionen; eine tiefe Schwermut kostete ihn seine Stelle als Kartograph und trug wahrscheinlich zu seinem frühen Tod bei. Hoover hatte eine fürsorgliche, aber mürrische Mutter, Annie. Er wohnte die ersten 43 Jahre seines Lebens mit ihr in seinem Elternhaus, bis sie starb. Mehreren engen Mitarbeitern vertraute er an, er bleibe Junggeselle aus Angst, an die falsche Frau zu geraten. Eine schlechte Ehe wäre sein Untergang. Hoovers Nichte Margaret Fennell, die mit ihm zusammen aufwuchs und 60 Jahre den Kontakt zu ihm hielt, kannte ihn besser als jeder andere. »Manchmal dachte ich, dass er tatsächlich – ich weiß nicht, wie ich sagen soll – Angst hatte, anderen zu nahe zu kommen«, sagte sie. Wenn er über seine Hingabe zu Gott und seine Treue zu seinem Land hinaus jemals einem Menschen seine Zuneigung zeigte, dann geschah dies ohne Zeugen. Er war sentimental, wenn es um Hunde ging, Menschen gegenüber äußerte er keine Gefühle. Wie es in seinem Innern aussah, blieb selbst seinen nächsten Angehörigen und seinen wenigen guten Freunden ein Rätsel.[2]  
In seiner Jugend lernte Hoover zu exerzieren und formallogisch zu argumentieren. Das Drillteam und der Debattierclub der Central High School waren die Highlights seines Lebens. Der Debattierclub der Central High war der beste in der Stadt und Hoover einer seiner Stars. In der Schulzeitung wurden sein Kampfgeist und seine »kühle, unerbittliche Logik« gelobt. Der Zeitung sagte er nach einem dramatischen Sieg über eine andere College-Mannschaft, das Debattieren sei für ihn »ein praktisches und nutzbringendes Abbild des Lebens«, das »im Grunde genommen nichts anderes ist als das Kräftemessen eines menschlichen Verstandes mit einem anderen.«[3]  
Unmittelbar nach seinem Highschool-Abschluss trat Hoover in den Staatsdienst ein. Sämtliche Regierungsgebäude lagen in seiner Reichweite. Hoovers einstöckiges Wohnhaus war sechs Straßen südöstlich des Capitol Hill, auf dem sich die beiden Kammern von Senat und Repräsentantenhaus mit ihren Kronleuchtern, der gewaltige Tempel des Obersten Gerichtshofs und die Library of Congress mit ihren hohen Deckengewölben und Buntglasfenstern befanden. Pflichtbewusst besuchte Hoover die Sonntagsgottesdienste der presbyterianischen Kirche, doch die Kongressbibliothek war die weltliche Kathedrale seiner Jugend. Die ehrfürchtige Stille im Hauptlesesaal vermittelte das Gefühl, dass alles Wissen verfügbar war, wenn man nur wusste, wo man zu suchen hatte. Die Bibliothek, 1897 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, besaß sämtliche Bücher, die in den Vereinigten Staaten jemals herausgebracht wurden. Sie hatte ein eigenes Katalogsystem, dessen Feinheiten Hoover im Detail kennenlernte, zuerst als Bote, dann als Mitarbeiter in der Titelaufnahme. Mit dem Katalogisieren, dem Einordnen und der Informationssuche verdiente er sich das Geld für sein Studium. Tagsüber arbeitete er in der Bibliothek, am frühen Abend und in den Sommermonaten vormittags studierte er an der George-Washington-Universität, wo er im Juni 1917 sein Juraexamen ablegte. Hoover meldete sich zum Militärdienst, wurde aber nicht eingezogen und ging ins Justizministerium, um an der Heimatfront zu kämpfen.
»Die größte Bedrohung«
Am 6. April 1917, dem Tag, an dem die Vereinigten Staaten in den Ersten Weltkrieg eintraten, unterzeichnete Präsident Woodrow W. Wilson einen Präsidialerlass, mit dem er das Justizministerium ermächtigte, jeden als illoyal eingestuften Ausländer ohne Gerichtsprozess zu verhaften und einzusperren. Er sagte dem amerikanischen Volk, Deutschland habe »unsere arglosen Gemeinden, ja sogar unsere Regierungsbehörden mit Spionen durchsetzt und überall verbrecherische Intrigen angezettelt«.[4]   Damit schürte Wilson die Angst im ganzen Land, und diese Angst war für das Justizministerium eine schwere Bürde. »Nach der Kriegserklärung«, sagte O’Brian, »gab es Leute, die mit einer wahren Terrorherrschaft in Amerika rechneten.«[5]  
Hoover und seine Kollegen brüteten Tag und Nacht in den kleinen, verrauchten Zimmern der Abteilung für Kriegsangelegenheiten und des Alien Enemy Bureau über bruchstückhaften Berichten zur Bedrohung Amerikas durch das Ausland. Sie ähnelten Feuerwehrleuten, die ständig einen Fehlalarm hörten. Wie O’Brian sich erinnerte, standen sie unter »enormem Druck«, konfrontiert mit der Forderung von Politikern und Öffentlichkeit, verdächtige Amerikaner und Ausländer »unterschiedslos zu verfolgen« und »unschädlich zu machen«, oft nur »aufgrund leichtfertiger Gerüchte«.[6]  
Vor dem Anschlag auf Black Tom hatte »die Bevölkerung dieses Landes keinerlei Erfahrungen mit subversiven Aktivitäten«, so O’Brian. »Auch die Regierung war unvorbereitet.« Nach Black Tom wurden den Behörden tausende potentielle Bedrohungen gemeldet. Die amerikanische Führung befürchtete, der Feind könne überall und jederzeit erneut zuschlagen.
Die deutschen Drahtzieher des Anschlags von Black Tom Island waren seit Ausbruch des Ersten Weltkriegs im Sommer 1914 aktiv. Sie wollten Washington infiltrieren und die Wall Street unterminieren, und sie rekrutierten irische und Hindu-Nationalisten für Anschläge auf amerikanische Ziele. Von Mexiko und Kanada aus bereiteten sie verdeckte Operationen gegen die Vereinigten Staaten vor.
Während Hoover Anfang 1915 noch an der Abenduniversität Jura studierte, ergingen an den deutschen Militärattaché in den Vereinigten Staaten, Hauptmann Franz von Papen, geheime Befehle aus Berlin: Er sollte den Kampfeswillen Amerikas untergraben. Von Papen begann, in den Vereinigten Staaten eine Propagandamaschinerie aufzubauen. Die Deutschen sicherten sich die Kontrolle über eine große New Yorker Tageszeitung, die Evening Mail. Über Strohmänner wurden Verhandlungen über den Kauf der Washington Post und der New Yorker Sun geführt. Politische Schieber, korrupte Journalisten und bestechliche Detektive machten mit den Deutschen gemeinsame Sache.[7]  
Doch nach der Torpedierung des britischen Passagierschiffs Lusitania am 7. Mai 1915 durch ein deutsches U-Boot, bei der 1119 Menschen, darunter 274 Amerikaner, ums Leben kamen, kabelte der deutsche Botschafter verdrossen nach Berlin, dass »unsere hiesige Propaganda unter dem Eindruck des Lusitania-Zwischenfalls gänzlich zusammengebrochen ist«.[8]   Die Amerikaner waren empört über den Anschlag auf Zivilisten; das politische und diplomatische Ansehen Deutschlands in den Vereinigten Staaten nahm schweren Schaden. Präsident Wilson ordnete die Überwachung des gesamten deutschen Botschaftspersonals in den Vereinigten Staaten an. Außenminister Robert Lansing ließ die deutschen Diplomaten durch Geheimagenten abhören. Zum Jahresende wurden von Papen und die anderen Attachés ausgewiesen.
Als Hoover ins Justizministerium eintrat, hatte O’Brian gerade einen deutschen Spion, Kapitänleutnant Franz von Rintelen, vor Gericht stellen und verurteilen lassen. Der Fall machte Schlagzeilen. Von Rintelen war wenige Wochen vor der Versenkung der Lusitania mit einem gefälschten Schweizer Pass nach New York gekommen. Auf Befehl der deutschen Heeresführung hatte er eine Truppe aus Seeleuten vom New Yorker Hafen, radikalen irischen Nationalisten, einem zweifelhaften Finanzjongleur und einem versoffenen Kongressabgeordneten rekrutiert, die die amerikanische Kriegsindustrie mit einer Mischung aus faulen Deals und Brandbomben sabotieren sollte. Aber von Rintelen war aus den Vereinigten Staaten geflohen, da er – zu Recht – die Enthüllung seiner Geheimpläne befürchtete. Britische Geheimdienstoffiziere, die die deutschen Depeschen mitlasen, nahmen ihn bei seiner Ankunft in England fest, unterzogen ihn im Tower von London einem kursorischen Verhör und überstellten ihn dann an das US-Justizministerium, damit er in den Vereinigten Staaten vor Gericht gestellt und verurteilt werden konnte.
»So etwas hat Amerika noch nie zuvor erlebt«, sagte Präsident Wilson nach von Rintelens Verhaftung vor dem Kongress. »Bis vor kurzem wäre etwas Derartiges unvorstellbar gewesen. Und weil es unvorstellbar war, haben wir keine Vorkehrungen getroffen.«
Terroristen und Anarchisten seien jetzt »die größte Bedrohung unseres nationalen Friedens und unserer nationalen Sicherheit«, fuhr der Präsident fort. »Diese Kreaturen des Fanatismus, der Illoyalität und der Anarchie müssen vernichtet werden […] Die Hand der Staatsgewalt sollte sich sofort über ihnen schließen.«[9]   J. Edgar Hoover und das FBI wurden zu Werkzeugen dieser Staatsgewalt.




2
Revolution
»Ich glaube an die Macht«, schrieb Präsident Theodore Roosevelt im Juni 1908, als er beschloss, jenes Instrument zu schaffen, aus dem später das FBI hervorgehen sollte. Der amerikanische Präsident besitze »mehr Macht als jeder andere Amtsträger in einer großen Republik oder einer konstitutionellen Monarchie der modernen Zeit«, erklärte er voller Stolz. »Ich habe jedes Quäntchen dieser Macht genutzt.« An der Wende zum 20. Jahrhundert durch den Anschlag eines Anarchisten auf den amtierenden Präsidenten an die Macht gekommen, kämpfte Roosevelt für die Durchsetzung der Demokratie und der politischen Ordnung und für einen Staat, in dem Recht und Gesetz regieren.[10]  
Hervorgegangen aus einer Revolution und der Freiheit verpflichtet, hatte Amerika, vom Bürgerkrieg zerrissen und wiedervereinigt, durch die massive Einwanderung von Menschen auf der Suche nach Freiheit ein neues Gesicht bekommen. An der Wende zum 20. Jahrhundert wurden auch die letzten wilden Territorien im Westen, wo es noch keine staatliche Verwaltung gab, zu US-Bundesstaaten. Die Erschließung der Berge und Wüsten war nahezu beendet. Rund 76 Millionen Menschen lebten damals in den Vereinigten Staaten, mehr als die Hälfte von ihnen in kleinen Städten und Dörfern. Während Amerika um die Zivilisierung seiner Grenzgebiete rang, waren große Landstriche nach wie vor recht- und gesetzlos. U.S. Marshals agierten als Sheriffs und schlossen sich zu Suchtrupps zusammen, stets in Gefahr, von Desperados getötet zu werden.
In den amerikanischen Städten, wo sich Geld und Macht, Erfindergeist und Wissen konzentrierten, platzten die ärmeren Viertel der Einwanderer aus allen Nähten. Der Verheißung von Freiheit und Glück folgend, hatten sie sich in die Neue Welt aufgemacht. Um 1900 erzeugten die amerikanische Industrie und ihre Arbeiter mit fast einem Viertel der globalen Güterproduktion das größte Kapitalvolumen weltweit. Mit dem Aufstieg Amerikas zu einem Giganten wuchs der Einfluss des Unternehmertums gewaltig. Industrie-Tycoone strebten nach der Kontrolle über das Heer von Arbeitern, dem sie ihren Reichtum verdankten. Während Amerika zu einer globalen Macht aufstieg, verstärkte sich mit jeder neuen Einwanderungswelle aus der Alten Welt die Furcht vor einem Umsturz durch ausländische Kräfte. Revolutionäre brachten gefährliche Ideen aus Deutschland, Italien und Russland ins Land. Ihre Flugblätter und ihr Protest richteten sich gegen die politische Ordnung Amerikas. In den Bergwerken, Fabriken und Sweatshops des Landes arbeiteten Menschen, die zuvor unter Königen und Zaren gelebt hatten. Sie hegten den Traum von einer besseren Welt. Die Radikalsten unter ihnen träumten vom Untergang der alten Ordnung und vom Aufstieg eines politischen Utopia, in dem die Verdammten dieser Erde herrschten.
»Die Zeit der großen sozialen Revolutionen ist gekommen«, hatte Roosevelt 1895 geschrieben. Es war das Jahr, in dem er zum Leiter der New Yorker Polizeibehörde ernannt und in dem Hoover geboren wurde. »Wir alle blicken in die Zukunft und versuchen, das Wirken der großen blinden Kräfte vorherzusehen, die von der gewaltigen industriellen Revolution dieses Jahrhunderts entfesselt worden sind. Wir wissen nicht, was wir von den gigantischen Bevölkerungsverschiebungen, dem Wachstum der Städte, der Unruhe und Unzufriedenheit der Massen halten sollen.«[11]  
Eine dieser neu entfesselten, gewaltigen und blinden Kräfte war die Anarchie, die die Grundpfeiler der westlichen Zivilisation zum Einsturz bringen wollte. Anarchisten hatten 1894 den französischen Staatspräsidenten ermordet, 1897 den spanischen Premierminister, 1898 die österreichische Kaiserin, 1900 den italienischen König und 1901 den US-Präsidenten William McKinley. Nach McKinleys gewaltsamem Tod zog Theodore Roosevelt ins Weiße Haus ein und war mit zweiundvierzig Jahren der jüngste Präsident in der amerikanischen Geschichte. In seiner ersten großen Rede vor dem Kongress im Dezember 1901 erklärte er, Anarchie sei »ein Verbrechen gegen die gesamte menschliche Rasse«. Er forderte neue Gesetze, um zu verhindern, dass Personen, die den Sturz der Regierung anstrebten, in den Vereinigten Staaten leben konnten.[12]  
»Diese Leute müssten alle herausgefischt werden«
Präsident Roosevelt hatte die imperiale Macht gekostet und Geschmack daran gefunden. Im Alleingang fasste er den Entschluss, einen großen Kanal durch den panamesischen Dschungel graben zu lassen. Im Alleingang beschloss er, die amerikanische Kriegsflotte um die Welt zu schicken, um die neue militärische Stärke der Vereinigten Staaten zu demonstrieren. Er wusste, dass das Ausland zurückschlagen würde, wenn Amerika seine weltweiten Machtansprüche demonstrieren würde. Doch in den ersten Jahren seiner Präsidentschaft besaß Präsident Roosevelt keine wirkliche Macht, um kriminelle Handlungen gegen die Vereinigten Staaten zu bekämpfen. Sein Justizministerium musste erst lernen, Rechtsstaatlichkeit durchzusetzen.
1870 gegründet, fünf Jahre nach dem Ende des Bürgerkriegs, hatte das Justizministerium mit dem Justizminister an der Spitze die Aufgabe, einer zerrissenen Nation Recht und Ordnung aufzuerlegen. Der Justizminister und sein Stab hatten ein Gebäude bezogen, das eine Straße vom Weißen Haus entfernt lag. Die drei oberen Etagen der Freedman’s Savings Bank – die nach Kanalisation stanken – blieben für das restliche 19. Jahrhundert ihr Domizil. Der Kongress erteilte ihnen die Befugnis, kriminelle Akte gegen die Vereinigten Staaten aufzudecken und strafrechtlich zu verfolgen. Für dieses hohe Ziel stellte er ihnen die beachtliche Summe von 50000 Dollar pro Jahr zur Verfügung, versäumte es aber, entsprechende rechtliche Regelungen zu erlassen.
Vier US-Präsidenten des 19. Jahrhunderts nahmen die Dienste der mächtigsten privaten Detektivagentur des Landes in Anspruch, der Pinkerton National Detective Agency: für polizeiliche und geheimdienstliche Aufgaben und als Instrument des politischen Kampfes. »Ich war immer dagegen, Detektive zu beauftragen und zu bezahlen«, schrieb Justizminister Benjamin Brewster 1884. Er tat es trotzdem.[13]  
Der Gründer der Agentur, Allan Pinkerton, hatte im Bürgerkrieg Spionageaufträge durchgeführt und für Präsident Abraham Lincoln den Secret Service aufgebaut. Seine Detektive übernahmen Spitzeldienste für Eisenbahn- und Stahlmagnaten, betätigten sich als Streikbrecher und schlugen Arbeiterführern den Schädel ein. Sie bezahlten Informanten, deren Identität durch Decknamen geschützt war. Sie schreckten nicht davor zurück, Beweise zu manipulieren, Dokumente zu stehlen und das Gesetz zu brechen, um dem Gesetz Geltung zu verschaffen, oder im Namen der öffentlichen Ordnung Gewalt anzuwenden. 1892, nachdem bei einer Eskalation in der Carnegie Steel Company in Homestead, Pennsylvania, drei von Pinkertons Agenten und fünf Arbeiter ums Leben gekommen waren, untersagte der Kongress der Regierung die weitere Zusammenarbeit mit dieser Firma. Das Weiße Haus musste jetzt ohne die Erfahrungen, Gerissenheit und rohe Gewalt der Privatdetektive auskommen.
Nach McKinleys Ermordung schlug einer von Pinkertons Leuten vor, eine neue staatliche Behörde zu gründen, die sich dem Kampf gegen Amerikas Radikale widmen sollte. »Diese Leute müssten alle herausgefischt und permanent überwacht werden«, schrieb Robert A. Pinkerton.[14]   1903, mit neuen Gesetzen, die Anarchisten den Aufenthalt in den Vereinigten Staaten untersagten, begannen das Justiz- und das Arbeitsministerium, Geheimdossiers über ausländische Radikale anzulegen.
Der Republikaner Roosevelt wollte Plutokraten wie Anarchisten bekämpfen. Die rücksichtslose Ausbeutung von staatlichem Land zur Gewinnung von Öl, Kohle, Mineralien und Holz bestürzte Roosevelt, den Gründer der amerikanischen Nationalparks. Kriminelle Geschäftemacher teilten öffentliches Eigentum untereinander auf und zahlten den Politikern Bestechungsgelder, damit diese ihre betrügerischen Machenschaften deckten. Ihre Waffe, mit der sie Millionen Hektar Land plünderten, die letzten noch unerschlossenen Gebiete Amerikas, waren Tausend-Dollar-Scheine.
Eine bundesstaatliche Untersuchung unter Mitwirkung des Geheimagenten William J. Burns hatte 1905 zur Anklage und Verurteilung von Senator John H. Mitchell und dem Abgeordneten John H. Williamson, beide aus Oregon, geführt. Die beiden Republikaner waren mitverantwortlich für die rücksichtslose Abholzung der großen Wälder des Kaskadengebirges. In ihrem Leitartikel traf eine Zeitung aus Oregon die zutreffende Einschätzung, Burns und seine Fahnder von der Regierung hätten sich der »Methoden russischer Spione und Detektive« bedient. Der Senator starb während des Berufungsverfahrens. Die Verurteilung des Kongressabgeordneten wurde vom Obersten Gerichtshof wegen Burns’ »unerhörter Vorgehensweise« aufgehoben, unter anderem wegen seiner dreisten Beeinflussung von Geschworenen und Zeugen. Burns quittierte den Staatsdienst und wurde als Detektiv amerikaweit bekannt für sein Geschick beim Abhören von Telefonen und bei der Installation von Wanzen in Hotelzimmern. Burns wurde schließlich Hoovers Vorgesetzter beim FBI.[15]  
Die Ausplünderung unerschlossenen Landes durch Betrüger und Spekulanten ging jedoch auch nach der Verurteilung von Mitchell und Williamson ungehindert weiter. Der Präsident war außer sich. »Roosevelt versicherte in seiner gewohnt dynamischen Art, die Plünderer öffentlichen Landbesitzes würden strafrechtlich verfolgt und vor Gericht gestellt«, heißt es 1943 in einem Memorandum von Special Agent Louis Findlay, der 1911 ins FBI eintrat. Sein Memorandum an Hoover ist ein einzigartiges Zeugnis für die Ursprünge des FBI, die von seinen Schöpfern aus gutem Grund im Dunkeln gehalten wurden.[16]   »Roosevelt bestellte Justizminister Charles J. Bonaparte ins Weiße Haus, teilte ihm mit, er wünsche eine konsequente Strafverfolgung der betrügerischen Landverkäufe, und ordnete an, ihm das zur Aufklärung notwendige Fahndungspersonal zur Verfügung zu stellen.«
Justizminister Bonaparte, einer der wenigen amerikanischen Blaublütigen, war der Großneffe Kaiser Napoleons I., ein Enkel des Königs von Westfalen und ein enger Freund und Berater Theodore Roosevelts. Beide waren fortschrittliche Aristokraten, Reformer und Moralisten. Beide befürworteten die besonnene Anwendung von Gewalt im Namen von Recht und Gesetz. Roosevelt wollte die Streikenden Schlagstock und Keule spüren lassen; Bonaparte war überzeugt, der Einsatz von Gewalt seitens der Ordnungshüter könne der Aufrechterhaltung der sozialen Ordnung dienen.
Bonaparte forderte vom US-Geheimdienst geschultes Personal an, um die notwendigen Ermittlungen vorschriftsmäßig durchzuführen, und erhielt eine große Truppe von Leuten, die zur Untersuchung der betrügerischen Landverkäufe losgeschickt wurden, erinnerte sich Findlay. Der Präsident war unzufrieden: »Er teilte Mr Bonaparte in der für Präsident Roosevelt typischen emphatischen Sprache mit, der Bericht sei beschönigend. Er wolle die Fakten, alle Fakten, die wahren Fakten, und falls es etwas zu beschönigen gebe, werde er das selbst erledigen«, heißt es in dem Bericht.
»Präsident Roosevelt beauftragte Bonaparte, eine Untersuchungsbehörde innerhalb des Justizministeriums einzurichten, die keinem anderen Ministerium und keiner anderen Behörde unterstellt und einzig und allein dem Justizminister gegenüber rechenschaftspflichtig ist.« Die Order des Präsidenten »führte zur Schaffung des Bureau of Investigation«.
Laut Gesetz musste der Justizminister das Repräsentantenhaus und den Senat bitten, diese Behörde ins Leben zu rufen. »Das Justizministerium verfügt über kein Vollzugsorgan und hat insbesondere keine ständige Polizeieinheit unter seiner unmittelbaren Kontrolle«, schrieb Bonaparte an den Kongress. Damit sei es »zur Erfüllung seiner Aufgaben sicherlich nicht im vollem Umfang gerüstet«.[17]   Er ersuchte in aller Form um die finanziellen Mittel und die Erlaubnis zur Bildung »einer kleinen, sorgfältig ausgewählten und erfahrenen Einheit.«
Dieses Gesuch lehnte der Kongress am 27. Mai 1908 nachdrücklich ab. Er befürchtete, der Präsident wolle eine amerikanische Geheimpolizei aufbauen. Diese Angst war nicht unbegründet, hatte doch der Präsident schon in der Vergangenheit Privatdetektive als politische Spitzel eingesetzt.
»Das amerikanische Staatsverständnis«, so der demokratische Abgeordnete Joseph Swagar Sherley aus Kentucky, verbiete es, »Menschen zu bespitzeln und in dem herumzuschnüffeln, was man ihre Privatangelegenheiten nennt«. Auch der republikanische Abgeordnete und spätere Berufungsrichter an einem Bundesgericht Walter I. Smith aus Iowa lehnte die Schaffung eines »Spionagesystems« in Amerika entschieden ab. Der demokratische Abgeordnete John J. Fitzgerald aus New York warnte vor »einem zentralen Polizei- oder Bespitzelungssystem der Bundesregierung«. Der republikanische Abgeordnete George E. Waldo, gleichfalls aus New York, sagte, es wäre »ein schwerer Schlag für die Freiheit und die freiheitlichen Institutionen, wenn in diesem Land eine so große zentrale Geheimdienstbehörde wie in Russland entstünde«.[18]  
Der Kongress untersagte es dem Justizministerium, auch nur einen Penny für Bonapartes Projekt auszugeben. Der Justizminister umging dieses Verbot. Sein Manöver mochte ein Rechtsbruch sein, doch es entsprach dem Geist des Präsidenten.
Theodore Roosevelt war im Zweifelsfall willens, sich über die Traditionen des amerikanischen Rechts und der amerikanischen Politik hinwegzusetzen, »bereit, die Verfassung in den Hinterhof zu kicken, wann immer sie ihm in die Quere kommt«, wie Mark Twain sich ausdrückte. Das FBI verdankte seine Entstehung dieser dreisten Missachtung aller rechtlichen und verfassungsmäßigen Gepflogenheiten.[19]  
»Der Justizminister weiß oder sollte wissen«
Bonaparte wartete die Sitzungspause des Kongresses Ende Juni ab. Dann entnahm er dem Budget des Justizministeriums Gelder, um acht erfahrene Geheimagenten als feste Ermittler zu beschäftigen. Am 26. Juli 1908 unterzeichnete Bonaparte die offizielle Weisung zur Schaffung einer neuen Ermittlungsabteilung mit 34 »Special Agents«. Er musste das Geld und die Leute, die der Präsident gefordert hatte, erbetteln, leihen oder stehlen. Zum ersten Leiter des Bureau of Investigation ernannte er Stanley W. Finch, einen Buchhalter, der zu diesem Zeitpunkt in Washington noch nicht als Jurist zugelassen war.[20]  
»Die Schwierigkeiten bei der Rekrutierung einer vertrauenswürdigen und effizienten Detektiveinheit [sind] beträchtlich«, warnte Bonaparte den Präsidenten. Diese Einheit müsse »sich im Milieu von Kriminellen bewegen, und die Mitarbeiter sind häufig gezwungen, Personen von äußerst niedrigen moralischen Maßstäben zu treffen und sich bei ihrer Tätigkeit ihrer zu bedienen.« Detektive seien »oft versucht, den erwünschten Beweis zu manipulieren«, sagte Bonaparte. Der Justizminister sei derjenige, der für ihre Tätigkeit »von Rechts wegen die Verantwortung zu tragen« habe.[21]  
Der Kongress wurde über die Schaffung des Bureau of Investigation erst im Nachhinein informiert: im Dezember 1908, mit ein paar dürren Zeilen in Bonapartes Jahresbericht über die Tätigkeit des Justizministeriums. »Für das Ministerium war es notwendig geworden, eine eigene Special-Agents-Einheit zu schaffen«, schrieb er. »Es war ein ungewollter Schritt seitens dieses Ministeriums.« Damit verschleierte er die Wahrheit, denn die Schaffung der Behörde war vom Präsidenten angeordnet worden.
Bonaparte versicherte dem Kongress, das Bureau sei keine Geheimpolizei und werde nicht zur politischen Überwachung eingesetzt. Es stehe über der Politik. Der Justizminister als der oberste Strafvollstreckungsbeamte befehlige und überwache die Agenten dieser Behörde. »Der Justizminister weiß oder sollte jederzeit wissen, was sie tun«, versprach er.[22]  
Die große Kluft zwischen »weiß« und »sollte wissen« wurde zu einem gefährlichen Abgrund, als J. Edgar Hoover an die Macht kam.
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Verräter
Am 1. August 1919 wurde Hoover Leiter der neugeschaffenen Radical Division des Justizministeriums und besaß damit eine in der Regierung der Vereinigten Staaten einzigartige Machtfülle.
Hunderte von Agenten und Informanten, die für das Bureau of Investigation tätig waren, standen unter seiner Kontrolle. Unter dem Vorwurf des politischen Umsturzes konnte er so gut wie jeden festnehmen lassen. Er initiierte eine landesweite Kampagne der politischen Kriegsführung gegen die Staatsfeinde. Er war immer noch erst vierundzwanzig Jahre alt.
In den zwei Jahren, seitdem Hoover im Staatsdienst war, hatten die Vereinigten Staaten militärische Schlachten gekämpft und gewonnen. Jetzt führten sie einen politischen Krieg gegen den Feind an der Heimatfront.
Seit Beginn des Ersten Weltkriegs hatten das Justizministerium und das Bureau of Investigation ihre Macht gegen Amerikaner und gegen Ausländer eingesetzt. Präsident Wilson hatte gewarnt, »nichtswürdige Spione und Verschwörer« hätten »in unserem Land Aufruhr gestiftet«.[23]   Er betonte, »viele aus unserem eigenen Volk« seien von ausländischen Agenten »verführt« worden. Die amerikanischen Staatsbürger, die sich gegen den Krieg stellten, warnte er, seien faktisch feindliche Kombattanten. »Wehe dem, der allein oder im Verein mit anderen uns in den Weg zu treten sucht«, erklärte Wilson.
Die Vorgehensweise bei Massenfestnahmen und Internierungen hatte sich Hoover in seinen ersten fünf Jahren im Justizministerium angeeignet. Am Tag des Kriegseintritts verfügte das Justizministerium über eine Liste mit 1400 politisch verdächtigen Deutschen, die in den Vereinigten Staaten lebten. 98 Personen wurden sofort ins Gefängnis gesteckt, 1172 wurden als Bedrohung der nationalen Sicherheit betrachtet und konnten jederzeit verhaftet werden. Sie waren die ersten politischen Verdächtigen, für die Hoover im Justizministerium zuständig war.
Das Bureau hatte unter Berufung auf das Spionagegesetz von 1917 das erste Überwachungsprogramm der amerikanischen Geschichte in Gang gesetzt. Radikale wurden verfolgt, Telefone abgehört und Briefe geöffnet. Nach dem Spionagegesetz konnten der Besitz und die Verbreitung von Informationen, die die Sicherheit Amerikas gefährdeten, mit dem Tod bestraft werden. Eine Gefängnisstrafe hatte zu erwarten, wer illoyale Gedanken »äußerte, druckte, schrieb oder veröffentlichte«. Insgesamt 1055 Personen wurden nach dem Spionagegesetz verurteilt. Unter ihnen befand sich nicht ein einziger Spion. Die meisten waren politisch Andersdenkende, die den Krieg ablehnten. Ihr Verbrechen waren Worte, nicht Taten.
Rose Pastor Stokes, eine mit einem amerikanischen Millionär und Sozialisten verheiratete russische Immigrantin, wurde nach dem Spionagegesetz zu zehn Jahren Haft verurteilt, weil sie gesagt hatte, »eine Regierung, die für die Profiteure« sei, könne »nicht gleichzeitig für das Volk sein«. Eugene V. Debs, der Vorsitzende der amerikanischen Sozialistischen Partei, wurde verurteilt, weil er sich gegen ihre Verurteilung ausgesprochen hatte. Debs hatte als Wilsons Gegenkandidat fast eine Million Wählerstimmen gewonnen, doch seinen nächsten Präsidentschaftswahlkampf sollte er vom Gefängnis aus führen.
»Ich glaube an das Recht auf freie Meinungsäußerung, im Krieg wie im Frieden«, sagte Debs vor Gericht. »Wenn das Spionagegesetz bestehen bleibt, bedeutet das den Tod der Verfassung der Vereinigten Staaten.« Sein Ankläger Edwin Wertz vom Justizministerium konterte, Debs sei eine Gefahr für die Gesellschaft, weil seine Worte den Geist der Amerikaner entflammten. »Wenn er freikäme, könnte jedermann in ein voll besetztes Theater spazieren […] und ›Feuer‹ rufen, obwohl gar kein Feuer ausgebrochen ist.« Der Oberste Gerichtshof bestätigte einstimmig das Urteil der zehnjährigen Haftstrafe. Richter Oliver Wendell Holmes, der berühmteste Jurist Amerikas, schrieb, die Sozialisten hätten Worte benutzt, »die eine gewalttätige Wirkung« entfalten konnten. Sie stellten eine »klare und akute Gefahr« für das Land dar.[24]  
Als der Krieg andauerte, forderte Senator Lee Overman, ein Republikaner aus North Carolina und prominentes Mitglied des Rechtsausschusses des Senats, der das Justizministerium überwachte, ein härteres Vorgehen des Bureaus gegen »Verräter, Schurken und Spione«.[25]  
Der Senator warnte, 100000 ausländische Agenten würden die Vereinigten Staaten ausspionieren. Unter Berufung auf das Bureau verdoppelte und vervierfachte er die Zahl nach Lust und Laune – an einem Tag waren es 200000, am nächsten 400000.
Justizminister Thomas Gregory schrieb an einen Staatsanwalt im Justizministerium: »Es herrscht im Land eine ziemliche Hysterie bezüglich deutscher Spione. Wenn Sie so freundlich wären, sie mir einzeln oder im Dutzend zu schicken, werde ich Sie für Ihre Mühe belohnen. Wir sind ständig auf der Suche nach ihnen, aber es ist etwas schwierig, sie zu erschießen, bevor man sie gefunden hat.«[26]  
Die Jagd auf ausländische Spione war ein fruchtloses Unterfangen. Heer und Marine, Außenministerium und Secret Service, U.S. Marshals und Polizeieinheiten in Großstädten rangelten mit dem Bureau of Investigation um Kompetenzen. Das Bureau stellte fest, dass es eine »enorme Überlappung von Ermittlungsaktivitäten zwischen den verschiedenen Behörden« gab, »deren gemeinsames Ziel es war, den Krieg zu gewinnen«, erinnerte sich der Agent Francis X. Donnell. »Es war nicht unüblich, dass ein Agent des Bureau im Verlauf seiner Untersuchung jemanden aufsuchte, um dann festzustellen, dass sechs oder sieben andere Regierungsbehörden diese Person in derselben Angelegenheit schon befragt hatten.«[27]  
An der Jagd konnte sich jeder beteiligen. Justizminister Gregory und A. Bruce Bielaski, der Leiter des Bureau of Investigation während der Kriegszeit, unterstützten Unternehmer im ganzen Land, die die ultrapatriotische American Protective League (APL) finanzierten – Gangs, bestehend aus amerikanischen Staatsbürgern, die als subversiv Verdächtigte ausspionierten. Sie waren als Suchtrupps unterwegs und trugen Erkennungsmarken, die sie als Angehörige eines »Geheimdienstes« auswiesen. In ihrer Spitzenzeit hatte die APL 300000 Mitglieder. Die Eifrigsten unter ihnen verübten Einbrüche und verprügelten ihre amerikanischen Landsleute im Namen von Recht und Gesetz und der amerikanischen Flagge. Die Gerüchte, Verdächtigungen und Unterstellungen, die sie zusammentrugen, füllten die Akten des Bureau of Investigation.[28]  
Präsident Wilsons Schwiegersohn, Finanzminister William G. McAdoo, warnte den Präsidenten, das Bündnis mit der American Protective League berge »die sehr ernste Gefahr von Missverständnissen, Verwirrung und sogar Betrug«. Das gab dem Präsidenten zu denken. Wilson fragte Justizminister Gregory, ob diese Vigilanten wirklich die besten Kräfte seien, die Amerika aufzubieten habe. Die Tätigkeit einer solchen Organisation in den Vereinigten Staaten sei »sehr gefährlich, und ich frage mich, ob es eine Möglichkeit gibt, sie aufzuhalten«, sagte Wilson. Er wisse, dass es »ein Versäumnis« sei, gegen das Chaos in den Regierungsbehörden »kein Mittel gesucht zu haben«. Gleichzeitig aber hegte er »immer noch Zweifel, welches das beste Mittel« war.[29]  
Justizminister Gregory wusste eine Antwort. Während die Suchscheinwerfer über Amerika hinwegglitten und die Warnsirenen immer lauter heulten, setzte er das Bureau of Investigation als politische Kampftruppe ein.
Das Bureau führte während des Krieges zwei große politische Angriffe. Am stärksten betroffen waren die Industrial Workers of the World (IWW), eine linke Gewerkschaftsbewegung mit 100000 Mitgliedern in den Vereinigten Staaten. Die IWW hatten eine Antikriegsresolution verabschiedet, deren Sprache allein eine politische Straftat nach dem Spionageakt war. Der Justizminister wollte die IWW aus dem Verkehr ziehen. Präsident Wilson stimmte aus tiefstem Herzen zu. Die New York Times meinte, die Wortführer der Organisation seien »effektiv und vielleicht auch faktisch Agenten Deutschlands«, und stellte die Theorie auf, die Deutschen finanzierten die IWW, um die amerikanische Industrie zu unterminieren. Die Zeitung schlug vor, die »Bundesbehörden sollten mit diesen verräterischen Verschwörern kurzen Prozess machen«. Agenten des Bureau of Investigation und Mitglieder der American Protective League schlugen in 24 Städten überall in Amerika die Türen von Büros, Wohnhäusern und Versammlungssälen der IWW ein, nahmen tonnenweise Unterlagen mit und verhafteten hunderte Verdächtige. In drei Massenprozessen wurden 165 Führer der IWW nach dem Spionagegesetz zu Haftstrafen von bis zu 20 Jahren verurteilt.[30]  
Politiker und Öffentlichkeit begrüßten die Verhaftungen. Der Ruf nach Gefängnisstrafen für Verräter, Schurken und Spione erscholl von den Kirchenkanzeln und kam von den Legislativorganen der einzelnen Bundesstaaten. Der Justizminister hatte leichtes Spiel. Im Frühjahr und Sommer 1918 ermächtigte er das Bureau of Investigation, die »Drückeberger« zu jagen, die sich für den Militärdienst nicht hatten registrieren lassen.
Die größte Razzia begann am 3. September und dauerte drei Tage. Es war die ehrgeizigste Operation in der bislang zehnjährigen Geschichte des Bureau of Investigation. 35 Agenten arbeiteten unter Leitung von Charles de Woody, dem Chef des New Yorker Büros der Behörde. Sie wurden von rund 2000 Mitgliedern der American Protective League, von 2350 Soldaten des Heeres und der Marine und von mindestens 200 Polizeibeamten unterstützt. Sie durchstreiften nach Einbruch der Dunkelheit die Straßen von Manhattan und Brooklyn, setzten mit der Fähre über den Hudson und schwärmten in Newark und Jersey City aus. Bei der Aktion wurden zwischen 50000 und 65000 Personen festgenommen. Die Agenten verhafteten die Verdächtigen mitten auf der Straße, holten sie aus Restaurants, Bars und Hotels und steckten sie in die Kreisgefängnisse und die Zeughäuser der Nationalgarde. Über 1500 Kriegsdienstverweigerer und Deserteure wurden aufgespürt, zehntausende jedoch unschuldig verhaftet und eingesperrt. Als Justizminister Gregory versuchte, sich von den Razzien zu distanzieren, machte ihm de Woody einen Strich durch die Rechnung.
»Ich lasse mich nicht zum Sündenbock machen«, sagte er herausfordernd. »Alles, was ich im Rahmen dieser Razzia getan habe, habe ich unter der Regie des Justizministers und des Direktors des Bureau of Investigation getan.«[31]  
Das politische Gewitter wegen der unbegründeten Festnahmen und Inhaftierungen so vieler Menschen verzog sich rasch. Doch Justizminister Gregory und der Direktor des Bureau Bielaski traten wenig später zurück. Ihr Name und ihre Reputation sind verblasst, ihr Vermächtnis jedoch wurde von Hoover weitergeführt.
»Die schwerwiegendste Bedrohung für dieses Land«
In den letzten Wochen des Ersten Weltkriegs beherrschte die Angst vor den Kommunisten die amerikanische Regierung.
Präsident Wilson schickte 14000 amerikanische Soldaten zum Kampf gegen die bolschewistischen Revolutionäre in die Eiseskälte der russischen Frontlinien. Sie kämpften immer noch, als in Europa am 11. November 1918 die Waffen schwiegen. In der ersten Schlacht Amerikas gegen den Kommunismus wurde mit scharfer Munition geschossen.
Der Präsident führte auch einen politischen Kampf gegen Russlands Radikale. Zum Entsetzen seiner Spitzenberater genehmigte Wilson persönlich die Veröffentlichung von Geheimdossiers, die belegen sollten, dass die Führer der russischen Oktoberrevolution von der deutschen Regierung bezahlte Agenten waren. Die Dokumente waren von einem von Wilsons Propagandaexperten ins Weiße Haus geschickt worden, der glaubte, damit den »größten Coup der Geschichte« gelandet zu haben. Der Präsident konsultierte niemanden in der Frage ihrer Echtheit. Es waren Fälschungen, plumpe Fälschungen, die ein zaristischer Betrüger an einen leichtgläubigen Amerikaner verkauft hatte, doch sie veränderten die politische Debatte in Amerika.[32]  
Auch der Kongress schloss sich jetzt dem Krieg gegen den Kommunismus an. Im Januar 1919 begannen im US-Senat die Anhörungen zur kommunistischen Bedrohung unter dem Vorsitz von Senator Lee Overman vom Rechtsausschuss. Das Justizministerium gewährte Senator Overman uneingeschränkten Zugang zu den Unterlagen des Bureau of Investigation. Im Gegenzug stellte sein Ausschuss dem Bureau Abschriften sämtlicher Berichte aus allen anderen Regierungsbehörden zur Verfügung, die sich in seinem Besitz befanden. Diese Dokumente bildeten den Grundstein für J. Edgar Hoovers Karriere.
Die Zeugenaussage des New Yorker Anwalts Archibald Stevenson, eines selbsternannten Sowjetexperten, verdeutlicht den Ton dieser Anhörungen.
»Der Plan ist also, eine Regierung innerhalb dieser Regierung zu bilden?«, fragte Senator Overman. »Und diese Regierung zu stürzen?«
»Genau«, sagte Stevenson.
»Und Sie glauben, dass die Bewegung in diesem Land ständig wächst?«
Stevenson bejahte und sagte, es sei »heute die schwerwiegendste Bedrohung für dieses Land«.
»Können Sie uns sagen, was man dagegen tun kann?«, fragte der Senator.
»Die ausländischen Agitatoren sollten ausgewiesen werden«, sagte er, und »amerikanische Staatsbürger, die die Revolution befürworten, sollten bestraft werden.« Das Justizministerium und das Bureau of Investigation sollten allen in Amerika Fingerabdrücke abnehmen. Amerikanische Staatsbürger und Ausländer gleichermaßen sollten verpflichtet werden, einen Personalausweis bei sich zu tragen.
Abschließend sagte Senator Overman, es sei höchste Zeit, dass »diese Aussage dem amerikanischen Volk bekannt wird, damit es erfährt, was in diesem Land vor sich geht.«
Im Senat wuchs die Angst vor einer kommunistischen Gefahr, doch in der Bevölkerung schwand der für den Weltkrieg mobilisierte Kampfgeist zusehends. Neun Millionen Amerikaner, die in der Kriegsindustrie gearbeitet hatten, wurden entlassen. Sie fanden nur schwer einen neuen Arbeitsplatz, und das Geld reichte hinten und vorne nicht, denn die Lebenshaltungskosten hatten sich seit Kriegsbeginn fast verdoppelt. Während vier Millionen US-Soldaten nach Hause zurückkamen, gingen vier Millionen amerikanische Arbeiter in den Streik. Eine solche Konfrontation zwischen den Arbeitern und den Bossen hatten die Vereinigten Staaten noch nie erlebt. Für die Hüter von Recht und Ordnung steckten hinter alldem die Kommunisten.
Am 21. Januar 1919, dem Tag der ersten Anhörung zur kommunistischen Bedrohung im Senat, legten 35000 Werftarbeiter in Seattle die Arbeit nieder. Der Aufstand wurde von Bundessoldaten niedergeschlagen, aber die Streikbereitschaft wuchs im ganzen Land: in den Kohlebergwerken und Stahlwerken, unter den Textilarbeitern und Telefonisten sowie bei den Polizisten von Boston. Hunderte und aberhunderte Streiks streuten Sand ins Getriebe der amerikanischen Industrie. Die Angst vor einer politischen und wirtschaftlichen Krise nahm im ganzen Land zu.
Das Weiße Haus blieb verlassen zurück, als Präsident Wilson an Bord der USS George Washington den Atlantik überquerte, um Kriegen ein für alle Mal ein Ende zu setzen. Er und seine engsten Berater gingen nach Frankreich, um seinen Traum von einer League of Nations zu verwirklichen, einem globalen Bündnis, das den Frieden sichern sollte. Wilson nannte es einen »Bund«; seine ganze Mission hatte etwas Messianisches. Seine Kriegsverbündeten England und Frankreich fanden Wilson unerträglich scheinheilig. Ihr Interesse galt der Bestrafung Deutschlands und nicht dem Aufbau einer neuen Welt auf der Grundlage von Wilsons Visionen.
Ohne einen Friedensvertrag standen die Vereinigten Staaten immer noch im Krieg mit dem Ausland. Und ohne den Präsidenten im Weißen Haus hatte das Land niemanden, der den Krieg im eigenen Land führte.
Wilson war vom 4. Dezember 1918 bis zum 24. Februar 1919 fern der Vereinigten Staaten. Neun Tage nach seiner Rückkehr brach er erneut nach Frankreich auf und blieb vier Monate. Am Tag, an dem er sich zum zweiten Mal einschiffte, ernannte er einen alten politischen Verbündeten zum neuen Justizminister.
A. Mitchell Palmer, ein stattlicher, siebenundvierzig Jahre alter dreimaliger Kongressabgeordneter aus Pennsylvania, war ein pazifistischer Quäker und ein gewandter Redner, flexibel in seinen Grundsätzen und mit großen Ambitionen. Ein hochrangiges Mitglied des Democratic National Committee, der landesweiten Organisation der Demokratischen Partei, war er beim Nominierungsparteitag der Demokraten 1912 Wilsons Wahlkampfmanager gewesen. 1918 hatte er das Alien Property Office (das »Amt für Feindvermögen«) des Justizministeriums nach Gutsherrenart geleitet und Freunden und Unterstützern beschlagnahmtes deutsches Vermögen und Patente im Wert von Millionen Dollar übertragen. Jetzt ergriff er die Chance, die Leitung des Justizministeriums zu übernehmen.
Palmer hatte ein großes Ziel vor Augen. Er träumte davon, der nächste Präsident der Vereinigten Staaten zu werden.
»Wir werden euch in die Luft sprengen!«
Ende April 1919 wurden sechsunddreißig braune Packpapierpakete mit Dynamit von der Post befördert. Sie waren Teil des größten politischen Mordkomplotts in der Geschichte der Vereinigten Staaten.
Am 29. April erreichte die erste Bombe das Haus von Thomas W. Hardwick in Atlanta, der soeben seinen Sitz als US-Senator für Georgia aufgegeben hatte. Hardwick hatte sich für den Anarchist Exclusion Act, das Anarchistenausschlussgesetz, starkgemacht, das die Deportation radikaler Ausländer erlaubte. Die Bombe riss seiner Haushälterin die Hände ab.
Keines der Pakete erreichte das designierte Opfer. Ein Postbediensteter in New York entdeckte im Regal für Nachporto 16 dieser Briefbomben: Die Attentäter hatten die Pakete nicht ausreichend frankiert. Die potentiellen Mörder, offenkundig halbe Analphabeten, hatten die Namen einiger Empfänger falsch geschrieben. Doch die Liste der mutmaßlichen Anschlagsopfer war ausgeklügelt.
Ganz oben stand Justizminister Palmer, gefolgt von Oliver Wendell Holmes, dem Richter am Obersten Gerichtshof, und von Richter Kenesaw Mountain Landis, der mehr als hundert Urteile nach dem Spionagegesetz gefällt hatte. Auch fünf Kongressabgeordnete standen auf der Todesliste, unter ihnen Senator Overman; weiterhin der Arbeitsminister und der Einwanderungsbeauftragte, die beide für Ausweisungen nach dem Anarchist Exclusion Act verantwortlich waren, sowie der Bürgermeister und der Chef der New Yorker Polizei. Am prominentesten waren die führenden Bankiers John D. Rockefeller und J. P. Morgan. Am wenigsten bekannt war der Agent des Bureau of Investigation Rayme Finch, ein dicklicher Neunundzwanzigjähriger mit Halbglatze.
Finch hatte monatelang Mitglieder einer Gruppe italienischer Anarchisten gejagt, deren Anführer Luigi Galleani war, der Gründer der anarchistischen Zeitung Cronaca sovversiva. Rund 50 seiner Anhänger nahmen seinen Aufruf zur blutigen Revolution, zu politischen Attentaten und Sprengstoffanschlägen wörtlich, um Angst und Schrecken unter der herrschenden Klasse zu verbreiten. Gebildetere Revolutionäre zogen einen klaren Trennstrich zwischen der Propaganda des Worts und der Propaganda der Tat. Galleani war ein Mann der Tat.
Finch und eine Handvoll seiner Kollegen im Bureau of Investigation hatten eine Spur vom Ohio-Tal bis zum Atlantik verfolgt, was an einem Tag im Februar 1918 mit einer Razzia gegen das Büro der Cronaca sovversiva in Lynn, Massachusetts, endete. Die Razzia führte zu Galleanis Verhaftung und ein Jahr später zu einem Gerichtsbeschluss, der die Deportation Galleanis und acht seiner engsten Gefolgsleute nach dem neuen Anarchistenausschlussgesetz vorsah. Ende Januar 1919 ging Galleani in die letzte Berufung, als in den Textilstädten von Massachusetts und Connecticut ein Flugblatt erschien, das von den »amerikanischen Anarchisten« unterzeichnet war. Es kündigte einen »Blut- und Feuersturm« an.
»Die Deportation wird nicht verhindern, dass der Sturm diese Ufer erreicht«, hieß es darin. »Deportiert uns! Wir werden euch in die Luft sprengen!«
In der Nacht zum 2. Juli 1919 gingen in sieben Städten neun weitere Bomben hoch. Auch diesmal überlebten die Personen, die Ziel der Anschläge hätten werden sollen, unter ihnen ein New Yorker Stadtrichter. Ein Nachtwächter, der auf der Straße unterwegs war, wurde getötet. In Cleveland sollte der Bürgermeister, in Pittsburgh ein Richter an einem Bundesgericht und ein Einwanderungsinspektor getötet werden; in Boston ein Bezirksrichter und ein Abgeordneter. In Philadelphia zerstörten die Attentäter eine Kirche, in Paterson, New Jersey, das Haus eines Geschäftsmanns.
In Washington, D. C., sprengte sich ein junger Mann vor Justizminister Palmers Haus in die Luft. Die Explosion erschütterte die eleganten Stadthäuser in dieser Straße, als der siebenunddreißigjährige Staatssekretär im Marineministerium, Franklin Delano Roosevelt, am späten Abend mit seiner Frau Eleanor von einem Essen nach Hause zurückkehrte. Die Fensterscheiben auf der Vorderseite ihres Hauses in 2131 R Street in Washington wurden zerschmettert. Auf der gegenüberliegenden Straßenseite stand Justizminister Palmer in den Trümmern seines Wohnzimmers. Die Fassade seines Hauses war stark beschädigt.
Die Gehsteige waren mit Glassplittern, abgerissenen Ästen, Fleisch- und Knochenstücken übersät. Es dauerte lange, um zu ermitteln, dass es sich bei den ringsum verstreuten Körperteilen aller Wahrscheinlichkeit nach um die sterblichen Überreste des dreiundzwanzigjährigen Einwanderers Carlo Valdinoci handelte, des Verlegers der Cronaca sovversiva.
Exemplare einer neuen Schmähschrift gegen die Regierung, auf rosa Papier gedruckt, flatterten in den Trümmern. »Es herrscht Krieg, ein Krieg zwischen den Klassen, und ihr habt ihn begonnen unter dem Deckmantel der mächtigen Institutionen, die ihr Ordnung nennt, in der Dunkelheit eurer Gesetze«, hieß es darin. »Es wird Blut fließen; wir werden uns nicht drücken; es wird Morde geben müssen; wir werden töten, weil es notwendig ist; es wird Zerstörung geben müssen; wir werden zerstören, um die Welt von euren tyrannischen Institutionen zu befreien.« Unterzeichnet war das Pamphlet mit »Die anarchistischen Kämpfer«.
»Das Feuer der Revolution«
Die Außenstellen des Bureau of Investigation in Boston und Pittsburgh berichteten als Erste, dass Moskau hinter den Anschlägen stecke.
Palmer ging davon aus, dass die Roten dafür verantwortlich waren. Er war in derselben Woche Justizminister geworden, in der die Sowjets die Komintern gründeten, die Kommunistische Internationale. Lenin kündigte an, die Bewegung ziele auf den Umsturz der bestehenden Weltordnung, und forderte die Amerikaner offen auf, sich ihr anzuschließen.
Am Morgen des 3. Juni empfing Palmer in den Trümmern seiner Bibliothek eine kleine Delegation von Senatoren und Kongressabgeordneten. »Sie forderten mich eindringlich auf, von meiner ganzen Macht Gebrauch zu machen«, sagte er. »›Was immer Sie verlangen, Palmer, Sie werden es bekommen.‹« Auf der Titelseite sämtlicher amerikanischer Zeitungen versprach er, die Bombenattentäter zu jagen. Jetzt brauchte er nur noch Jäger.
Als Erstes ernannte er William J. Flynn, den ehemaligen Chef des Secret Service, zum neuen Leiter des Bureau of Investigation. Stolz präsentierte Palmer ihn der Presse als Amerikas herausragenden Ermittler. Flynn, ein New Yorker Cop vom alten Schlag mit Highschool-Abschluss, hatte als Klempner gearbeitet, bevor er in der polizeilichen Tätigkeit seine Berufung fand. Mit Melone, Zigarre und einem dicken, von Bier und Beefsteaks gerundeten Bauch war er eine einprägsame Erscheinung. Er hatte mehrere Zeitungsreporter in New York und Washington um den kleinen Finger gewickelt und pflegte den Ruf eines Meisterschnüfflers, der niemals aufgab.
Flynn hatte die Nation gewarnt, in den Vereinigten Staaten hielten sich Hunderttausende ausländische Agenten auf. Die Regierung, so glaubte er, habe das Recht, jeden Verdächtigen einzusperren, um einen Spion oder einen Saboteur zu fangen. Seine erste Aktion war die Jagd auf die sogenannten Roten.
Am 12. Juni 1919 plünderten Agenten des Bureau of Investigation und Polizisten des Staates New York die neueröffnete diplomatische Vertretung der Sowjetunion in der 110 East 40th Street in Manhattan.[33]   Sie beschlagnahmten stapelweise Unterlagen, aber nichts, was eine Verwicklung der »Roten« in die Bombenanschläge belegte.
Am nächsten Tag bat Justizminister Palmer den Kongress um Geld und neue Gesetze, um die Kommunisten und Radikalen zu stoppen. Er warnte vor weiteren Anschlägen in den kommenden Tagen oder Wochen, möglicherweise am 4. Juli, dem Unabhängigkeitstag.
Er befürchtete eine zunehmend erstarkende Weltverschwörung von Kommunisten, gewöhnlichen Schurken, Salonsozialisten und sexuell Perversen – »einen Massenzusammenschluss der Kriminellen dieser Welt, um Anstand und Schicklichkeit des privaten Lebens über den Haufen zu werfen«. Den Bombenanschlag auf sein Haus betrachtete er als ein klares Zeichen dafür, dass »das Feuer der Revolution alle Institutionen von Gesetz und Ordnung« in Amerika bedrohe, »an den Kirchenaltären leckte, die Glockentürme der Schulen erfasste und sich in die geheiligten Winkel der Häuser Amerikas schlich«.[34]  
Am 17. Juni trafen sich Palmer und Flynn mit einer Handvoll Beratern im Justizministerium. Das Bureau of Investigation werde in kurzer Zeit die Bombenattentäter festsetzen, so ihre anschließende Verlautbarung. Flynn war überzeugt, die Anschläge seien das Werk russischer Bolschewiken.
Sechs Tage später wurde Luigi Galleani am Hafen von Boston von Agenten des Bureau verhört. Er saß in einer Zelle und wartete auf seine Deportation. Die Beamten bekamen nichts aus ihm heraus. Am nächsten Morgen war er an Bord eines Schiffes nach Italien, um nie wieder einen Fuß auf amerikanischen Boden zu setzen.
Galleani und seine anarchistische Gruppe wurden nie vor Gericht gestellt. 25 Jahre Ermittlungen brachten kein Ergebnis. Galleanis Anhänger sollten bald zu einem neuen Schlag ausholen, dem größten Terroranschlag in der amerikanischen Geschichte.
»Geheimagenturen müssen überall aufgebaut werden«
Zwei Schiffe überquerten den Atlantik. Eines brachte Galleani aus Amerika fort, das andere brachte den Präsidenten nach Hause zurück.
Am 8. Juli kehrte Woodrow Wilson nach fünf Monaten vergeblichen Kampfes für seinen Völkerbund in die Vereinigten Staaten zurück. Seine Vision eines Weltfriedens rückte in immer weitere Ferne, flüchtig wie die Wellen des Meeres. Von seinen Kriegsverbündeten erhielt er wenig Unterstützung. Der US-Senat begegnete ihm mit zunehmendem Spott.
Schon bald unternahm Wilson einen Werbefeldzug durchs ganze Land, um den Bürgern Amerikas sein Anliegen nahezubringen. Im Jahr 1919 gab es noch keine nationalen Rundfunkstationen, der Präsident musste seine Botschaft also persönlich übermitteln. Er reiste fast 13000 Kilometer mit der Eisenbahn und hielt in 15 Staaten 40 Reden.
Der Präsident wirkte wie ein Prophet des Weltuntergangs. Schwer atmend, hustend, geplagt von Sehstörungen und Kopfschmerzen, entwarf Wilson ein apokalyptisches Szenario. Er sah sein Land und die ganze Welt vom Damoklesschwert eines Kriegs bedroht. Er sprach von der Revolution in Russland, als wäre sie eine gigantische Gaswolke, die westwärts über den Atlantik zog und Amerika »das Gift der Unruhen, das Gift des Aufstands, das Gift des Chaos« brachte.[35]  
»Glaubt ihr wirklich, meine Mitbürger, dass nichts von diesem Gift in die Adern dieses freien Volkes eingedrungen ist?«, fragte der Präsident. »Männer blicken einem in Amerika ruhig ins Gesicht und sagen, sie seien für diese Art Revolution, obwohl diese Art Revolution die Herrschaft des Terrors bedeutet.« Ohne Frieden werde »sich dieses Gift immer weiter ausbreiten, schneller und schneller, bis selbst dieses unser geliebtes Land von ihm zerrissen und entstellt ist«.
Die Vereinigten Staaten müssten bereit sein zu kämpfen »überall dort in der Welt, wo Kriegsgefahr droht«. Die Feinde der Vereinigten Staaten würden nicht ruhen. »Sie müssen durch Geheimagenturen überwacht werden, die überall aufgebaut« werden müssten. Das Land müsse ein großes Heer und eine große Flotte aufrechterhalten und »in einem permanenten Zustand der Wachsamkeit sein«.
»Und im Rahmen einer freien Debatte ist das nicht möglich«, sagte der Präsident. »Im Rahmen einer öffentlichen Erörterung ist das nicht möglich. Die Pläne müssen geheim gehalten werden. Die Erkenntnisse müssen in einem System zusammengetragen werden, das wir abgelehnt haben, weil wir es als ein Spionagesystem bezeichnet haben. Die Zurückhaltenderen nennen es ein Geheimdienstsystem.«
Während der Präsident durch die Great Plains immer weiter nach Westen fuhr, nahm in Washington das neue amerikanische Geheimdienstsystem bereits Gestalt an.
»Wenn die Zeit für eine Revolution gekommen ist«
Am 1. August 1919 beauftragte Justizminister Palmer J. Edgar Hoover mit der Zerschlagung der kommunistischen Verschwörung gegen die Vereinigten Staaten. Er hatte sofort Zuneigung zu Hoover gefasst, dessen unermüdliche Tätigkeit die wärmste Anerkennung seiner Vorgesetzten im Justizministerium erfahren hatte.
Als neuer Chef der Radical Division des Justizministeriums verfügte er über 61 Special Agents im Bureau of Investigation und 35 verdeckte Informanten.[36]   Er füllte die Akten des Bureau mit Informationen des militärischen Geheimdienstes, des Außenministeriums und des Secret Service. Er zog Einwanderungs- und Passbehörden heran, Postbeamte, Polizeikommissare, Privatdetektive und politische Vigilanten. Teams von Schloss- und Safeknackern aus dem Bureau und dem Nachrichtendienst der Marine verschafften sich Zugang zu ausländischen Botschaften und Konsulaten und stahlen Codebücher und Verschlüsselungen.[37]  
Kraft seiner Befugnisse zog er wie ein Magnet jedes Fitzelchen Geheiminformation an, das in den verschiedenen Regierungsbehörden verstreut war, und erhob geheime Anklagen gegen zehntausende politische Verdächtige. Nicht nur ausländische, auch amerikanische Staatsbürger konnten auf Hoovers Feindesliste landen, wenn sie an der Seite eines Informanten eine politische Versammlung besucht oder eine der 222 radikalen fremdsprachigen Zeitungen abonniert hatten, die in den Vereinigten Staaten veröffentlicht wurden.
Hoovers geheime Informationen bildeten den Grundstock für das primitive System eines zentralen Geheimdienstes. Innerhalb von drei Monaten nach seinem Amtsantritt hatte er Dossiers zu mehr als 60000 Personen beisammen. Fast genauso viele Dossiers gab es über die Versammlungsorte dieser Leute, über die Publikationen, die sie lasen, und die politischen Gruppen, denen sie angehörten. Jeder Einzelne von ihnen wurde als eine potentielle Gefahr für die nationale Sicherheit betrachtet und daraufhin überprüft. Jeder konnte im Untergrund aktiv sein, jeder ein getarnter Soldat im – wie Hoover es formulierte – »wilden Marsch des roten Faschismus«, der das Ziel habe, ein sowjetisches Amerika zu schaffen.[38]  
Lenin und Stalin stiegen aus dem politischen Chaos in Russland zur Macht auf. Die Furcht vor einer Ausbreitung ihrer Revolution war immens.
Am 12. August, seiner zweiten Woche im Dienst, begann Hoover mit einer »entschlossenen und tiefgreifenden Untersuchung« derjenigen amerikanischen Staatsbürger und Ausländer, »die eine gewaltsame Veränderung der gegenwärtigen Regierungsform« befürworteten. Das Justizministerium forderte Beweismaterial »jeglicher Art, seien es Aussagen, die auf Hörensagen beruhen, oder andere« gegen amerikanische Kommunisten.[39]  
Nach den neuen Bestimmungen, zu denen Palmer den Kongress drängen wollte, konnten auch Aussagen, die auf Hörensagen beruhten,als Beweismittel vor Gericht zugelassen werden. Palmer hatte die Gesetze nach neuen Möglichkeiten durchforstet, freimütige Amerikaner wegen Aufwiegelung in Friedenszeiten zu verhaften und ins Gefängnis zu stecken.[40]   Im Jahr 1919 kamen vor dem Kongress 70 solcher Gesetzesvorlagen zu Abstimmung. Keine einzige wurde verabschiedet.
Am 23. August traf sich Hoover zur ersten von mehreren Besprechungen mit dem Einwanderungsbeauftragten Anthony Caminetti, einem fünfundsechzigjährigen kalifornischen Politiker mit großem weißen Schnauzer. Hoover hatte schon während des Kriegs eng mit der Einwanderungsbehörde zusammengearbeitet. Caminetti besaß Akten zu rund 13 Millionen Einwanderern, also jedem achten Bewohner der Vereinigten Staaten, darunter 1,7 Millionen Deutschstämmige, 1,6 Millionen Italienischstämmige und 1,4 Millionen Russischstämmige. Hoover vermutete, dass sich unter ihnen auch die Stoßtruppen des roten Faschismus befanden. Gemeinsam erarbeiteten Hoover und Caminetti einen Plan, das Land von feindlichen Ausländern zu säubern. Das Anarchistenausschlussgesetz erlaubte es ihnen, Ausländer, die die Revolution befürworteten, ohne Anklage oder Gerichtsurteil nach einer summarischen Vernehmung abzuschieben.
Hoover hoffte, dadurch öffentliche Zustimmung zu gewinnen, dass er als Erstes zwei der bekanntesten Unruhestifter Amerikas deportieren ließ: Emma Goldman und Alexander Berkman. Zum Glück für Hoover saßen beide bereits wegen Agitation gegen den Krieg im Gefängnis. Beide sollten noch im laufenden Monat freigelassen werden, man konnte sie rasch aburteilen und in ihre Heimat Russland zurückschicken.
Goldman predigte den Atheismus, die freie Liebe, Geburtenkontrolle und andere geächtete Lehren. Hoover nannte sie die »Rote Königin der Anarchie«. Berkman, ihr ehemaliger Liebhaber, hatte nach einem gescheiterten Anschlag auf den Stahlmagnaten Henry Frick sein halbes Leben im Gefängnis verbracht. Berkman hatte nie die amerikanische Staatsbürgerschaft beantragt. Sein Fall war klar. Goldman dagegen machte geltend, sie sei durch ihre Heirat Amerikanerin geworden, was ihre Deportation erschwerte. Ihres Falls nahm sich Hoover persönlich an.
In derselben Woche Ende August 1919 schickte Hoover seine Agenten zur Infiltration zweier führender linker Organisationen Amerikas. Beide hielten übers Wochenende zum Labour Day am ersten Montag im September eine Versammlung in Chicago ab.
Die eine war die Sozialistische Partei. Die Sozialisten versuchten schon seit Jahren, innerhalb des politischen Systems Amerikas zu operieren. Ihre Kandidaten traten bei einzel- und bundesstaatlichen Wahlen im ganzen Land an, manchmal erfolgreich. Doch nach der Inhaftierung ihres Vorsitzenden Eugene Debs war ihre Führungsspitze zersplittert. Ihre radikalsten Mitglieder revoltierten unter Führung von John Reed, einem sowjetischen Geheimagenten und Verfasser einer romantischen Schilderung der bolschewistischen Revolution unter dem Titel Zehn Tage, die die Welt erschütterten, und seines Freundes Benjamin Gitlow, eines radikalen Abgeordneten des Staates New York. Sie hatten sich in einer Gruppe mit dem Namen Kommunistische Arbeiterpartei (Communist Labor Party) zusammengeschlossen.
Die zweite Organisation, die jetzt unter Beobachtung gestellt wurde, war die weniger bekannte Union of Russian Workers, die Gewerkschaft der Russischen Arbeiter. Hoovers Blick war auf einen Bericht über die Gewerkschaft gefallen, den ein umtriebiger Agent des Bureau of Investigation, Edgar B. Speer, verfasst hatte. Der ehemalige Zeitungsreporter aus Pittsburgh hatte unter den Kohle- und Stahlbossen des Mittleren Westens gute Informanten; sein Sohn wurde später Vorsitzender der U.S. Steel Corporation. Die Bosse hatten Speer auf die Aktivitäten der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter unter den Bergarbeitern von Pennsylvania, Ohio und West Virginia aufmerksam gemacht. Nach der Lektüre zahlloser Dokumente, die in der Zentrale der Organisation in Manhattan beschlagnahmt worden waren, war er zu dem Schluss gekommen, dass es sich bei den Russischen Arbeitern um eine Verschwörung tausender Einwanderer – Atheisten, Kommunisten und Anarchisten – handelte, die in Amerika den Aufstand planten.
Sie seien »Terroristen«, berichtete er, »bereit zu jeglicher Aktion, wenn die Zeit für eine Revolution gekommen ist«.[41]  
Hoover begann mit den Vorbereitungen zu einer amerikanischen Konterrevolution.
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Kommunisten
Die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten von Amerika wurde am 7. September 1919 in der Russian Federation Hall in Chicago gegründet. Mindestens fünf staatliche Agenten nahmen daran teil. Ihre Berichte wurden direkt an J. Edgar Hoover geschickt. Sie zählten zu den ersten Berichten des Kalten Kriegs.
Der Versammlungssaal war mit roten Bändern, Bannern und Fahnen geschmückt, berichtete Special Agent August H. Loula. Die Chicagoer Polizei riss die Dekoration herunter, noch bevor die Versammlung eröffnet wurde. Ein über 20 Meter breites rotes Stofftransparent mit dem Aufdruck »Es lebe die Diktatur des Proletariats« ließen die Beamten hängen.
Die 137 offiziellen Parteitagsdelegierten waren Eiferer mit einem Talent für den parteipolitischen Machtkampf. Den Sommer über hatten sie tausende von zahlenden Mitgliedern der Sozialistischen Partei abgeworben, viele von ihnen Mitglieder der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter.
Zu den Delegierten zählte der russischstämmige V-Mann Nr. 121 des Bureau of Investigation aus der Stahlstadt Gary in Indiana, der unter dem Namen N. Nagorowe eingetragen war. Er hatte den Auftrag, die »Geheimsitzungen der Führer der kommunistischen Bewegung und alle anderen geheimen Pläne, die von den Radikalen« außerhalb des Versammlungssaals erwogen wurden, auszuspionieren, wie Agent Loula berichtete.[42]  
Die Versammlung war öffentlich. Im Saal wurden hektographierte Protokolle verteilt. V-Mann Nr. 121 jedoch berichtete: »Das ganze Spiel [hat] hinter verschlossenen Türen« stattgefunden, unter der Regie »der russischen Dampfwalze, wie die amerikanischen Delegierten es später nannten«.
Während die Polizei die roten Bänder im Parterre herunterriss, versammelten sich die Russen und ihre slawischen Verbündeten im ersten Stock zu einer geheimen Sitzung.
Sie gelobten, die Partei »zu einer exakten Kopie des russischen Originals zu machen«, die amerikanischen Arbeiter zum Aufstand anzustacheln und sie »in den Taktiken der Bolschewiken zum Sturz der Regierung und der Ergreifung der Macht durch die Kommunistische Partei« zu schulen.
Am 7. September schickte V-Mann Nr. 121 dem russischsprachigen Special Agent Jacob Spolansky einen Entwurf des Programms der neuen Partei.[43]  
»Der Name dieser Organisation lautet Kommunistische Partei Amerikas«, hieß es darin. »Ihr Zweck ist die Schulung und Organisation der Arbeiterklasse zur Errichtung der Diktatur des Proletariats, die Abschaffung des kapitalistischen Systems und der Aufbau einer kommunistischen Gesellschaft.«[44]  
»Die Regierung zu stürzen«
Bis zum 8. September 1919 hatte Hoover dutzende Berichte aus Chicago studiert: Zusammenfassungen von Reden und Schriften, in denen die Ordnungshüter als »Halsabschneider und Zuhälter« beschimpft wurden und zu landesweiten Streiks, zu einer Arbeiterrevolution und zur Schaffung eines sowjetischen Amerika aufgerufen wurde.[45]  
In Hoovers Augen war das Land mit einem Aufstand konfrontiert, wie es ihn seit dem Bürgerkrieg nicht mehr gegeben hatte.
Die Roten in Chicago betrachtete er als Werkzeug der Komintern in Moskau. In einem Bericht an den Kongress schrieb er, sie verfolgten dasselbe Ziel: »den gewaltsamen Sturz der US-Regierung«.[46]  
Hoover vermutete zu Recht eine Verbindung nach Moskau. Sowjetische Archive, die nach dem Ende des Kalten Kriegs zugänglich wurden, zeigen, dass die Komintern versucht hatte, ihre amerikanischen Verbündeten mit geschmuggeltem Gold und Diamanten zu unterstützen – und dass John Reed einer der Schmuggler gewesen war. Wie viel Geld aus dem revolutionären Russland tatsächlich in die Kassen der amerikanischen Kommunisten floss, ist eine andere Frage. Es könnten zehntausende, vielleicht aber auch hunderttausende Dollar gewesen sein. Zahlreiche Mittelsmänner waren involviert, und nicht alle waren ehrliche Makler. Die Komintern schickte in jenem Sommer auch ein geheimes Kommuniqué an ihre amerikanischen Mitstreiter und rief sie auf, Streiks zu organisieren und im ganzen Land Zwietracht zu säen. Der Erfolg dieses Aufrufs lässt sich nicht messen, aber die Fakten lagen auf der Hand: Nach dem Labor Day 1919 erhoben sich die amerikanischen Arbeiter in einer neuen Protestwelle.[47]  
Am 9. September legten drei Viertel der Bostoner Polizisten die Arbeit nieder, als ihre Forderung nach einer Gewerkschaft abgelehnt wurde. Die Polizisten waren so wenig Kommunisten wie Woodrow Wilson, doch der Präsident bezeichnete sie als Kriminelle, und der Gouverneur von Massachusetts, Calvin Coolidge, setzte die Nationalgarde ein und entließ alle 1117 streikenden Polizisten.
Am 10. September riefen die Eisen- und Stahlarbeiter zu einem landesweiten Streik auf. Die slawischen Einwanderer hatten die härtesten Schichten in den Stahlwerken und arbeiteten unter lebensgefährlichen Bedingungen 70 Stunden die Woche für einen Hungerlohn. Mindestens 275000 Stahlarbeiter streikten und forderten den Acht-Stunden-Tag, die Sechs-Tage-Woche und das Recht auf Tarifverhandlungen. Justizminister Palmer und das Justizministerium versuchten, die Kommunisten und insbesondere den Arbeiterführer William Z. Foster, den späteren Führer der amerikanischen kommunistischen Bewegung im Untergrund, für den Streik der Stahlarbeiter verantwortlich zu machen. Hoover jagte Foster die nächsten 40 Jahre lang.
Die Betriebsführungen der Stahlwerke holten Soldaten, Polizisten, Privatdetektive und lokale Milizen gegen die Arbeiter zu Hilfe. Das Kriegsministerium kam der Forderung von Einzelstaaten und Städten nach, die Streiks niederzuschlagen. Die Armee verhängte den Ausnahmezustand, wo immer es angebracht war.
Präsident Wilsons Zustimmung ersuchte niemand. Der Präsident war verstummt.
Am 25. September, während seiner Werbekampagne für den Völkerbund, hatte der Präsident in einem Eisenbahnzug außerhalb von Pueblo, Colorado, über Atemnot geklagt. Er legte sich hin, konnte aber am nächsten Bahnhof in Wichita, Kansas, nicht aufstehen. »Ich fühle mich vollkommen erledigt«, murmelte er. Der Zug brachte ihn nach Washington zurück. Eine Woche später erlitt Wilson im Weißen Haus einen Zusammenbruch. Am 2. Oktober brachte ihn ein schwerer Schlaganfall dem Tod nahe.
Der Präsident lag in Lincolns Bett, seine linke Körperhälfte war gelähmt, er konnte nicht sprechen. Der Presse und der Öffentlichkeit sagte man, er sei erschöpft, mehr nicht. Sein Schlaganfall wurde geheim gehalten, nur sein engster Kreis war informiert. In dieser krisenhaften Stunde hatte das Land keinen Führer. Der Präsident blieb unsichtbar, zurückgezogen im Weißen Haus, während ihm die Macht immer mehr entglitt.
»Nach Sibirien«
Justizminister Palmer sah sich bereits als der nächste Präsident. Er brauchte einen schnellen politischen Erfolg, um die landesweite Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen.
Der Druck auf Palmer wuchs. Der Kongress forderte rasches Handeln. Am 17. Oktober verabschiedete der Senat eine Resolution, in der Palmer unverblümt gefragt wurde, ob er etwas gegen die Kräfte unternommen habe, die den Sturz der Regierung anstrebten – »und wenn nicht, warum nicht«.[48]   Sein Justizministerium konnte keine verurteilten Revolutionäre vorweisen, die landesweiten Bombenanschläge waren immer noch unaufgeklärt, und die Führer der Kommunistischen Partei in Chicago lachten den Agenten des Bureau of Investigation, die sie zur Rede stellten, frech ins Gesicht, es sei ihr verfassungsmäßiges Recht, zu sagen und zu schreiben, was sie wollten.[49]  
Palmer verlangte von Hoover Ergebnisse.
Am 27. Oktober saß Hoover in einem kleinen Raum neben der großen Haupthalle der zentralen Sammelstelle für Einwanderer auf Ellis Island Emma Goldman gegenüber. 800 Meter entfernt erhob sich die Freiheitsstatue über dem Hafen und reckte ihre Fackel empor. In den Tagen zuvor hatte er Goldmans Deportationsverfahren vorbereitet und in einem freien Moment den Anblick genossen, wie berittene Polizisten bei einer prosowjetischen Kundgebung auf der Fifth Avenue russische Demonstranten niederknüppelten.[50]  
Hoover hatte als Vertreter der Regierung Stapel von Goldmans Reden und Schriften – zehn Jahre alte anarchistische Pamphlete – vor sich aufgebaut. Er verwendete ihre eigenen Worte gegen sie. Die Entscheidung des Einwanderungsinspektors stand nie in Zweifel. Hoover fragte Goldman, ob sie Anarchistin sei. Sie verweigerte die Antwort. Der Inspektor befand, dass sie eine Anarchistin war. Damit konnte sie nach Russland deportiert werden. Die Frage war jetzt nur noch, wie.
Hoover fand eine Lösung. Er wandte sich an das Kriegs- und das Außenministerium und requirierte ein Truppentransportschiff des Heeres, die Buford, die erst ein paar Tage vorher außer Dienst gestellt worden war. Das Schiff war fast dreißig Jahre alt, es leckte und schlingerte, war aber immer noch so seetüchtig, dass es in jenem Jahr 4700 amerikanische Soldaten aus Frankreich nach Hause transportiert hatte.
Die Buford sollte hunderte von Amerikas verhasstesten Radikalen dorthin zurückbringen, woher sie gekommen waren.
Am 30. Oktober wies Hoover seine Agenten an, sich auf ihre erste offene Feldschlacht vorzubereiten: die Massenverhaftung von Mitgliedern der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter. »Es ist der Wunsch des Bureau of Investigation, die Leiter aller Ortsgruppen der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter binnen kurzer Zeit in Gewahrsam zu nehmen«, schrieb Hoover am 3. November an den Chef der Einwanderungsbehörde Caminetti. Er verlangte »die Zusammenarbeit der Einwanderungsinspektoren, wenn es zur Treibjagd auf diese Personen kommen wird«. Caminetti gab sein Einverständnis.[51]   Die Razzien waren für Freitagabend, den 7. November 1919, angesetzt, den zweiten Jahrestag der russischen Oktoberrevolution. Es war kein Geheimnis, dass die Sympathisanten der Sowjets diesen Tag mit Reden und Kundgebungen in amerikanischen Städten feiern würden.
Hoovers Männer holten an jenem Abend gegen 20 Uhr zu einem ersten Schlag aus. Begleitet von New Yorker Polizisten, umzingelten die Agenten das nationale Hauptquartier der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter in der 15. Straße Ost. Sie holten alle heraus, die sich in dem Gebäude aufhielten, insgesamt mehr als 200 Personen, von denen sie einige mit Knüppeln, abgebrochenen Geländerteilen und einer Brechstange traktierten und ihnen Schädel und Knochen zertrümmerten. Dann plünderten sie das Gebäude so gründlich, dass es aussah, als hätte eine Bombe eingeschlagen. Die New Yorker Polizei führte 71 Durchsuchungsbefehle in der ganzen Stadt durch und verhaftete jeden eingeschriebenen Kommunisten, dessen sie habhaft werden konnte.
Die Agenten des Bureau operierten im ganzen Land. Sie vollführten Willkürakte in Chicago, Detroit, Cleveland, Pittsburgh und einem Dutzend weiterer größerer und kleinerer Städte. Hoover bemühte sich nach Kräften, das aufrührerische kommunistische Propagandamaterial, das seine Agenten an jenem Abend beschlagnahmt hatten, in den Zeitungen zu platzieren.
Die öffentliche Resonanz war enorm. Palmer wurde als Held gefeiert. Der Beifall von Politikern und Presse wuchs. Die Kampagne »Palmer for President« kam ins Rollen. Voller Stolz und in Selbstzufriedenheit schwelgend, erklärte Palmer, die Verhaftungen hätten eine kommunistische Verschwörung gegen Amerika vereitelt.
Das Nachspiel jedoch wurde der Öffentlichkeit vorenthalten. Die Agenten hatten viel mehr Personen festgenommen als ursprünglich geplant. Die Zahl der Haftbefehle, die Hoover erhalten hatte, reichte bei weitem nicht aus. Wie aus den Akten des Bureau of Investigation hervorgeht, waren in 18 Städten in acht Bundesstaaten 1182 Verdächtige verhaftet worden, fast 1000 mehr, als Palmer öffentlich verkündet hatte. 199 von ihnen wurden in den nachfolgenden Tagen für schuldig befunden und deportiert. Blieben noch fast tausend Häftlinge. Manche verschwanden für Monate in Stadt- und Bezirksgefängnissen, andere wurden von Agenten des Bureau und der örtlichen Polizei misshandelt und gefoltert.[52]  
Die Razzien bei der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter waren jedoch nur der Anfang. Hoover holte zu einem noch sehr viel größeren Schlag aus, der ein paar Wochen später erfolgen sollte.
Er arbeitete juristische Schriftsätze aus, in denen er behauptete, jedes Mitglied einer kommunistischen Gruppe sei ein Krimineller, der eine Verschwörung gegen die Vereinigten Staaten plane. »Sie wollen den Frieden zerstören und das Land in Anarchie, Gesetzlosigkeit und moralischen Verfall stürzen, die alle Vorstellungen übersteigen«, schrieb er. An dieser Überzeugung hielt er sein Leben lang fest.[53]  
Am 18. November schickte Hoover neue Anweisungen an die Dienststellenleiter des Bureau of Investigation mit dem Vermerk »Persönlich und vertraulich« und unterzeichnete mit seinen Initialen JEH. Er wollte eidesstattliche Erklärungen mit den Namen all derjenigen in Amerika, die »an kommunistischen Aktivitäten führend« beteiligt waren. Diese Erklärungen sollten als Beweis für die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei dienen, die allein die Deportation nach dem Anarchistenausschlussgesetz rechtfertigte.
Eine gewaltige Aufgabe. New York City allein hatte 79 Zweigstellen der Kommunistischen Partei und der Kommunistischen Arbeiterpartei mit jeweils einer eigenen Führung. »Um eine korrekte, aktuelle Liste dieser Namen zu erstellen, bedarf es umfassender Untersuchungen verdeckter wie offener Ermittler«, warnte Special Agent M. J. Davis am 4. Dezember die Zentrale.[54]   Aber Hoover wollte rasche Ergebnisse. Am 16. Dezember teilte er Caminetti mit, er sei bereit, »eine beträchtliche Zahl von eidesstattlichen Erklärungen« zu überstellen. Wie viele, sagte er nicht.[55]  
Am Abend des 20. Dezember nahm Hoover einen Kutter über den Hafen von New York. Begleitet wurde er von fünf Kongressabgeordneten und einem Trupp Reportern. Eisbrocken schwammen auf dem Hudson, und ein kalter Wind trieb Schneewehen gegen die Baracken von Ellis Island. Drinnen warteten 249 ausländische Anarchisten, unter ihnen Mitglieder der Gewerkschaft der Russischen Arbeiter und die bekannten Rebellen Emma Goldman und Alexander Berkman. Mitternacht verging. Die Gruppe wurde hinausgeführt und auf eine vor Anker liegende Barkasse gebracht.
»Ein sehr überheblicher Haufen«, erinnerte sich Hoover, »voller Sarkasmus.« Hoover zankte sich mit ihnen. Erneut stand er Emma Goldman gegenüber, der Symbolfigur des radikalen Amerika. »Habe ich Ihnen nicht einen fairen Deal angeboten, Miss Goldman?«, fragte Hoover. »Oh«, antwortete sie, »vermutlich ein so ehrliches Geschäft, wie es Ihnen möglich ist. Wir sollten von niemandem etwas erwarten, was seine Fähigkeiten übersteigt.«[56]  
Die Barkasse brachte die Kommunisten zur Hafeneinfahrt nach Fort Wadsworth auf Staten Island, dem ältesten Militärstandort der Vereinigten Staaten, wo die Buford vor Anker lag. Emma Goldman ging als eine der Letzten an Bord.
»Es war morgens, 4 Uhr 20 am Tag des Herrn, dem 21. Dezember 1919«, schrieb sie Jahre später. »Mir wurde schwindelig, und ich sah einen Transport von politischen Gefangenen nach Sibirien […] Das Russland der Vergangenheit stieg vor mir auf […] Doch nein, hier war New York, wir waren in Amerika, dem Land der Freiheit! Durch das Bullauge konnte ich die große Stadt in der Ferne entschwinden sehen, die Silhouette der aufragenden Gebäude war zu erkennen. Das war meine geliebte Stadt, die Hauptstadt der Neuen Welt. Das war das wirkliche Amerika, das die schrecklichen Szenen aus dem zaristischen Russland wiederholte! Ich schaute auf – die Freiheitsstatue!«[57]  
Die Buford mit den Gefangenen an Bord glitt aus dem New Yorker Hafen, mit Kurs auf Sowjetrussland. Hoover nahm den ersten Zug zurück nach Washington. In den folgenden zehn Tagen perfektionierte er seine Pläne zum Krieg gegen den Kommunismus in Amerika.
Am Neujahrstag feierte Hoover seinen fünfundzwanzigsten Geburtstag, in seinem Elternhaus, wo er immer noch wohnte. Dann machte er sich wieder an die Arbeit. Er hatte keine Zeit zu verlieren.
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»Wer ist Mr Hoover?«
Am Nachmittag des 30. Dezember 1919 saß der Vorsitzende der Kommunistischen Partei Amerikas, Charles E. Ruthenberg, beim Lunch mit sieben seiner engsten Genossen. Einer von ihnen war ein Spitzel, der seine Berichte unter dem Vermerk »Zu Händen Mr Hoover« an das Justizministerium lieferte.
Der siebenunddreißigjährige Ruthenberg wirkte mit seiner mageren Statur und der Halbglatze weit älter, als er war. Er hatte in Ohio für die Sozialistische Partei als Abgeordneter kandidiert und ein ordentliches Ergebnis erzielt. 1918 war er nach dem Spionagegesetz wegen kriegsfeindlicher Handlungen zu einer Gefängnisstrafe verurteilt worden. Bei seiner Entlassung war er ein knallharter Kommunist. Soeben war er in New York wegen krimineller Anarchie unter Anklage gestellt worden, weil er das Parteiprogramm veröffentlicht hatte. Nun befürchtete er eine neue Verhaftungswelle. »Die Kommunistische Partei ist praktisch zerschlagen«, sagte Ruthenberg laut des Berichts des Geheimagenten an Hoover. »Die meisten ihrer Führer sitzen entweder im Gefängnis, halten sich versteckt oder haben Angst.« Sollte die Regierung erneut durchgreifen, so befürchtete er, würde die Partei nur im Untergrund überleben können.[58]  
Zur gleichen Zeit zählte J. Edgar Hoover die Stunden bis zum Beginn der Razzien.
Hoover lagen die Namen von 2280 Kommunisten vor, und am Morgen des 31. Dezember fügte er seiner Liste noch hunderte hinzu. Sechs Wochen lang hatten seine Männer ununterbrochen daran gearbeitet, die Namen zusammenzutragen. Allein in New York hatte das Bureau mindestens 700 Kommunisten identifiziert. Hoover hatte verdeckte Informanten in den kommunistischen Reihen, Offiziere des militärischen Nachrichtendienstes, Angehörige der einzelstaatlichen sowie lokalen Polizeibehörden, Wirtschaftsbosse, Privatermittler, Mitglieder der American Protective League und Veteranen der neugegründeten American Legion als Helfer rekrutiert.
Bis zur Silvesternacht hatte Hoover vom amtierenden Arbeitsminister, der auch der Einwanderungsbehörde vorstand, die Genehmigung für rund 3000 Haftbefehle erhalten, und er hatte die Einwanderungsbehörde überzeugt, ihre Verfahrensregeln dahingehend zu ändern, dass den verhafteten Verdachtspersonen das Recht auf einen Anwalt verweigert wurde.
»Arrangieren Sie über Ihre Undercover-Informanten, dass die Kommunistische Partei und die Kommunistische Arbeiterpartei in der festgesetzten Nacht Versammlungen abhalten«, lautete die Weisung an die Agenten des Bureau, die in 23 Staaten für die Verhaftungsaktionen verantwortlich waren. Die Agenten sollten sich nur im absoluten Notfall um Durchsuchungsbefehle bemühen. Sie wurden instruiert, in Häuser und Büros einzubrechen, Decken und Wände nach möglichen Verstecken abzuklopfen, Akten zu durchsuchen und »Literatur, Bücher, Unterlagen und alles, was an den Wänden hängt«, mitzunehmen.[59]  
»Leiten Sie alle im Zuge der Verhaftungen gewonnenen Informationen, die wichtig oder interessant sein könnten, direkt an Mr Hoover weiter«, lautete die von Hoovers direktem Vorgesetzten Frank Burke unterschriebene Weisung. »Schicken Sie eine komplette Liste der verhafteten Personen an dieses Büro, und zwar per Eilboten und mit dem Vermerk ›Zu Händen Mr Hoover‹.« Den Agenten wurde eingeschärft, dass Geheimhaltung oberste Priorität besitze: »Damit es nicht zu ›undichten Stellen‹ kommt«, sollten sie sowohl die einzelstaatlichen als auch die lokalen Polizeibehörden erst wenige Stunden vor dem geplanten Einsatz einweihen.
Die allerletzten Weisungen waren mit Hoovers Initialen unterzeichnet. »Allen bisher erteilten Instruktionen bezüglich der Durchführung der Verhaftung von Kommunisten soll im Detail Folge geleistet werden«, hieß es dort. »Bureau und Ministerium erwarten ausgezeichnete Resultate in Ihrem Bereich.« Die Weisungen ermächtigten die 33 verantwortlichen Special Agents, den Reportern mitzuteilen, dass »die Verhaftungen auf nationaler Ebene stattfinden und vom Justizminister angeordnet wurden«.[60]  
Die größten Massenverhaftungen der amerikanischen Geschichte begannen am Freitag, den 2. Januar 1920 um neun Uhr abends. Sie gingen unter dem Namen »Palmer Raids« in die Geschichte ein. Aber Palmer hat sie weder organisiert noch beauftragt. Das war Hoover.
»Ein Menschennetz, dem kein Gesetzloser entrinnen kann«
Agenten des Bureau drangen in politische Versammlungen, Privathäuser, Vereine, Tanzlokale und Kneipen in ganz Amerika ein. Sie zerrten Menschen aus Buchläden und Schlafzimmern. Hoover arbeitete rund um die Uhr, hing am Telefon und las dringende Telegramme, während seine Einheiten aus dem ganzen Land Bericht erstatteten.
Nicht alle Razzien waren erfolgreich. »Etwa fünfundzwanzig Ausländer wurden im Lauf der Nacht auf Verdacht festgenommen, und obwohl wir in einer Reihe von Fällen von ihrer Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei überzeugt waren, konnten wir keine Beweise vorlegen«, berichtete der verantwortliche Special Agent in Buffalo, New York, an Hoover. »Als sie es abstritten, wurden sie freigelassen.«[61]  
Obwohl das Bureau von Freitagnacht auf Samstagmorgen 2585 Personen festnahm, hatte es seine Aufgabe erst halb erfüllt. Die Verhaftungsaktionen wurden in der folgenden Woche fortgesetzt. Agenten ersuchten um mindestens 2705 weitere Haftbefehle. Darüber hinaus wurden hunderte, vielleicht tausende ohne Haftbefehl festgesetzt. Alles in allem wurden bei den Razzien zwischen 6000 und 10000 Personen aufgegriffen. Die genaue Anzahl derer, die verhaftet und eingesperrt oder nach einer Vernehmung freigelassen wurden, wird sich nie ermitteln lassen, weil es keinen offiziellen Rechenschaftsbericht gibt.
Die Verhaftungswelle hatte der Kommunistischen Partei einen schweren Schlag versetzt. Charles Ruthenberg und sein innerster Kreis überlebten im Untergrund. Sie nahmen falsche Namen an, kommunizierten mit Hilfe verschlüsselter Botschaften, führten ein Leben im Verborgenen. Einige von Ruthenbergs handschriftlichen Berichten tauchten Ende des Jahrhunderts im Komintern-Archiv auf. »Der Angriff auf unsere Organisation«, schrieb er, mache es der Partei »unmöglich, auf nationaler Ebene zu operieren«. Er verbrachte die nächsten und letzten sieben Jahre seines Lebens auf der Flucht, unter Anklage, vor Gericht, im Gefängnis oder auf Kaution freigelassen und flüchtig.[62]  
Bis zum Mittwoch, dem 7. Januar, drängten sich etwa 5000 Gefangene in den Bezirks- und Bundesgefängnissen überall im Land. Die Haftanstalt auf Ellis Island war zum Bersten voll. In den Chicagoer Gefängnissen herrschte drangvolle Enge. In Detroit quetschte man 800 Verdächtige in einen Flur im obersten Stock des Postamts; der Bürgermeister protestierte dagegen; ein prominenter Bürger verglich die Zustände dort mit denen im Schwarzen Loch von Kalkutta. Im Bostoner Hafen pferchte man mehr als 600 Menschen in das unbeheizte Gefängnis von Deer Island.
»Das Justizministerium der Vereinigten Staaten ist heute ein Menschennetz, dem kein Gesetzloser entrinnen kann«, schrieb Justizminister Palmer. Seine Mitarbeiter verschickten an alle großen Zeitungen und Zeitschriften in Amerika stapelweise Pressemitteilungen, politische Cartoons und Fotos von ungepflegten Häftlingen. Palmer verkündete, er »reinige das Land von diesem ausländischen Abschaum«, ermutigt durch »die Hoffnung, dass die amerikanischen Bürger für uns in einer riesigen Organisation als freiwillige Agenten tätig werden«.
»Was wird aus der Regierung der Vereinigten Staaten, wenn man zulässt, dass diese ausländischen Radikalen die Grundsätze der Kommunistischen Partei umsetzen?«, fragte Palmer. »Von ihr würde nichts mehr übrig bleiben. Anstelle der Regierung der Vereinigten Staaten hätten wir den Schrecken und Terror bolschewistischer Tyrannei […] Das Justizministerium wird den Angriff dieser ›Roten‹ auf die Regierung der Vereinigten Staaten weiterhin mit Wachsamkeit verfolgen, und kein Ausländer, der die Abschaffung von Recht und Ordnung in diesem Land befürwortet, wird entkommen.«[63]  
Im Kongress wurde nun ernsthaft über die von Palmer vorgeschlagenen neuen Gesetzesbestimmungen gegen Aufwiegelung diskutiert, die die Verhaftung von Bürgern in Friedenszeiten vorsah, wenn sie politisch brisante Reden hielten. Das Repräsentantenhaus stimmte dafür, seinem einzigen sozialistischen Mitglied den Sitz zu entziehen. Das Parlament des Staates New York schloss seine fünf gewählten sozialistischen Abgeordneten aus. Die öffentliche Zustimmung für Palmer wuchs. Politiker erklärten ihn zum sicheren Kandidaten für die nächsten Präsidentschaftswahlen.
Hoover sonnte sich in dem Ruhm, der auf ihn abstrahlte. Er war zur öffentlichen Figur geworden, die im ganzen Land als oberste Autorität des Justizministeriums in Sachen Kommunismus galt.
Die ersten Aufnahmen Hoovers im Amt zeigen, wie stolz er war. Tiptop in Form, flott gekleidet. Modischer Anzug mit kecker Krawatte. Unter einem leicht vorstehenden Kinn der streng gebundene Knoten. Er lächelt verhalten, doch seine Augen sind todernst. Mit einem Füllfederhalter unterzeichnet er eine Anordnung. Er wirkt erstaunlich jung.
Wie seine Vorgesetzten begann er, sich Reporter heranzuziehen. Er führte ein dickes Heft mit Zeitungsausschnitten. (Gelegentlich wurde er fälschlicherweise als »J. A. Hoover« oder »J. D. Hoover« bezeichnet. Allerdings nicht lange.)
Mit regelmäßigen Bulletins über Kommunisten und Radikale in Amerika arbeitete er daran, seinen Ruf innerhalb der Regierung und in der Öffentlichkeit zu festigen. Das erste ging wenige Tage nach den Verhaftungen vom Januar 1920 heraus. Seine These war, dass sämtliche Bedrohungen des vergangenen Jahres – die terroristischen Bombenanschläge, die landesweiten Streiks – einem im Kreml ausgeheckten Masterplan entsprungen seien.
»Es gibt eine internationale revolutionäre Verschwörung, die erbittert vorangetrieben und äußerst raffiniert gesteuert wird«, hieß es in einem seiner ersten Berichte an den Kongress, in dem er ein Untergangsszenario an die Wand malte, wonach die Existenz Amerikas gefährdet sei. »Die Zivilisation steht ihrer schrecklichsten Bedrohung gegenüber, seit die Barbarenhorden in Westeuropa einfielen und das Mittelalter einläuteten.« Er verfolgte die Theorie, dass die Kommunisten geheime Zellen in Mexiko aufbauen, dort Waffen aus Deutschland und Japan horten, über die Grenze nach Amerika vordringen und die Saat der Revolution unter der schwarzen männlichen Bevölkerung der Südstaaten säen könnten. Seiner Überzeugung nach befand er sich in einem Kampf, bei dem die Welt auf dem Spiel stand.[64]  
Hoovers erste Antiterror-Maßnahme fiel auf den 14. Februar 1920. In Paterson, New Jersey, stürmten das Bureau und die lokale Polizei Wohnungen und Lagerhallen und hoben eine italienische Anarchistengruppe namens L’Era Nuova mit siebzehn Mitgliedern aus. Wochen zuvor hatte man einen verdeckten Informanten in die Gruppe eingeschleust. »Terroristen bei Razzia in Paterson gefasst«, lautete die Schlagzeile der New York Times. Das Bureau verkündete, die dort erbeuteten Bögen rosafarbenen Druckpapiers ähnelten dem mit »Plain Words« überschriebenen Flugblatt, das man im Juni 1919 bei dem zerstörten Haus von Justizminister Palmer gefunden hatte. »Der erste Hinweis auf die Urheber der Bombenanschläge, die die Nation bewegten«, hieß es in dem Artikel.
Doch Hoover hatte keine Zeit, diesen Hinweis weiterzuverfolgen. Er wurde vor das Bundesgericht in Boston zitiert, um das Vorgehen seiner Behörde im Krieg gegen den Kommunismus zu verteidigen.
»Die Demokratie scheint jetzt bedroht«
In politischen Kreisen wuchs die Kritik an der Verhaftungswelle, eine öffentliche Reaktion, die Hoover nicht für möglich gehalten hätte.
Der US-Bundesstaatsanwalt Francis Fisher Kane aus Philadelphia hatte mit einem offenen Brief an den Präsidenten sein Amt niedergelegt. »Ich lehne großangelegte Verhaftungsaktionen gegen Ausländer, die im ganzen Land durchgeführt werden, entschieden ab«, schrieb er. »Die Politik von Razzien gegen große Bevölkerungsgruppen ist allgemein unklug und führt sehr wahrscheinlich zu Unrecht.«[65]   Der Leiter der Einwanderungsbehörde in Seattle hatte seine Vorgesetzten in Washington darauf hingewiesen, das Bureau habe zahllose Unschuldige festgenommen, um eine Handvoll Verdächtige zu finden. Und in Boston rief der Bundesrichter George W. Anderson bei einem vom jungen Harvard Liberal Club veranstalteten Bankett in einer Ansprache vor zweihundert Gästen offen dazu auf, die Verhaftungsaktionen vor Gericht anzufechten.
Richter Anderson behauptete, die Regierung hänge einer Verschwörungstheorie an. »Als Nachwirkung unseres ›Krieges, um die Welt für die Demokratie sicher zu machen‹, scheint die echte Demokratie in Amerika jetzt bedroht«, sagte er. »Die gleichen Personen und Zeitungen, die sich zwei Jahre lang Geschichten über deutschfreundliche Verschwörungen ausdachten, propagieren jetzt den ›Roten Terror‹. […]
Ich kann nicht garantieren, dass es nicht den einen oder anderen Bombenwerfer geben wird. Es gibt Rote – wahrscheinlich sogar gefährliche Rote. Aber sie sind nicht halb so gefährlich wie diese pseudopatriotischen Schwätzer. […]
Echte Amerikaner, die an Recht, Ordnung, Freiheit und Toleranz gegenüber politisch und religiös Andersdenkenden glauben, neigen nicht dazu, sich selbst und ihren Patriotismus zur Schau zu stellen. Sie haben zu viel Respekt vor Amerikanismus und Patriotismus, um diese feinen Worte zu entehren, wie sie tagtäglich von denen entehrt werden, die sie zur Förderung ihrer persönlichen oder politischen Bekanntheit benutzen.«[66]  
Tags darauf wurde beim Bundesgericht in Boston ein Antrag auf Haftprüfung gestellt, und zwar im Namen der Gefangenen auf Deer Island. Richter Anderson hatte das Ganze eingefädelt und heimlich dafür gesorgt, dass er den Fall selbst verhandelte, nachdem er den jungen Juraprofessor Felix Frankfurter aus Harvard, ein treues Mitglied des dortigen Liberal Club, hinzugezogen hatte. Der Bostoner Einwanderungsbeauftragte Henry J. Skeffington, als Hauptbeschuldigter genannt, war außer sich. »Es wird mir ein großes Vergnügen sein, einige dieser Harvard-Liberal-Club-Mitglieder persönlich einzukassieren«, rief er. »Ich brauche nur einen Haftbefehl, dann kaufe ich sie mir.«[67]  
Justizminister Palmer, der kurz davor stand, seine Präsidentschaftskandidatur zu verkünden, wollte sich nicht mit den Einzelheiten des Falls belasten. Darum sollte sich Hoover kümmern.
Das Justizministerium würde die Verhaftungen durch das Bureau und die Abschiebungen von Deer Island vor einem ablehnend eingestellten Richter in einer öffentlichen Sitzung rechtfertigen müssen. Hoover wusste, dass dies ein Problem darstellte. Das Bureau hatte seine Befugnisse überschritten. Sein Vorgehen hielt einer genaueren Überprüfung nicht stand.
Am Mittwoch, dem 7. April 1920 traf Hoover bei Tagesanbruch mit dem Schlafwagen aus Washington in Boston ein, um sich zum ersten Mal vor Gericht zu verantworten. In Richter Andersons Gerichtssaal legte Felix Frankfurter, der die Gefangenen vertrat, bei der Beweisaufnahme sofort das Telegramm vor, das an die Agenten gegangen war: Verzichten Sie möglichst auf Durchsuchungsbefehle, nehmen Sie alles mit, was Sie in die Finger bekommen, und erstatten Sie Hoover direkt Bericht. Hoover, der als Einflüsterer des Justizministers mit am Regierungstisch saß, hatte guten Grund sich zu wundern, wie seine geheimen Weisungen aus dem Hauptquartier mit dem Vermerk »Streng vertraulich« und seinem Namen in die Hand eines kampflustigen Anwalts gelangt war, der mutmaß65.16liche Radikale vertrat. Er hörte zu, wie Frankfurter George Kelleher befragte, Hoovers ranghöchsten Agenten in Neu- england:

Frage: Mr Kelleher, trifft es zu oder trifft es nicht zu, dass in jener Nacht Frauen und Männer ohne Haftbefehl festgenommen wurden? Einspruch. Einspruch abgewiesen.
Antwort: Es trifft zu.
Frage: Haben Ihre Leute die Personen sowie die Privathäuser und Versammlungsräume, in denen die Männer und Frauen festgenommen wurden, durchsucht? Einspruch. Einspruch abgewiesen.
Antwort: Ja.
Frage: Und sie haben dabei Papiere, Dokumente, Bücher und derlei mehr beschlagnahmt? Trifft das zu? Einspruch. Einspruch abgewiesen.
Antwort: Gemäß den Anweisungen des Ministeriums […]
Frage: Die Durchsuchungen wurden von den verhaftenden Beamten ohne Durchsuchungsbefehl durchgeführt? Einspruch. Einspruch abgewiesen.
Antwort: […] Das blieb dem Ermessen der jeweiligen Beamten überlassen.
Frage: Was haben Sie mit denen gemacht, die die Voraussetzungen für einen Haftbefehl nicht erfüllten? Einspruch. Einspruch abgewiesen.
Antwort: Sie wurden auf der Wache festgehalten oder nach Boston und anschließend nach Deer Island gebracht.

Die Befragung befasste sich nun mit dem Einsatz von verdeckten Informanten durch die Regierung. »Wenn jemand beauftragt wird, unter falschem Namen oder mit Verkleidung vorzugeben, ein Kommunist oder Sozialist oder Anarchist zu sein […] Das ist doch außerordentlich gefährlich, nicht wahr?«, fragte der Richter. »Es wundert mich, dass es in den letzten sechs Monaten keine Fälle von Lynchjustiz gegeben hat.«
Dann befragte der Richter selbst Henry J. Skeffington, den Bostoner Einwanderungsbeauftragten:

Frage: Wurden diese sogenannten »Razzien« von Ihren Leuten oder vom Justizministerium durchgeführt?
Antwort: Vom Justizministerium, Euer Ehren […]
Frage: Können Sie mir eine Richtlinie oder gesetzliche Bestimmung nennen, wonach die Beamten des Justizministeriums ermächtigt sind, Verhaftungen durchzuführen?
Antwort: Nein, darüber weiß ich nichts, Herr Richter …
Frage: Hatten Sie für diese Vorgehensweise Anweisungen?
Antwort: Wir hatten eine Übereinkunft.
Frage: Schriftliche Anweisungen?
Antwort: Nein. Es gab eine Beratung in Washington […] mit Mr Hoover […]
Frage: Wer ist Mr Hoover?
Antwort: Mr Hoover ist ein Beamter im Justizministerium.[68]  

Hoover war nicht erpicht darauf, unter Eid über die Verhaftungsaktionen auszusagen. Nachdem er sich anderthalb Tage lang einer harten Befragung unterzogen hatte, verließ er den Gerichtssaal und packte seine Koffer.
»In diesem Fall wurde offenbar ein modernes Prinzip der Staatsführung angewandt: Erst aufhängen und dann vor Gericht stellen«, schrieb Richter Anderson in seiner Entscheidung, mit der 13 Gefangene auf Deer Island gegen eine Kaution von 500 Dollar freigelassen wurden. Im Schlussurteil nannte er das Verhalten des Bureau ungesetzlich und verfassungswidrig.[69]  
Die Regierung habe ein »Spitzelsystem« geschaffen, das »Vertrauen und Glauben zerstört und Hass schürt«, schloss er. »Eine Verbrecherbande bleibt eine Verbrecherbande, ob sie aus Regierungsbeamten besteht und auf Anweisung des Justizministeriums handelt oder aus Kriminellen, Faulenzern und üblem Gesindel.«
Das Justizministerium hat Richter Andersons Urteilsspruch nie angefochten.
»Rot sehen«
Als Hoover nach Washington zurückkehrte, musste er es mit einem neuen Widersacher aufnehmen: dem einundsiebzigjährigen Staatssekretär im Arbeitsministerium Louis F. Post. Am 10. April, drei Tage nach Hoovers desaströser Reise nach Boston, ließ Post mehr als tausend der restlichen Abschiebungsverfahren einstellen.
Post war seit jeher ein Liberaler gewesen, der Emma Goldman gekannt und verehrt hatte. Da ihm auf seinem Posten im Arbeitsministerium die Einwanderungsbehörde unterstand, hatte er auch den Befehl für ihre Deportation unterschrieben. Jetzt nutzte er seine Amtsgewalt, um die Akten von gut 1400 Personen zu überprüfen, die bei den Razzien gegen die Kommunisten verhaftet worden waren. Seine Nachforschungen ergaben, dass das Bureau in drei von vier Fällen gegen das Gesetz verstoßen hatte. Viele hundert Festgenommene waren überhaupt keine Mitglieder der Kommunistischen Partei: Zum Teil hatte man ihre Namen einfach von der Mitgliederliste der Sozialistischen Partei abgeschrieben, oder sie hatten aus reiner Neugier eine kommunistische Versammlung besucht, oder sie waren einfach irrtümlich festgenommen worden. Post wies auch Fälle ab, in denen man Gefangenen einen Anwalt verweigert hatte oder in denen die Angeklagten aufgrund illegal beschaffter Beweise verurteilt worden waren. Er ging nach dem Buchstaben des Gesetzes vor, nicht nach dem Zeitgeist. So, wie er durchgriff, würden sich zwischen vier- und fünftausend Verfahren im Zuge der Razzien gegen die Kommunisten nicht aufrechterhalten lassen.
Hoover startete einen erbitterten Gegenangriff, der in Amerika zur festen Einrichtung wurde: die politische Überwachung von Hoovers prominenten Gegnern.
Er stellte ein Dossier über Posts politische Verbindungen zu Linken wie Emma Goldman zusammen und schickte es an wichtige Kongressabgeordnete. Sein Ziel war eine Amtsenthebung Posts sowie eine Revision seiner Entscheidungen. Hoovers erster Vorstoß in die politische Kriegsführung auf höchster Regierungsebene war zunächst erfolgreich. Das House Rules Committee, der Geschäftsordnungsausschuss des Repräsentantenhauses, nahm sein Gesuch um eine offizielle Untersuchung von Louis Posts Vorgehen an und setzte den Beginn der Anhörungen auf vier Wochen später fest.
Justizminister Palmer brachte Hoovers Fall direkt ins Weiße Haus. Palmer verlangte den Präsidenten unverzüglich zu sprechen. Das hatte die erste Kabinettssitzung zur Folge, die Woodrow Wilson seit sieben Monaten einberufen hatte. Seit Wilsons schwerem Schlaganfall war das Weiße Haus zur Isolierstation geworden.
Am 14. April 1920 um 10 Uhr morgens trat Palmer durch den bewachten Seiteneingang neben den verschlossenen Toren des Weißen Hauses, begab sich nach oben in das Arbeitszimmer des Präsidenten und sah einen sterbenden Mann vor sich. Wilson konnte sich nicht mehr ohne Hilfe fortbewegen. Seine Gedanken schweiften ab, er sprach stockend. Der Präsident hatte nur eine vage Ahnung davon, dass in den Vereinigten Staaten ein Krieg gegen den Kommunismus geführt wurde.
Bereits wenige Minuten nach Beginn der Kabinettssitzung riss Palmer das Gespräch an sich. Nach dem glaubwürdigen Augenzeugenbericht des Marineministers Josephus Daniels trat Palmer eine »hitzige Debatte« los. Palmer führte ins Feld, das Land sei durch Revolution und Aufruhr bedroht. Er lenkte das Augenmerk des Präsidenten darauf, dass Louis Post für die Krise verantwortlich sei, und forderte dessen Entlassung.
Der Präsident »sagte Palmer, er solle das Land nicht rot sehen lassen« – »eine dringend benötigte Ermahnung«, wie Daniels es auffasste, »denn Palmer sah hinter jedem Busch einen Roten«. Palmer jedoch entschied, die Worte des Präsidenten gänzlich anders zu interpretieren. Er hörte, was er hören wollte: Grünes Licht für seine Kampagne, das Land von den Kommunisten zu säubern.
Am 29. April gab Palmer bekannt, dass für den 1. Mai ein terroristischer Angriff auf die Vereinigten Staaten geplant sei. Diese Warnung ging von Hoover und dem Bureau of Investigation aus – höchste Alarmbereitschaft aufgrund eines internationalen Komplotts, amerikanische Führungspersönlichkeiten zu töten und Wahrzeichen zu zerstören.
»Die Verschwörung ist landesweit«, erklärte der Justizminister den Zeitungen. Regierungsbeamte und Wirtschaftsführer seien die Anschlagsziele; Warnungen seien an alle auf einer schwarzen Liste stehenden Männer ergangen. Agenten des Bureau, Angehörige der Staatsmiliz sowie Polizeibeamte im ganzen Land waren in Alarmbereitschaft, wobei sie sich auf New York, Chicago, Philadelphia und New Orleans konzentrierten; sie überwachten Bahnhöfe, Häfen, Büros an der Wall Street und die Privathäuser der mächtigsten Männer Amerikas.[70]  
Es war falscher Alarm. Der 1. Mai verging ohne besondere Vorkommnisse. »Die Nacht ist zwar noch nicht vorüber, aber es sieht so aus, als hätten die erwarteten Übergriffe abgewendet werden können«, erklärte Hoover den Reportern am späten Abend. Hinter vorgehaltener Hand wurde gekichert, vereinzelt wurde der Verdacht geäußert, wie Hoover selbst festhielt, dass die angeblich für den 1. Mai geplanten Komplotte »Hirngespinste des Justizministers« seien. Kurz hintereinander begannen die Presse, die Öffentlichkeit und das politische Establishment an der Urteilsfähigkeit des Justizministers zu zweifeln. Binnen kurzem kappte der Kongress Palmers Etatforderungen für das Bureau of Investigation um ein Drittel.[71]  
Am 7. Mai saß Hoover in einem Anhörungssaal des Kongresses in einer hinteren Reihe und machte sich Notizen, als Louis Post vor einem feindlich gesinnten Geschäftsordnungsausschuss erschien. Im Lauf seiner zweitägigen Aussage zerriss Post die Vorwürfe des politischen Fehlverhaltens, die Palmer und Hoover gegen ihn erhoben hatten, in der Luft. Fall für Fall legte Post dar, dass sich nicht einmal bei einem Prozent der bei der Verhaftungswelle vom Januar festgenommenen Personen die Anklage, sie hätten den gewalttätigen Sturz der Regierung geplant, aufrechterhalten ließ. Er führte an, sogar ein verachtungswürdiger Ausländer habe das Recht auf einen fairen Prozess; Verhaftungen ohne Haftbefehl, erzwungene Geständnisse und Schuldsprüche allein aufgrund des Umgangs mit Delinquenten entsprächen nicht der amerikanischen Art. Nach seiner zehnstündigen Aussage entschieden sich die Abgeordneten gegen eine Amtsenthebung oder Verurteilung Posts. Stattdessen luden sie Palmer vor ihren Ausschuss, damit er selbst auf Posts Anschuldigungen antwortete.
Hoover begann unverzüglich damit, die Aussage des Justizministers vorzubereiten. Er überarbeitete seine wohldurchdachten juristischen Ausführungen, wonach die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei ein Verbrechen gegen die Vereinigten Staaten darstelle und die Deportation begründe. Dies sei für Palmer, so sagte er diesem, die perfekte Gelegenheit, der Welt die »wahre Geschichte der Roten Gefahr« zu erzählen.[72]  
Doch zuvor holte Louis Post zu einem weiteren Schlag aus. Sein Anwalt hatte eine Vereinigung mobilisiert, die sich National Popular Government League nannte und einen »Bericht an das amerikanische Volk über die illegalen Praktiken des Justizministeriums« zu veröffentlichen beabsichtigte, der von zwölf prominenten Dekanen und Professoren Juristischer Fakultäten unterzeichnet war – darunter Hoovers neuer Erzfeind Felix Frankfurter, der Liberale aus Harvard. Hoover beauftragte den Leiter der Bostoner Außenstelle des FBI, George Kelleher, eine Akte über den späteren Richter am Obersten Gerichtshofs anzulegen.
In dem am 28. Mai 1920 veröffentlichten »Bericht an das amerikanische Volk« wurden Palmer und Hoover der Folterung und illegalen Verhaftung beschuldigt. Es hieß, sie hätten die »heiligsten Prinzipien unserer verfassungsmäßigen Freiheiten verletzt«.[73]  
»Massenverhaftungen von Ausländern und amerikanischen Staatsbürgern wurden ohne Haftbefehl oder das gesetzlich vorgeschriebene Verfahren durchgeführt; Männer und Frauen wurden in Einzelhaft gesteckt und durften weder Freunde noch einen Rechtsbeistand empfangen; in Häuser wurde ohne Durchsuchungsbefehl eingedrungen«, hieß es. »Wir stellen nicht das Recht des Justizministeriums in Frage, seine Agenten aus dem Bureau of Investigation zur Ermittlung von Rechtsverletzungen heranzuziehen. Aber das amerikanische Volk hat es noch nie geduldet, dass verdeckte Informanten wie im alten Russland oder Spanien als »Agents provocateurs« eingesetzt wurden. Solche Agenten hat das Justizministerium in radikale Bewegungen eingeschleust [… sie] haben dort zu Taten angestiftet, die man als kriminell bezeichnen könnte.«
Hoover arbeitete fieberhaft die folgenden drei Tage an Palmers Aussage vor dem Kongress. Er legte alles in die Waagschale, was er hatte – seine Bulletins über die Rote Gefahr, die erbeuteten Aufzeichnungen amerikanischer Linker, die eidesstattlichen Erklärungen seiner Agenten gegen die Deportierten, Auszüge aus radikalen Druckschriften, die Annalen der Russischen Oktoberrevolution, die öffentlichen Dekrete des Komintern und das Kommunistische Manifest von 1847 von Karl Marx. Das Dokument sprang zwischen Dekaden und Nationen hin und her – mehr als 30000 Wörter, zusammengetragen in nur 72 Stunden.
Die Präsidentschaft stand auf dem Spiel – der Nominierungsparteitag der Demokraten sollte in vier Wochen stattfinden, und Palmer war immer noch Spitzenreiter in einem schwachen Feld. Die Zukunft von Amerikas Krieg gegen den Kommunismus konnte von seinem Erfolg abhängen. Und damit auch die Zukunft seines Chefstrategen. Wenn Palmer Präsident wurde, konnte Hoover eines Tages auf seinen Posten nachrücken.
Am Morgen des 1. Juni fuhren Hoover und Palmer zusammen in das oberste Stockwerk des Kapitols. Der kleine Anhörungsraum des Geschäftsordnungsausschusses platzte vor Reportern und Zuschauern fast aus den Nähten. Ein Fenster ging nach Süden von Capitol Hill zu Hoovers Privathaus hinaus. Der Kongressabgeordnete Philip Campbell, ein Republikaner aus Kansas, eröffnete um 10 Uhr die Anhörung.
Hoover saß schweigend neben Palmer. Der Justizminister begann vorzulesen, und er hörte erst am Nachmittag des folgenden Tages wieder auf. Er beschrieb eine Welt in Flammen. Der Kommunismus greife die politischen Institutionen des Landes an, seine Kirchen, Schulen, Fabriken, Zeitungen, und gewinne Zulauf durch seine infamen Lügen. Durch das »giftige Virus« seiner Ideologie habe sich die »revolutionäre Krankheit« aus den Elendsvierteln von New York bis in die Hütten Afghanistans verbreitet. Palmer lud jeden ein, der am Wesen der Bedrohung zweifelte, sich die vom Bureau of Investigation aufgenommenen Fotos der Gefangenen anzusehen und sich von »der Brutalität, dem Irrsinn und der kriminellen Energie« zu überzeugen, die aus ihren »verschlagenen und listigen Augen« spreche.
»Mein Leben ist tagtäglich bedroht«, sagte er; sein Ruf werde durch die »Freunde dieser Kriminellen« zerstört, durch die sie sich vor Gericht und dem Kongress vertreten ließen. Seine bittersten Worte hob sich Palmer für Louis Post und jene Juristen auf, die den »Bericht an das amerikanische Volk« unterzeichnet hatten. Solche Männer, sagte er, seien nicht besser als die Kommunisten. »Sie haben nicht gezögert, in aller Öffentlichkeit diese Kommunisten und kriminellen Anarchisten zu verteidigen sowie zu behaupten, diese Menschen seien abscheulich behandelt worden.
Ich glaube, die Öffentlichkeit hat ein Recht zu wissen, was in diesem Lande vor sich geht«, fuhr er fort. »Ich habe versucht, ihr die Augen zu öffnen. Ich habe ihr die Wahrheit gesagt.«
Aber nicht die ganze Wahrheit. Spät am zweiten Tag seiner Aussage legte Palmer ein von Hoover erstelltes Dokument über die Arbeit der Radical Division des Bureau of Investigation vor. Es enthielt »die vollständige Geschichte […] der heute vor einem Jahr geplanten und begangenen Bombenanschläge in einem Dutzend Städten«, erklärte Palmer. Irgendwo in der Mitte des Dokuments versteckt gab es ein paar belastende Absätze, die aufzeigten, dass die Regierung im Rückblick betrachtet vielleicht zu Unrecht die Kommunisten für die Anschläge verantwortlich gemacht hatte. Doch der Justizminister las kein Wort davon vor. »Das würde zu weit führen«, meinte er. »Diese Geschichte würde etwa eine Stunde erfordern.«
Palmers Image war durch seine Warnungen vor Bedrohungen, die sich nie bewahrheiteten, beschädigt worden. Als er auf dem Nominierungsparteitag der Demokraten von 1920 eintraf, der Ende Juni in San Francisco eröffnet wurde, war sein politischer Ruf angekratzt, und seine Träume, als Kandidat aufgestellt zu werden, lösten sich auf. Hoover, der zum ersten Mal an die Westküste reiste, war einer von vielen Beratern aus dem Justizministerium, die sich in der Hoffnung, Palmer könne doch noch gewinnen, in dessen Suite im St. Francis Hotel versammelten. Doch nachdem 44 Stimmen abgegeben waren, zog Palmer seine Kandidatur zurück. Damit war seine politische Karriere zu Ende.
Palmer und Hoover wurden in den letzten Tagen der Regierung Wilson erneut ins Kapitol zitiert, um zu den Januar-Razzien gegen die Kommunisten auszusagen. Palmer beteuerte, die Details seien ihm nicht bekannt gewesen. Auch nicht, wie viele Durchsuchungsbefehle ausgestellt wurden?, hakte Senator Thomas J. Walsh, ein Demokrat aus Montana, nach. »Das kann ich Ihnen nicht sagen, Herr Senator«, antwortete Palmer. »Fragen Sie doch bitte Mr Hoover. Er war mit dieser Angelegenheit betraut und kann Ihnen Auskunft geben.« Der Senator wandte sich an den jungen Kreuzritter.
Hoover erklärte, er habe keine Ahnung. »Sie wissen überhaupt nichts darüber?«, fragte Senator Walsh. Und Hoover antwortete: »Nein, Sir.«[74]   Sein ganzes Leben lang leugnete Hoover seine Rolle bei den Razzien. Er war dabei, zu lernen, dass Geheimhaltung und Täuschung für die politische Kriegsführung von essentieller Wichtigkeit waren.
»Wir kriegen sie«
Hoover verfasste einen Bericht an den Kongress, in dem er behauptete, die Razzien hätten zur »Zerschlagung der kommunistischen Parteien dieses Landes geführt« – eine verfrühte Behauptung.[75]   Insgesamt war die Deportation von 591 Ausländern angeordnet worden. 187 Amerikaner wurden nach dem Gesetz gegen Spionage und Aufwiegelung verurteilt. Hoovers eigene Aufzeichnungen zeigten, dass sich mindestens neun von zehn Personen, die im Januar 1920 verhaftet worden waren, wieder auf freiem Fuß befanden. Er war angetreten, tausende Radikale von der amerikanischen Landkarte zu tilgen, und er hatte seine hochgesteckten Ziele nicht erreicht.
Hoover beschloss, es sei an der Zeit, die Radical Division zu reorganisieren.
Er gab ihr einen neuen Namen: General Intelligence Division, nachrichtendienstliche Abteilung. Das war keine reine Kosmetik. Hoover beabsichtigte, von nun an »radikale Aktivitäten nicht nur in den Vereinigten Staaten«, sondern auch »auf internationaler Ebene« zu verfolgen, und zwar sowohl im Bereich der Politik als auch »in Wirtschaft und Industrie«. Sein Ehrgeiz ging weiter. Ebenso wie seine Vorstellung davon, was zum Schutz Amerikas erforderlich sei. Er wünschte sich einen Geheimdienst. Wie er schrieb, sei es besser, Umstürzler im Verborgenen zu bekämpfen – mit einem Geheimdienst –, denn die Regierung könne gegen »radikale Aktivitäten nicht mit den Instrumenten herkömmlicher Strafverfolgung« ankommen. Das Gesetz sei zu schwach, um Amerika zu schützen. Nur durch verdeckte Ermittlungen könne die Bedrohung von links aufgedeckt und eliminiert und Amerika vor Angriffen bewahrt werden.[76]  
Am Donnerstag, dem 16. September kurz nach Mittag, als Hoover gerade letzte Hand an seine Pläne für die General Intelligence Division legte, explodierte an der Ecke Wall Street/Broad Street in Manhattan ein Pferdewagen. Es war ein schöner Tag, und hunderte Menschen hatten ihre Schreibtische zu einem Mittagsspaziergang verlassen, um sich eine kleine Erholung von der großen amerikanischen Geldmaschine zu verschaffen. Eine Bombe verwandelte das Zentrum des amerikanischen Kapitalismus in ein Schlachthaus. Blut floss in jenen Straßen, in denen der 1. Kongress der Vereinigten Staaten getagt hatte und wo die Bill of Rights verabschiedet worden war. Granatsplitter versehrten die Wände und zerstörten die Fenster des größten amerikanischen Bankhauses J. P. Morgan & Co. Die Spuren der Splitter sind noch heute zu sehen, eingegraben in die Eckpfeiler an der Frontseite.
Durch die Bombe wurden 38 Menschen getötet und etwa 400 verletzt. Der Anschlag forderte mehr Todesopfer als bislang jede andere Terrorattacke in der Geschichte der USA, und diesen Rekord sollte er für die nächsten 75 Jahre halten.
Minuten vor der Explosion hatte ein Postbote drei Straßen weiter einen Briefkasten geleert. Er fand fünf Flugblätter, auf die in katastrophaler Rechtschreibung mit roter Tinte geschrieben war: »Lasst die politischen Gefangenen frei, oder es wird für euch alle der Tod sein.« Unterzeichnet waren sie mit »Amerikanische anarchistische Kämpfer«.
Das Bombenattentat in der Wall Street war ziemlich sicher ein Racheakt für das Verfahren gegen zwei italienische Anarchisten, Nicola Sacco und Bartolomeo Vanzetti, die fünf Tage zuvor wegen Raubmord an dem Lohnbuchhalter und dem Sicherheitsbeamten einer Schuhfabrik unter Anklage gestellt worden waren. Hoover forcierte die Ermittlungen, aber ohne Erfolg. Es wurden nie Verdächtige vor Gericht gestellt.
»Wir kriegen sie«, versprach Hoovers Vorgesetzter Bill Flynn. Doch das Bureau konnte sein Versprechen nicht einlösen.[77]  
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Unterwelten
»Ich bin für dieses Amt nicht geeignet und hätte nie damit betraut werden sollen«, lamentierte Präsident Warren G. Harding im Weißen Haus. Ausnahmsweise einmal eine realistische Einschätzung seinerseits.[78]  
Harding war ein Zeitungsverleger aus einer Kleinstadt, der als republikanischer US-Senator aus Ohio weit über seine Verhältnisse aufstieg. Als er am 4. März 1921 Präsident wurde, nahm er seine korrupten Freunde mit nach Washington. Sein engster Vertrauter war sein Wahlkampfmanager Harry M. Daugherty, den er zum Justizminister der Vereinigten Staaten machte.
Zwei prominente republikanische Senatoren warnten Harding eindringlich davor, Daugherty zu ernennen. »Daugherty ist von Anfang an mein bester Freund gewesen«, gab der designierte Präsident zurück. »Wenn er zu mir sagt, dass er Justizminister werden will, dann wird er bei Gott auch Justizminister!«[79]   Der erfahrene politische Strippenzieher Daugherty war jahrelang als Waffenlobbyist im Parlament von Ohio tätig gewesen; seine Spezialität war, Gesetze gegen die Interessen der großen Firmen zu kippen. Er vermittelte Deals zwischen Geschäftsleuten und Politikern, deren gemeinsames Interesse Geld und Macht war. Sein Ruf eilte ihm nach Washington voraus. Daugherty wuchs mit seinem Amt. Er wurde einer der größten Wirtschaftsverbrecher des Landes. Und während das Justizministerium und das Bureau of Investigation in der Zeit von Hardings Präsidentschaft tief in Misskredit gerieten, lief es für J. Edgar Hoover selbst glänzend.
Mit nur sechsundzwanzig Jahren wurde er auf den zweithöchsten Posten beim Bureau of Investigation befördert. Sein Ruf war unbefleckt, er schreckte nicht vor internen Auseinandersetzungen zurück, er widmete sich mit unbeirrbarer Entschlossenheit dem Kampf gegen die Rote Gefahr, und er galt als unumstrittener Experte. Er sah keine großen Unterschiede zwischen den Radikalen Amerikas – Kommunisten, Sozialisten, Anarchisten, Pazifisten. Sie waren alle Staatsfeinde.
Hoover kümmerte sich um den Krieg gegen den Kommunismus. Harry Daugherty kümmerte sich um seine Freunde. Im August 1921 betraute der neue Justizminister einen alten Kumpel, William J. Burns, mit der Leitung des Bureau. Hoover, inzwischen geübt darin, die Beziehung zu seinen Vorgesetzten zu pflegen, teilte Burns mit, das Bureau infiltriere die Reihen der amerikanischen Kommunisten bereits seit Jahren. »Wir haben uns bemüht, in jede der führenden Bewegungen des Landes einen Informanten einzuschleusen«, versicherte er Burns, und die Bemühungen würden noch verstärkt. Er sagte, er habe seine General Intelligence Division damit betraut, gegen die neuen Bedrohungen von links vorzugehen.[80]  
Der sechzigjährige Burns war Amerikas berühmtester Privatdetektiv. Sein Talent zur Selbstvermarktung war beeindruckend. Nachdem er sich 1905 als Bundesermittler einen zweifelhaften Ruf erworben hatte, weil er bei den von Präsident Theodore Roosevelt angestrengten Prozessen wegen betrügerischer Landverkäufe die Geschworenen beeinflusst hatte, machte er sich einen Namen als Spezialist. Er zapfte Telefone an und verwanzte Hotelzimmer und konnte so die beiden Gewerkschaftsmitglieder überführen, die den Sprengstoffanschlag auf die Zentrale der Los Angeles Times verübt hatten, bei dem 21 Menschen getötet worden waren. 1915 entkam er nur knapp einer Haftstrafe wegen des Diebstahls von Dokumenten aus einer New Yorker Anwaltskanzlei. Nur Stunden nach dem Wall-Street-Attentat von 1920 verkündete Burns öffentlich, dass die Kommunisten hinter dem Anschlag steckten, und schwor, sie vor Gericht zu bringen. Im Namen der W. J. Burns Detective Agency setzte er für Hinweise, die zur Ergreifung und Verurteilung der Attentäter führten, 50000 Dollar Belohnung aus. Nun als Direktor des Bureau of Investigation versprach Burns der Bevölkerung, das Bureau werde die Wall-Street-Attentäter zur Strecke bringen.

Auf der Suche nach Hinweisen zum Attentat fingen Agenten des Bureau in Chicago einen Brief der im Untergrund agierenden Kommunistischen Partei in New York ab. Die Regierung »macht uns verantwortlich für die Wall-Street-Katastrophe«, hieß es darin, zusammen mit der Warnung vor einer neuen Verhaftungswelle. »Die Razzien vom Januar sind längst Geschichte«, fing der Brief an. »Deshalb denken einige unserer Mitglieder, dass alles wieder sicher ist. Wir möchten eure Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, dass das Justizministerium nicht ruht. Es wird weitermachen, solange wir als revolutionäre Organisation bestehen. Spione, Spitzel, Provokateure und sonstige zwielichtige Elemente werden es irgendwie schaffen, unsere Organisation zu unterwandern oder von unseren Aktivitäten zu erfahren […] Lasst große Vorsicht walten […] wenn ihr verhaftet werdet, beantwortet keinerlei Fragen.«[81]  
»Eine ungesetzliche Organisation«
Hoover mobilisierte sein wachsendes Informantennetz. Er durchkämmte Berichte und Hinweise von Agenten des Bureau, Offizieren der Nachrichtendienste von Heer und Marine, Führern der American Protective League, Kommandeuren der American Legion, Polizeichefs, Wirtschaftsführern, Bankern, Versicherungsangestellten, Telefon- und Telegraphengesellschaften. Er warnte davor, dass sich die Kommunisten in Gewerkschaften, Fabriken, Kirchen, Schulen, Hochschulen, Zeitungen, Zeitschriften, Frauenclubs und Farbigen-Organisationen einnisteten. Er wurde nicht müde, in seinen wöchentlichen Bulletins an den Justizminister immer wieder auf diese Bedrohung hinzuweisen. Daugherty bedurfte keiner Überzeugung. »Sowjetrussland ist der Feind der Menschheit«, erklärte er. »Sie sind ausgezogen, nicht nur Amerika, sondern die ganze Welt zu erobern.«[82]  
Im Frühjahr und Sommer 1921 spionierten dutzende Agenten des Bureau unter Hoovers Kommando mutmaßliche Kommunisten im ganzen Land aus. Sie unterwanderten ihre Treffen und drangen in ihre Zentralen ein.[83]   Als Agenten des Bureau und das New Yorker Bombenkommando eine Wohnung in der Bleecker Street stürmten und Mitgliedslisten, interne Akten und verschlüsselte Kommuniqués konfiszierten, fanden sie darunter eine Druckschrift mit dem Titel: »Regeln für die Parteiarbeit im Untergrund.«
Die Regeln sagten alles:
	Du darfst unter keinen Umständen die Parteiarbeit und die Parteiarbeiter verraten.

	Du darfst keine Namen oder Adressen bei dir tragen oder aufbewahren, außer wenn sie gut verschlüsselt sind.

	Du darfst keine belastenden Unterlagen oder belastende Literatur offen in deiner Wohnung aufbewahren.

	Du darfst bei der Parteiarbeit keine unnötigen Risiken eingehen.

	Du darfst die Parteiarbeit nicht wegen der damit verbundenen Risiken meiden.

	Du darfst nicht damit prahlen, was du für die Partei leistest oder geleistet hast.

	Du darfst die Mitgliedschaft in der Partei nicht unnötig preisgeben.

	Du darfst dich nicht von Spitzeln zu Verabredungen oder Versammlungen verfolgen lassen.

	Du darfst bei Gefahr nicht die Nerven verlieren.

	Du darfst bei einer Verhaftung keine Fragen beantworten.


Zum Schluss noch die Empfehlung: »Du musst die Verhaftung mit allen Mitteln vermeiden.«[84]   Das war ein bisschen viel verlangt von Amerikas Top-Kommunisten. Fast alle Männer, die in den kommenden 40 Jahren der Kommunistischen Partei vorstehen sollten, saßen zwischen 1918 und 1923 wegen ihrer politischen Arbeit zeitweise im Gefängnis. Nur wenigen gelang es, mehr als ein paar Monate weder Polizisten noch Richter, noch Gefängniszellen zu Gesicht zu bekommen – wobei ihnen unweigerlich Konspiration oder Aufwiegelung zur Last gelegt wurde.
»Spitzel arbeiten jeden Tag in jeder Stadt daran, unsere Mitglieder, Versammlungen und Arbeitsstätten auszuspionieren«, warnte die Druckschrift in der Bleecker Street. Die Kommunisten glaubten, unter permanenter Überwachung durch die Regierung zu stehen, ob sie nun offen operierten oder im Untergrund.
Einer der Spitzel des Bureau nahm an der im Mai 1921 im Overlook Mountain Hotel in Woodstock abgehaltenen »Unity Convention of Communist Parties« teil – einem geheimen viertägigen Treffen der zerstrittenen kommunistischen Spitzen aus ganz Amerika. FBI-Dokumente, die im August 2011 freigegeben wurden, legen nahe, dass der Spitzel Clarence Hathaway war, ein Gründungsmitglied der Kommunistischen Partei Amerikas, und dass dieser von Anfang an für das Bureau arbeitete.[85]   Im Bericht des Bureau über das Treffen in Woodstock hieß es, Moskau habe den amerikanischen Kommunisten 50000 Dollar geschickt sowie die Order, ihre Streitigkeiten beizulegen und sich zu vereinigen.[86]  
Die Sowjets drängten die amerikanischen Kommunisten, den Untergrund zu verlassen und einen offenen Kampf um die Macht zu führen. Das war schwer vorstellbar. »Die Kommunistische Partei ist in den Vereinigten Staaten definitiv eine ungesetzliche Organisation«, schrieb der Gründungsvater Charles Ruthenberg in jenem Sommer aus dem Hochsicherheitsgefängnis Sing-Sing, wo er eine Haftstrafe wegen krimineller Anarchie absaß. Wenn die Partei im Untergrund bleibe, werde sie langsam eingehen. Wenn sie sich an die Oberfläche wage, werde sie angegriffen und zerrieben. Sie müsse deshalb zweigleisig fahren, so argumentierte er – »einesteils vor den Augen der Öffentlichkeit agieren, andernteils unerkannt, geheim, im Untergrund«.[87]  
Der Spitzel des Bureau in Woodstock berichtete ferner, dass der amerikanische Gewerkschafter William Z. Foster, der zwei Jahre zuvor versucht hatte, einen landesweiten Stahlstreik zu organisieren, eine Reise nach Moskau plane. Der Bericht entsprach den Tatsachen. Foster besuchte im Juni und Juli 1921 Versammlungen der Komintern und den World Congress of Revolutionary Trade Unions, den Weltkongress der revolutionären Gewerkschaften, in Moskau. Von Lenin, den er dort traf, war er fasziniert. Bei seiner Rückkehr nach Chicago war er ein ergebener Sowjetagent und für die Komintern der wichtigste Kontaktmann zu den Gewerkschaften in den Vereinigten Staaten. Danach reiste er, von Moskau finanziert, durchs Land und organisierte die Berg- und Minenarbeiter sowie die Arbeiter in der Automobilindustrie. Während er an die Spitze der Kommunistischen Partei Amerikas aufstieg, wurde er auf Schritt und Tritt durch das Bureau of Investigation verfolgt.
»In der Unterwelt ging die Kunde«
Nach außen hin demonstrierte Präsident Harding Frieden und Versöhnung. Im Herbst 1921 entsandte er eine amerikanische Abordnung, um die Sowjets bei der Bekämpfung einer schweren Hungersnot zu unterstützen. Obwohl über 450000 Tonnen Nahrungsmittel verteilt wurden, verhungerten mindestens fünf Millionen Russen. Mit der Unterzeichnung einer Proklamation beendete er Amerikas Krieg gegen Deutschland. Und er traf die schlagzeilenträchtige Entscheidung, Amerikas führendem Sozialisten Eugene Debs eine Weihnachtsbegnadigung zu gewähren, widerrief dessen zehnjährige Haftstrafe und lud ihn sogar ins Weiße Haus ein.
Doch dieses Weihnachten sorgte William J. Burns vom Bureau of Investigation mit einer verblüffenden Geschichte für die dickeren Schlagzeilen. Wie es schien, hatte Amerikas Oberschnüffler seinen größten Fall gelöst: Das Wall-Street-Attentat sei das Werk Lenins und der Komintern. Die Geschichte war verblüffend: Vier New Yorker Kommunisten hätten 30000 Dollar für den Job bekommen, übergeben durch den Vertreter der sowjetischen Regierung in New York. Aber die Quelle stellte sich als Schwindler heraus, der als professioneller Lockvogel für die Detektivagentur Burns in New York arbeitete. Er hatte behauptet, er habe auf dem Komintern-Kongress in Moskau mit Lenin geplaudert, wo der sowjetische Staatschef sich zufrieden über das Wall-Street-Attentat gezeigt und einen weiteren Terroranschlag auf die Vereinigten Staaten in Auftrag gegeben habe. Es war frei erfunden.
»Burns hinters Licht geführt«, lauteten die Schlagzeilen.
Burns schämte sich nicht einmal, dazu war er zu korrupt. Aber seine alten Laster holten ihn allmählich ein. Er hatte die schlechte Angewohnheit, seine Privatermittler auf die staatliche Gehaltsliste zu setzen. Der größte Ganove unter ihnen trieb beim Bureau of Investigation sein Unwesen: Im Laufe seiner langen Karriere war Gaston Bullock Means wegen Mordes, Diebstahls, Meineids, Urkundenfälschung und Spionage gegen die Vereinigten Staaten angeklagt worden. Trotzdem hatte Burns ihn als Agent für das Bureau of Investigation engagiert und ihn auch, als im Februar 1922 Einzelheiten über seine schmutzige Vergangenheit an die Öffentlichkeit gelangt waren, weiterhin als bezahlten Informanten beschäftigt. Means trieb seine Geschäfte im Justizministerium gemeinsam mit dem politischen Strippenzieher Jess Smith, Daughertys ältestem Freund aus Ohio und seinem Mitbewohner im Wardman Park Hotel in Washington. Jess Smith war der Mann im Justizministerium, wenn es etwas zu deichseln galt.
Die Prohibition, seit 1920 gesetzlich verankert, schuf eine korrupte politische Kultur in Amerika. Im ganzen Land lechzten die Bürger nach verbotenem Schnaps. Die Einnahmen aus dem Alkoholschmuggel förderten die Ausbreitung des organisierten Verbrechens. Alkoholschmuggler zahlten Schutzgelder an Polizisten auf Bundes-, einzelstaatlicher und lokaler Ebene. Die zwielichtigen Verbindungen zwischen Gesetzesbrechern und Gesetzeshütern verliefen von unten bis ganz hinauf in die Spitze. Jess Smith und Gaston Means hatten eine einträgliche Nebenbeschäftigung, sie verkauften von der Regierung konfiszierten Whiskey an Schnapsschmuggler.
»In der Unterwelt ging die Kunde, dass es im Justizministerium einen Mann gab, der ›Probleme regeln‹ konnte«, erinnerte sich Hoover in seinen von einem Ghostwriter verfassten Memoiren, die 1938 erschienen. Darin sind die Machenschaften dokumentiert, die er während der Harding-Jahre miterlebte. Die Masche der politischen Strippenzieher, wie Hoover es sich vorstellte, war unwiderstehlich: »Ich bin ein guter Freund des Präsidenten. Als hoher Beamter im Justizministerium kenne ich jeden im Kabinett […] Wenn Sie mir also den und den Preis pro Fass bezahlen, bekommen Sie so viel Whiskey, wie Sie wollen. Ich will ganz offen mit Ihnen sein, mit meinem Einfluss in Washington kann ich alles regeln […] außer Mord.«[88]  
Selbst das Weiße Haus war zu einer Flüsterkneipe geworden. Alice Roosevelt Longworth, die Tochter des verstorbenen Präsidenten, verheiratet mit einem einflussreichen republikanischen Kongressabgeordneten aus Ohio, schildert eine gesellige Zusammenkunft, wie sie Harding zweimal die Woche im Weißen Haus veranstaltete: »Im Arbeitszimmer des Präsidenten waren seine Kumpel versammelt (wie Daugherty und Jess Smith)«, schrieb sie, »überall Tabletts mit allen möglichen Whiskeysorten, Karten und Poker-Chips standen bereit, es herrschte eine hemdsärmelige, ungehemmte Atmosphäre.« Sie hatte versucht, Harding zu warnen, aber die Mühe hätte sie sich sparen können. »Harding war kein schlechter Mensch«, konstatiert sie. »Er war nur ein Schwächling – ein schlapper, gutmütiger Mann mit der unglücklichen Neigung, sich mit Freunden von zweifelhaftem Charakter zu umgeben.«[89]  
Die wichtigsten unter ihnen waren der Justizminister und der Direktor des Bureau of Investigation.
»Die radikalen Anführer«
Hoover hielt sich bedeckt und konzentrierte sich weiterhin auf die Rote Gefahr, die sich von New York und Chicago aus auf die Kohlegruben, Stahlwerke und Rangierbahnhöfe des Mittleren Westens ausbreitete. Die ganzen 1920er Jahre hindurch kämpften die Gewerkschaften gegen die großen Industriebarone. Die meisten Arbeiter allerdings waren weder kommunistisch noch radikal. Sie hatten keine großen politischen Ziele, sie wollten angemessenen Lohn für ein anständiges Leben und keinen revolutionären Umsturz der bestehenden Verhältnisse.
Das Bureau stand auf der Seite der Industriebarone. Für Hoover war die Auseinandersetzung zwischen dem Kapital und der Arbeiterschaft ein lebenslanger Kampf im Krieg gegen den Kommunismus. »Kommunisten und die meisten subversiven Umtriebe stehen immer in Verbindung mit der Lage der Arbeiterschaft«, schrieb er Jahre später. »Es ist praktisch unmöglich, den Kommunismus von der Lage der Arbeiterschaft zu trennen.«[90]  
Als die Konfrontationen im Sommer 1922 ihren Gipfel erreichten, zettelten hunderttausende Bergleute und Eisenbahner Streiks im ganzen Land an. Das Bureau schlug zurück.
Drei Jahre lang waren Hoover und seine Behörde mit Berichten von einem Werftarbeiter namens Francis Morrow versorgt worden, einem Informanten mit dem Codenamen K-97, der sich eine Vertrauensstellung innerhalb geheimster kommunistischer Kreise erworben hatte. Morrow informierte das Bureau über eine Nationalversammlung der amerikanischen Kommunistenführer am Ufer des Michigan-Sees. Er wusste weit im Voraus von dem Geheimtreffen, denn er war der offizielle Delegierte aus Philadelphia. Vier Agenten von der Außenstelle Chicago fuhren zwei Stunden über Land, rekrutierten eine Schar Hilfssheriffs und überwachten einen Ferienort bei Bridgman, Michigan. Den Kommunisten entging nicht, dass Kommunistenjäger auf der Lauer lagen. Aus Angst vor einer Razzia führten sie in aller Eile eine Abstimmung über ihren Haupttagesordnungspunkt durch: die Fortsetzung der illegalen Untergrundarbeit. Sie wurde mit einer Stimme Mehrheit befürwortet. Die entscheidende Stimme stammte vom Agenten K-97.[91]  
Am Morgen des 22. August 1922 verhafteten die Agenten des Bureau mit ihren Hilfssheriffs in Bridgman fünfzehn Kommunisten, unter denen sich auch der erst vier Monate zuvor aus dem Gefängnis entlassene Parteivorsitzende Charles Ruthenberg befand. Sie beschlagnahmten einen Berg Parteiunterlagen und spürten weitere sechzehn Delegierte in Chicago auf, darunter William Z. Foster, den führenden kommunistischen Gewerkschafter, und Earl Browder, einen aufstrebenden Parteiideologen – beide waren treue, lebenslange Komintern-Agenten.
Die Führungsriege des amerikanischen Kommunismus schleppte sich, paarweise in Handschellen, unter der sengenden Sonne vom Bezirksgefängnis zum Gerichtsgebäude in St. Joseph, Michigan. Die Männer wurden nach dem Gesetz des Staates Michigan wegen Verschwörung zum Sturz der Regierung der Vereinigten Staaten mittels Sabotage und Gewalt angeklagt. »Die radikalen Anführer – finanziert, so die Anklage, durch den russischen Sowjet, damit sie einen Sowjet in diesem Land aufbauten –, wurden wie eine Sträflingskolonne ins Bezirksgefängnis getrieben, bewacht von bewaffneten Hilfssheriffs und Bundesagenten«, berichtete die Lokalzeitung. »Die Bundesbehörden hofften, die Kommunisten mit dem Wall-Street-Attentat in Verbindung bringen zu können, bei dem vor über einem Jahr die Büros von J. P. Morgan zerstört wurden.«[92]  
Von den 27 wegen Aufwiegelung Angeklagten wurde nur Ruthenberg verurteilt. Er verbrachte die nächsten fünf Jahre damit, das Urteil vor Gericht anzufechten, bis er mit 44 Jahren starb. Die Urne mit seiner Asche wurde in der Kremlmauer beigesetzt.
In Fosters Verfahren gelangten die Geschworenen nicht zu einem Mehrheitsurteil, weshalb er zu Hoovers großem Bedauern freigelassen wurde. Der Richter hatte den Geschworenen erklärt, um ihn schuldig zu sprechen, müssten sie zu der Überzeugung gelangen, dass er »Verbrechen, Sabotage, Gewalt und Terrorismus befürwortet habe«. Es stand sechs zu sechs. »Die Anklage hat nicht bewiesen, dass die Kommunistische Partei Gewalt befürwortet«, erklärte ein Geschworener, der für den Freispruch gestimmt hatte. »Das war der einzige Punkt, in dem wir uns nicht einig waren.«[93]   Gegen keinen der übrigen Beschuldigten in Bridgman wurde ein Prozess angestrengt. Trotzdem trieb die Razzia die Partei tiefer und tiefer in den Untergrund. Das Häuflein der zahlenden Mitglieder schwand auf 6000 oder weniger – davon waren nur zehn Prozent gebürtige, englischsprachige Amerikaner –, und der Einfluss ihrer Vorsitzenden war verschwindend gering. Manche träumten weiterhin von einem Massenaufstand in den Eisenbahnbetriebshöfen und Kohleminen Amerikas. Ihre Flugblätter klangen immer noch wie Sowjetpropaganda aus Moskau. Aber wie Foster selbst der Komintern berichtete, als er dort 25000 Dollar beantragte, versuchte er die kommunistische Bewegung in Amerika mit nur zwei Arbeitern auf der Gehaltsliste zu organisieren.[94]  
Hoover räumte später selbst ein, dass der Einfluss der Kommunistischen Partei auf das Alltagsleben in Amerika in den 1920ern »praktisch nicht vorhanden« war.[95]   Damals äußerte er sich jedoch ganz anders.
Hoover und seine General Intelligence Division warnten unablässig vor einer gewaltsamen kommunistischen Revolution; Daugherty erklärte dem Präsidenten, das Land stehe vor einem Bürgerkrieg. Zehn Tage nach den Festnahmen von Bridgman erwirkte der Justizminister beim Bundesgericht eine Verfügung, wonach es den Bahnarbeitern, die gegen die von der Regierung erzwungenen Lohnkürzungen streikten, untersagt war, irgendwelche Maßnahmen zur Durchsetzung ihrer Forderungen zu unternehmen. Das Verbot war weitreichender als alle vorherigen in der Geschichte der amerikanischen Gewerkschaftsbewegung. Im Wesentlichen verurteilte es 400000 Arbeiter mit legitimen Forderungen dazu, den Mund zu halten und untätig herumzusitzen. Sogar Mitglieder von Hardings Kabinett bezeichneten die Entscheidung als ungesetzlich und unklug.
Daugherty und Hoover legten es jedoch auf eine Eskalation an: Sie sandten Gruppen von Special Agents aus, die im ganzen Land nach Beweisen dafür suchten sollten, dass die Arbeiterführer die Übertretung dieser Verfügung betrieben. Die Agenten konnten sich dabei auf verdeckte Informanten in den Reihen der Streikenden stützen. Täglich trafen Berichte von Agenten aus dem ganzen Land bei der General Intelligence Division ein und schürten die Angst, der Streik sei ein organisierter Krieg der Arbeiter gegen die Regierung. US Marshals und lokale Polizeibeamte, unterstützt von unzähligen Privatdetektiven, die für die Eisenbahngesellschaft arbeiteten, warfen Arbeitern und Gewerkschaftern 17000 Verstöße gegen die Verfügung vor.[96]  
Binnen Wochen hatte der Justizminister den Eisenbahnerstreik niedergeworfen. Doch unter der Bürde der Macht würde er bald zerbrechen.
Im Dezember 1922 erlitt Daugherty einen physischen und psychischen Kollaps. Sein Nervenzusammenbruch war von zahlreichen Wahnvorstellungen begleitet; bei einer Rede in Ohio bildete er sich ein, Giftgas zu riechen, das aus einem Blumentopf auf der Bühne strömte. Als er in Washington das Bett hüten musste, sah er überall sowjetische Spione – sogar im Kongress.
»Die gigantischste Verschwörung«
Das Bureau of Investigation war als Instrument des Rechts geschaffen worden. Nun verwandelte es sich in eine illegale Waffe der politischen Kriegsführung.
Als der Kongress im März 1923 wieder zusammentrat, betrieben Daugherty und Burns politische Spionage gegen Senatoren, die der Justizminister als Gefahr für Amerika betrachtete. Das Bureau brach in ihre Büros und Wohnhäuser ein, fing ihre Post ab und zapfte ihre Telefone an, wie sie es bei den Mitgliedern der Kommunistischen Partei getan hatten. Die Begründung waren die zunehmenden Bestrebungen innerhalb des Senats, Sowjetrussland diplomatisch anzuerkennen. Sollte es dazu kommen, gäbe es sowjetische Botschaften und Diplomaten in den Vereinigten Staaten. Und mit den Diplomaten kämen die Spione.
Das Bureau spionierte Senator William E. Borah aus Idaho aus, den Vorsitzenden des Foreign Relations Committee, des Senatsausschusses für Auslandsbeziehungen; Daugherty war der Ansicht, der Senator habe mit seiner Befürwortung der Anerkennung Sowjetrusslands »den Radikalen in die Hände gespielt«.[97]   Auch die beiden Senatoren aus Montana gerieten ins Visier des Bureau: Thomas J. Walsh, der Hoover für den Rechtsausschuss zu den Razzien gegen die Kommunisten befragt hatte, und der neugewählte Burton K. Wheeler, der sich zwei Wochen nach seiner Vereidigung auf eine Reise nach Moskau begab, um sich ein Bild von den Zuständen zu machen. Wheeler, ehemals US-Bundesstaatsanwalt in Montana, war beim Bureau bereits aktenkundig, weil er den radikalen Zeitungsherausgeber Bill Dunn verteidigt hatte. Dieser war in das Parlament von Montana gewählt worden, nachdem er wegen Aufwiegelung vor Gericht gestanden hatte und freigesprochen worden war. Darüber hinaus wurden in Washington mindestens zwei weitere Senatoren und zwei Mitglieder des Repräsentantenhauses, allesamt Kritiker des Präsidenten und des Justizministers, zur Zielscheibe politischer Ermittlungen durch das Bureau.
Nach seiner Russlandreise im April 1923 war Senator Wheeler geneigt zu glauben, dass aus dem Chaos und Terror der Revolution Kapitalismus und Religionsfreiheit entstehen könnten. Deshalb befürwortete er, in die Vereinigten Staaten zurückgekehrt, die diplomatische Anerkennung Russlands. Der Justizminister tobte.
»In seinem Kopf verfestigte sich das Bild von mir, dass ich ein Bolschewik sei«, erinnerte sich Wheeler.[98]   Daugherty brandmarkte Wheeler – zunächst privat, dann auch öffentlich – als »den Kommunistenführer im Senat« und behauptete, er sei »genauso wenig ein Demokrat wie Stalin, sein Moskauer Genosse«. Er nannte ihn »Teil der Bemühung, durch bewusste Täuschung so viele Senatsmitglieder wie möglich für sich zu gewinnen und in Washington und den Amtsräumen des Kongresses ein Giftgas zu versprühen, das so tödlich ist wie jenes, das tapfere Soldaten im letzten Krieg geschwächt und getötet hat«.[99]  
Hoovers Rolle im politischen Kampf gegen die Anerkennung Russlands war subtiler. Er fütterte Politiker seines Vertrauens und privat finanzierte Kämpfer gegen den Kommunismus behutsam mit Dokumenten aus den Akten des Bureau. Dem ehemaligen Associated-Press-Reporter Richard Whitney half er bei der Recherche zu einer Reihe von Hetzartikeln, später zusammengefasst in einem Buch mit dem Titel Reds in America, in dem Whitney sich für Hoovers persönliche Hilfe bedankte. Whitney führt an, der Einfluss der sowjetischen Agenten durchdringe sämtliche amerikanische Institutionen; sie hätten jeden Winkel des amerikanischen Lebens infiltriert. Die Zusammenkunft in Bridgman nannte er einen Schlüsselmoment in »der gigantischsten Verschwörung gegen die Vereinigten Staaten in ihrer Geschichte«. Er richtete sein Augenmerk auf die Stummfilmstudios in Hollywood und brandmarkte Charlie Chaplin als heimlichen Kommunisten. Seiner Alma Mater Harvard warf er vor, Sympathisanten der Kommunisten wie Felix Frankfurter in ihren Reihen zu beherbergen. Er warnte davor, dass die Initiative zur Anerkennung Russlands im Senat von in Amerika tätigen Komintern-Agenten ausgehe.[100]  
Die Bestrebungen zur Anerkennung Russlands kamen zum Erliegen; sie sollten ein ganzes Jahrzehnt lang ruhen. Das Gegenargument schien simpel: Warum ein Regime anerkennen, das den Sturz der Vereinigten Staaten im Sinn hatte?
Doch im Augenblick war es wahrscheinlicher, dass die amerikanische Regierung durch Korruption in den eigenen Reihen zu Fall gebracht wurde. Und ihr verrottetes Zentrum waren das Justizministerium und das Bureau of Investigation.
»Eine Geheimpolizei«
Ein Pistolenschuss in der Hotelsuite des Justizministers markierte den Anfang vom Ende. Am 30. Mai 1923 bei Tagesanbruch jagte sich Jess Smith, Mitbewohner und rechte Hand Daughertys, im Wardman Park Hotel eine Kugel durch den Kopf. Ihr Nachbar von unten – William J. Burns, der Direktor des Bureau of Investigation – war sofort zur Stelle und traf am Tatort die nötigen Vorkehrungen. Aber den Suizid konnte er nicht geheim halten.
Drei Wochen danach verließ Präsident Harding Washington zu einem langen Sommerurlaub. Er reiste quer durchs Land an den Pazifik und begab sich auf eine Kreuzfahrt nach Alaska. Wirtschaftsminister Herbert Hoover war an Bord des Schiffes, als es am 4. Juli am Puget Sound in See stach. Präsident Harding bestellte ihn zu einer Unterredung in seine Kabine. Hoover gab das Gespräch in seinen Memoiren wieder.
»Wenn Sie von einem großen Skandal in Ihrer Regierung wüssten«, fragte Harding, »würden Sie ihn zum Wohl des Landes und der Partei an die Öffentlichkeit bringen, oder würden sie ihn unter den Teppich kehren?« Der Skandal, so ließ er durchblicken, gehe vom Justizministerium aus. »Bringen Sie ihn an die Öffentlichkeit«, riet Hoover. Der Präsident meinte, das wäre »ein politisches Wagnis«, und »verstummte abrupt«, als Hoover fragte, ob Daugherty der Übeltäter sei.[101]  
Harding starb vier Wochen danach, am 2. August 1923, im Palace Hotel in San Francisco an Herzversagen. Er war 57 Jahre alt. Sein Nachfolger wurde der aufrechte Calvin Coolidge, ehemaliger Gouverneur von Massachusetts, der sich mit der Niederschlagung des Bostoner Polizeistreiks landesweit einen Namen gemacht hatte. Coolidge war ein trockener, strenger Mann, aber er besaß moralische Grundsätze. Die brauchte er auch: Die Präsidentschaft der Vereinigten Staaten war auf ihrem Tiefpunkt seit dem Ende des Bürgerkriegs angelangt.
Wie die Schäden nach der Flut zeigte sich nach und nach das ganze Ausmaß des Verfalls. Die Senatoren Walsh und Wheeler stellten Ermittlungen über die schlimmsten Skandale an, obwohl Daugherty und Burns alles daransetzten, dies zu verhindern. Mit dem Auftrag, den Senatoren irgendeine Strafsache anzuhängen, schickten sie mindestens drei Agenten des Bureau nach Montana. Gegen Wheeler konstruierten die Agenten einen Bestechungsfall. Anklage und Strafverfolgung basierten offensichtlich auf Schwindel und Meineid. Die Geschworenen sprachen ihn rasch frei.
Schließlich kam die Wahrheit doch ans Licht. Die Regierung Harding war bis in die höchste Ebene mit Männern besetzt, denen es allein um den eigenen Profit ging, die Regierung und Gesetz mit Füßen traten und das amerikanische Volk täuschten. Innenminister Albert Fall hatte über 300000 Dollar Bestechungsgelder von Ölfirmen angenommen. Dafür ließ er sie die strategischen Ölreserven der Marine in Elk Hills, Kalifornien, und Teapot Dome, Wyoming, anzapfen. Das Justizministerium hatte von dem Skandal Wind bekommen, eine Untersuchung jedoch verhindert. Ein weitere Affäre: Der Leiter des kürzlich gegründeten Veterans Bureau, Charles Forbes, ein Poker-Kumpel von Harding, hatte Millionenprovisionen von Baufirmen eingestrichen. Thomas Miller, ein Beamter im Justizministerium, hatte Bestechungsgelder von Firmen angenommen, die an ihr eingefrorenes Vermögen herankommen wollten. Und wie Jahre später herauskam, hatte Justizminister Daugherty dabei mindestens 40000 Dollar eingesteckt.
Als Senator Wheeler bekanntgab, er und seine Kollegen seien im Visier von Agenten des Bureau gewesen, war der politische Aufschrei groß, und die Öffentlichkeit teilte die Empörung. Am 1. März 1924 beschloss der Senat, Ermittlungen gegen das Justizministerium einzuleiten. John H. W. Crim, der Leiter der Criminal Division, war ein bereitwilliger Zeuge. Er stand nach 18 Jahren im Justizministerium – er hatte auch eine Weile für das Bureau gearbeitet – kurz vor seiner Pensionierung. Sein Rat an den Senat war unverblümt: »Schaffen Sie sich das Bureau of Investigation in seiner derzeitigen Organisationsform vom Hals.«[102]  
Die Senatoren luden Daugherty vor und verlangten Einsicht in die internen Akten des Bureau. Daugherty widersetzte sich der Aufforderung, und das war sein Verderben. Nach wochenlangem Druck gab Präsident Coolidge am 28. März den Rücktritt des Justizministers bekannt. Daugherty wurde schließlich wegen Betrugs angeklagt, blieb jedoch von einer Haftstrafe verschont, weil es bei der Urteilsfindung zweimal zu einem Patt kam. Dass Daugherty einer Verurteilung entging, verdankte er dem Fünften Verfassungszusatz, wonach ein Angeklagter nicht gegen sich selbst aussagen muss.
Präsident Coolidge ernannte einen neuen Justizminister: Harlan Fiske Stone, den langjährigen Dekan der Columbia Law School, eine Säule der Rechtswissenschaft und Coolidges Freund aus Studientagen. Stone war nach eigenem Bekunden kein Liberaler, aber ein standhafter Verfechter der Bürgerrechte. Er war ein entschiedener Kritiker der Razzien gegen die Kommunisten von 1920 gewesen und hatte den Senat angehalten, eine Untersuchung über die Verhaftung und Deportation der Radikalen anzustellen, weil diese Vorgehensweise einen Angriff auf Recht und Verfassung darstellte.
Stone wurde am 8. April 1924 vereidigt und verbrachte die kommenden Monate damit, durch die Flure des Justizministeriums zu wandern, mit allen zu reden und sich Notizen zu machen. In seinen Aufzeichnungen urteilte er, dass es beim Bureau of Investigation »zum Himmel stinkt«. Es sei »voller Männer mit übler Vorgeschichte […] darunter verurteilte Verbrecher […] gesetzlose Organisation […] viele Aktivitäten ohne gesetzliche Grundlage […] Agenten bedienen sich häufig Praktiken, die extrem brutal und willkürlich sind.«[103]  
Am 9. Mai entließ Stone William J. Burns als Direktor des Bureau of Investigation. Er gab eine öffentliche Erklärung ab, die ihre Wirkung bis heute nicht eingebüßt hat:
Eine Geheimpolizei kann für eine freie Regierung und freie Institutionen zur Gefahr werden, denn sie birgt Möglichkeiten des Machtmissbrauchs, die nicht immer leicht zu erkennen und nachzuvollziehen sind. Der enorme Zuwachs an Bundesgesetzen, sowohl im Zivil- als auch im Strafrecht, hat das Bureau of Investigation zu einem notwendigen Instrument des Gesetzesvollzugs gemacht. Aber es ist wichtig, dass seine Aktivitäten strengstens auf die Ausübung jener Funktionen beschränkt bleiben, für die es gegründet wurde, und dass sich seine Agenten nicht über das Gesetz stellen oder sich dessen Zugriff entziehen.
Das Bureau of Investigation befasst sich nicht mit den politischen oder sonstigen Ansichten von Individuen. Es befasst sich einzig und allein mit ihrem Verhalten, und auch nur dann, wenn dieses nicht im Einklang mit den Gesetzen der Vereinigten Staaten steht. Ein Polizeisystem, das diese Grenzen überschreitet, wird zur Gefahr für die eigene Rechtsverwaltung und für die Freiheit des Menschen, die zu verteidigen unser größtes Anliegen sein sollte. Doch innerhalb seiner Befugnisse soll es zu Recht ein Instrument der Abschreckung für Übeltäter sein.
Am 10. Mai bestellte Harlan Fiske Stone J. Edgar Hoover zu sich, den stellvertretenden Leiter des gesetzlosen Bureau, der in sieben Monaten seinen 30. Geburtstag feiern würde. Das Haar glatt zurückgekämmt, den stämmigen Hals in einen engen Hemdkragen gezwängt, blickte Hoover zu dem über 1,90 Meter großen Stone empor. Dieser fixierte ihn mit seinen stahlharten Augen unter den dicken grauen Brauen und teilte ihm mit, er gewähre ihm eine Probezeit.
Bis auf Widerruf, so Stone, werde Hoover auf Interimsbasis als geschäftsführender Direktor des Bureau of Investigation fungieren. Er solle Stone direkt unterstellt sein. Die Spielregeln hätten sich allerdings geändert.
Die Behörde werde von nun an nur noch Verstöße gegen das Bundesrecht verfolgen. Die politischen Protegés und Erpresser sollten umgehend gefeuert werden. Keine mitternächtlichen Einbrüche ins Kapitol mehr. Keine Geheimaktionen. Keine Massenverhaftungen. Das Bureau sei nicht länger ein Instrument der politischen Kriegsführung. Er sei nicht mehr im Spionagegeschäft tätig. Hoover akzeptierte.
Stone stellte seine Bedingungen klar, und er machte sie öffentlich. Er habe es nicht eilig, erklärte er der Presse. Er wolle Hoover auf die Probe stellen. Er wolle den richtigen Mann für diesen Posten. Und bis er diesen Mann gefunden habe, werde er das Bureau selbst leiten.
Harlan Fiske Stone blieb neun Monate, ehe er zum Obersten Gerichtshof wechselte. Hoover blieb achtundvierzig Jahre.
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»Sie hatten uns die ganze Zeit im Visier«
Das Überleben des Bureau – und seine Wiederbelebung als Geheimdienst – hing von Hoovers politischem Geschick ab, seiner stoischen Geduld, seinem eisernen Willen. Mit der Zeit wurde der Mann zur Institution. Für den Rest seines Lebens sollten er und das FBI allen politischen Stürmen trotzen. Er verlor nie den Glauben daran, dass das Schicksal der Nation von ihm und seiner Arbeit abhing. Und er behielt stets seine Feinde im Auge.
Während Hoover immer noch seine Probezeit als geschäftsführender Direktor des Bureau ableistete, erhielt Justizminister Stone eine Warnung von seinem guten Bekannten Roger Baldwin, dem Vorsitzenden der American Civil Liberties Union (ACLU), der Amerikanischen Bürgerrechtsunion. Baldwin kam aus einer amerikanischen Patrizierfamilie, deren Wurzeln sich 300 Jahre zurück bis zur Mayflower verfolgen ließen. Das Bureau hatte wegen politischer Subversion gegen ihn ermittelt, und er war ins Gefängnis gekommen, weil er im Ersten Weltkrieg den Kriegsdienst verweigert hatte.
Baldwin riet Stone zur Lektüre eines neuen ACLU-Berichts mit dem Titel »Das landesweite, vom Justizministerium betriebene Spitzelsystem«. Darin wurde dem Bureau vorgeworfen, es höre Telefone ab, öffne Briefpost, verwanze Wohnungen, verübe Einbrüche, stelle schwarze Listen mit politischen Gegnern zusammen und betreibe Spionage gegen legale Organisationen und Einzelpersonen. Die ACLU behauptete, das Bureau sei »eine politische Geheimpolizei« geworden. Wie es weiter hieß, seien Hoovers Akten der Treibstoff für die Spionagemaschinerie – die General Intelligence Division und ihr Vorläufer, die Radical Division, seien seit 1919 für die Spionageoperationen des Bureau verantwortlich. Stone las den Bericht mit großem Interesse. Darin waren genau die Methoden beschrieben, mit denen er aufräumen wollte. Er zeigte Hoover den ACLU-Bericht und bat ihn um eine Stellungnahme.
Hoovers Zukunft hing davon ab, wie geschickt er sich in seiner siebenseitigen, flammenden Erwiderung zu rechtfertigen wusste. Er beharrte darauf, die Behörde habe nur gegen »ultraradikale« Personen und Gruppen ermittelt, die gegen Bundesrecht verstoßen hätten. Vielen von ihnen, wenn nicht den meisten, würden »Aktivitäten zur Last gelegt, die unseren Institutionen und unserer Regierung schaden«. Die Arbeit des Bureau seit 1919 sei »vollkommen untadelig und legal« gewesen. Es habe niemals Telefone abgehört und sei auch bei niemandem eingebrochen. »Das Bureau hat diesbezüglich sehr strenge Vorschriften«, schrieb er. Die ACLU hingegen würde ihrerseits »konsequent und fortwährend […] für die Sache der Kommunisten eintreten« und verwechsle Bürgerrechte mit einem Freibrief für kriminelle Handlungen.[104]  
Eine Woche später, am 7. August 1924, fanden sich Hoover, Baldwin und Stone zu einer Unterredung im Justizministerium ein. Hoover bestritt den Großteil der Unterhaltung, wie stets bei Gesprächen, die das Potential für Ärger bargen. Er blieb bei seiner Behauptung, wie er es sein Leben lang tun sollte, er habe bei den Razzien gegen die Kommunisten keine aktive Rolle gespielt.
Baldwin versicherte er, dass die Tage der politischen Spionage vorüber seien. Die General Intelligence Division sollte aufgelöst werden – das Aktenmaterial werde er jedoch behalten, bis der Kongress dessen Vernichtung anordne –, und das Bureau werde sich künftig auf Ermittlungen bei Verstößen gegen Bundesgesetze beschränken. Er verleugnete seine eigene Vergangenheit. Er wirkte ausgesprochen überzeugend.
»Ich glaube, wir hatten unrecht«, schrieb Baldwin einige Tage danach an Stone. Er erklärte den Reportern, Hoover sei der richtige Mann für den Posten. Hoover antwortete mit einem freundlichen Dankesbrief. Es sei sein Ziel, so schrieb er, »meinen Schreibtisch jeden Tag in dem Bewusstsein zu verlassen, dass ich die Rechte der Bürger in diesem Land in keiner Weise verletzt habe«.
Während diese Artigkeiten ausgetauscht wurden, und noch Monate und Jahre danach, führte das FBI die Unterwanderung der ACLU konsequent fort. Im Herbst 1924 setzte das Bureau einen Spion auf den ACLU-Vorstand an, entwendete Protokolle von Sitzungen in Los Angeles und besorgte sich Spenderlisten. Sieben Wochen nach seinem freundschaftlichen Treffen mit Baldwin erhielt Hoover neue und detaillierte Berichte über die juristischen Strategien des ACLU-Vorstands. Seine Akten enthielten auch Dossiers über die Führer und prominenten Unterstützer der Gruppe, darunter eine der bekanntesten Frauen der Welt, die taubblinde Helen Keller. Ihre Akte war nur eine von tausenden, mit denen das FBI auf einzigartige Weise die Geschichte der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung dokumentierte.
»Wir hatten keine Ahnung davon, dass Hoovers FBI uns überwachte«, sagte Baldwin ein halbes Jahrhundert später. »Sie hatten uns die ganze Zeit im Visier.«[105]  
Und auch die General Intelligence Division schaffte Hoover nicht ab. Auf dem Papier gab es sie nicht mehr. Aber ihr Lebenssaft, die Akten, existierten weiter. Um deren Geheimhaltung sicherzustellen, schuf Hoover ein komplett neues System mit der Überschrift »Offiziell und vertraulich«. Zu diesen Dokumenten hatte nur er Zugriff. Das Zentralarchiv gehörte theoretisch dem Justizministerium. Die darin verwahrten Akten konnten somit vor Gericht oder per Zwangsvorladung durch den Kongress an die Öffentlichkeit gelangen. Doch die »Offiziell-und-vertraulich«-Akten, die Hoover führte, waren sein ganz persönlicher Besitz. Fünfzig Jahre lang blieben sie ein ungehobener Schatz an Geheimnissen. Seine Möglichkeiten, Umstürzler auszuspionieren, hingen davon ab, dass Geheimhaltung bewahrt wurde und nichts an die Öffentlichkeit drang: keine dicken Schlagzeilen, sondern lieber vertrauliche Akten. Obwohl ständig in Gefahr der Entdeckung, gaben Hoover und seine Behörde die intensive Überwachung der amerikanischen Kommunisten nicht auf.
»Dafür sorgen, dass höchste Geheimhaltung gewahrt wird«
Justizminister Stone hatte Hoover aufgetragen, sich auf den Gesetzesvollzug zu beschränken. Er hatte Hoover mehrmals gefragt, nach welchen Bundesgesetzen Kommunismus gesetzwidrig sei. Es gab keine. »Die Aktivitäten der Kommunisten und anderer Ultraradikaler stellen bis zum jetzigen Zeitpunkt keinen Verstoß gegen das Bundesrecht dar«, schrieb Hoover am 18. Oktober 1924. »Daher hat das Justizministerium theoretisch auch kein Recht, bei solchen Aktivitäten zu ermitteln.«[106]  
Das Bureau of Investigation hatte keine Befugnis, einen politischen Krieg zu führen. Das Spionagegesetz aus dem Ersten Weltkrieg war jetzt, nach Kriegsende, null und nichtig. Das einzig verbliebene Bundesgesetz gegen Aufwiegelung, das noch aus der Zeit des Bürgerkriegs stammte, erforderte den Beweis eines geplanten gewaltsamen Sturzes der Regierung. Das Bureau hatte aber vor amerikanischen Gerichten nie zufriedenstellend beweisen können, dass amerikanische Kommunisten sich zu diesem Zweck verschworen hatten. Ein noch älteres Gesetz, der Logan Act von 1799, verbot es Amerikanern, mit dem Ausland zum Zweck einer feindlichen Verschwörung gegen Amerika zu kommunizieren. Die Kommunisten in den Vereinigten Staaten standen eindeutig in Kontakt mit ihren ideologischen Lehrmeistern in Moskau. Aber die diplomatische Anerkennung Russlands war nie vom Kongress verabschiedet worden – nach amerikanischem Recht war Russland offiziell kein Staat – und der Logan Act daher nicht anwendbar. Hoover besaß keine rechtliche Grundlage. Was seinen Kampf gegen den Kommunismus betraf, hatte Hoover seine Befugnisse bis an die Grenzen und darüber hinaus strapaziert.
Die Ansprüche des Justizministers hatte er jedoch erfüllt. Am 10. Dezember 1924 teilte ihm Stone mit, dass er die Probezeit bestanden habe. Hoover würde Direktor des Bureau of Investigation werden.
Bemerkenswerterweise stieß Hoover in derselben Woche auf eine rechtliche Grundlage für geheimdienstliche Ermittlungen gegen die amerikanische Linke. Sie befand sich versteckt in einer acht Jahre alten Haushaltsvorlage des Justizministeriums. 1916 hatte die Regierung Wilson, auf der Hut vor ausländischen Diplomaten, die womöglich in Geheimdienstaktivitäten verwickelt waren, angefangen, mit Agenten des Bureau die Deutsche Botschaft abzuhören. Die Regierung hatte in die Vorlage des Justizministeriums eine Zeile eingeschmuggelt, die das Bureau ermächtigte, »offizielle Angelegenheiten unter der Leitung des Justizministeriums und des Außenministeriums« zu untersuchen. Der Entwurf wurde zum Gesetz, dessen Bestimmungen nach wie vor galten.[107]   Als der Senat 1924 über die Anerkennung der Sowjetunion beriet, bat Außenminister Charles Evans Hughes Hoover um einen Bericht über Moskaus Einfluss auf die amerikanischen Kommunisten. Hoover lieferte fast 500 Seiten, auf denen er detailliert ausführte, dass der sowjetische Kommunismus versuche, das amerikanische Leben in jeder Hinsicht zu infiltrieren.
Er verwies darauf, dass ihm die fortgesetzten diplomatischen und politischen Kontroversen das Recht gaben, Ermittlungen gegen den Kommunismus in den Vereinigten Staaten anzustellen. Hoover stützte sich auf ein Satzfragment, um seinen Geheimdienst zu rechtfertigen.
Harlan Fiske Stone wechselte nun zum Obersten Gerichtshof, wo er bis zu seinem Lebensende blieb und zum Vorsitzenden Richter aufstieg. Er behielt Hoover im Auge, und das wusste der neue Direktor. Also musste sich Hoover an Stones Vorgaben halten. Wenn er das Bureau aus dem Trümmerhaufen, den er geerbt hatte, neu aufbauen wollte, durfte er nicht den leisesten Verdacht wecken, Gesetze zu brechen.
»Wir können uns keinen öffentlichen Skandal leisten«, schrieb Hoover in einer »persönlichen und vertraulichen« Mitteilung, die im Mai 1925 an alle Special Agents ging. »Ich bemühe mich, das Personal des Bureau vor der Kritik Außenstehender zu schützen und zu verhindern, dass das Bureau […] diskreditiert wird.«[108]  
Er entließ unehrliche und inkompetente Mitarbeiter und reduzierte sein Personal auf weniger als 300 vertrauenswürdige Special Agents. Angesichts der Prohibitionsgesetze verbot er den Genuss von Alkohol im Dienst und privat. Im Laufe der Zeit führte er eine Verbrechensstatistik ein, baute ein modernes Kriminallabor sowie eine Ausbildungsakademie auf und organisierte eine landesweite Fingerabdruckkartei. Und über die folgenden zehn Jahre hielt er die Zahl der Spionageoperationen gering und auf enge Ziele beschränkt.
Die Risiken, beim Ausspionieren von Amerikanern erwischt zu werden, waren groß. Hoover ging sie jedoch bewusst ein. Die Gefahren, wenn er es unterließ, erschienen ihm größer. Bis zum Ende der 1920er Jahre verfolgten Hoover und das Bureau die Aktivitäten der amerikanischen Kommunisten mit Hilfe von bezahlten Informanten, Parteiabtrünnigen, Polizisten und Beamten des Außenministeriums.
Hoover überwachte die landesweite Bewegung gegen die Hinrichtung der italienischen Anarchisten Sacco und Vanzetti. Liberale im ganzen Land betrachteten ihre Verurteilung wegen Mordes als ein abgekartetes Spiel, allen voran Hoovers alter Erzfeind Felix Frankfurter, der sich bei den Deportationen von Deer Island offen gegen Hoover gestellt hatte. Hoover instruierte seine Agenten, ihn über die örtlichen Sacco-Vanzetti Defense Committees »umfassend zu informieren« und »ihn auf dem Laufenden zu halten«, gleichzeitig aber »dafür zu sorgen, dass höchste Geheimhaltung gewahrt wird«. Hoover hatte schon immer den Verdacht gehegt, dass italienische Anarchisten hinter den Bombenanschlägen von 1920 standen, die auf amerikanische Führungsfiguren abgezielt und in der Wall Street ein Blutbad angerichtet hatten. Doch er hatte nie Beweise dafür gefunden.[109]  
Hoover spionierte William Z. Foster aus. Er war der ewige Präsidentschaftskandidat der Kommunistischen Partei, der wichtigste Gewerkschaftsmann für die Komintern in Amerika sowie der Gründer der Trade Union Educational League (TUEL). In FBI-Akten von 1927 über Geheimtreffen kommunistischer Parteiführer in Chicago und New York heißt es, dass die Kommunisten entschlossen seien, ihre Rekrutierungen nochmals zu verdoppeln und in die Reihen der American Federation of Labor einzudringen. Hoover erklärte seinem engsten Vertrauten im Außenministerium, dass die Kommunisten »die Gesamtheit der Mitglieder aller New Yorker Gewerkschaften« kontrollierten und Pläne schmiedeten, »die Führungsgremien der Gewerkschaften in diesem Land zu übernehmen«.[110]   Als Foster und seine Anhänger im Mai 1929 nach Moskau reisten, war er in höchster Alarmbereitschaft. Er schrieb mit, als Stalin sich in einer Ansprache direkt an die amerikanische Delegation wandte, und hielt seine Aufzeichnungen den Rest seines Lebens stets griffbereit.
»Der Augenblick ist nicht mehr fern, in dem sich in Amerika eine revolutionäre Krise entwickeln wird«, sagte Stalin. »Es muss jede Anstrengung unternommen und jedes Mittel eingesetzt werden, um darauf vorbereitet zu sein, Genossen.«
Die Krise kam rasch. Sie wurde eingeleitet vom Börsencrash im November 1929, kam mit der Großen Depression mächtig in Fahrt und dauerte bis zum Zweiten Weltkrieg.
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Im nächsten Krieg
»Die Arbeiter dieses Landes betrachten die Sowjetunion als ihr Land, ist das richtig?«, fragte der Kongressabgeordnete den Kommunistenführer William Z. Foster. »Sie betrachten die sowjetische Fahne als ihre Fahne?«
»Die Arbeiter dieses Landes«, erwiderte Foster, »haben nur eine Fahne, und das ist die rote Fahne.«[111]  
Die Trümmer, die die Große Depression hinterließ, bereiteten den Boden für die kommunistische Bewegung. In den 1930er Jahren wurden rund acht Millionen Menschen arbeitslos. Tausende Banken gingen bankrott. Ein Viertel aller Fließbänder des Landes standen still. Präsident Herbert Hoover schien nicht willens oder fähig zu handeln. Der Kongress trug wenig oder nichts zur Bewältigung der Situation bei. Trotz erbitterter interner Kämpfe gelang es der Kommunistischen Partei Amerikas, eine erhebliche Anhängerschaft bei den Gewerkschaften und arbeitslosen Arbeitern zu rekrutieren.
Der Kongress reagierte 1930 darauf mit der ersten formellen Untersuchung zu den kommunistischen Aktivitäten in Amerika. Der zu diesem Zweck gegründete Ausschuss (das House Committee to Investigate Communist Activities) war jedoch nichts anderes als ein langwieriges, zum Scheitern verurteiltes Spektakel. Von Beginn an wurde die Arbeit der parlamentarischen Ermittler durch gefälschte Dokumente, falsche Beweise und Zeugen, die sich in Szene setzen wollten, belastet.
Der streitlustige Republikaner Fish, Abgeordneter im Repräsentantenhaus für Franklin D. Roosevelts Heimatwahlkreis im Staat New York, führte den öffentlichen Kreuzzug an, zu dem Hoover Distanz hielt. Dennoch war Hoover bereit, vor dem Untersuchungsausschuss auszusagen, und stellte einige seiner umfangreichen Dossiers über amerikanische Radikale zur Verfügung. Er warnte eindringlich vor der Macht der kommunistischen Propaganda, in der er ein neues Instrument der Kriegsführung in einem bewaffneten Konflikt zwischen Arbeitern und Bossen sah, einen Klassenkampf, der die wackeligen Grundpfeiler des amerikanischen Kapitalismus erschüttern konnte.
Wie er jedoch ausführte, könne das Bureau gegen die amerikanischen Kommunisten nichts unternehmen, solange der Kongress nicht erneut ein Verbot revolutionärer Reden erließ. Er wollte ein Gesetz auf nationaler Ebene, das den Kommunismus unter Strafe stellte.
1931, als sich das Elend der Großen Depression immer weiter ausbreitete und die Proteste gegen die Regierung zunahmen, beendete Fish seine Anhörungen. Erzürnt hatte er feststellen müssen, dass »kein Ministerium unserer Regierung durch den Kongress ermächtigt oder mit den finanziellen Mitteln ausgestattet wurde, um Ermittlungen gegen den Kommunismus anzustellen, und kein Ministerium der Regierung, insbesondere nicht das Justizministerium, irgendetwas über die revolutionären Aktivitäten der Kommunisten in den Vereinigten Staaten weiß. Wir haben ungefähr 100000 Kommunisten in New York, und wenn es ihnen einfiele, könnten sie ins Weiße Haus eindringen und den Präsidenten entführen, und kein Staatsministerium würde etwas darüber erfahren, bis es am nächsten Tag in der Zeitung steht.«[112]  
Doch vom Kongress bekam Hoover keine neue Munition für den Krieg gegen den Kommunismus; auch nicht vom Obersten Gerichtshof. Der neue Vorsitzende Richter und ehemalige Außenminister Charles Evans Hughes kam vom progressiven Flügel der Republikanischen Partei. Er hielt daran fest, dass sogar den Kommunisten die in der Verfassung zugesicherten Bürgerrechte zustanden. Der Vorsitzende Richter formulierte die Mehrheitsauffassung des Gerichts, wonach die Verurteilung der neunzehnjährigen Yetta Stromberg in Kalifornien widerrufen wurde. Die junge Frau hatte in einem kommunistischen Sommerferienlager allmorgendlich eine rote Fahne gehisst und war deswegen zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt worden. Das Gericht befand, ihre Verurteilung verletze die Verfassung und die Bill of Rights. In Amerika durfte fortan jedermann ungestraft die rote Fahne schwenken.
Der Abgeordnete Fish nahm sich vor, diese Fahne einzuholen. Wenn es nach ihm ging, sollten kommunistische Worte und Taten unter Strafe gestellt werden. Und er wollte das Bureau mit im Boot haben. Deshalb wandte er sich an Hoover.
Der Direktor erklärte dem Abgeordneten seine prekäre Situation. Wie Hoover Fish am 19. Januar 1931 darlegte, sei das Bureau »nie per Gesetz ermächtigt worden«, Amerikaner auszuspionieren. Es operiere »allein aufgrund einer Gesetzesvorlage zur Bewilligung von Geldern« – der dünne Grashalm einer sprachlichen Wendung in einer Haushaltsvorlage, die besagte, dass das Bureau für den Außenminister arbeiten durfte. Das war nicht nur eine Formsache: Eine legitimierende Formulierung innerhalb einer Haushaltsvorlage war und blieb eine Formulierung und kein Gesetz.[113]   Wenn der Kongress und der Oberste Gerichtshof den Kommunismus ächten wollten, sollten sie das tun. Aber bis dahin besitze das Bureau nicht die Macht, offen wegen politischer Aktivitäten zu ermitteln. Hoover bewegte sich auf einem schmalen Grat.
Auch dem Justizminister William D. Mitchell erklärte Hoover, dass Untergrundarbeit immens wichtig sei, um »in den innersten kommunistischen Kreisen Fuß zu fassen« und über ihre »wechselnden Strategien und Geheimpropaganda« auf dem Laufenden zu bleiben. Aber »das Bureau of Investigation stehe ständig auf dem Prüfstand« – und es »wäre zweifellos dem Vorwurf angeblicher geheimer und unerwünschter Methoden ausgesetzt«, warnte Hoover. Nach dem Gesetz könne er nicht bei politischen Aktivitäten ermitteln, »die nicht nach Bundesrecht für illegal erklärt wurden und nicht der Strafverfolgung unterliegen«.[114]  
Hoover spionierte die Kommunisten jedoch weiterhin aus. Er hielt sich dabei an seine Auslegung des Rechts, indem er an das Außenministerium Bericht erstattete.
Am 20. Januar 1931, einen Tag nach seinem Gespräch mit dem Abgeordneten Fish, schickte Hoover einen Brief an Robert F. Kelley, den renommiertesten Russlandexperten und Leiter der Osteuropaabteilung im Außenministerium. Er fasste eine Reihe von Berichten aus dem New Yorker Büro der Behörde zusammen, die auf der Arbeit von Geheiminformanten innerhalb der Kommunistischen Partei basierten.
Hoover berichtete von einer Organisation namens Workers’ Ex-Servicemen’s League, die er als eine »aktive kommunistische Zelle« amerikanischer Armeeveteranen des Ersten Weltkriegs bezeichnete. Die Veteranen wollten, dass die Regierung ihnen einen versprochenen »Bonus« für ihre Kriegsteilnahme ausbezahlte, der eigentlich erst 1945 fällig gewesen wäre. Die Gruppe »versuchte, eine beeindruckende Zahl ehemaliger Soldaten für einen ›Hungermarsch‹ nach Washington zu mobilisieren«, schrieb Hoover. »Die von der League betriebene Kampagne steht unter Federführung des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei.« Die Veteranen und die Kommunisten hätten laut Hoover ihre Kräfte vereint und planten, einen Protestmarsch zu organisieren, wie man ihn noch nie gesehen habe.[115]  
Hoovers Geheimdienstberichte über die bestehenden Pläne für den Bonusmarsch waren prophetisch. Im Sommer 1932 versammelten sich tausende zerlumpte, arbeitslose Weltkriegsveteranen aus dem ganzen Land zu einer Demonstration gegen die Regierung. Auf einem ihrer Transparente stand: »Im letzten Krieg kämpften wir für die Bosse/Im nächsten werden wir für die Arbeiter kämpfen«. Während sie nach Washington marschierten, viele in Begleitung ihrer Familien, schlugen sie behelfsmäßige Lager auf. Sie kampierten wild auf Capitol Hill, bauten am Anacostia River Zelte auf und übernachteten in leerstehenden Regierungsgebäuden.
Am 28. Juli rief der Präsident die Armee zu Hilfe – unter Führung von General Douglas MacArthur und seinem Adjutanten Major Dwight D. Eisenhower. Sie stellten sich den Marschierenden der Bonusarmee mit Panzern, Kavallerie und Maschinengewehren entgegen, außerdem marschierte die Infanterie mit aufgepflanzten Bajonetten und Tränengas auf. General MacArthurs Soldaten brannten die Lager am Fluss nieder; einer der Demonstranten wurde im Handgemenge getötet. Das Schauspiel, wie die Armee der Vereinigten Staaten die unbewaffneten Veteranen und ihre Frauen und Kinder vom Kapitol verjagte, bot Szenen, wie man sie seit dem Bürgerkrieg nicht mehr gesehen hatte. Die Bilder in den Zeitungen und in der Wochenschau bedeuteten für Präsident Hoover eine politische Katastrophe. Er war gerade von den Republikanern als Kandidat für eine zweite Amtszeit bestätigt worden.
Justizminister Mitchell verkündete, die Kommunisten seien schuld. Er wandte sich an J. Edgar Hoover, damit dieser seine Behauptung stützte. Agenten des Bureau in New York, Chicago und St. Louis versuchten monatelang, zu beweisen, dass die Kommunistische Partei die Demonstration geplant und finanziert hatte. Sie unterwanderten Versammlungen und Kundgebungen, suchten in Bankunterlagen und beschatteten Anführer der Demonstration, aber ihre Ermittlungen brachten kein Ergebnis. Eine Grand Jury trat zusammen, um Beweise dafür zu sammeln, dass die Bonusarmee das Produkt einer kommunistischen Verschwörung sei. Sie wurde nicht fündig.
Das Bureau of Investigation hatte nur ein paar hundert Agenten aufzuweisen, die sich in ihrem Metier auskannten und sich den Prinzipien der Rechtsstaatlichkeit verpflichtet fühlten, darunter ein paar Dutzend Experten für Spionage und Spionageabwehr. Weder das Bureau noch J. Edgar Hoover hatten sich mit Ruhm bekleckert. Wenn die Amerikaner den Namen des Direktors kannten, dann wohl hauptsächlich im Zusammenhang mit der Entführung des kleinen Sohns von Charles und Anne Lindbergh im Jahr 1932, wo der Präsident Hoover als Polizeikoordinator vorgestellt hatte. Der Fall war das Jahrhundertverbrechen, und die Suche nach dem Täter sollte noch zwei Jahre lang fortgesetzt werden.
»Ein stehendes Heer von Kriminellen«
Trotz des politischen und sozialen Elends, das die Große Depression hervorrief – eine nationale Katastrophe, in der sich das amerikanische Volk an jeden Führer hätte klammern können, der einen Ausweg aus der Krise versprach –, blieb die Kommunistische Partei bei den Präsidentschaftswahlen im November 1932 eine kleine, schwache Organisation. Die Partei hatte ein paar tausend Mitglieder, die ganz für Stalin und die Sowjets lebten. Bei den amerikanischen Arbeitern und Gewerkschaften hatten sie kleinere Erfolge verbuchen können, und ihre Ideen wurden auch zunehmend für Intellektuelle und Radikale attraktiv, die am politischen System Amerikas verzweifelten.
Die meisten Amerikaner interessierten sich weder für den Krieg gegen das Verbrechen noch für den Krieg gegen den Kommunismus. Sie mussten ums Überleben kämpfen. Sie sehnten sich nach einer starken Führungsfigur und waren bereit für einen Präsidenten, der eine »amerikanische Diktatur mit Zustimmung der Regierten« schuf, wie es der Abgeordnete Fish treffsicher formulierte.
Dass Franklin D. Roosevelt die Wahl gewinnen würde, stand vom Tag seiner Nominierung an fest. Er war entschlossen, sämtliche ihm verfassungsmäßig zustehenden Befugnisse zu nutzen – und sie zu überschreiten –, um die Republik vor dem politischen und wirtschaftlichen Chaos zu bewahren.
Unter Präsident Roosevelt bekam das FBI einen festen Platz am Firmament der amerikanischen Regierung. Aber beinahe hätte es J. Edgar Hoover an seiner Spitze verloren. Er überstand den Machtwechsel nur mit knapper Not.
Präsident Roosevelt, der am 4. März 1933 seinen Amtseid ablegte, hatte Senator Thomas Walsh aus Montana zum Justizminister berufen. Walsh war zehn Jahre zuvor, auf dem Höhepunkt von Hardings Präsidentschaft, ins Fadenkreuz der politischen Spionage des Bureau of Investigation geraten. Er hatte gegen Hoover und seine Vorgesetzten gekämpft, und sie hatten zurückgeschlagen. Die Chance, dass Hoover seinen Posten behalten würde, war gering. Doch am Vorabend von Roosevelts Amtseinführung erlag der zweiundsiebzigjährige Walsh, mit seiner jungen Frau im Schlafwagenabteil unterwegs nach Washington, einem Herzinfarkt.
Nun suchte Roosevelt händeringend nach einem neuen Justizminister. Sein Außenminister Cordell Hull schlug Homer S. Cummings vor, den einstigen Vorsitzenden des Nationalkomitees der Demokratischen Partei. Cummings hatte 1932 auf dem Nominierungsparteitag der Demokraten die Delegierten durch eine mitreißende Rede für Roosevelt gewinnen können. Wichtiger noch, Cummings war in Connecticut zehn Jahre lang Staatsanwalt gewesen und hatte daher Erfahrung mit der praktischen Umsetzung von Recht und Gesetz, was man von den meisten seiner Vorgänger im Justizministerium nicht behaupten konnte.
»Wir stehen jetzt im Krieg«, erklärte Justizminister Cummings im August 1933 in einer Rede vor den »Töchtern der Amerikanischen Revolution«, »in einem Krieg gegen das organisierte Verbrechen.«[116]  
Er war es, der Gangster wie John Dillinger, Pretty Boy Floyd, Baby Face Nelson oder Bonnie und Clyde auf die Liste der »Staatsfeinde« setzte. Es war Cummings, der dem Bureau die Befugnis erteilte, Waffen zu tragen sowie Hausdurchsuchungen und Verhaftungen vorzunehmen. Cummings veranlasste den Kongress, ein von ihm konzipiertes Strafgesetzbuch auf Bundesebene zu verabschieden, das es dem Bureau ermöglichte, gegen die organisierte, einzelstaatliche Grenzen überschreitende Kriminalität vorzugehen. Wer in einem gestohlenen Wagen aus einem Bundesstaat floh, einen Bundesbeamten angriff oder eine Bank ausraubte, verstieß nunmehr gegen Bundesgesetz. Cummings hoffte, Hoovers Männer würden dort für Recht und Ordnung sorgen, wo eine korrupte Stadtpolizei und selbstgefällige Sheriffs versagten.
Cummings rief Hollywood auf, sich in die Schlacht einzuschalten. In der Traumfabrik entstanden die Filme, die Hoovers Ruhm mitbegründeten. Cummings taugte nicht zum Anführer, er sah aus wie ein Bibliothekar. Für Hoover dagegen war die Rolle wie maßgeschneidert. Er posierte gern mit einem Maschinengewehr in der Hand oder mit einem Starlet flirtend für Pressefotografen. Für seine neue Glanzrolle gab es viele Vorbilder im Kino. In G Men mit James Cagney als schneidigem FBI-Agenten trat ein fiktiver Hoover bei einer Kongress-Anhörung zugunsten von Cummings’ Programm zur Verbrechensbekämpfung auf. »Diese Banden werden ausradiert!«, versprach er. »Dies ist ein Krieg!«
Hoover wurde zur Symbolfigur für den Krieg gegen das Verbrechen, zum Star einer Show, die die Phantasie des amerikanischen Volkes beflügelte, man kannte sein Gesicht aus der Wochenschau und seinen Namen aus den Schlagzeilen, eine Ikone auf der politischen Bühne Amerikas. Seine öffentlichen Auftritte, seine Reden und die Zahlen, die er dem Kongress vorlegte, wurden ebenfalls immer dramatischer. Er verkündete, 4,3 Millionen Amerikaner hätten sich dem »stehenden Heer von Kriminellen« angeschlossen, von dem das Land bedroht werde – »Mörder, Diebe, Brandstifter, Attentäter, Räuber und Banditen«. Nach dieser Rechnung war einer von 30 Männern, Frauen und Kindern in den Vereinigten Staaten bewaffnet, gefährlich und lief frei im Land herum. Damals zweifelte niemand den Wahrheitsgehalt diese düsteren Behauptungen über den Krieg gegen das Verbrechen an. Bei näherer Überprüfung stellten sich viele Aussagen als reine Erfindung heraus. Aber sie brachten Hoover und dem FBI Publicity und Macht ein.[117]  
Mit den breiten neuen Befugnissen und dem zunehmenden Ansehen erhielt seine Institution nun einen neuen Namen: Federal Bureau of Investigation.
Es gab noch einen anderen Krieg – den Krieg gegen den inneren Feind –, der nicht in der Öffentlichkeit geführt werden konnte. Roosevelt schickte Hoover im Frühjahr 1934 in die Schlacht.
Jenseits des Atlantiks arbeitete Adolf Hitler am Aufbau seiner Diktatur, und Roosevelt erkannte rasch, dass es eines Tages zu einer direkten Konfrontation mit den Nazis kommen könnte. Im Kreml forderte Josef Stalin von Roosevelt und dem Senat die diplomatische Anerkennung der Sowjetunion, und Roosevelt gelangte zu der Einsicht, dass diese vielleicht eines Tages als Bollwerk gegen Hitler und seine Sturmtruppen fungieren könnte. J. Edgar Hoover war bereit, für seinen neuen Oberbefehlshaber alles zu tun, was er verlangte, um gegen sämtliche Feinde im In- oder Ausland vorzugehen.
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J.Edgar Hoover und Präsident Roosevelt am Beginn des Kriegs gegen den inneren Feind, 1934. 
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Das Geschäft der Spionage
Am 8. Mai 1934 erteilte Franklin D. Roosevelt Hoover den ersten Gefechtsbefehl. Der Präsident wünschte »eine sehr sorgfältige und gründliche Untersuchung«[118]   des amerikanischen Faschismus.
Der Präsident wollte Hitlers Agenten und Bewunderer an allen Fronten in den USA auskundschaften. Wer waren sie? Wie stark waren sie? Wie groß war die Bedrohung, die von ihnen ausging? Waren Nazis in den diplomatischen Vertretungen der Deutschen in Amerika aktiv? Versuchte Deutschland mit Geld die Wall Street zu beeinflussen? Kontrollierte Hitler Geheimagenten und Geheimfonds in den Vereinigten Staaten?
Hitler stellte für Amerikas Verbündete in Europa bereits eine Bedrohung dar. Roosevelt wusste so gut wie Hoover, welche Unterwanderungs- und Sabotageversuche deutsche Geheimagenten im Ersten Weltkrieg gegen die Vereinigten Staaten unternommen hatten.
In Hoovers Behörde sollten alle Hinweise geprüft werden, über die die amerikanische Regierung verfügte. Aber im Mittelpunkt stand nicht die Strafverfolgung. Der Präsident wollte Informationen.
Im Bereich des Antifaschismus ging Hoover langsam und behutsam vor. Er legte nicht denselben grenzenlosen Enthusiasmus an den Tag wie beim Kampf gegen den Kommunismus. Sämtliche Außenstellen erhielten sorgfältige Instruktionen, »sogenannte nachrichtendienstliche Ermittlungen« über die faschistische Bewegung der Vereinigten Staaten durchzuführen. Der Direktor hatte seine Worte treffend gewählt. In den nächsten zwei Jahren beschränkte sich die Tätigkeit des Bureau weitgehend darauf, Akten der staatlichen und der örtlichen Polizeidienststellen abzugleichen, Demonstrationen zu beobachten und Zeitungsausschnitte zu sammeln. Man behielt Hakenkreuzfahnen schwingende Organisationen im Auge wie den Amerikadeutschen Bund (der mit Unterstützung des Automobilherstellers Henry Ford gegründet worden war) und einheimische faschistische Gruppen wie die Silver Shirts. Das FBI beobachtete die vielfach propagierte rechtslastige Rhetorik von Gruppen wie der Liberty Lobby und den antisemitischen Rundfunkprediger Father Charles Coughlin, der sich wachsender Beliebtheit erfreute. Die Agenten befassten sich sogar mit einer Organisation, die sich National Committee against Communism nannte. Aber die Akte »Adolf Hitler« beim FBI war hauptsächlich mit irren Morddrohungen gegen den Diktator gefüllt.
Hoover bemühte sich nach Kräften, Roosevelts Aufmerksamkeit wieder auf den Kampf gegen den Kommunismus zu lenken. Nach zehnjähriger Debatte hatten die Vereinigten Staaten zu Beginn von Roosevelts Amtszeit die Sowjetunion offiziell anerkannt. Dies ermöglichte Stalin, in den Vereinigten Staaten eine Botschaft und Konsulate zu eröffnen; und wo es Diplomaten gab, waren die Spione nicht weit. Der Kongress hatte den National Labor Relations Act verabschiedet, ein Gesetz, das es den Arbeitern erlaubte, sich zu organisieren; und wo es Gewerkschaften gab, waren Kommunisten nicht weit. Die Zahl der Parteimitglieder hatte sich zwischen 1930 und 1936 auf 30000 vervierfacht. Jetzt strömten linksorientierte Amerikaner als Freiwillige nach Spanien, um dort gegen die Faschisten zu kämpfen.
Hoover beobachtete diese Entwicklungen mit äußerstem Unbehagen. Er bat um ein Vier-Augen-Gespräch mit dem Präsidenten.
Am 24. August 1936 lud Roosevelt Hoover ins Weiße Haus ein. Während seiner gesamten Amtszeit weigerte sich der Präsident kategorisch, wichtige Besprechungen, vor allem zu Nachrichtendienstfragen, schriftlich festzuhalten. Daher gibt es nur ein Protokoll dieses Gesprächs, und das stammt von Hoover.
Roosevelt wollte über »subversive Aktivitäten in den Vereinigten Staaten, insbesondere Faschismus und Kommunismus«, sprechen, und er wünschte »ein umfassendes Bild« ihres Einflusses auf Politik und Wirtschaft des Landes, heißt es in Hoovers Aufzeichnungen. Hoover aber lenkte die Aufmerksamkeit auf die fortlaufenden FBI-Ermittlungen zum Kommunismus. Er warnte den Präsidenten, die Kommunisten seien im Begriff, die Gewerkschaft der Hafenarbeiter an der Westküste zu übernehmen, sie hätten es auf die Bergarbeitergewerkschaft, die United Mine Workers, ebenso abgesehen wie auf die Kohleversorgung des Landes, und sie besäßen über die Newspaper Guild, in der sich die Journalisten organisiert hatten, großen Einfluss auf die Presse. »Ich sagte ihm«, hielt Hoover fest, »dass die Kommunisten vorhätten, diese drei Gruppen unter ihre Kontrolle zu bekommen, und damit imstande seien, das Land lahmzulegen […] den gesamten Schiffsverkehr zu stoppen […] die Industrie zu blockieren […] das Erscheinen sämtlicher Zeitungen zu verhindern.« Die Kommunisten seien sogar dabei, über den National Labor Relations Board (eine Bundesbehörde zur Regelung der Beziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern) die Regierung zu infiltrieren.
Hoover teilte dem Präsidenten außerdem mit, das FBI brauche neue Befugnisse für Geheimdienstoperationen. Dabei berief er sich auf ein Gesetz aus dem Jahr 1916, mit dem das Außenministerium dem FBI Geheimermittlungen genehmigt hatte.
Roosevelt zog Außenminister Cordell Hull hinzu, und die drei trafen sich am folgenden Tag, dem 25. August 1936, im Weißen Haus. Der Präsident sagte, da die Bedrohung global sei und »besonders der Kommunismus von Moskau gesteuert« werde, solle der Außenminister Hoover sein Plazet für die Verfolgung sowjetischer Spione in Amerika geben.
Weder der Präsident noch der Außenminister erteilten eine schriftliche Anweisung. Hoover notierte auch nicht den präzisen Wortlaut des Gesprächs. Im FBI kursiert jedoch die Legende, Hull habe zu Hoover gesagt: »Nur zu, ermitteln Sie gegen die Schwanzlutscher.«
Hoover besaß jetzt eine zeitlich unbefristete Anweisung des Präsidenten, Geheimdienstoperationen gegen Amerikas Feinde vorzunehmen. Auf die Befugnis, die ihm an jenem Tag erteilt wurde, berief er sich für den Rest seines Lebens.[119]  
Er wies umgehend sämtliche Außendienststellen an: »Beschaffen Sie aus allen verfügbaren Quellen Informationen über subversive Aktivitäten von Kommunisten, Faschisten und Vertretern oder Befürwortern anderer Organisationen oder Gruppen in den Vereinigten Staaten, die den Sturz oder die Ablösung der Regierung der Vereinigten Staaten durch illegale Methoden befürworten.« Hoover versuchte, seine nachrichtendienstliche Tätigkeit mit dem Heer, der Marine und dem Außenministerium abzustimmen, wie er es in der hitzigen Zeit der Kommunistenjagd getan hatte.
Das FBI stellte Nachforschungen zu allen Mitgliedern der Kommunistischen Partei und ihren Suborganisationen an sowie zu den Führern der faschistischen und antifaschistischen Bewegungen in Amerika. Linksgerichtete Arbeiterführer im Kohlebergbau, in der Frachtschifffahrt, der Stahlindustrie, dem Zeitungswesen und der Bekleidungsbranche wurden ins Visier genommen. Die Agenten suchten nach Kommunisten und Umstürzlern an Schulen und Universitäten, in der Bundesregierung und bei den Streitkräften. Hoover beauftragte seine Agenten, neue Informanten anzuheuern und Berichte über subversive Prominente zu schreiben. Er begann im politischen und wirtschaftlichen Leben Amerikas »subversive Aktivitäten« im weitesten Sinne auszuspähen.
»Übereifrige«
Dank der neuen Befugnisse, mit denen der Präsident seinen FBI-Chef ausgestattet hatte, belebte Hoover eine bewährte Spionagetechnik neu: die Telefonüberwachung.
Regierungen hatten Leitungen abgehört, seit es Leitungen abzuhören gab. Der militärische Nachrichtendienst beider Seiten hatte im Amerikanischen Bürgerkrieg die Telegraphenleitungen angezapft. Polizei und Privatdetektive hatten jahrzehntelang heimlich Gespräche aufgezeichnet. Mit Genehmigung Präsident Wilsons hatte die Regierung im Ersten Weltkrieg das öffentliche Telefonnetz vorübergehend verstaatlicht. Das Bureau hatte in den gesetzlosen Nachkriegsjahren unzählige Bürger belauscht – nicht nur Kommunisten, sondern auch Senatoren, Kongressabgeordnete und Richter.
Jetzt war das Abhören legal – solange es geheim blieb.
Das war jedenfalls die feine Unterscheidung, die der Oberste Gerichtshof im Jahr 1928 im Fall Olmstead v. U.S. gemacht hatte. Bei einem Stimmenverhältnis von 5 zu 4 war der Oberste Bundesrichter William Howard Taft, ehemals US-Präsident, das Zünglein an der Waage gewesen. Roy Olmstead war ein Alkoholschmuggler aus Seattle, dessen Telefon während der Prohibition von Mitarbeitern des Finanzministeriums angezapft worden war. Seine Anwälte hatten argumentiert, die heimliche Installation von Abhörgeräten, um strafrechtlich verwertbare Beweise zu sammeln, verstoße gegen den Vierten Verfassungszusatz, der die Bürger gegen Hausfriedensbruch, unrechtmäßige Hausdurchsuchungen und Festnahmen schützt.
Die Mehrheit hatte im Fall Olmstead entschieden, die Regierung befinde sich im Recht: »Eine Norm, die die Zulassung von Beweisen verbieten würde, falls sie nicht durch ethisch einwandfreies Verhalten von Regierungsbeamten erlangt wurden, würde der Gesellschaft schaden und Kriminellen größere Straffreiheit als je zuvor gewähren.«
Die Minderheit unter Führung von Richter Louis Brandeis und Hoovers früherem Vorgesetzten, Richter Harlan Fiske Stone, hatte ihre Gegenmeinung in kraftvolle Worte gekleidet. »Die größte Gefahr für die Freiheit«, warnte Brandeis, »liegt in heimtückischen Übergriffen durch Übereifrige, die es zwar gut meinen, denen es aber an Einsicht mangelt.«[120]  
»Verbrechen ist ansteckend«, schrieb Brandeis. »Wenn die Regierung zum Gesetzesbrecher wird, leistet sie der Missachtung des Gesetzes Vorschub, lädt jeden dazu ein, sich seine eigenen Maßstäbe zu setzen, und provoziert Anarchie. Zu erklären, dass bei der Anwendung des Strafrechts der Zweck die Mittel heilige – dass also die Regierung Verbrechen begehen dürfe, um einen einzelnen Kriminellen zu überführen –, hätte schreckliche Folgen.«
Brandeis verglich das Anzapfen von Telefonleitungen und das Verwanzen von Räumen mit den Generalbevollmächtigungen (writs of assistance und general warrants), mit denen die Briten vor dem Unabhängigkeitskrieg, aus dem die Vereinigten Staaten hervorgingen, Hausdurchsuchungen und Verhaftungen amerikanischer Siedler jederzeit und auch ohne ein konkretes Verdachtsmoment zugelassen hatten: »Als Mittel der Spionage sind richterliche Anordnungen und Generalbevollmächtigungen, verglichen mit der Telefonüberwachung, nur kümmerliche Instrumente der Tyrannei und Unterdrückung.« Und er wies darauf hin, dass das Abhören einer einzigen Telefonleitung praktisch nicht einzugrenzen war: »Die Telefonleitung eines Einzelnen anzuzapfen bedeutet, das Telefon all derjenigen anzuzapfen, die diese Person anruft und von denen diese Person angerufen wird.« Das wussten Hoovers Leute sehr wohl.
1934, sechs Jahre nach Olmstead, verabschiedete der Kongress den Communications Act, ein Gesetz, das das Abhören von Telefonaten und die Offenlegung ihres Inhalts untersagte. Die Abgeordneten beabsichtigten damit, die Telefonüberwachung zu einem Straftatbestand zu erklären. Aber sie hatten für Hoover ein Schlupfloch offen gelassen. Er interpretierte »Offenlegung« in juristisch spitzfindiger Weise: Die Telefonüberwachung sei nicht illegal, solange ihr Ergebnis nicht als Beweismittel vor Gericht eingesetzt werde.
Folglich war der Lauschangriff, solange er geheim blieb, legal.
Von nun an hörte das FBI mit, wann immer Hoover es genehmigte. Telefonüberwachung, das Installieren von Wanzen und Einbruch gehörten ab den 1930er Jahren zum festen Repertoire der Geheimoperationen des FBI. Hoover glaubte, dieses Instrumentarium sei notwendig, um die Vereinigten Staaten vor Spionen und Saboteuren zu schützen. Und Präsident Roosevelt wusste, dass solche Methoden im Spiel der Nationen zur gängigen Praxis gehörten.
Auf höchster Regierungsebene in Washington ahnte man allmählich, dass Hoover Privatgespräche mithörte. Das Gefühl der Allgegenwärtigkeit des FBI stellte an sich schon einen Machtfaktor dar. Als 1936 wegen des Verdachts ermittelt wurde, Entscheidungen des Obersten Gerichtshofs könnten vorab durchgesickert sein, zapfte das FBI die Privatleitung eines Justizangestellten an. Der Oberste Richter Charles Evans Hughes vermutete, dass Hoover das Besprechungszimmer abgehört hatte, in dem die Verfassungsrichter ihre Entscheidungen trafen. Wenn man sogar in den Räumen des Supreme Court aufpassen musste, was man sagte, hatten sich die Zeiten wahrlich geändert.
»TO-MI-MU-RA«
1937 begann Hoover zu begreifen, dass das FBI nicht das Zeug hatte, es mit einem erfahrenen ausländischen Nachrichtendienst aufzunehmen. Er bemerkte – zu seinem Kummer zu spät –, dass Sowjets, Deutsche und Japaner schon seit Jahren amerikanische Werften, Flugzeugfabriken, Militärstützpunkte und Manöver im Atlantik und Pazifik ausspionierten.
Seine Einsicht gewann er durch die Arbeit militärischer Codeknacker. Die Fernmeldeaufklärung des Heeres, der Signal Intelligence Service, überwachte den ausländischen Funkverkehr. Die Marineaufklärung arbeitete sich an japanischen Codes ab, stets einen potentiellen Angriff im Pazifik im Hinterkopf. Sie hatte unter der Hand eine Vereinbarung mit der RCA, der Radio Corporation of America, getroffen, die Abschriften des japanischen Telegrammverkehrs lieferte.
Die von wechselndem Erfolg begleiteten Anstrengungen der Marine ermöglichten dem FBI, den ersten Amerikaner zu verhaften, der seit dem Ersten Weltkrieg wegen Spionage vor Gericht gestellt und verurteilt wurde. Die Ermittlungen begannen, als die Kryptoanalytikerin Aggie Driscoll in einem decodierten japanischen Funkspruch auf ein seltsames Wort stieß: »TO-MI-MU-RA«. Das Wort »mura« bedeutet »Stadt«, kann aber auch »Sohn« heißen. Laut nachdenkend hörte sie den Namen »Thompson«. Dank ihres Geistesblitzes konnte das FBI Harry Thompson festnehmen. Der ehemals in der Schreibstube tätige Unteroffizier der Navy arbeitete als Spion für Kapitän Toshio Miyazaki, einen Offizier der Kaiserlichen Japanischen Marine, der in Kalifornien Englisch studierte. Thompson hatte streng geheime Dokumente zur Waffen- und Schiffsbautechnik an Japan verkauft.
Entschlüsselte Codes führten auch zur Verurteilung von John Farnsworth, Absolvent der Marineakademie und einstiger Korvettenkapitän, der als hoffnungsloser Alkoholiker wegen Fehlverhaltens entlassen worden war. Farnsworth trieb sich auf den Marinestützpunkten an der Pazifikküste herum, wo er mit Geld um sich warf, gern einen ausgab und alte Kameraden über Codes, Waffen und die Konstruktionspläne von Kriegsschiffen ausfragte. Die Marine übergab den Fall dem FBI. 1937 wurde Farnsworth festgenommen, angeklagt und verurteilt, weil er für 20000 Dollar Geheimnisse an Japan verscherbelt hatte.
Diese Fälle verblassten aber im Vergleich zur ersten großen internationalen Spionageaffäre, zu der das FBI ermittelte: dem Fall Rumrich.
»Nazi Spies in America«
Am Valentinstag, dem 14. Februar 1938, machte Hoover in Miami Urlaub. Er trauerte um seine verstorbene Mutter, mit der er ein Leben lang zusammengelebt hatte. Er war dreiundvierzig Jahre alt und auf der Suche nach einem neuen Heim. Auch war er im Begriff, sein erstes Buch, Persons in Hiding, zu veröffentlichen, in dem von einem Ghostwriter FBI-Geschichten aus der Zeit der Gangsterjagd wiederaufgewärmt wurden. Als Hoover bei einem Telefongespräch mit dem Hauptquartier von der Verhaftung Günther Rumrichs hörte, hatte er seine Zweifel am Wahrheitsgehalt der Geschichte. Sie erschien ihm weit seltsamer als sein Jägerlatein aus den Tagen der Gangsterjagd.
Guy Liddell, ein ranghoher britischer Nachrichtendienstoffizier, hatte die amerikanische Botschaft in London auf einen NS-Spionagering in den Vereinigten Staaten aufmerksam gemacht. Wenige Tage später nahm ein Angestellter im Passamt des Außenministeriums in New York den Telefonhörer ab und vernahm, Außenminister Cordell Hull sei am Apparat. Er wies den Angestellten an, dem Staatssekretär im Außenministerium Edward Weston im McAlpin Hotel in Manhattan 35 Blanko-Reisepässe auszuhändigen.
Die New Yorker Polizei verhaftete Günther Rumrich, als er das Päckchen mit den Pässen abholen wollte. Bei der Durchsuchung seines Zimmers fand die Polizei einen Brief, der das Vorhaben schilderte, amerikanische Militärpläne zur Verteidigung der Atlantikküste zu stehlen.
Rumrich, Sohn eines österreichischen Diplomaten, hatte ein fliehendes Kinn, war sechsundzwanzig Jahre alt, amerikanischer Staatsbürger und hatte sich als Angehöriger der US-Streitkräfte unerlaubt von der Truppe entfernt. Und er bekannte freimütig, er arbeite als Spion für die Abwehr, den militärischen Geheimdienst der Deutschen.
Hoover setzte Leon Turrou, einen Topagenten des FBI, auf die Ermittlungen an. Turrou stand stärker als andere FBI-Mitarbeiter im Fokus der Öffentlichkeit und pflegte Kontakte zu Journalisten in ganz New York. Er sah den Fall Rumrich als seinen Weg zu Ruhm und Reichtum. Im April 1938, während Turrou den Fall für die Anklage vor einem Großen Bundesgeschworenengericht in New York vorbereitete, traf er sich nachts mit einem Zeitungsreporter und schrieb mit ihm an Geschichten in der Ich-Form, die als Serie in der New York Post und als teilweise fiktives Abenteuerbuch über wahre Kriminalfälle mit dem Titel Nazi Spies in America erscheinen sollte.
Turrou hatte erfahren, dass ein deutscher Spionagering seit Jahren unbehelligt in den Vereinigten Staaten operierte; einige Mitglieder stahlen bereits seit 1927 amerikanische Militärtechnologie. Chef des Rings war Dr. Ignaz Griebl, der als Arzt in Manhattan im öffentlichen Leben stand und einer unverhohlen pro-nationalsozialistischen Gruppe, den Friends of New Germany, angehörte, die später im Amerikadeutschen Bund aufging. Innerhalb von zwei Monaten hatte das FBI mit Hilfe Rumrichs achtzehn Mitglieder des Rings, Deutsche und Amerikaner, identifiziert, die Baupläne einer neuen Generation amerikanischer Kampfflugzeuge und Zerstörer entwendet hatten. Der Spionagering verteilte überdies Gelder aus Berlin an den rasch wachsenden Amerikadeutschen Bund und die amerikanischen Kampfverbände der Nazis, denen inzwischen Zehntausende angehörten.
Stoff genug für einen erstklassigen Hollywood-Streifen. Aber Turrou machte einen Fehler. Er verriet den achtzehn Mitgliedern des Spionagerings der deutschen Abwehr, dass sie eine Vorladung zur Verhandlung vor einem Bundesgeschworenengericht am 5. Mai 1938 erhalten würden. Vierzehn von ihnen flohen sofort aus den Vereinigten Staaten, einige an Bord deutscher Passagierschiffe, deren Kapitäne und Stewards ebenfalls für den deutschen Geheimdienst arbeiteten. Rumrich, der sich nach einem Deal mit der Regierung schuldig bekannt hatte, blieb mit drei relativ unbedeutenden Mitverschwörern in New York.
Dr. Griebl tauchte in Berlin auf, wo er und seine Mitspione – wie der Leiter des New Yorker FBI-Büros kleinlaut in einem Brief an Hoover schrieb – »über unsere Leistungen in diesem aktuellen Fall wahrscheinlich lauthals lachten«.[121]  
Der Fall war praktisch nicht mehr zu retten. Als Turrou beim Prozess gegen die verbliebenen Verdächtigen in den Zeugenstand trat, wurde er als pathologischer Lügner dargestellt.
Der Fall machte das FBI zur Lachnummer. Und nichts fürchtete Hoover mehr.
»Höchste Geheimhaltung«
Japaner und Deutsche waren nicht die einzigen ausländischen Mächte, die Amerika ausspionierten. Als Rumrich seine zweijährige Haftstrafe antrat, wurde in Los Angeles der sowjetische Geheimagent Michail Gorin verhaftet. Zum ersten Mal wurden in einem derartigen Fall die Sowjets beschuldigt, einen Spion beim amerikanischen Militär angeworben zu haben. Der Maulwurf war für die US-Marineaufklärung tätig – Hoovers beste Quelle für die Geheimnisse ausländischer Spione.
Präsident Roosevelt zeigte sich entsetzt. Er sinnierte darüber, »wie schlecht wir darauf vorbereitet sind, mit den Spionageoperationen in unserem Land fertig zu werden«. Weiter sagte der Präsident: »Nur wenn wir unsere Nachrichtendienste stärken, können wir die Aktivitäten ausländischer Agenten erfolgreich bekämpfen.«
Am 14. Oktober 1938 machte Hoover dem Präsidenten und dem Justizminister den kühnen Vorschlag, einen großen Geheimdienst unter seiner, Hoovers, Leitung zu schaffen. Seine Pläne waren ein erstaunlich ehrgeiziger Griff nach der Macht in einem Land, in dem kaum jemand auf den nächsten Krieg vorbereitet war.[122]  
Das FBI beschäftigte 587 Agenten. Hoover regte an, weitere 5000 anzuwerben. Er wollte die Einwanderungsbehörde und den Zoll übernehmen sowie die Leitung der Federal Communications Commission, die die nationalen und internationalen Rundfunk-, Telefon- und Telegraphennetze kontrollierte. Außerdem würde er für die Sicherheit aller Fabriken zuständig sein, die im Auftrag der Regierung produzierten, sowie für sämtliche militärische Forschungseinrichtungen. Neben der Kontrolle der Pass- und Visavergabe durch das Außenministerium würde er die Befugnis erhalten, gegen jeden Bürger und Besucher der USA zu ermitteln, der im Verdacht stand, ein Auslandsagent zu sein.
Er schlug vor, alle diese Vollmachten sollten ihm heimlich übertragen werden, nur durch die Zustimmung des Präsidenten.
»Höchste Geheimhaltung« sei »für den Ausbau der gegenwärtigen Nachrichtendienststrukturen« erforderlich, schrieb Hoover in einem Memorandum an den Präsidenten vom 20. Oktober 1938: Dadurch könnten »Kritik oder Einwände gegen einen solchen Ausbau vermieden werden«.
Spionage sei »für das amerikanische Volk schon lange ein anstößiges Wort«, fuhr Hoover fort. »Folglich scheint es nicht wünschenswert, eigens Gesetze zu schaffen, die die Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken würden, dass sie eingebracht wurden, um einen größeren Spionageabwehrfeldzug einzuleiten.«
Am 2. November 1938 bestellte der Präsident Hoover ins Weiße Haus. Auch dieses Gespräch ist nur in Hoovers geheimem Memorandum festgehalten. Darin heißt es: »Er erklärte, er billige den von mir vorbereiteten Plan.«[123]  
Doch Hoover musste feststellen, dass Geheimhaltung ein zweischneidiges Schwert ist, wenn es um die Ausübung von Macht geht.
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Der Jongleur
Wie so oft, wenn Franklin D. Roosevelt im Weißen Haus Geheimbefehle erteilte, hatte die Sache einen Haken.
»Wissen Sie, ich bin ein Jongleur, und ich lasse meine rechte Hand nie wissen, was meine linke tut«, sagte er einmal über seine Strategien als Staatsführer. »In Europa verfolge ich eine bestimmte Politik, in Nord- und Südamerika aber womöglich eine diametral entgegengesetzte Linie. Es kann sein, dass ich absolut inkonsequent bin, und außerdem bin ich durchaus bereit, andere in die Irre zu führen und die Unwahrheit zu sagen, wenn es hilft, den Krieg zu gewinnen.«[124]  
Der Präsident verriet niemandem, dass er »den Plan gebilligt« hatte, den ihm Hoover für den großräumigen Ausbau des FBI vorgelegt hatte. Er stellte Hoover weder das geforderte Geld noch das zusätz122.15liche Personal zur Verfügung, griff allerdings in die Geheimschatulle des Weißen Hauses und gab Hoover unter der Hand 600000 Dollar: eine zehnprozentige Erhöhung des vom Kongress bewilligten FBI-Budgets. Mit diesem warmen Geldregen schickte sich Hoover an, 140 neue Special Agents anzuheuern, 4860 weniger als von ihm vorgesehen.
Immerhin erhielt Hoover nach monatelangen Bemühungen einen neuen Präsidialerlass, der ihm ein gewisses Maß jener Befugnisse erteilte, die er wünschte. Er hatte seine ganze Überzeugungskraft aufbieten müssen, um den Präsidenten und den neuen Justizminister Frank Murphy zu überzeugen, der sein Amt im Januar 1939 angetreten hatte. Murphy war der achte Justizminister, dem Hoover diente. Und inzwischen verstand sich der FBI-Chef darauf, einem neuen Vorgesetzten zu sagen, was er hören wollte. Murphy nahm Bürgerrechte ernst; Hoover musste ihm einreden, dass sich nur mit Geheimdienstoperationen unter Aufsicht des FBI das Chaos und die Verfassungsbrüche vermeiden ließen, die in alten Zeiten typisch für die Kommunistenjagd gewesen waren.
Am 26. Juni 1936 erließ Roosevelt eine Geheimdirektive, die das FBI und die Nachrichtendienste von Heer und Marine gemeinsam mit den Problemen der Spionage, der Spionageabwehr und der Sabotageermittlung betraute. Hoover und seine Kollegen vom Militär sollten sich einmal wöchentlich beim FBI treffen, um ihre Arbeit zu koordinieren. Ein leitender Beamter des Außenministeriums war in beratender Funktion mit von der Partie. Diese Sitzungen liefen unter der Bezeichnung Interdepartmental Intelligence Committee; Hoover fungierte als ständiger Vorsitzender, weil die Chefs der militärischen Nachrichtendienste im Zweijahresturnus wechselten. Roosevelts Direktive machte Hoover zum wichtigsten Mann des amerikanischen Geheimdienstes, als in Europa der Zweite Weltkrieg begann.[125]  
Der Krieg brach aus, noch bevor der Sommer zu Ende war. Am 1. September 1939 marschierten Hitlers Truppen in Polen ein und begannen ihren Eroberungskrieg. Zwei Tage später erklärten Frankreich und Großbritannien Deutschland den Krieg. Hitler und Stalin hatten bereits den deutsch-sowjetischen Nichtangriffspakt unterzeichnet. Zum Entsetzen der Linken und Liberalen in Amerika hatten die Kommunisten in Moskau ihren Frieden mit den Nazis geschlossen. Der Pakt ermöglichte es Deutschland, ohne Angst vor der Roten Armee nach Osten vorzurücken.
Bald würden die Nazis auch westwärts Richtung Atlantik marschieren. Japan hatte in China gewütet und würde die Kampfhandlungen auf den pazifischen Raum ausweiten. Niemand wusste, ob und wann die Vereinigten Staaten in diesen Krieg hineingezogen würden.
Offiziell erklärte Roosevelt sein Land für neutral. Doch ab September 1939 unterstützte er die Briten durch die Lieferung von Kriegsschiffen und nachrichtendienstlichen Erkenntnissen. Außerdem galt es, Spionage und Sabotage der Achsenmächte in den Vereinigten Staaten abzuwehren, zu erraten, was die Sowjets als Nächstes tun würden – und mit J. Edgar Hoovers Hilfe die Feinde im Inneren im Auge zu behalten.
Zwischen dem Präsidenten und dem FBI-Chef herrschte inzwischen ein Vertrauensverhältnis. Es beruhte auf der Anerkennung der Macht des jeweils anderen. Hoover brachte dem Präsidentenamt ehrerbietigen Respekt entgegen. Zwar erteilte ihm Roosevelt nicht jede Befugnis, die er wünschte, räumte ihm jedoch viel Spielraum ein. Hoover war dankbar für alles. Roosevelt wiederum empfand Hochachtung vor dem Geheimdienst. Zwar ließ sich nicht jedes Geheimnis, das ihn interessierte, durch Spionage aufdecken, doch wenn Hoover lieferte, war Roosevelt erfreut.
Zu Hoovers größter Befriedigung wandte sich Roosevelt am 6. September 1939, fünf Tage nach Beginn des Zweiten Weltkriegs in Europa, mit einer Rede an das amerikanische Volk. Der Präsident weitete seinen vorherigen Geheimbefehl aus und erklärte, das FBI werde »Ermittlungen in Angelegenheiten aufnehmen, die mit Spionage zu tun haben«. Er wies alle Polizeiorgane der Vereinigten Staaten an, dem FBI »sämtliche verfügbaren Informationen« zu liefern, »die Spionage, Spionageabwehr, Sabotage, subversive Aktivitäten und Verstöße gegen das Neutralitätsgesetz betreffen«.[126]   Roosevelt erklärte, er wolle »dieses Land vor […] einigen Ereignissen bewahren, die hier 1914, 1915, 1916 und Anfang 1917 stattfanden, bevor wir in den Krieg eintraten«.
Die jetzigen Amtsträger – der Präsident, die Richter des Obersten Gerichtshofs, der Justizminister und sein Beraterstab sowie Hoover selbst – hatten die Black-Tom-Explosion des Jahres 1916 noch gut in Erinnerung. Auch die Red Raids, die Kommunistenjagd von 1920, hatten sie nicht vergessen. Aber diesmal, so versicherte Justizminister Murphy dem amerikanischen Volk, seien die amerikanischen Bürgerrechte in guten Händen.
»Vor zwanzig Jahren geschahen im Namen von Recht und Gesetz unmenschliche und grausame Dinge«, erklärte er vor der Presse. »Wir wollen nicht, dass so etwas heute erneut geschieht, daher wurde diese Aufgabe dem FBI übertragen.«[127]   Murphy fuhr fort: »Ich glaube nicht, dass eine Demokratie unbedingt etwas anderes werden muss als eine Demokratie, um ihre nationalen Interessen zu verteidigen. Ich bin überzeugt, dass unser Volk nicht solche Tragödien erleben muss, die sich anderswo auf der Welt und sogar in geringerem Ausmaß in diesem Land der Freiheit ereignet haben, wenn die Aufgabe richtig angepackt wird – wenn also die Verteidigung gegen Angriffe von innen sorgfältig vorbereitet wird. Wir können den Missbrauch der Freiheit durch Sabotage, Unruhestiftung und Gewalt verhindern und öffentlich machen, ohne die Freiheit selbst zu zerstören.«
»Entsetzliche Katastrophen«
Mit sentimentalen Erklärungen über bürgerliche Freiheitsrechte konnte sich Hoover nicht aufhalten. Er stand bereits im Krieg, und er benötigte drei neue Waffen für sein Arsenal.
Erstens wünschte er sich schärfere Gesetze gegen Subversion. Darauf wartete er schon seit zwanzig Jahren. Er bekam sie. Schon liefen im Kongress Anhörungen zu einem Gesetzentwurf, der schließlich als Smith Act bekannt werden sollte. Das Gesetz sah in seiner ursprünglichen Fassung vor, Ausländer zu erfassen und ihnen Fingerabdrücke abzunehmen. Bei seinem Inkrafttreten war es das erste in Friedenszeiten erlassene Gesetz gegen Aufruhr seit dem 18. Jahrhundert. Auf Bundesebene sah der Smith Act die schärfsten Beschränkungen der Redefreiheit in der Geschichte Amerikas vor: Verboten waren jetzt Äußerungen und Gedanken, die den Sturz der Regierung zum Ziel hatten; die Mitgliedschaft in Organisationen, die dies anstrebten, wurde zum Straftatbestand.
Zweitens führte Hoover erneut die Praxis ein, eine Liste potentieller Staatsfeinde zu führen, die im Falle eines Krieges verhaftet und interniert werden sollten. Die Methoden zur Erstellung dieser Liste ähnelten denen, die Hoover während des Ersten Weltkriegs beim Alien Enemy Bureau entwickelt hatte.
Am 6. Dezember 1939 unterschrieb Hoover eine »persönliche und vertrauliche« Order an alle FBI-Agenten mit der Überschrift: »Innere Sicherheit«. Darin wies er sie an, Listen von Personen vorzubereiten – Amerikanern ebenso wie Ausländern –, die im Namen der nationalen Sicherheit hinter Schloss und Riegel kommen sollten. Hoover dachte an Kommunisten und Sozialisten, Hitler-Anhänger, »pro-japanisch« eingestellte Leute und jeden, dem seine Agenten zutrauten, politische Kriegsführung zu betreiben. Er wollte die Namen von Staatsfeinden. Diese Liste wurde als Custodial Detention Program bezeichnet, als Internierungsprogramm.
Drittens wollte Hoover nach Belieben Telefongespräche abhören. Aber dabei stellte sich ihm ein neues, scheinbar unüberwindliches Hindernis in den Weg. Am 11. Dezember 1939 revidierte der Oberste Gerichtshof ein früheres Grundsatzurteil und erklärte die Überwachung von Telefonaten durch die Regierung für illegal.
Im Fall United States v. Nardone ging es um Alkoholschmuggel. Die Beweisführung beruhte weitgehend auf der Mitschrift von 500 abgehörten Telefonaten. Die Verteidigung berief sich auf den Communications Act von 1934, ein Gesetz, das die Preisgabe abgehörter Gespräche untersagte. Der Fall war der erste echte Prüfstein für das Gesetz. Das Oberste Gericht hatte entschieden, das Gesetz sei eindeutig: Es verbietet in »klaren Worten […] jedem, […] eine telefonische Mitteilung abzuhören, und verfügt in ebenso klarer Sprache, dass ›niemand‹ die Mitteilung oder ihren Inhalt ›einem anderen‹ enthüllen oder bekannt machen darf«.
Die Richter stellten überdies klar, das Gesetz gelte auch für Beamte des FBI.
Faktisch handelte es sich um ein Verbot der Telefonüberwachung. Hoover sah das anders. Zwei Tage später teilte er seinen Agenten mit, es habe sich nichts geändert: »Es gelten dieselben Regeln wie früher – ohne meine Zustimmung werden keine Telefone angezapft.« Solange er – und nur er – geheime Abhöraktionen genehmige, die im Namen der Nachrichtenbeschaffung durchgeführt würden, sei alles in Ordnung.[128]  
Das Verfahren gegen Nardone wurde zurückverwiesen, und die Staatsanwaltschaft überführte die Angeklagten jetzt in einem neuen Verfahren anhand von zensierten, zusammengefassten und paraphrasierten Versionen der abgehörten Gespräche. Diese juristisch spitzfindige Taktik kam jedoch beim Obersten Gerichtshof nicht gut an. Das Gericht hob auch die zweite Verurteilung des Angeklagten auf. Richter Felix Frankfurter begründete seine Entscheidung mit scharfen Worten. Der Harvard-Absolvent und Anwalt des Liberal Club war Hoovers Erzfeind und hatte zwei Jahrzehnte zuvor das Bureau im Fall der Deer-Island-Deportationen vor einem Bostoner Gericht vernichtend geschlagen.
Telefonüberwachung sei »mit ethischen Normen nicht vereinbar und zerstöre die persönliche Freiheit«, schrieb Frankfurter für den Supreme Court. Und der Trick, ein Abhörprotokoll zusammenzufassen, sei gleichfalls unzulässig: »Das durch Unrecht seitens der Regierung gewonnene Wissen darf nicht verwendet werden.« Damit war der Fall abgeschlossen: Die Regierung durfte abgehörte Gespräche oder die daraus gewonnenen Informationen nicht benutzen.[129]  
Am 18. Januar 1940 wurde Justizminister Murphy als Richter an den Obersten Gerichtshof berufen. Sein Nachfolger im Justizministerium sollte Generalstaatsanwalt Robert Jackson werden, der sich später als Chefankläger beim Nürnberger Prozess gegen die NS-Kriegsverbrecher und als Mitglied des Obersten Gerichtshofs hervortat. Justizminister Jackson erklärte bald, das Justizministerium habe von der Telefonüberwachung Abstand genommen. Am 15. März verhängte er ein offizielles Verbot. Es blieb neun Wochen in Kraft.
Hoover aber schickte sich an, am Stuhl des Justizministers zu sägen und neue Methoden zur Umgehung des Communications Act zu suchen. Er war gerissen, und wenn Vorgesetzte ihm im Weg standen, kannte er keine Skrupel. Um Jackson zu Fall zu bringen, streute er Gerüchte aus, das FBI solle im Krieg gegen Spione und Saboteure Fesseln angelegt bekommen. Unterstützung suchte er bei seinen politischen Verbündeten im Kriegs- und im Außenministerium. Hoover sprach persönlich die pointierte Warnung aus, das Schicksal der Nation hänge von Abhöranlagen und Wanzen ab.
Er sei »äußerst besorgt über die gegenwärtige Regelung, die den Einsatz der Telefonüberwachung verbietet«, schrieb er am 13. April 1940 an Jackson. Abgehörte Gespräche seien für die nachrichtendienstlichen Ermittlungen und Spionagefälle des FBI »wesentlich«. Ohne dieses Instrument müsse mit »einer Wiederholung entsetzlicher Katastrophen wie der Black-Tom-Explosion gerechnet werden«. Das FBI »kann ohne den Einsatz von Abhöranlagen nicht mit diesem Problem fertig werden«, behauptete Hoover. »Ich fühle mich verpflichtet, Sie zum gegenwärtigen Zeitpunkt auf diese Situation aufmerksam zu machen, statt zu warten, bis eine nationale Katastrophe die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf das Ministerium lenkt, weil es versäumt hat, Präventivmaßnahmen zu ergreifen.«[130]  
Hoover wollte dem Justizminister weismachen, er besudle sich die Hände mit dem Blut von Amerikanern, wenn er das Verbot nicht im Namen der nationalen Sicherheit aufhebe.
»Eine Bedrohung für den Frieden und die öffentliche Sicherheit«
Die Konfrontation spitzte sich zu. Justizminister Jackson war entsetzt, als er von Hoovers Internierungsprogramm erfuhr. Feindliche Ausländer zu observieren war eine Sache. Akten über Amerikaner anzulegen und Massenfestnahmen für den Fall des nationalen Notstands zu planen stand auf einem anderen Blatt.
Hoover warnte Jackson, er werde in seiner Wachsamkeit nachlassen. Ein Streit um das Internierungsprogramm berge die Gefahr der »Enthüllung bestimmter Spionageabwehraktivitäten«. Jede Infragestellung seiner Macht könne das FBI zwingen, »seine Einrichtungen zur Informationsgewinnung im subversiven Spektrum aufzugeben«. Die Liste blieb bestehen.[131]  
Hoover hatte sämtliche FBI-Agenten in den Vereinigten Staaten angewiesen, »Personen mit Sympathien für Deutschland, Italien oder den Kommunismus« als Kandidaten für die Internierung zu melden, egal ob es sich um Amerikaner oder Ausländer handelte. Er verlangte die Namen von Redakteuren, Herausgebern und Abonnenten sämtlicher kommunistischer, deutscher und italienischer Zeitungen in den Vereinigten Staaten. Gesammelt wurden auch Mitgliederkarteien aller politisch verdächtigen Organisationen in den Vereinigten Staaten bis hinunter zu deutschen Gesangsvereinen. Ferner wies Hoover seine Leute an, Informanten und Spitzel in »die verschiedenen sogenannten radikalen und faschistischen Organisationen der Vereinigten Staaten einzuschleusen«, um ihr »Personal, ihre Ziele und Zwecke und die Rolle auszukundschaften, die sie im Falle einer nationalen Krise spielen würden«.[132]  
Das FBI hatte begonnen, eine Liste mit mehreren tausend Namen von Personen zusammenzustellen, die, »sofern sie sich in Zeiten des Krieges oder des nationalen Notstands auf freiem Fuß befinden, eine Bedrohung für den Frieden und die öffentliche Sicherheit der Vereinigten Staaten darstellen würden«.[133]   Die Akten enthielten Informationen, die FBI-Agenten im ganzen Land aus »vertraulichen Quellen« zusammengetragen hatten – die Daten stammten nicht nur von Informanten, sondern auch aus Einbrüchen, Abhöraktionen und Wanzen, die mit Hoovers Genehmigung platziert worden waren. Sie stammten aus öffentlich zugänglichen und privaten Unterlagen, aus den Akten von Arbeitgebern und Schulen und aus Befragungen.
Die Personen auf der Liste fielen unter zwei Kategorien. Die einen sollten sofort verhaftet und interniert werden, sobald es zu Feindseligkeiten zwischen den Vereinigten Staaten und dem Land käme, dem gegenüber diese Personen loyal waren. Die anderen sollten bei Kriegseintritt »sorgfältig observiert« werden, ausgehend von »der Möglichkeit, nicht aber Wahrscheinlichkeit, dass ihr Verhalten dem Wohl der Regierung der Vereinigten Staaten zuwiderläuft«.[134]   Hoover wies seine Agenten an, ihre Befragungen und Nachforschungen »vollkommen vertraulich« zu führen. Falls sie gefragt würden, sollten sie sagen, sie führten rechtmäßige Ermittlungen im Zusammenhang mit dem Foreign Agents Registration Act von 1938 durch – ein Gesetz, das die Registrierung derjenigen Personen beim Außenministerium verlangte, die ausländische Auftraggeber oder Staaten vertraten. Das war ein Täuschungsmanöver.[135]  
»Und wenn es illegal ist?«
Hoover mischte nun auf höchster Ebene in der Machtpolitik mit. Im Krieg mit dem Justizminister über die Kernthemen Abhören und Überwachung brauchte er Verbündete im Kabinett.
Einen Gesinnungsgenossen fand er in Finanzminister Henry Morgenthau. Hoover kannte ihn als langjährigen Freund Roosevelts, als Enkel jüdischer Einwanderer aus Deutschland und als einen erfahrenen Ökonomen, der als Minister großes Interesse daran hatte, dass das Geld der Achsenmächte auf amerikanische Banken wanderte.
Am 10. Mai 1940 teilte Hoover Morgenthau mit, die Nazis planten, den Präsidenten zu stürzen, und das FBI benötige die Hilfe des Finanzministeriums, um weiterzuermitteln.
Seit Jahren betrieb Deutschland in den Vereinigten Staaten ein Geheimprogramm. Das Geld für dieses Programm stammte aus beschlagnahmtem und gestohlenem jüdischen Vermögen und war sowohl für die Nazis wie für amerikanische Banken äußerst lukrativ. Es war Hitlers bestes Werkzeug zur Identifizierung und Rekrutierung von Deutschen in Amerika.
Das NS-Regime verkaufte Reichsmark gegen Dollars an rückkehrwillige Deutsche in Amerika, sogenannte Rückwanderer, und erhielt damit wichtige Devisen. Zur Eröffnung eines Rückwandererkontos mussten in den USA ansässige Deutsche ein deutsches Konsulat aufsuchen, dem Dritten Reich die Treue schwören und eine eidesstattliche Erklärung abgeben, dass sie beabsichtigten, in ihre Heimat zurückzukehren.
Damit stellten die Rückkehrwilligen dem NS-Regime amerikanische Dollars zur Verfügung und investierten praktisch in den deutschen Sieg.
Vier amerikanische Banken waren im lukrativen Rückwanderer-Devisengeschäft tätig. Am bekanntesten war die Chase National Bank. Kaum bekannt war hingegen die Privatbank Robert C. Mayer & Co., der August T. Gausebeck vorstand; er stammte aus Deutschland und war Mitglied der NSDAP.
Laut Hoover hatte Gausebeck fünfstellige Dollarbeträge in unauffälligen Fünf- und Zehn-Dollar-Scheinen an Father Charles Coughlin ausgezahlt, einen berüchtigten rechtslastigen Rundfunkprediger, der gegen Roosevelt und den »Jew Deal« wetterte, eine bewaffnete Miliz namens Christian Front um sich scharte und für den Triumph des Faschismus über den Kommunismus betete. Coughlin gehörte zu Roosevelts stärksten politischen Gegnern, zu denen auch der weltberühmte Pilot und Atlantiküberquerer Charles Lindbergh zählte, der als republikanischer Kandidat für die Präsidentschaftswahlen 1940 gehandelt wurde. Hoover berichtete zudem, Gausebeck plane, dem republikanischen Wahlkampfkomitee 500000 Dollar in kleinen Scheinen zukommen zu lassen.[136]  
Kurz gesagt, laut Hoover unterhielt der deutsche Nachrichtendienst ein Netzwerk aus Geld- und Informationsströmen, das mitten durch das amerikanische Bankensystem lief. Nazi-Gold floss in die Kassen von Roosevelts politischen Gegnern in den Vereinigten Staaten.
Und das FBI hatte keine Möglichkeit, die Telefone dieser Leute anzuzapfen.
»Ich habe mit J. Edgar Hoover gesprochen und ihn gefragt, ob er Spione durch das Anzapfen von Telefonleitungen belauschen könne, und er verneinte; die Anweisung Bob Jacksons sei nicht zurückgenommen worden«, schrieb Morgenthau am 20. Mai in seinem akribisch geführten Tagebuch, das in der Franklin D. Roosevelt Bibliothek verwahrt wird. »Ich sagte ihm, dass ich mich sofort an die Arbeit machen würde. Er sagte, er brauche dringend [Unterstützung].«
Morgenthau nahm umgehend Kontakt mit Edwin Watson auf, dem Privatsekretär des Präsidenten. »Ich rief General Watson an und sagte, das müsse gemacht werden, und er meinte: ›Ich glaube nicht, dass es legal ist.‹«
»Und wenn es illegal ist?«, erwiderte Morgenthau – was nichts anderes hieß als: Wen stört es, wenn es illegal ist?
Fünf Minuten später rief Watson zurück. »Er sagte, er habe den Präsidenten informiert, und der Präsident habe gesagt: ›Sagen Sie Bob Jackson, er soll J. Edgar Hoover kommen lassen und ihm die Anweisung dazu erteilen; ein schriftliches Memorandum werde folgen.‹«
Schon am folgenden Tag schrieb der Präsident eine Geheimnote an Justizminister Jackson. In dieser machte er deutlich, dass ihn die Entscheidung des Supreme Court nicht interessierte. Das Urteil des Obersten Gerichtshofes im Fall Nardone sei »zweifellos begründet«, begann Roosevelt. »Unter gewöhnlichen, normalen Umständen sollte keine Telefonüberwachung durch Regierungsbeamte erfolgen, und zwar aus dem einleuchtenden Grund, dass dies fast zwangsläufig zur Verletzung von Bürgerrechten führt.« Aber dies seien keine normalen Zeiten. »Ich bin überzeugt«, schrieb Roosevelt, »dass der Oberste Gerichtshof niemals beabsichtigt hat, [seine Entscheidung] auf schwerwiegende Fälle anzuwenden, bei denen es um die Verteidigung der Nation geht.«
»Natürlich ist bekannt, dass bestimmte andere Länder […] Sabotageakte vorbereiten und durchführen«, so der Präsident weiter. »Da jedoch Sabotage, Attentate und Aktivitäten der ›Fünften Kolonne‹ bereits erfolgt sind, ist es zu spät, um hier noch etwas zu unternehmen.«
Der Präsident ermächtigte das FBI, »Abhörgeräte« gegen Personen einzusetzen, »die subversiver Aktivitäten gegen die Regierung der Vereinigten Staaten verdächtig sind, auch mutmaßliche Spione«. Die Anordnung war mit den Initialen »FDR« unterzeichnet. Sie blieb ein Vierteljahrhundert lang in Kraft.[137]  
Während dieser Zeit installierte das FBI im Namen der nationalen Sicherheit ohne richterliche Genehmigung mindestens 6769 Telefonabhöranlagen und 1806 Wanzen.[138]   Diese Zahlen sind wahrscheinlich zu tief gegriffen, weil einige Telefonüberwachungen, Wanzen und Einbrüche in Berichten nicht erwähnt wurden, um die Geheimhaltung der Operationen zu sichern, wie es in Unterlagen des Justizministeriums heißt, die die vergangenen Jahre und die wechselnde Politik der Ära überlebt haben.
Mit Roosevelts Segen konnte Hoover nun nach Gutdünken Leitungen anzapfen. Die Telefonüberwachung blieb ein Gesetzesverstoß. Der Präsidialerlass machte sie nicht legal. Roosevelt hatte aus dem FBI einen präsidialen Nachrichtendienst gemacht.
Damit hatte Hoover dem Justizministerium wichtige Kompetenzen entrissen. Er hatte gelernt zu jonglieren, wie der Präsident es tat.
Der Justizminister schlug zurück. »Das Federal Bureau of Investigation gerät häufig als eine Art Gestapo ins Kreuzfeuer der Kritik«, schrieb Jackson in einer Geheimnote, die im Justizministerium kursierte. »Wenn viele ihr Glauben schenken, wirkt sich diese Kritik katastrophal auf die Tätigkeit und Glaubwürdigkeit des FBI vor Gericht aus, wann immer wir eine Verurteilung anstreben.«[139]   Er wollte, dass sich das FBI an das Gesetz hielt und bei der Untersuchung von Straftaten gegen die Vereinigten Staaten einen geradlinigen und eng gefassten Kurs verfolgte.
Aber Hoover entschied auch diese Schlacht für sich. Er klärte den Justizminister über den »Unterschied zwischen ›ermittelnder‹ und ›nachrichtendienstlicher‹ Tätigkeit« auf. Als Nachrichtendienst ziele das FBI nicht darauf ab, Straftäter nach begangener Straftat vor Gericht zu bringen. Vielmehr gehe es darum, Spionen und Saboteuren das Handwerk zu legen, bevor sie zuschlugen. »Im Interesse der inneren Sicherheit dieses Landes ist es unabdingbar, dass das FBI die Möglichkeit erhält, Informationen über die Aktivitäten von Personen und Organisationen subversiven Charakters in seinen Akten zu sammeln«, beharrte Hoover. Bei seinen nachrichtendienstlichen Operationen sei das FBI nicht für den Justizminister und sein Ministerium tätig, sondern für den Präsidenten der Vereinigten Staaten.[140]  
Die Konfrontation war an einen Wendepunkt gelangt.
In den folgenden zwei Jahrzehnten klärte Hoover die Justizminister nur über sein Tun und Lassen auf, wenn und falls es ihm beliebte. Er machte es Jackson und vielen seiner Nachfolger im Justizministerium unmöglich, die rechtmäßige Kontrolle über das FBI auszuüben.
Hoover bewegte sich außerhalb der Gesetze, und das wusste er. Abhörprotokolle waren als Beweismittel vor Gericht nicht zugelassen. Jeder Richter würde eine Anklage zurückweisen, die auf illegalen Maßnahmen der Regierung beruhte.
Aber die Lauschangriffe erfüllten ihren Zweck. Sie waren eines der wirksamsten Werkzeuge, die das FBI besaß, um Informationen zu beschaffen. Und sobald eine Abhöraktion in Gang gesetzt war, konnte sie ungehindert ihre Wirkung entfalten. Ein Abhörprotokoll öffnete ein Fenster in eine bis dahin unbekannte Welt der Geheimnisse. Und in diesem Bereich hatte Hoover das Sagen.
»Der Präsident dachte, Sie würden das vielleicht gern durchsehen«
Die Beziehung zwischen Roosevelt und Hoover war bisher herzlich, aber korrekt gewesen. Durch die gemeinsamen Geheimnisse wurde sie vertieft.
Am 21. Mai 1940, jenem Tag, an dem Roosevelt seine Anweisung zum Abhören unterzeichnete, erhielt Hoover von ihm auch Abschriften von Telegrammen ans Weiße Haus, die Charles Lindberghs Nichteinmischungsstrategie befürworteten. (»Ich bin fest überzeugt, dass Lindbergh ein Nazi ist«, hatte Roosevelt am Vortag seinem Finanzminister Henry Morgenthau anvertraut.) Eine Notiz von Roosevelts Sekretär, auf dem Telegrammstapel besagte: »Der Präsident dachte, Sie würden das vielleicht gern durchsehen und Namen und Adressen der Absender notieren.«[141]  
Im Lauf der folgenden fünf Jahre wurde Roosevelt von Hoover mit einem nicht abreißenden Strom politischer Informationen und Anspielungen über Gegner der Politik des Präsidenten versorgt. Vom FBI überwacht wurden neben Lindbergh die konservative Allianz America First, Antikommunisten und hitlerfreundliche Reaktionäre, außerdem drei US-Senatoren, die nach Hoovers Ansicht mit Deutschland sympathisierten, darunter Burton Wheeler aus Montana, sein alter Feind aus den 1920er Jahren, und Hamilton Fish, ein Kommunistenfresser und Kongressabgeordneter aus Roosevelts Heimatstadt, sowie Hunderte andere, die Roosevelt und alles, wofür er stand, schlichtweg hassten.
Als sich der Präsident über ein Flugblatt von America First ärgerte, das ihn angriff, weil er Großbritannien Kriegsschiffe zur Verfügung stellte, befahl er einem Berater, »irgendwie – vielleicht über das FBI – herauszufinden, wer das bezahlt«. Hoover spürte daraufhin nicht nur die Urheber des Flugblatts auf, sondern erforschte die gesamte Finanzstruktur von America First. Schließlich konnte er dem Präsidenten mitteilen, dass America First insgeheim beträchtliche Zuwendungen von zwei einflussreichen Zeitungsverlegern erhielt: Joseph Medill Patterson von den New York Daily News und Robert R. McCormick von der Chicago Tribune. Hoover deutete überdies an, dass America First unter der Hand Zahlungen von ausländischen Faschisten entgegennahm. Daraufhin veranlasste der Präsident das Justizministerium, gegen America First ein Verfahren vor einem Bundesgeschworenengericht einzuleiten. Die Telefonüberwachung der prominenten America-First-Wortführerin und Fliegerin Laura Ingalls führte zu einer Anklage und ihrer Verurteilung als Agentin des NS-Regimes.
Am 14. Juli 1940 bedankte sich Roosevelt schriftlich bei Hoover »für die vielen interessanten und wertvollen Berichte, die Sie in den letzten Monaten für mich erstellt haben«. Hoover bewahrte das Schreiben ein Leben lang auf. Drei Monate später ließ er das Weiße Haus wissen, er belausche »alle ein- oder ausgehenden Telefongespräche folgender Botschaften: Deutschland, Italien, Frankreich, Russland und Japan« und führe weitreichende nachrichtendienstliche Ermittlungen gegen Geheimagenten der Achsenmächte.[142]  
Hoover war jetzt der Geheimdienstchef des Präsidenten.
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Geheimdienst
Vor Pearl Harbor dauerte Amerikas Krieg gegen Deutschland weltweit schon anderthalb Jahre an. Das FBI wurde der erste echte Auslandsnachrichtendienst der Vereinigten Staaten. Viele seiner Schlachten blieben bis zum Ende des vergangenen Jahrhunderts geheim.
Der Krieg des FBI gegen Nazi-Spione begann im Mai 1940 mit einer Botschaft im Morsealphabet, die über Kurzwellenfunk von einem Holzbungalow am Strand von Centerport, New York, auf Long Island, gesendet wurde. Sie hüpfte über den Atlantik und landete im Hamburger Büro der Abwehr, dem militärischen Nachrichtendienst des NS-Regimes.
Die Abwehr reagierte darauf mit dem Befehl an die deutschen Agenten in Amerika, verstärkt Geheiminformationen zu liefern. Man verlangte Berichte über die Einsatzbereitschaft der amerikanischen Streitkräfte, die Ausbildung der Soldaten, die Flugzeugproduktion, die Lieferung von Kampfflugzeugen an Großbritannien, den Bau von Flugzeugträgern, Handbücher zur chemischen Kriegsführung, Informationen über die Werkzeugmaschinenindustrie, die Zielgenauigkeit von Bomben und den Kurs von Hochseeschiffen. Die Instruktionen wurden an einen dreiunddreißigköpfigen Agentenring gefunkt. Manche arbeiteten für Firmen wie Westinghouse Electric, Ford oder Chrysler; andere taten Dienst auf Schiffen im Atlantik.
Der Funker, der in dem Bungalow auf Long Island für die Vernetzung sorgte, Anweisungen von der Abwehr erhielt und die Nachrichtenströme zurück nach Hamburg leitete, war William Sebold, ein vierzigjähriger amerikanischer Staatsbürger.
Das dachte jedenfalls die Abwehr. Aber in Centerport hielt das FBI die Fäden in der Hand.
Sebold, ein gebürtiger Deutscher, hatte im Ersten Weltkrieg auf deutscher Seite gekämpft, dann auf Handelsschiffen angeheuert und als Flugzeugmechaniker gearbeitet. Nach Aufenthalten in New York und San Diego war er Anfang 1939 zu seiner Mutter nach Deutschland zurückgekehrt. Von dort wurde er mit einem amerikanischen Pass, Anweisungen von der deutschen Abwehr und 500 Dollar in bar in der Tasche wieder in die USA geschickt. Am 8. Februar 1940 kehrte er auf dem Dampfschiff Washington von Italien aus nach New York zurück und stellte sich dem FBI. Er berichtete, nach seiner Ankunft in Deutschland sei er von deutschen Nachrichtendienstoffizieren zwangsrekrutiert worden. Sie hätten ihm seinen amerikanischen Pass abgenommen, ihm mit Haft gedroht und ihn zu einer Ausbildung in Hamburg abkommandiert, wo er in die Verschlüsselung von Nachrichten und geheime Kommunikationstechniken eingeweiht worden sei.
FBI-Agenten sahen zu, wie Sebold seine Armbanduhr abnahm, das Gehäuse öffnete und fünf winzige Fotografien herausholte. Unter dem Mikroskop offenbarten die Dokumente, an welchen amerikanischen Militärgeheimnissen – Flugabwehrtechnik, chemische Kriegsführung und Truppenbewegungen – die Abwehr interessiert war.
Die Abwehr hatte Sebold beauftragt, einen gewissen Herman Lang zu kontaktieren und eine verdeckte Kurzwellenfunkstation einzurichten, um mit dem deutschen Nachrichtendienst in Hamburg zu kommunizieren. Die Enttarnung Langs räumte alle Zweifel des FBI aus: Er war Inspekteur der Fabrik, die Norden-Bombenzielgeräte produzierte, eines der bestgehüteten Geheimnisse der amerikanischen Militärtechnologie.
Am 12. Februar 1940, vier Tage nach Sebolds Ankunft in New York, reichte Hoover diese erstaunlichen Nachrichten an Präsident Roosevelt weiter.
Für das FBI stellte sich die Frage, wie sie mit Sebolds Hilfe die Deutschen aufs Kreuz legen und deren Spionagenetzwerk in den Vereinigten Staaten enttarnen konnten. Mit dem Einsatz von Doppelagenten hatten Hoover und seine Leute keine Erfahrung. Eine erfolgreiche Operation dieser Art war ein doppeltes Täuschungsmanöver. Es musste so aussehen, als arbeite Sebold für die Abwehr, während er in Wirklichkeit im Dienst des FBI stand.[143]  
Eine maßgebliche Rolle spielte der Funkverkehr. Am 19. Mai 1940, als die geheime Sendeanlage in Centerport ihre Arbeit aufnahm, saß ein FBI-Agent namens Morris Price und nicht Sebold am Funkgerät.
Im Lauf von dreizehn Monaten übermittelte Price der Abwehr 302 Botschaften und erhielt 167 Antworten. In Zusammenarbeit mit den Nachrichtendiensten des Heeres und der Marine sendete das FBI Meldungen, Falschmeldungen und Desinformation nach Deutschland. Die Abwehr reagierte mit immer neuen Anweisungen für ihre Agenten und der Forderung nach weiteren Informationen. Hoover erstattete dem Weißen Haus regelmäßig Bericht, was die Deutschen von ihren Spionen in den Vereinigten Staaten wissen wollten – sie interessierten sich hauptsächlich für das militärische Potential Amerikas und die Lieferungen von Waffen und Ausrüstung an Großbritannien.
Die Abwehr spielte den USA in die Hände. Per Funk wurde Sebold beauftragt, in New York ein Bankkonto zu eröffnen und als Zahlmeister für den deutschen Spionagering zu fungieren. Damit gewann er unmittelbaren Zugang zu den 33 Agenten und einen Überblick über ihre Operationen.
Das FBI führte verdeckte Ermittlungen mit Hilfe einer Scheinfirma, mittels Telefonüberwachung und versteckten Kameras durch, die nicht nur von Präsident Roosevelts engem Freund Vincent Astor finanziell abgesichert, sondern teils sogar von der nichtsahnenden Abwehr bezahlt wurden.
Astor arbeitete bereits als Spion für Roosevelt. Der Erbe eines sagenhaften Vermögens hatte vom Präsidenten den Auftrag erhalten, in New York nachrichtendienstliche Operationen zu koordinieren. In seiner Funktion als Direktor von Western Union organisierte er die Überwachung des internationalen Telegrammverkehrs, ein schwerer Verstoß gegen Bundesgesetze. Auf Bermuda, wo Astor ein großes Anwesen besaß, führte er nicht minder illegale Operationen mit dem britischen Nachrichtendienst durch und öffnete Diplomatenpost und Briefe, die auf Schiffen und Flugzeugen mit Zwischenstopp auf der Insel in die Vereinigten Staaten und von dort ins Ausland befördert wurden. In New Yorks 42. Straße West, dem Sitz der Zeitschrift Newsweek, überließ deren Herausgeber Astor dem FBI drei Büros im fünften Stock.
Das Newsweek-Gebäude wurde zum Hauptquartier der Diesel Research Corporation unter Leitung von William Sebold. Die Firma wurde durch 5000-Dollar-Schecks finanziert, die über Agenten der deutschen Abwehr in Mexiko nach New York gelangten, und durch versteckte Mikrophone und Kameras des FBI überwacht. In den Geschäftsräumen des Unternehmens empfing Sebold die Mitglieder des Spionagerings, um sie zu bezahlen und ihre Berichte entgegenzunehmen. Über Kuriere wurde Sebold über die Aktivitäten und Aufenthaltsorte aller deutschen Spione unterrichtet.
Das FBI dokumentierte 81 Treffen Sebolds mit Abwehr-Agenten bei Diesel Research durch Film- und Fotoaufnahmen, die durch einen Einwegspiegel geschossen wurden, sowie hunderte Tonbänder mit abgehörten Gesprächen. Innerhalb eines Jahres konnte das FBI sie alle verhaften. Selten hatte die amerikanische Spionageabwehr einen so durchschlagenden Erfolg erzielt wie im Fall Sebold. Durch diese Ermittlungen wurden Hoover die Augen für die Bedeutung der Irreführung im Krieg geöffnet.
»Spione, Saboteure und Verräter«
Der Kurzwellenfunkverkehr des FBI mit der Abwehr lieferte den Beweis, dass die Deutschen auch in Mexiko, Brasilien und Peru Spione einsetzten. Diese Informationen nutzte Hoover, um einen neuen globalen Nachrichtendienst zu schaffen.
Einer seiner wichtigsten Verbündeten war der Staatssekretär im Außenministerium Adolf A. Berle, ein kompromissloser Mann. Berle war in der amerikanischen Diplomatie für den Nachrichtendienst zuständig und der Verbindungsmann des Außenministeriums zu FBI, Heer und Marine; zuvor hatte er das Lateinamerika-Ressort geleitet. Er war einer der klügsten Köpfe von Roosevelts Beraterstab. Und obwohl er als Harvard-Liberaler mit hohen Idealen theoretisch zu Hoovers Lieblingsfeinden zählte, gewann Berle das Vertrauen des FBI-Direktors. Denn wie dieser agierte Berle gern im Verborgenen.
Im Mai 1940, als Nordfrankreich in die Hände der Nazis fiel, Großbritannien angegriffen wurde und Premierminister Winston Churchill direkt nach seinem Amtsantritt Amerika um Hilfe bat, sprachen Hoover und Berle über den Aufbau eines weltumspannenden amerikanischen Nachrichtendienstes. An der Atlantikküste Nord- und Südamerikas wimmelte es von U-Booten. Fünf Monate zuvor hatten sich ein deutsches Panzerschiff und britische Kreuzer vor der Mündung des Río de la Plata in Uruguay eine Schlacht geliefert.
Berle regte an, das FBI solle die Nazi-Spione von Havanna bis hinunter nach Rio de Janeiro auskundschaften. Das FBI hatte bereits einen Special Agent nach Mexiko-Stadt geschickt, der die Zusammenarbeit mit dem dortigen Polizeichef und dem Innenministerium aufgenommen hatte, um deutsche Spione und Umstürzler aufzuspüren. Ein zweiter war nach Rio gefahren, wo er die brasilianische Geheimpolizei ausbildete.
Hoover und Berle zogen Brigadegeneral Sherman Miles hinzu, den Chef des Nachrichtendienstes des Heeres, und Konteradmiral Walter Anderson, den Leiter der Marineaufklärung. Hoover und die Militärs zankten um Zuständigkeiten und Befugnisse. Die Abstimmung untereinander verlief chaotisch, Geheiminformationen wurden kaum ausgetauscht. General Miles und Hoover konnten einander nicht ausstehen, Heer und Marine lagen aus Prinzip im Clinch. Angeregt durch Hoover, trugen sie jedoch alle dem Präsidenten die Notwendigkeit eines weltweiten Nachrichtendienstes vor. Roosevelt hatte einen solchen Plan bereits im Kopf.
Am 26. Mai 1940, bei einem seiner Kamingespräche, jenen Rundfunkansprachen, die von zig Millionen Amerikanern gehört wurden, legte Roosevelt seine Ansichten dar.
»Die Bedrohung unserer nationalen Sicherheit ist heute nicht mehr nur eine Frage der militärischen Waffen«, erklärte der Präsident dem amerikanischen Volk. »Wir wissen von anderen Methoden, neuen Angriffsmöglichkeiten.
Das trojanische Pferd. Die Fünfte Kolonne, die eine Nation verrät, welche auf Verrat nicht vorbereitet ist.
Spione, Saboteure und Verräter sind die Akteure dieser neuen Strategie. Gegen sie alle müssen wir uns energisch wehren.«
Am 3. Juni 1940 suchte Berle Hoover im FBI-Hauptquartier auf. Sie führten »eine lange Besprechung über die Koordination des Nachrichtendienstes« und waren sich einig, wie Berle in seinem Tagebuch festhielt, »dass es an der Zeit ist, über den Aufbau eines Geheimdienstes nachzudenken – den vermutlich jedes große Außenministerium der Welt besitzt, woran wir aber nie gerührt haben«.[144]   Acht Tage später segneten sie einen hastig von ihren Mitarbeitern entworfenen Plan ab. Es handelte sich um ein in der Geschichte der Vereinigten Staaten unerhörtes Vorhaben.
Das FBI würde unter absoluter Geheimhaltung eine Spionagebehörde führen. Nicht einmal ihre Existenz sollte bekannt werden. Für Außenstehende sähe sie wie ein Konzern mit Sitz in New York und Niederlassungen in der ganzen Welt aus. Ihre internationalen Vertreter sollten, geleitet von Geheimaufträgen aus dem Hauptquartier, verdeckt Informationen sammeln, ohne zu wissen, wer ihr Material zu Hause in den Vereinigten Staaten lesen würde. Die Behörde sollte Special Intelligence Service heißen.
Wieder gab der Präsident nichts Schriftliches aus der Hand. Er erklärte Berle am 24. Juni 1940, das FBI sei von nun an für den Auslandsnachrichtendienst in der westlichen Hemisphäre von der texanischen Grenze bis hinunter nach Tierra del Fuego verantwortlich. Das Heer und die Marine sollten den Rest der Welt unter sich aufteilen.
»Der Präsident sagte, er wolle das Feld aufteilen«, berichtete Berle. Ein verhängnisvoller Satz. Der Jongleur hatte den Ball fallen lassen.
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»Die Vereinigten Staaten von Amerika strangulieren«
Für die Gründung des Special Intelligence Service (SIS) am 1. Juli 1940 nutzte Hoover Geld von einem Geheimkonto des Präsidenten. Der Kongress war nicht eingeweiht. Es fehlte jede gesetzliche Legitimation. Und abgesehen von der Geheimgeschichte des FBI, die nach dem Zweiten Weltkrieg entstand und über 60 Jahre lang Verschlusssache war, wurde kaum etwas darüber geschrieben.[145]  
Auf dem Papier war es ein beeindruckendes Konzept, das jedoch an der harten Wirklichkeit vorbeizielte. Das war kein Krieg nach dem Geschmack des FBI.
Die Führung des SIS übertrug Hoover Percy Foxworth, einem eloquenten und smarten dreiunddreißigjährigen Special Agent, der das New Yorker Büro leitete. Alle nannten ihn Sam. Geboren und aufgewachsen in Mississippi, erinnerte Foxworth an einen reinrassigen Bullterrier, und seine Ähnlichkeit mit dem jungen J. Edgar Hoover war bemerkenswert.
Der neue SIS-Leiter besaß Kommunikationstalent, er plauderte ebenso entspannt mit einer Gräfin wie mit dem Chef der kubanischen Geheimpolizei. Er kultivierte seine Kontakte zu Manhattans oberen Zehntausend, zu seinen engsten Kontakten zählten Vincent Astor und Nelson Rockefeller, Chase-Bank-Erbe und frisch ernannter Staatssekretär im Außenministerium für Lateinamerika, zuständig für das Ressort kulturelle und kommerzielle Beziehungen. Für den SIS war Rockefeller der perfekte Frontmann: ein unvorstellbar reicher Mann mit weitgespannten Geschäftsinteressen, zahllosen Kontakten und untadeligen diplomatischen Referenzen in der gesamten westlichen Hemisphäre. Nach Roosevelts Vorstellungen sollte Rockefeller seinen Namen und seinen Besitz nutzen, zu dem auch Erdöl- und Industriebeteiligungen in aller Welt gehörten, um dem wirtschaftlichen und politischen Einfluss Deutschlands und Japans entgegenzuarbeiten.
Foxworth sollte im Auftrag Hoovers herausfinden, wie man die Achsenmächte ausspähen konnte. Rund eine Million Deutsche und Japaner lebten in Brasilien, Argentinien, Chile und Peru. Sie betrieben Bergwerke, die Gold und Silber, aber auch kriegswichtige Stoffe wie Platin förderten oder Industriediamanten produzierten. Bei den Führern Argentiniens und Chiles, die sich gern in Militärstiefeln präsentierten und im Stechschritt marschierten, fanden die Deutschen ein offenes Ohr. Und die Schiffsrouten der Japaner führten von Mexiko bis in die Antarktis.
Im August 1940 richtete sich der SIS als Importers and Exporters Service Company in Raum 4332 an der Rockefeller Plaza 30 in New York ein; Rockefeller assistierte als Immobilienmakler. Es hatte den Anschein, als böte die Firma ihren Kunden Unterstützung beim Aufbau internationaler Handelsbeziehungen. In Wirklichkeit war sie die Clearingstelle, wo FBI-Agenten aus dem ganzen Land ihre Aufträge für geheime Missionen in Übersee zugeteilt bekamen. Mit dem Segen von Newsweek-Chef Vincent Astor durften sie, als Reporter seines Magazins getarnt, losziehen. Oder sie gaben sich als Börsenmakler für Merrill Lynch oder als Führungskräfte der United Fruit Company, der Armour Meat Corporation, der American Telephone and Telegraph oder der U.S. Steel aus. Mit dieser Tarnung sollten Undercover-Agenten fortan Spionagenetzwerke der Nazis und der Sowjets von Mexiko und Kuba bis nach Brasilien und Argentinien ausspähen. In ihrer Freizeit schürften sie nach wertvollen Informationsnuggets aus Politik, Wirtschaft und Diplomatie.
Das FBI engagierte hunderte neue Leute und stockte damit sein Personal um 80 Prozent auf. Aus den 898 Agenten des Jahres 1940 waren 1941 bereits 1596 geworden. 1943 hatte sich die Belegschaft verdreifacht, und 4591 Agenten wurden von 7422 Mitarbeitern unterstützt. Aber nur eine verschwindend geringe Zahl dieser Leute war durch ihre Ausbildung und Erfahrung für den Einsatz beim Special Intelligence Service qualifiziert. Das Missverhältnis zwischen den Männern und ihrer Mission war gewaltig. Das räumte Hoover selbst ein.
»Bei unserer Erstauswahl für den SIS haben wir ja ein paar schöne Nieten ausgesucht«, meinte er.[146]  
Foxworth wollte sobald wie möglich 250 Agenten zur Verfügung haben. Am Ende waren es fast 600 Mitarbeiter, doch im ersten Jahr genügten lediglich 25 Bewerber seinen Anforderungen. Beim FBI sprach kaum jemand Fremdsprachen. Keiner wusste, wie sich ein Börsenmakler oder der Abteilungsleiter eines Stahlkonzerns benimmt. Sich als Reporter auszugeben war einfacher: Man hatte einen Notizblock bei sich, stellte Fragen und schrieb etwas auf. Das traute sich jeder FBI-Mann zu. Aber Newsweek konnte schlecht sämtliche Auslandskorrespondenten in der westlichen Hemisphäre durch FBI-Leute ersetzen. Und die Agenten hatten keine Zeit, sich ihre Tarnidentität wie gute Spione wirklich anzueignen.
Zwei von Hoovers Spitzenberatern in geheimdienstlichen Fragen, Stanley Tracy und W. Richard Glavin, trafen sich in einem Konferenzraum unweit von Hoovers Büro im FBI-Hauptquartier. Erstaunlicherweise war der Dritte im Bunde der Dichter Archibald Mac- Leish. Er gründete unter Roosevelt als Leiter der Kongressbibliothek eine Abteilung für Spezialinformationen (Division of Special Information), um die amerikanischen Geheimdienstoffiziere mit Basisinformationen über fremde Staaten zu versorgen. Die drei Männer betrachteten die an einem Ständer befestigte riesige Karte der zwanzig Staaten Mittel- und Südamerikas.
Dallas Johnson, Foxworth’ Assistent, schrieb mit, während Tracy »zu jedem dieser Orte die Namen von Agenten [nannte], die er kannte und die sich für den Einsatz eignen könnten«, erinnerte sich Johnson. »Wir holten die Personalakten der Leute heraus, die Spanisch sprachen«, berichtete er weiter. »Wer vielversprechend aussah, den schickten wir zur Musterung zu Foxworth. So wurden die ersten Agenten ausgesucht.«[147]   Johnson schrieb die Namen der Männer »mit Potential« auf das blaue Papier, das Hoover für seine »Do Not File«-Akten verwendete. (Hoover hatte dieses ausgeklügelte System im Namen der Geheimhaltung geschaffen. Die »nicht für die Ablage« bestimmten Akten waren nirgends verzeichnet und konnten vernichtet werden, ohne Spuren zu hinterlassen; die Aufzeichnungen zu den sensibelsten Operationen – Spionage, Verwanzen, Einbruch, Telefonüberwachung und politische Nachforschungen – konnten für den Fall, dass Anfragen von außen durch Gerichte oder den Kongress kamen, geschützt werden. Das System überlebte bis zu Hoovers Tod.)
»Zunächst«, heißt es in der FBI-eigenen Geheimgeschichte des SIS, »wurden die für Lateinamerika-Einsätze bestimmten Agenten aus dem Heimateinsatz nach Washington geholt, wo sie eine kurze Ausbildung bekamen.« Eine sehr kurze Ausbildung. Über das Land, in dem sie eingesetzt werden sollten, wurden sie durch magere Dossiers mit überholten Berichten von Marine- und Heeresattachés, ein paar Zeitungsausschnitten und einem Reiseführer informiert. Über ihre genauen Einsatzziele erhielten sie so gut wie keine Auskunft. »In der Regel war es nicht möglich, die Agenten über subversive Aktivitäten und die damit zusammenhängenden Verhältnisse zu unterrichten, weil solche Informationen in den Vereinigten Staaten nicht verfügbar waren.«
»Das Ausmaß der Infiltration und der Aktivitäten von Nazis in ganz Lateinamerika gibt den Vereinigten Staaten Anlass zu großer Sorge«, heißt es in der Geheimgeschichte weiter. Doch »als das Bureau das Programm startete, musste es feststellen, dass genaue Fakten und Einzelheiten über das wahre Ausmaß und die Art und Weise der subversiven – realen oder potentiellen – Umtriebe in Lateinamerika fehlten«.
Am 29. Dezember 1940 unterstrich Roosevelt in einem Kamingespräch die Dringlichkeit, Nord- und Südamerika zu schützen. »Manche sagen, die Achsenmächte hätten nicht das geringste Interesse daran, die westliche Hemisphäre anzugreifen«, erklärte der Präsident dem amerikanischen Volk. »Doch genau das ist eben jenes Wunschdenken, das die Widerstandskraft so vieler eroberter Völker gebrochen hat. Es ist schlichtweg eine Tatsache, dass die Nazis immer wieder verkündet haben, alle anderen Rassen seien ihnen unterlegen und hätten deshalb ihren Befehlen zu gehorchen. Am wichtigsten aber ist, dass die gewaltigen Rohstoffressourcen und der Wohlstand dieser amerikanischen Hemisphäre die verlockendste Beute auf der ganzen Erdkugel darstellt.«
Falls die Vereinigten Staaten in den Krieg eintraten, würde man sich zuerst auf Deutschland konzentrieren, mit Seeblockaden, Luftangriffen und verdeckten Operationen im besetzten Frankreich. Dieser Plan verlangte eine enge Zusammenarbeit zwischen dem amerikanischen und dem britischen Nachrichtendienst.
Trotz seines instinktiven Misstrauens gegen die Briten schickte Hoover den stellvertretenden FBI-Direktor Hugh Clegg nach London, wo man seit dem 16. Jahrhundert Erfahrung in Täuschung, Diplomatie und Spionage gesammelt hatte, um sich das nötige Handwerkszeug anzueignen. Beim britischen Nachrichtendienst lernte er, wie man Spione aufspürt und erkennt, Fabriken und Häfen schützt, Listen verdächtiger Bürger und Ausländer erstellt und verwaltet, versteckte Kameras für Überwachungsfotos installiert, Undercover-Agenten in Botschaften und Konsulaten unterbringt und unauffällig Briefe öffnet. Hoover schickte zwei Berichte ans Weiße Haus, in denen er die britischen Sabotagepläne gegen die Achsenmächte darlegte und die langfristigen Ziele der Briten umriss. Sie wollten »bei Kriegsende imstande sein, die Welt und insbesondere Europa wirtschaftlich zu gestalten, mit dem Ziel, erneut leistungsfähig zu werden, Gewinne zu erwirtschaften und den Kommunismus einzudämmen«.[148]  
Während Clegg in London Spionagetricks lernte, begab sich Foxworth mit einer Delegation unter Führung Nelson Rockefellers auf eine zweimonatige Reise durch den amerikanischen Kontinent. Mit einem gefälschten Pass besuchte er vierzehn Staaten Lateinamerikas, in denen der SIS versuchte, den Feind auszuspähen. Im Februar 1941 erstattete er Hoover Bericht. Seine Einschätzung fiel verheerend aus. Die Agenten brachten nicht viel zustande. Sie wussten weder, wo sie waren, noch was sie tun sollten. Das FBI wusste, dass es Nazis zu jagen gab. Aber wo und wie sie gejagt werden sollten, wusste es nicht.
»Die von den Agenten gelieferten nachrichtendienstlichen Informationen waren in der ersten Zeit recht spärlich und relativ wertlos«, heißt es in der Geheimgeschichte des SIS. »Die Agenten waren natürlich kaum vertraut mit den Ländern, in denen sie zu operieren versuchten, und in der Regel hatten sie nur unzureichende Kenntnisse der Landessprache. Um sich vor Ort ausreichend zu orientieren und nützliche Informanten und Informationsquellen aufzubauen, brauchten sie naturgemäß viel Zeit. Der Agent jedoch, der in der Regel allein in dem ihm zugewiesenen Land war, verfügte kaum über einen vernünftigen Vorwand für verdeckte Operationen […] Das Bureau hat aus bitterer Erfahrung gelernt, dass buchstäblich jede Information, die an einen Diplomaten im Außenministerium, beim Heer oder der Marine weitergegeben wurde, […] unweigerlich zur Preisgabe der Information wie auch ihrer Quelle führte.«
Hoover ahnte, dass sich hier ein Fehlschlag anbahnte. Am 15. März 1941 versuchte er, den Special Intelligence Service wieder loszuwerden.
Er schlug Justizminister Jackson vor, den SIS dem Nachrichtendienst von Heer oder Marine anzugliedern, fand aber niemanden, der die Überwachung des amerikanischen Kontinents übernehmen wollte. Heer und Marine hatten alle Hände voll zu tun, die Absichten und Möglichkeiten der Deutschen in Europa und im Atlantik sowie der Japaner in Asien und im Pazifik zu durchschauen. Drei Wochen später wiederholte Hoover seine Empfehlung: »Was die Ausweitung seiner Berichterstattung über Lateinamerika betrifft, tritt das Bureau auf der Stelle.«[149]  
Die Ausbreitung des Sowjetkommunismus in den Vereinigten Staaten blieb Hoovers größte Sorge. Auf der immer länger werdenden Liste seiner Zuständigkeiten stand jetzt auch der Lauschangriff auf diplomatische Niederlassungen der Sowjetunion in den Vereinigten Staaten, zum Beispiel Amtorg, das Wirtschafts- und Handelsbüro der Sowjets in New York, das Millionenbeträge für den Ankauf amerikanischer Technologie ausgab.
Im April 1941 begann das FBI, einer Warnung der Briten folgend, gegen Amtorg wegen Spionage zu ermitteln. Tyler Kent, ein neunundzwanzigjähriger Amerikaner, der sein Studium in Princeton abgebrochen hatte, war seit sechs Jahren als Sachbearbeiter an US-Botschaften in Moskau und London tätig. Bei der Observierung eines mutmaßlichen Nazi-Agenten waren die Briten dem Verdächtigen zu Kents Londoner Wohnung gefolgt. Als sie in das Apartment einbrachen und es durchsuchten, entdeckten sie 1500 Abschriften von diplomatischen Telegrammen, Codes und Chiffren der Amerikaner. Kent hatte seine Zeit in den Botschaften damit zugebracht, codierte Mitteilungen zu klauen und an Agenten der Sowjetunion und der Achsenmächte weiterzuleiten. Dank seiner Tätigkeit konnten Moskau und Berlin die Verschlüsselungen der Amerikaner lesen, die für diplomatische Geheimbotschaften zwischen London und Washington verwendet wurden.
Unter den von Kent gestohlenen Dokumenten war ein Bericht des britischen Nachrichtendienstes über Sowjetagenten, die für den Leiter des New Yorker Amtorg-Büros arbeiteten, den zweiundvierzigjährigen Chemieingenieur Gajk Baladowitsch Owakimjan.
Am 5. Mai 1941 verhaftete das FBI Owakimjan unter dem Vorwurf, er habe gegen den neuen Foreign Agents Registration Act verstoßen, ein Gesetz, das von jedem, der in den Vereinigten Staaten ausländische Propaganda verbreitete, die Registrierung beim Außenministerium verlangte. Aber bevor ihn das FBI vernehmen konnte, wurde er gegen eine Kaution von 25000 Dollar in die Obhut des sowjetischen Generalkonsuls in New York übergeben. Zehn Wochen später, nach Hitlers Überfall auf die Sowjetunion, ordnete das Außenministerium an, die Anklage als diplomatische Geste gegenüber Moskau fallenzulassen. Owakimjan reiste aus und kehrte nie wieder zurück.
Daheim in Moskau wurde er Leiter der sowjetischen Geheimdienstoperationen gegen die Vereinigten Staaten.
Eine erfolgreiche Vernehmung und strafrechtliche Verfolgung Owakimjans hätte den Lauf der Geschichte ändern können. Erst Ende der vierziger Jahre begriff man beim FBI, dass er bereits seit 1933 in New York als Spionagechef der Sowjets und als Leiter des sowjetischen Geheimdienstes in Nordamerika tätig gewesen war; dass er in Amerika Zellen aufgebaut hatte, die von einem Netzwerk von sicheren Wohnungen, Verbindungsoffizieren und Kurieren unterstützt wurden; dass seine Spionagenetzwerke quer durch die Vereinigten Staaten, Mexiko und Kanada aktiv waren. Stalins Säuberungen in den 1930er Jahren hatten zwar den sowjetischen Geheimdienst zerstört, Owakimjan aber hatte überdauert.
Das war nicht die einzige verpasste Chance, Schlüsselfiguren der sowjetischen Spionage in Amerika aufzuspüren. Kurz vor seiner Verhaftung hatte das FBI Owakimjan observiert, als er zu einem Treffen mit Jacob Golos unterwegs war, der in den 1930er Jahren eine Agentur für Reisen nach Russland führte. Golos war erst 14 Monate zuvor wegen Passfälschung und Verstoß gegen das Ausländererfassungsgesetz überführt worden und zu einer Geldstrafe von 500 Dollar und einer Bewährungsstrafe verurteilt worden. Erst Jahre später erfuhr das FBI, dass Golos zu den ranghöchsten Mitgliedern der Kommunistischen Partei in Amerika zählte und als unverzichtbarer Mittelsmann zwischen dem sowjetischen Nachrichtendienst und den amerikanischen Kommunisten im Untergrund diente. Owakimjan hatte die Kontrolle über sein Netzwerk amerikanischer Agenten und Kuriere vor seiner Rückkehr nach Moskau an Personen abgegeben, deren Namen weltberühmt werden sollten.
Am 5. Mai 1941, jenem Tag, an dem das FBI Owakimjan verhaftete, erhielt der japanische Botschafter in Washington, Kichisaburo Nomura, ein alter Freund Präsident Roosevelts, ein Bulletin von seinem Außenministerium in Tokio: »Mit höchster Wahrscheinlichkeit liest die Regierung der Vereinigten Staaten Ihre verschlüsselten Botschaften.«[150]  
Diese verblüffende Nachricht stammte von den Deutschen. Sechs Monate lang hatten Heer und Marine den diplomatischen Depeschenverkehr entschlüsselt, der durch ein System namens Purple codiert war. Die so gewonnenen Nachrichten erhielten den Codenamen Magic.
Am 20. Mai antwortete der japanische Botschafter, er habe entdeckt, dass die Vereinigten Staaten tatsächlich »einige unserer Codes« lesen können. Aber er wusste nicht, welche. Unvorsichtiger- und unerklärlicherweise benutzte Japan weiterhin das Purple-System. Und die Magic-Dechiffrierung ging weiter. Den wenigen Amerikanern, die die Botschaften lesen durften, gefror das Blut in den Adern. Zu ihnen zählten der Präsident, der Kriegs- und der Außenminister sowie die Chefs der Nachrichtendienste von Heer und Marine. Keinen Zugang hatten hingegen Konteradmiral Husband J. Kimmel, der Kommandeur der Pazifikflotte, Generalleutnant Walter J. Short, Heereskommandant in Hawaii, und J. Edgar Hoover.
Dass es nicht gelang, Magic zu analysieren und seine Geheimbotschaften in einen Schlachtplan umzusetzen, sollte sich als verhängnisvoll erweisen. Informationen zu sammeln ist eine Sache. Die Abstimmung – das Erstellen eines Gesamtbilds – etwas ganz anderes. Das Heer verschwieg der Marine, was es wusste, und auch die Marine behielt ihre Erkenntnisse für sich. Und Hoover erfuhr von beiden nichts.
Roosevelt hatte gewollt, dass die nachrichtendienstlichen Aufgabenbereiche aufgeteilt wurden. Das war geschehen, und es sollte viele Jahre lang so bleiben.
Im Mai 1941 hatte Magic enthüllt, dass Japan in der westlichen Hemisphäre ein ausgeklügeltes Spionagenetzwerk aufbaute, weil es mit einem globalen Krieg rechnete. Von Tokio ging die Order nach Washington, in einer landesweiten Anstrengung politische, wirtschaftliche und militärische Nachrichten zu sammeln und dabei »US-Bürger ausländischer Abstammung (Nichtjapaner), Ausländer (Nichtjapaner), Kommunisten, Neger, Gewerkschaftsmitglieder und Antisemiten« einzusetzen, die Zugang zu amerikanischen Regierungs-, Wissenschafts-, Fertigungs- und Transporteinrichtungen hatten.
»Im Falle eines Kriegseintritts der Vereinigten Staaten verlagern wir unsere nachrichtendienstliche Organisation nach Mexiko, das dann zur Schaltzentrale unseres nachrichtendienstlichen Netzwerks wird«, heißt es in der Order weiter. »Im Vorgriff auf eine solche Eventualität treffen Sie Vorkehrungen für ein in den USA und Mexiko angesiedeltes internationales nachrichtendienstliches Netzwerk, […] das Brasilien, Argentinien, Chile und Peru umspannt.« Berichte japanischer Spione und Geheimagenten in Amerika, die im Mai 1941 nach Tokio zurückflossen, offenbarten die Bewegungen amerikanischer Schiffe und Flugzeuge auf und über dem Pazifik, Pläne zur Infiltration militärischer Fertigungsanlagen und Versuche, Japano-Amerikaner der zweiten Generation, die bei der US-Armee dienten, als Spione anzuwerben. Am Ende des Sommers bemühte sich Tokio um Informationen über den genauen Standort amerikanischer Kriegsschiffe und Flugzeugträger in Pearl Harbor.
FBI, Heer und Marine besaßen jeweils Teile dieses Informationspuzzles, doch niemand fügte sie zusammen. Keiner sah einen Angriff gegen amerikanische Stützpunkte im Pazifik kommen. Die Amerikaner blickten starr in die andere Richtung.
Am 27. Mai 1941 rief Präsident Roosevelt den »unbefristeten nationalen Notstand« aus, was er vorrangig mit einem drohenden Angriff der Nazis auf den amerikanischen Kontinent begründete. Umringt von Botschaftern und Ministern aus der gesamten westlichen Welt hielt er seine Ansprache im Weißen Haus.
»Wir stehen vor kalten, harten Tatsachen«, erklärte der Präsident.
»Die erste und fundamentale Tatsache ist, dass das, was als europäischer Krieg begonnen hat, sich zu einem Weltkrieg um die Weltherrschaft entwickelt hat, wie es die Nazis schon immer beabsichtigt hatten«, fuhr Roosevelt fort. »Für uns alle ist unmissverständlich klar, dass die westliche Hemisphäre in Reichweite der Vernichtungswaffen der Nazis gerät, wenn der Vormarsch des Hitlerismus jetzt nicht gewaltsam aufgehalten wird.«
Deutsche Torpedos versenkten Handelsschiffe im Atlantik. »Die Kontrolle oder Besetzung der Inseln im Atlantik durch Nazi-Streitkräfte«, so Roosevelt, bedrohe »letztlich die Sicherheit des US-amerikanischen Festlands«.
Der Präsident warnte, Hitler könne bald »die Inselvorposten der Neuen Welt – die Azoren und die Kapverdischen Inseln« kontrollieren. Von den Kapverdischen Inseln aus, die an den wichtigen Schiffsrouten des Südatlantiks lagen, sei »Brasilien mit Bombern oder Truppentransportflugzeugen in sieben Stunden« zu erreichen. »Der Krieg nähert sich den Rändern der westlichen Hemisphäre«, sagte er. »Er rückt sehr nah an unsere Heimat heran […] Die Sicherheit der Amerikaner selbst im Innern dieses unseres Landes ist eng verknüpft mit der Wahrung der Sicherheit von Menschen in Nova Scotia, Trinidad oder Brasilien.«
Roosevelt hätte es nicht schonungsloser formulieren können: »Ich wiederhole nur, was bereits im Nazi-Buch von der Welteroberung steht. Sie planen, die lateinamerikanischen Völker so zu behandeln, wie sie es jetzt mit jenen des Balkans tun. Danach wollen sie die Vereinigten Staaten von Amerika strangulieren.«
Hoover wusste, dass irgendwo in Lateinamerika ein Nazi-Netzwerk unbehelligt aktiv war und die Vereinigten Staaten infiltrieren konnte, falls der SIS mit seiner Mission scheiterte. Informationen über die Achsenmächte in der westlichen Hemisphäre waren nie dringender benötigt worden als jetzt. Aber ein Erfolg der SIS-Agenten war wenig wahrscheinlich.
Hoovers Auslandsagenten übermittelten fast nur »Gerüchte etc.«, heißt es in der Geheimgeschichte des FBI. Diese Gerüchte stammten von »professionellen Informanten«, die »sich durch die Weitergabe geheimdienstlicher Informationen ihr Geld verdienten. Diese Informationen wurden nie untersucht oder auf ihren Wahrheitsgehalt überprüft.« Für Lügner und Betrüger waren die SIS-Agenten leichte Beute: »Sie waren in der Regel schlau genug, um recht bald zu merken, dass sie mehr verdienten und sich teurer verkaufen konnten, wenn ihre Informationen einen Überraschungseffekt besaßen.«
Die Einsicht, dass sich »mit solchen Dingen Geld verdienen ließ, stachelte ihre Begeisterung derart an, dass sie an Amerikaner und Briten Informationen sozusagen en gros verkauften und immer neue Klienten und Kunden für ihren schwunghaften Handel zu gewinnen suchten«. Es dauerte Monate, manchmal Jahre, um Fakten und Fiktion zu trennen, denn »die von den Quellen gelieferten Informationen waren natürlich nicht immer erfunden«, heißt es in der Geheimgeschichte aus der Rückschau. »Ihr Wahrheitsgehalt war oft sogar beträchtlich. Manches aber war frei erfunden, gespickt mit allerhand Fälschungen, falschen Codes der Gegner und so weiter, und diese Informationen wurden nicht nur Vertretern des Bureau angedreht, sondern auch Heeresattachés, Marineattachés und den Vertretern anderer alliierter Nachrichtendienste in Lateinamerika, darunter die Briten, und zwar gegen erhebliche Geldzahlungen.«
»Ich telegraphiere noch heute meinen Rücktritt«
Eine ähnliche Gaunerei ging mit dem Berufsstart von William J. »Wild Bill« Donovan als Amerikas neuem Nachrichtendienst-Majordomus einher.
Den Spitznamen »Wild Bill« trug er nicht umsonst. Donovan hatte jeden Tag hundert Ideen, zehn davon waren oft brillant. Der Präsident schätzte Donovans Tollkühnheit. Wie Roosevelt hatte auch er ein Faible für die Nachrichtenbeschaffung aus dem Ausland und liebte die Spionage. Nachdem seine politische Karriere gescheitert war, widmete er sich dem Gebiet der Spionage und war weitgehend ein Autodidakt. Dennoch hielt er sich für einen Fachmann, und nach amerikanischen Maßstäben war er das auch.
Er drängte den Präsidenten, ihm einen eigenen Spionagedienst einzurichten. Am 10. Juni 1941 hatte sich Donovan erboten, die Leitung einer »zentralen Spionageabwehrorganisation«[151]   zu übernehmen, die die Aufsicht über das FBI und die Nachrichtendienste von Heer und Marine führte. Er wollte die amerikanische Aufklärung ankurbeln, die Arbeit und Geheimnisse der verschiedenen Dienste zusammenführen und die Ergebnisse direkt dem Präsidenten vorlegen.
Roosevelt hatte Donovan zweimal als Abgesandten nach London geschickt, wo er mit Premierminister Churchill, dem britischen Nachrichtendienstchef Stuart Menzies und dem Chef der britischen Marineabwehr, Konteradmiral John Godfrey gesprochen hatte. Er war von den Briten begeistert (und sie finanzierten seine zweite Reise). Für seinen Freund und Parteigenossen, den republikanischen Haudegen Frank Knox, der soeben zum Staatssekretär für die Marine befördert worden war, verfasste er einen vierseitigen Bericht, in dem er das System des britischen Nachrichtendienstes beschrieb – ähnlich wie Hoover einen Monat zuvor, aber in sehr viel glühenderen Worten. Hoover hatte eine eigene Beziehung zum britischen Nachrichtendienst, er hielt ihn aber immer auf Distanz, Donovan hingegen ließ sich anwerben.
Zu Hause in New York arbeitete Donovan seine Pläne für einen Geheimdienst um, tatkräftig unterstützt durch den Briten William Stephenson, der von einem Büro im Rockefeller Center aus die Operationen des britischen Geheimdienstes in Amerika leitete. Zwei britische Bekannte schauten Donovan über die Schulter und lieferten ihm hilfreiche Anregungen: Admiral Godfrey und sein Adjutant, Kapitän Ian Fleming, der später James Bond schuf, den berühmtesten Agenten der Spionageliteratur seiner Generation.
Donovans Ambitionen hatten den unverhofften Effekt, das FBI und die Nachrichtendienste von Heer und Marine zu einen: Hoover und seine Kollegen vom Militär stellten sich wie ein Mann gegen Donovan. In einer von allen unterschriebenen offiziellen Erklärung an das Kriegsministerium bezeichneten sie Donovans Plan als schweren Schaden für die nationale Sicherheit: »Eine solche Super-Nachrichtendienstbehörde wäre viel zu schwerfällig und kompliziert.«[152]  
Am 5. Juli 1941 machte Hoover in einem Telefonat mit Vincent Astor seinem Zorn über Donovans Aufstieg Luft. Astor spielte in New York immer noch die Rolle des »Geheimdienstkoordinators« und trug die Verantwortung für die Undercover-Tätigkeit des SIS. Er hatte Hoovers Arbeit in Lateinamerika kritisiert, als er das Gerede über Südamerika hörte.
Hoover vermutete, Astor und Donovan planten seinen Sturz. Er schnitt das Gespräch mit.[153]  
HOOVER: Wegen dieser Idee, einen neuen Direktor ins Bureau zu holen […] Ich glaube, Sie wissen wahrscheinlich, dass mir dieser Job ohnehin nicht so viel bedeutet.
ASTOR: Aber natürlich tut er das, Edgar. Sie haben einen wirklich guten Job –
HOOVER: Und er bereitet einem schreckliche Kopfschmerzen, und wenn ihn jemand möchte […] kann er ihn gern haben, weil ich sowieso nicht besonders scharf drauf bin.
ASTOR: Also, Edgar, ich finde, Sie sollten nicht darüber reden, Ihren Job aufzugeben, ausgerechnet zu einer Zeit – die Lage – in der sich das Land jetzt befindet –
HOOVER: Schön. Das ist das Einzige, was mich davon abhält […] Wenn die wollen, dass Oberst Donovan das übernimmt, oder wenn die wollen, dass Sie es übernehmen […] Verdammt, ich telegraphiere noch heute meinen Rücktritt, wenn der Präsident die Sache so sieht […] Mir macht das absolut gar nichts aus […] Der Job bedeutet mir einfach nicht so viel.
Hoover bangte bereits seit Monaten um seine Position. Er hatte sich einflussreiche Feinde gemacht.
First Lady Eleanor Roosevelt war empört, als das FBI die politische Einstellung ihrer Privatsekretärin Edith Helm zu erforschen begann. Sie schrieb einen persönlichen Brief an Hoover: »Derartige Ermittlungen haben für mich den deutlichen Beigeschmack von Gestapo-Methoden.«
Die Mitglieder von Roosevelts Kabinett waren entnervt, als das FBI Sumner Welles, den Staatssekretär im Außenministerium, geschätzten außenpolitischen Berater Roosevelts und führenden Architekten seiner Lateinamerikastrategie, demontierte. Das Bureau hatte umfangreiche Ermittlungen zu Welles’ Homosexualität angestellt, die vollends offenbar wurde, als Welles unter Alkoholeinfluss im Zug versuchte, bei einem Dienstmann der Firma Pullman Fellatio auszuführen.
Hoovers Ruf gründete weitgehend auf der Macht seiner Spitzel. Die Menschen respektierten ihn, manche fürchteten ihn, und nicht wenige verachteten ihn. Das war Hoover nicht entgangen.
Seiner rechten Hand beim FBI, Clyde Tolson, erklärte Hoover, es gebe »eine Bewegung, mich als Direktor des FBI abzulösen«.[154]   Das sah er ganz richtig; und Donovan war die treibende Kraft dahinter. Donovan und Hoover hassten einander, seit Donovan im Jahr 1924 kurz Hoovers Vorgesetzter im Justizministerium gewesen war. Hoover hatte ihn dort bekämpft, sich erfolgreich gegen Donovans Ambitionen für das Amt des Justizministers gestellt und den Plan eines Geheimdiensts unter Donovans Leitung vehement verurteilt.
Hoover hielt Donovan für unaufrichtig und gefährlich, und er verbreitete das Gerücht, Donovan sympathisiere mit dem Kommunismus. Donovan hingegen war überzeugt, dass Hoover im Auslandsnachrichtendienst versagte, und er streute das Gerücht, Hoover sei heimlich homosexuell.
Dieses Gerücht verfolgte Hoover mindestens schon seit 1937, dem Jahr, in dem das Bureau die langwierige Jagd auf Homosexuelle im öffentlichen Dienst begann. Diese Bezichtigung ist heute wahrscheinlich der bekannteste Aspekt von Hoovers Leben.
Das Einzige, was jeder über Hoover zu wissen scheint, ist, dass er sexuelle Beziehungen zu seinem ständigen Begleiter Clyde Tolson hatte. Mit dem Buch eines britischen Journalisten, das unvergessliche Schilderungen Hoovers in Transvestitenfummel enthält, hat sich diese Vorstellung längst im öffentlichen Bewusstsein festgesetzt.
Eine faszinierende Vorstellung – wenn sie wahr wäre. Aber man kann davon ausgehen, dass sie falsch ist. Der Vorwurf beruht auf Gerüchten, die über mehrere Ecken aus unzuverlässigen Quellen stammen. Nicht der Hauch eines Beweises unterstützt die Idee, dass Hoover jemals Sex mit Tolson oder sonst einem Mann oder einer Frau hatte. Die beiden waren persönlich und beruflich unzertrennlich, Hoover vermachte Tolson testamentarisch seinen weltlichen Besitz, und es gibt Fotos der beiden, die tiefere menschliche Gefühle als bloße Zuneigung offenbaren. Einer von Hoovers Biographen nannte die Beziehung eine Ehe ohne Sex, und vielleicht reicht diese Deutung nah an die Wahrheit heran. Aber niemand, der Hoover kannte, glaubte, dass mehr dahinter steckte.
»Er verabscheute Homosexualität«, sagte Cartha »Deke« De- Loach, über viele Jahre ein loyaler Stellvertreter Hoovers. »Deshalb wurden so viele Homosexuelle vom Bureau entlassen.«[155]   Falls Hoover ein Homosexueller war, dessen heimliche sexuelle Frustration in die Kampfeswut gegen seine Feinde floss, dann wurde dieser innere Furor niemandem bekannt.
»In meinem Besitz befindet sich eine geheime Landkarte«
Hoover verlor seinen Posten nicht, und er behielt auch im Kampf gegen Donovan die Nerven. Dennoch ernannte der Präsident »Wild Bill« Donovan am 11. Juli 1941 zum »Koordinator für Aufklärung« und erteilte ihm damit die Befugnis, sämtliche Nachrichten mit Auswirkungen auf die nationale Sicherheit »zu sammeln und zu analysieren«. Roosevelt, der die Bereiche des amerikanischen Nachrichtendiensts aufgeteilt hatte, wollte sie nun wieder zusammenführen.[156]  
Der britische Geheimagent William Stephenson kabelte nach London: »Sie können sich vorstellen, wie erleichtert ich bin, dass unser Mann in Washington nach Monaten des Rangelns und Streitens jetzt an der richtigen Stelle sitzt.«[157]   Seine Wortwahl lässt aufhorchen. Der britische Nachrichtendienst sah Donovan als einen der Ihren an, und die Briten benutzten ihn, um in jenen verzweifelten Monaten des Jahres 1941 ihr oberstes Ziel zu erreichen: die Vereinigten Staaten zum Kriegseintritt zu bewegen.
»In meinem Besitz befindet sich eine geheime Landkarte, die in Deutschland von Hitlers Regierung erstellt wurde – von den Planern der neuen Weltordnung«, verkündete der Präsident am 27. Oktober 1941 in einer landesweit übertragenen Ansprache. »Diese Karte zeigt Südamerika und einen Teil Mittelamerikas so, wie Hitler sich die Neuordnung vorstellt. Heute gibt es in diesem Gebiet vierzehn verschiedene Länder. Die Geographieexperten in Berlin haben jedoch sämtliche existierenden Grenzen skrupellos ausradiert und Südamerika in fünf Vasallenstaaten aufgeteilt, womit der gesamte Kontinent unter ihre Herrschaft fällt. Sie haben es so eingerichtet, dass einer dieser neuen Marionettenstaaten die Republik Panama und damit unsere große Lebensader – den Panamakanal – einschließt.
Das ist sein [Hitlers] Plan«, fuhr Roosevelt fort. »Diese Landkarte verdeutlicht die Pläne der Nazis nicht nur in Südamerika, sondern auch in den Vereinigten Staaten selbst.«
Die geheime Landkarte hatte der Präsident von »Wild Bill« Donovan bekommen. Der wiederum hatte sie von seinem Busenfreund William Stephenson, dem Stationschef des britischen Geheimdienstes in New York. Und woher stammte die Karte ursprünglich? Einer von Stephensons Topleuten, H. Montgomery Hyde, behauptete, der britische Geheimdienst habe sie einem Kurier der Deutschen Botschaft in Rio de Janeiro entwendet. »Der Präsident war tief beeindruckt«, schrieb Hyde. »Die Entdeckung der Karte war der überzeugende Beweis für Deutschlands Absichten in Lateinamerika und versetzte allen guten Bürgern der Vereinigten Staaten einen spürbaren Schock.« Aber die Karte war eine Fälschung aus der Werkstatt des britischen Geheimdienstes. Dass es sich um einen Trick handelte, der dazu diente, die Vereinigten Staaten in den europäischen Krieg zu ziehen, blieb jahrzehntelang ein Geheimnis.[158]  
Der Präsident hatte die nachrichtendienstlichen Tätigkeiten aufgeteilt. Ein Ergebnis davon war eine falsche Weltkarte. Ein anderes war ein Überraschungsangriff.
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Kriegsrecht
Als Japan am 7. Dezember 1941 die Vereinigten Staaten in Pearl Harbor angriff, hatte Hoover seine Kriegspläne griffbereit. Seine Agenten sammelten seit Monaten Informationen über politisch Verdächtige in Amerika.
Der neue Justizminister Francis Biddle schickte sich an, Haftbefehle für 3846 deutsche, italienische und japanische Ausländer zu unterschreiben. Hoover und seine Leute hatten unterdessen bereits Hunderte festgenommen, die als besonders gefährlich galten, zum Teufel mit den Haftbefehlen. Um die Verdächtigen zu identifizieren, waren ihnen alle Mittel recht gewesen, auch Einbruchdiebstahl. FBI-Agent Morton Chiles war in die Wohnung eines Mannes eingebrochen, der angeblich mit den Deutschen sympathisierte, hatte dessen Adressbuch gestohlen und war überstürzt geflohen, als der Verdächtige nach Hause kam. Chiles warf das Buch in den Briefkasten, die Post stellte es am folgenden Tag dem FBI zu.
»Es war illegal. Es war Einbruch«, sagte Chiles. Aber »ich habe 114 Menschen in ein Internierungslager geschickt« – aufgrund der Namen in diesem Buch.[159]  
Die Inhaftierung der 112000 Japaner und Japano-Amerikaner, die nach Pearl Harbor in Lager verschleppt wurden, erfolgte jedoch ohne Hoovers Zustimmung. Er wollte nicht, dass Menschen aufgrund ihrer Rasse festgenommen werden. Er wollte gegen sie ermitteln und sie, wenn nötig, aufgrund ihrer Loyalitäten hinter Gitter bringen.
Der Präsident erweiterte Hoovers Befugnisse im Kriegsfall. Hoover durfte fortan Ermittlungen zum Leumund der Bewerber für den Staatsdienst durchführen. Jetzt organisierte er die Zusammenarbeit mit den Pass- und Einwanderungsbehörden zur Überwachung der amerikanischen Grenzen, Flughäfen und Bahnhöfe. Er musste hunderte Fabriken sichern, die kriegswichtige Güter herstellten. Außerdem war er für die Zensur der amerikanischen Presse zuständig. In New York und Washington öffneten Hoover und seine Leute Briefe sowie Telegramme und Kabel, die über Western Union, die International Telephone and Telegraph Company und die Radio Corporation of America geschickt wurden.
In den ersten Kriegsmonaten, während amerikanische Soldaten, Seeleute und Piloten in Nordafrika, Westeuropa und dem Südpazifik kämpften und starben, trug das FBI zu Hause und in Übersee seine Schlachten aus – gegen die Bedrohung durch Spione und Saboteure.
In den letzten Maitagen 1942 verließen zwei deutsche U-Boote ihren Stützpunkt im französischen Lorient. Das erste setzte in der Nacht zum 13. Juni vier Nazi-Saboteure in Uniformen der deutschen Marine am Strand von Amagansett, Long Island, ab. Das zweite war mit vier weiteren NS-Agenten nach Jacksonville, Florida, unterwegs.
Die acht Eingeschleusten, allesamt Deutsche, hatten jahrelang in den Vereinigten Staaten gelebt. Man hatte sie angeworben, weil sie akzentfrei Englisch sprachen, sich in amerikanischen Städten auskannten und sich bereit erklärt hatten, Brücken, Tunnels, Bahnhöfe, Kaufhäuser und Rüstungsfabriken in die Luft zu jagen. Sie hatten wasserdichte Koffer bei sich, die Sprengstoff, als Kohleklumpen getarnte Bomben, Zeitzünder und Sprengkapseln, gefälschte Sozialversicherungskarten und rund 180000 Dollar in bar enthielten. Die acht unterstanden dem Kommando des Abwehr-Offiziers Walter Kappe, der 1925–1937 in den Vereinigten Staaten gelebt und gearbeitet hatte. Er war Propagandachef des Amerikadeutschen Bunds gewesen, der führenden Organisation der amerikanischen Nazis und NS-Sympathisanten. Nach Deutschland zurückgekehrt, baute er für Hitler internationale Spionageringe auf.
George Dasch war der Gruppenführer der in Long Island gelandeten Saboteure. Dasch hatte als vierzehnjähriger Kindersoldat im Ersten Weltkrieg gekämpft. In die Vereinigten Staaten war er mit neunzehn als blinder Passagier auf einem Schiff gekommen. Er hatte ein Jahr lang als Gefreiter bei der US-Armee gedient, eine Amerikanerin geheiratet sowie in und um New York als Kellner gearbeitet. Seine Loyalitäten waren gespalten. Er hatte sich um die amerikanische Staatsbürgerschaft beworben, aber sein Antrag war nicht vollständig, und er hatte auch keinen formellen Treueeid abgelegt.
Dasch und die anderen Saboteure landeten gegen Mitternacht am Strand und wurden sofort von der amerikanischen Küstenwache entdeckt. Der unbewaffnete Wachmann John Cullen sah vier Männer, die sich mit einem Floß abmühten, und hörte sie Deutsch sprechen. Einer von ihnen trug ein Gewehr. Cullen trat den Rückzug an, kehrte aber bei Tagesanbruch mit einem Team der Küstenwache zurück. Nach kurzer Zeit entdeckten sie ein verbuddeltes Geheimlager mit Bomben, Zigaretten und Brandy. Sie riefen die Polizei, die das FBI verständigte. Unterdessen saßen die Deutschen im Sechs-Uhr-Zug nach New York, wo Dasch und sein Partner Ernest Burger in einem Stadthotel eincheckten. Burger, der die amerikanische Staatsbürgerschaft besaß, hatte zwischen 1927 und 1933 in Detroit und Milwaukee als Maschinenschlosser gearbeitet. Dann war er nach Deutschland zurückgekehrt, wo er für die Nazis agitierte, bis er 1940 im Zuge einer politischen Säuberung von der Gestapo verhaftet wurde. Er verbrachte 17 Monaten im Konzentrationslager, bis ihn die Abwehr als Saboteur anwarb.
In ihrem Hotel unterhielten sich Dasch und Burger ausführlich. Beide hatten schwere Zweifel an ihrer Mission. Hitler und dem Dritten Reich fühlten sie sich nur bedingt verpflichtet. Der Koffer voller Dollars war verlockend. Burger war dafür, sich mit dem Geld aus dem Staub zu machen, Dasch hielt seine Idee für besser. Er rief im New Yorker FBI-Büro an. Der Agent am anderen Ende der Leitung hielt Dasch offenbar für verrückt. Im New Yorker Büro gab es einen Aktenschrank mit drei Schubladen, den sogenannten Narrenkäfig; er enthielt Aufzeichnungen von Telefonaten mit Betrunkenen und Sonderlingen aus vielen Jahren. Der FBI-Mann machte eine Gesprächsnotiz und legte sie in der Schublade ab.
Am 18. Juni verlor Dasch die Nerven. Er nahm den Zug nach Washington, ging zum FBI-Hauptquartier und wollte mit J. Edgar Hoover sprechen. Erst als er seine Geschichte erzählte und dabei den Koffer öffnete und 82350 Dollar in bar auf den Tisch warf, nahm man ihn ernst. Dasch redete tagelang. Er lieferte dem FBI alle Informationen, die zur sofortigen Festnahme der drei in New York verbliebenen Deutschen nötig waren. Und er wusste genug, um auch die Festnahme der zweiten in Florida gelandeten Sabotagegruppe zu ermöglichen. Am 27. Juni 1942 saßen alle Saboteure hinter Gittern.
»Hochverrat«
Hoover gestaltete die Geschichte um die NS-Saboteure nach eigenem Gusto. In der Version, die er dem Präsidenten und schließlich auch der Presse lieferte, war Dasch nicht übergelaufen, er hatte nie aus freien Stücken das FBI-Hauptquartier betreten und niemals erzählt, was er wusste. In einem Brief an Roosevelt behauptete Hoover, Dasch sei am 22. Juni vom FBI verhaftet worden – vier Tage, nachdem er sich gestellt hatte.
»Daschs langes, detailreiches, ausführliches Geständnis wurde mit keinem Wort erwähnt«, schrieb Justizminister Biddle 20 Jahre später. »Man ging allgemein davon aus, ein besonders brillanter FBI-Agent, der wahrscheinlich dieselbe Sabotage-Ausbildung wie die acht Deutschen gemacht hatte, habe Insiderwissen erwerben können und regelmäßig nach Amerika berichtet.«[160]  
Der Präsident, der Justizminister und Hoover versammelten sich zu einem der merkwürdigsten Militärtribunale in der Geschichte der Vereinigten Staaten. Das Urteil stand von vornherein fest, und die Art und Weise, wie es geführt wurde, hat Nachwirkungen bis zum heutigen Tag. Am 30. Juni 1942, zwei Tage nachdem die Sensationsmeldung um den Fall Dasch durch die Presse gegangen war, erhielt Justizminister Biddle ein Schreiben von Roosevelt, das hier mit Biddles Kommentaren in Klammern wiedergegeben wird:
Ich hatte keine Gelegenheit, mit Ihnen über die Anklage gegen die acht Saboteure zu sprechen, die mit zwei deutschen U-Booten gelandet sind, auch habe ich in jüngster Zeit nicht all die Gesetzestexte gelesen, die hier greifen. [Man beachte den Roosevelt’schen Touch, als wolle er sagen: Ich kenne Recht und Gesetz, und die Gesetze brauche ich ohnehin nicht zu lesen, wir sind im Krieg.]
Ich denke jedoch Folgendes:
	Dass die beiden amerikanischen Staatsbürger des Hochverrats schuldig sind. Da Krieg herrscht, bin ich dafür, sie vor ein Kriegsgericht zu stellen. Ich wüsste nicht, wie sie sich angemessen verteidigen könnten. Zweifellos sind sie so schuldig, wie man nur schuldig sein kann, und die Verhängung der Todesstrafe scheint mir fast zwangsläufig die Folge zu sein.

	Bei den übrigen sechs, die meines Wissens Deutsche sind […] liegt meines Erachtens der Fall nicht anders [d.h., nur keine Haarspalterei, Herr Justizminister].


F. D. R.
Aber dem standen die Gesetze der Vereinigten Staaten und die Urteile des Obersten Gerichtshofes entgegen. Es hatte während des Bürgerkriegs in einem Fall entschieden, dass ein Zivilist nur dann vor ein Militärgericht gestellt werden dürfe, wenn das Kriegsrecht verhängt und die Zivilgerichte geschlossen worden waren. Biddle musste einen Weg finden, dieses Urteil zu umgehen. Er riet dem Präsidenten, einen militärischen Sonderausschuss einzusetzen, der unter Militärrecht einen Geheimprozess gegen die Saboteure führen sollte. Wenn dessen Urteil vom Obersten Gerichtshof geprüft werde, was nicht zu vermeiden sei, werde Biddle argumentieren, feindliche Kämpfer, die einen verdeckten Krieg gegen Amerika führten, könnten nach dem Kriegsrecht vor ein Militärtribunal gestellt und verurteilt werden. Dasselbe Argument wurde im 21. Jahrhundert bei Amerikas Krieg gegen den Terror angeführt.
Roosevelt unterzeichnete sofort einen Präsidialerlass zur Schaffung des militärischen Sonderausschusses. Der Geheimprozess begann in der folgenden Woche unter Vorsitz von sieben Generälen. Panzerfahrzeuge, flankiert von Soldaten mit Maschinengewehren, brachten die Angeklagten vom Distriktgefängnis von Columbia zur Verhandlung unter Ausschluss der Öffentlichkeit in den vierten Stock des Justizministeriums, einen kleinen Vortragssaal, der normalerweise als Unterrichtsraum für FBI-Agenten diente.
Biddle fungierte als Staatsanwalt. Hoover saß zu seiner Rechten und reichte ihm die Dossiers zu den einzelnen Angeklagten, Zusammenfassungen des Beweismaterials, Protokolle ihrer Aussagen und ihrer Geständnisse in Haft. Dasch und Burger wurden bei dem zweiwöchigen Prozess als Letzte vernommen. Beide legten ein umfassendes Geständnis ab; beide erklärten, sie hätten nicht beabsichtigt, die Anschläge auszuführen.
Am 3. August gelangten die sieben Generäle zu einem einstimmigen Urteilsspruch. Dem Präsidenten oblag es, das Urteil zu verkünden. Er hatte ja bereits entschieden, die Todesstrafe müsse »fast zwangsläufig« verhängt werden. Und genau dieses Urteil verlas er. Biddle aber überredete ihn, das Todesurteil gegen Burger in eine lebenslange und das gegen Dasch in eine dreißigjährige Freiheitsstrafe umzuwandeln. Der Justizminister betrachtete ihre Geständnisse als wertvoll – und er wusste, dass das FBI den Fall ohne Dasch niemals hätte aufdecken können.
Am 8. August um sieben Uhr morgens teilte General Cox den Saboteuren mit, welches Schicksal sie erwartete. Einer nach dem anderen wurden die sechs Verurteilten in den Todestrakt des Distriktgefängnisses abgeführt. Dort erhielten sie Eier mit Speck zum Frühstück und mussten sich die Schädel kahl scheren lassen. Eine Minute nach zwölf wurde der erste Todeskandidat mit Gummimaske und Stahlhelm auf den elektrischen Stuhl gesetzt und durch einen Stromschlag getötet; mit den anderen verfuhr man ebenso. Begraben wurden sie auf dem Armenfriedhof am Rande der Hauptstadt; als Grabsteine dienten sechs Holzbretter ohne Inschrift.
Dasch und Burger wurden in das Bundesgefängnis in Atlanta überstellt. Dasch kam in Einzelhaft, so dass niemand seine Geschichte hören konnte. Von dem Tag, an dem er übergelaufen war, bis zur Hinrichtung waren kaum sieben Wochen vergangen.
Der Oberste Gerichtshof war vor der Urteilsverkündung zusammengetreten, um abzuwägen, ob der Präsident im Falle von Sabotage und Terroranschlägen befugt sei, geheime Militärtribunale einzusetzen. Doch die Verhandlung fand hinter verschlossenen Türen statt, nichts drang nach außen, und der Oberste Gerichtshof erhielt nicht einmal ein Protokoll. Die Geheimhaltung des Verfahrens und des Urteils, die Prämissen, unter denen der Ausschuss getagt hatte, die Macht des Präsidenten, Todesurteile zu verhängen – all das beunruhigte den Vorsitzenden Richter Harlan Stone zutiefst. Er schrieb seine Meinung nieder. Und er wählte seine Worte mit Bedacht. Ex Parte Quirin, benannt nach einem der hingerichteten deutschen Saboteure, sollte für die nächsten 60 Jahre das letzte Wort zum Thema Militärtribunale bleiben.
Der Gerichtshof könne nicht »mit der gebotenen Sorgfalt die letztgültigen Grenzen der Zuständigkeit von Militärtribunalen für Strafverfahren nach dem Kriegsrecht definieren«, hieß es in Stones Stellungnahme vom 29. Oktober. Auch könne er nicht die Regeln definieren, die eine verfassungsmäßige Basis für einen Militärausschuss bilden könnten. Dies obliege dem Kongress. Aber in diesem Fall habe die Regierung tatsächlich die Befugnis gehabt, die Angeklagten als ungesetzliche feindliche Kombattanten vor Gericht zu stellen.
Der Präsident und das FBI hatten den Obersten Gerichtshof in die Zwickmühle gebracht. Die sechs Verurteilten waren bereits tot. Was, wenn der Oberste Gerichtshof das Verfahren für verfassungswidrig erklärt hätte? Oder wenn die Richter herausgefunden hätten, dass Hoover Dasch im Gegenzug für sein Geständnis die Freiheit versprochen hatte? Wie Chief Justice Stone in einem privaten Memorandum für die Akten festhielt, wäre der Supreme Court dann »in die wenig beneidenswerte Lage [geraten], mit angesehen und zugelassen zu haben, dass sechs Männer in den Tod gehen, ohne für alle Betroffenen – auch den Präsidenten – klarzustellen, dass [der Supreme Court] eine Frage unentschieden gelassen hatte, auf die die Verteidigung angewiesen war, um Gerechtigkeit für die Angeklagten zu erwirken«. Diese Frage lautete, ob der Militärausschuss durch seinen Architekten, den Präsidenten, rechtmäßig konstituiert worden war. Sie sollte unbeantwortet bleiben, bis die Vereinigten Staaten im Jahr 2001 mit feindlichen Kombattanten anderer Art konfrontiert wurden.
Die Geschichte der Nazi-Saboteure war für das FBI in doppelter Hinsicht ein unerwarteter Glücksfall – mit einem öffentlichen und einem geheimen Aspekt. Die öffentliche Aufmerksamkeit war enorm: Die Amerikaner waren überzeugt, das Bureau hätte den Fall ganz allein gelöst. Sie erfuhren weder, dass George Dasch übergelaufen war, noch dass er alles gestanden hatte. Die PR-Maschinerie des FBI versuchte sogar – erfolglos – zu veranlassen, dass Hoover vom Kongress mit der Tapferkeitsmedaille ausgezeichnet wurde. Doch abgesehen davon hätte der Fall für das Image des Bureau kein größerer Segen sein können.
Der Sabotagefall hatte überdies den Vorteil, dass das FBI nun besser begriff, wie das sogenannte Rückwanderersystem funktionierte. Das Bureau untersuchte die Vergangenheit der Saboteure in den Vereinigten Staaten und fand heraus, dass drei von ihnen ihre Bindung an das Dritte Reich durch den Kauf von Reichsmark bei Banken in New York und Chicago demonstriert hatten. Den Antragsformularen zum Umtausch von Dollars in Reichsmark entnahm der deutsche Geheimdienst Namen, Anschrift und Kontaktdaten der Antragsteller. Die Abwehr hatte deren Rückreise nach Deutschland bezahlt und sie zu Saboteuren ausgebildet.
Tausende von Deutsch-Amerikanern hatten Reichsmark gekauft und waren nach Deutschland gegangen. Wie viele von ihnen waren als Spione in die Vereinigten Staaten zurückgekehrt?
Das FBI intensivierte im Herbst 1942 seine landesweiten Ermittlungen zu diesem wohl größten und kompliziertesten Fall, den es je bearbeitet hatte. Das Bureau verhörte insgesamt 997 deutschstämmige Ausländer in den Vereinigten Staaten; 441 von ihnen wurden auf Anordnung des Justizministers wegen ihrer Bindungen an Deutschland interniert oder inhaftiert. Beteiligt waren hunderte Agenten, zehntausende Dokumente und eine ganz große Bank: die Chase National Bank.[161]  
In New York kümmerte sich Percy Foxworth, inzwischen Hoovers Abteilungsleiter für Fragen der nationalen Sicherheit, um den Fall. Er bekam Dokumente in die Hand, die Aufschluss gaben über lukrative Verbindungen zwischen amerikanischen Bankiers, multinationalen Unternehmen, die insgeheim mit Deutschland Geschäfte machten, dem Amerikadeutschen Bund und dem NS-Regime. Auf welchen Wegen Foxworth an die Dokumente gelangt war, unterlag der Geheimhaltung.
Das FBI hatte einen Kassengehilfen und einen Manager der mittleren Ebene in der Auslandsabteilung der Zentrale der Chase National Bank in New York angeworben. Nachts brachen FBI-Agenten in das Büro ein und durchforsteten stundenlang die Akten der Auslandsabteilung. Diese Aktionen erfolgten ohne Durchsuchungsbefehl, lagen also in der Grauzone zwischen Einbruchdiebstahl nach FBI-Manier und einer Geheimdienstoperation. So oder so waren sie illegal.
Das FBI hatte die Theorie entwickelt, die Chase National Bank sei für die deutsche Regierung tätig und verletze damit den Foreign Agents Registration Act, ebenjenes Gesetz, aufgrund dessen das Justizministerium Anklage gegen Spionageverdächtige erhoben hatte. Das war politisch eine mehr als heikle Angelegenheit. Es lief praktisch auf den Vorwurf der Kollaboration mit Hitler hinaus.
Die Anschuldigung konnte nicht bewiesen werden. Die Bank manövrierte das FBI aus. Chase engagierte den versierten Juristen John Cahill. Er war in dem Fall als Bundesstaatsanwalt für das Große Geschworenengericht zuständig gewesen. Dass das FBI illegal Beweismittel gegen die Chase National gesammelt hatte, war ihm nicht entgangen. Cahill wusste genug, um den Spieß umzudrehen. Er drohte, das Bureau vor Gericht zu bringen. Aber wenn der Fall weiterverfolgt würde, käme ans Licht, dass das FBI Einbruchdiebstahl begangen hatte, und diesen Preis wollte Hoover nicht bezahlen. Die politisch brisanten Ermittlungen gegen die Chase National Bank wurden fallengelassen.
»Wir hatten niemanden, der uns beraten hätte«
In jenem Winter hatte das FBI noch einmal Pech. Am 15. Januar 1943 kam Percy Foxworth bei einem Flugzeugabsturz im Dschungel von Niederländisch-Guayana im Nordosten Südamerikas ums Leben. Foxworth und ein FBI-Kollege waren nach Marokko unterwegs, wo Roosevelt und Churchill Kriegsrat hielten. Foxworth war vom Kriegs- und vom Außenministerium beauftragt worden, einen amerikanischen Staatsbürger und angeblichen Nazi-Kollaborateur zu vernehmen, den man als potentielle Bedrohung für das Leben des Präsidenten in Casablanca verhaftet hatte. Foxworth’ Tod war ein schwerer Schlag für den Special Intelligence Service (SIS), für den im Jahr 1943 bereits 583 FBI-Agenten arbeiteten, der aber immer noch Schwierigkeiten hatte, seine Aufgaben zu erfüllen.
Hoover versuchte wiederholt, den SIS loszuwerden. Dem Justizminister erklärte er: »Ich empfehle dringend, das FBI von jeder Verantwortung für alle nachrichtendienstlichen Sonderermittlungen in der westlichen Hemisphäre zu entbinden und diesen Verantwortungsbereich voll und ganz auf Oberst Donovans Organisation zu übertragen.« An den neuen Chef des Heeresnachrichtendienstes, Generalmajor George Veazey Strong, schrieb er: »Ich bin sehr darauf bedacht und absolut bereit, mich voll und ganz aus Lateinamerika zurückzuziehen.«[162]  
Es gibt wenige Beispiele dafür, dass Hoover freiwillig auf Befugnisse verzichtete, und schon gar nicht zugunsten seiner politischen Feinde wie Donovan. Er tat es nur, wenn er das Risiko einer Blamage befürchtete. Und der SIS bereitete ihm nichts als Verdruss.
»Sie dürfen nicht vergessen, dass wir im Nachrichtendienst bei Null angefangen haben«, erklärte der für nationale Sicherheit zuständige FBI-Agent John Walsh, der 1943 für den SIS ins kolumbianische Medellín ging. »Wir hatten niemanden, der uns in der Sache beraten hätte.«[163]  
In Kolumbien lautete der SIS-Auftrag, Nazi-Agenten zu jagen und die verdeckten Funknetze auszuschalten, mit denen die Spione Kontakt zu ihren Verbindungsoffizieren in Deutschland hielten. Aber Walsh stellte nach seiner Ankunft in Kolumbien bald fest, dass er nichts zu tun hatte. »Sämtliche deutschstämmigen Ausländer waren zu dem Zeitpunkt bereits in Haft«, erinnerte er sich. »Kolumbien hatte Deutschland den Krieg erklärt und alle Deutschen interniert.«
»Ich verbrachte viel Zeit im Country Club«, berichtete er weiter. »Einen echten Auftrag hatte ich nicht.«
In späteren Jahren würde das FBI behaupten, die Operationen des SIS hätten zur Festnahme von 389 Agenten der Achsenmächte und zur Zerstörung von 24 Funkstationen der NS-Spionageringe geführt, und zwar größtenteils in den Jahren 1942 und 1943. Damit erntete Hoover die Lorbeeren, die rechtmäßig der Radio Intelligence Division (RID) der Federal Communications Commission gebührten, einer mit dem New Deal geschaffenen Behörde, die den Rundfunk in den Vereinigten Staaten überwachte. Hoover hegte einen Groll gegen FFC-Chef James Lawrence Fly, beide kämpften jahrelang um die Macht des FBI, Lauschangriffe durchzuführen.
Die Zivilisten bei der Radio Intelligence Division hörten den verdeckten Nachrichtenverkehr zwischen den Deutschen und ihren Spionen in Lateinamerika ab. Sie arbeiteten mit amerikanischen Botschaftsangehörigen und der Polizei vor Ort zusammen, um die Spionageringe auszuheben. 1942 erfuhr die Radio Intelligence Division von dem Plan, die Queen Mary zu versenken, die 10000 amerikanische und kanadische Soldaten an die Front bringen sollte, und ermöglichte es der brasilianischen Polizei, über 200 deutsche Spione zu verhaften. Auf diesen einen Fall entfiel allein schon die Hälfte aller Festnahmen von Spionen der Achsenmächte in Lateinamerika, die FBI und SIS im gesamten Zweiten Weltkrieg für sich beanspruchten.[164]  
In der Geheimgeschichte des FBI heißt es: »Von einem Agenten waren keine brauchbaren Informationen zu erwarten, wenn er nicht mindestens mehrere Monate, und das ist das absolute Minimum, auf seinem Posten war, um die einheimischen Gepflogenheiten, die Sprache und so weiter kennenzulernen.«[165]   Aber mehr als ein paar Monate im Ausland verkrafteten viele Agenten nicht. Dutzende, wenn nicht hunderte FBI-Leute gaben ihre Tätigkeit für den SIS auf oder baten um die Versetzung in die Heimat, »zutiefst empört« und »völlig desillusioniert, als sie mit etwas konfrontiert wurden, was überhaupt nicht dem glanzvollen Bild entsprach, das ihnen vor der Übernahme des Postens vorgeschwebt hatte«. Sie waren in ganz Lateinamerika »allerhand Spott« durch amerikanische Soldaten und Seeleute ausgesetzt, die fragten, »warum sie keine Uniform trügen und versuchten, Seife und Zeitschriften zu verkaufen oder einer anderen offenbar unwichtigen Aufgabe nachgingen, die nichts mit dem Krieg zu tun hatte«. Diplomaten und Militärattachés des Außenministeriums hatten ihre Freude daran, »die Undercover-Agenten des Bureau zu enttarnen, bloßzustellen und in Verlegenheit zu bringen«, verrät die Geheimgeschichte und bezeichnet sie als Bummelanten und Drückeberger. »Leider«, hält die Geheimgeschichte fest, »waren die Undercover-Leute weitgehend junge, gesunde, intelligente, umgängliche Amerikaner im wehrpflichtigen Alter mit offenkundigem militärischen Potential, die unter einer schlechten, oft leicht durchschaubaren Tarnung operierten«.
SIS-Leute wurden auch als Abtrünnige und Verräter beschimpft. Wenn sie sich anstrengten, »das Vertrauen von NS-Sympathisanten zu erringen, um an Informationen aus den Reihen der Nazi-Freunde heranzukommen«, pflegten sie »Aktivitäten und Verbindungen, die in den Augen von Vertretern des US-Außenministeriums, des Heeres und der Marine äußerst fragwürdig und verdächtig wirkten«, so die Geheimgeschichte. »Viele der Männer gerieten auch bei den Briten unter Verdacht, teilweise berechtigt, teilweise offenbar nur deshalb, weil die Briten sie für FBI-Mitarbeiter hielten und sie in eine peinliche Situation bringen und bloßstellen wollten.«
Sein Leben lang hatte Hoover an einer Regel festgehalten: Das FBI darf nicht in Peinlichkeiten geraten. Er musste den schlechten Ruf und den niedrigen Status des FBI im Ausland wiederaufpolieren. Sein Vertrauensmann im State Department, Staatssekretär Adolf A. Berle, fand eine geniale Lösung.
In den US-Botschaften der westlichen Hemisphäre wurde ein neuer Posten für das FBI ausgeschrieben: der Legal Attaché oder Rechtsattaché. Wie der Heeres- und der Marineattaché besaß er Diplomatenstatus mit dem entsprechenden Dienstgrad und genoss die damit verbundenen Vergünstigungen und die entsprechende Immunität. Der Rechtsattaché sollte den amerikanischen Botschafter über die Tätigkeit des FBI in seinem Gastland auf dem Laufenden halten. Auch war er zu einer möglichst harmonischen Zusammenarbeit mit dem Heeres- und dem Marineattaché angehalten. Theoretisch war er »der zuständige amerikanische Amtsträger für Geheimdienstangelegenheiten, insbesondere im Bereich staatsfeindlicher Aktivitäten«, heißt es in der Geheimgeschichte des FBI.
Aber die Rechtsattachés retteten den Auslandsnachrichtendienst des FBI. Hoover setzte sie darauf an, sich mit den lateinamerikanischen Polizeichefs und den Ministern für innere Sicherheit anzufreunden. Den Polizeichef – oder noch besser den Chef der Geheimpolizei – zu einem guten Essen einzuladen oder gar zu bestechen war ein weit wirksameres Instrument der Informationsbeschaffung als die Operationen vermeintlicher Zeitungskorrespondenten oder Seifenverkäufer.
Die Programme zur Förderung von Polizeikontakten der Rechtsattachés ebneten Roosevelts Politik der »guten Nachbarschaft« in Kriegszeiten den Weg. Dank Autorität und amerikanischer Finanzhilfen, die US-Botschaften lateinamerikanischen Präsidenten und Polizeikräften gewährten, konnte das FBI diese Kontakte rasch ausbauen. Rechtsattachés und Botschafter redeten politisch unsicheren lateinamerikanischen Präsidenten ein, es sei klug, zu ihrem Schutz einen FBI-Mann als bezahlten Sicherheitsberater zu engagieren. Dieser Berater ging natürlich einer Nebentätigkeit als Spion nach.
Ab Sommer 1943 wurde es durch diese Kontakte »möglich, in praktisch allen lateinamerikanischen Ländern bei Ermittlungen und Informationsbeschaffung die nahezu uneingeschränkte Unterstützung der Polizei zu erhalten«, heißt es in der FBI-Geheimgeschichte. Polizeichefs und Innenminister, von denen einige mittlerweile vom FBI bezahlt wurden, verschafften Hoovers Leuten Zugang zu Informationen aus Postämtern sowie den Kommunikationsnetzen von Telefongesellschaften und Telegraphenämtern, Flug- und Schifffahrtsgesellschaften und zahlreichen Regierungsbehörden, »oft einschließlich des Präsidentenpalastes«.
Jeder Polizeichef und jeder Präsident Lateinamerikas hatte eins mit Hoover gemeinsam: den Antikommunismus. Die im Zweiten Weltkrieg von den Rechtsattachés geschmiedeten Allianzen hielten, solange es in Lateinamerika linksgerichtete Kräfte zu bekämpfen gab.
Mitte 1943 war die deutsche Spionage in der westlichen Hemisphäre am Ende. Die Gefahr einer Invasion der Achsenmächte schwand. Als sich im Frühling und Sommer 1943 auf den Schlachtfeldern für Hitler das Blatt wendete, begann die politische Führung Amerikas, eine Welt nach dem Krieg zu entwerfen. Hoover und eine Handvoll Gleichgesinnter in Washington sahen in nicht allzu ferner Zukunft Stalins Rote Armee nach Westen marschieren. Ihrer Ansicht nach war mit der Niederschlagung des Faschismus der Krieg nicht beendet. Der Krieg gegen den Kommunismus würde weitergehen. Doch Hoovers Befugnis, diesen Krieg zu führen, war jetzt in Frage gestellt.
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Die Erfassungsmaschine
Seit dem Ersten Weltkrieg jagte Hoover einer kommunistischen Verschwörung gegen die USA hinterher. Nach Ermittlungsarbeiten, die ein Vierteljahrhundert dauerten, fand er dafür endlich erschütternde Beweise. Im Frühjahr und Sommer 1943 zeichnete das FBI insgeheim Gespräche auf, die den Lauf der Geschichte ändern sollten.
Das Bureau hatte Steve Nelson nachspioniert, der seit 1940 Vorsitzender der Kommunistischen Partei im kalifornischen Oakland war. Im Mai 1941 hatte der zuständige Special Agent in San Francisco Nelson auf die Internierungsliste gesetzt, ein geheimes Verzeichnis jener Amerikaner und Ausländer, die das FBI im Fall eines nationalen Notstands in ein militärisches Internierungslager zu verschleppen gedachte.
Hoover erklärte Justizminister Francis Biddle, die Telefonüberwachung Nelsons werde »höchstwahrscheinlich Informationen über die Politik der Kommunistischen Partei« liefern. Das FBI hatte seit Februar 1942 Nelsons Wohnung verwanzt und seine Telefonleitung angezapft.[166]   Die Akten über Nelson enthüllten, dass er ein zäher Bursche mit Hauptschulabschluss war. Sein ursprünglicher Nachname lautete Mesaroš. Er war slawischer Abstammung und 1920 mit falschen Papieren in die USA eingereist. 1925 schloss er sich der Kommunistischen Partei an, erhielt 1936 als Kandidat seiner Partei bei den Kongresswahlen in Pennsylvania 19 Stimmen und kämpfte 1937 im Spanischen Bürgerkrieg. Er saß im Nationalkomitee der KP und hatte Umgang mit Doktoranden der Universität von Kalifornien in Berkeley.
Am Abend des 29. März 1943 zeichnete das FBI ein Gespräch zwischen Nelson und einem Mann namens Joe alias »Scientist X« auf. Joe, ein Physikstudent, war überzeugter Kommunist. Er schilderte ein Projekt im Strahlungslabor von Berkeley, das sich mit der Anreicherung von Uran befasste. Laut Joe waren tausende Mitarbeiter in Los Alamos, New Mexico und Oak Ridge, Tennessee, mit dem Projekt beschäftigt. Nelson machte sich Notizen. Ein paar Tage später folgte ihm das FBI zu einem Treffen auf dem Gelände eines benachbarten Krankenhauses, wo er einem Beschäftigten des sowjetischen Konsulats in San Francisco Papiere übergab.
Am 10. April 1943 hörte das FBI ein Gespräch Nelsons mit einem Sowjetdiplomaten namens Wassili Sarubin alias Vassili Zubilin ab. Was das FBI damals nicht wusste: Er war Agentenführer des sowjetischen Geheimdiensts in den Vereinigten Staaten.
Von Anfang an ahnten sie jedoch, dass er ein wichtiger Mann war. »Es lag auf der Hand, dass Zubilin eine Leitungsfunktion innerhalb der Nachrichtenorganisation hatte«, berichtete das FBI nach der Niederschrift des Gesprächs. Der Russe zählte Geld, anscheinend bezahlte er Nelson dafür, dass er KP-Mitglieder und Komintern-Agenten in Branchen unterbrachte, die mit der geheimen Kriegsproduktion befasst waren«.[167]  
Am 7. Mai schrieb Hoover in einem Bericht an das Weiße Haus, die Regierung der Sowjetunion benutze die Kommunistische Partei Amerikas, um ein Spionagenetzwerk in den Vereinigten Staaten aufzubauen.
Zum ersten Mal konnte das FBI eine Verbindung zwischen dem sowjetischen Nachrichtendienst und amerikanischen Kommunisten in Echtzeit mitverfolgen. Hoover fand seine ärgsten Befürchtungen bestätigt. Und schlimmer noch, die Sowjetspionage zielte auf ein Projekt, das unter so strenger Geheimhaltung stand, dass nicht einmal er selbst Näheres wusste, jedenfalls noch nicht. Erst ein paar Wochen später wurde Hoover in das Manhattan-Projekt eingeweiht, das landesweite Geheimprogramm zum Bau der Atombombe. Dann setzte man ihn über die Bemühungen der US-Armee in Kenntnis, die verschlüsselten Telegramme zu dechiffrieren, die sowjetische Geheimagenten und Diplomaten mit Moskau austauschten.
Es kann Jahre dauern, eine Geheimoperation durchzuführen – sei es, um einen neue Waffe zu entwickeln, einen Spionagering aufzubauen oder zu zerstören oder einen Code zu knacken. Nun gab Hoover Ermittlungen auf zwei Geheimdienstfeldern in Auftrag, die das FBI die nächsten zehn Jahre lang völlig in Anspruch nehmen würden. Eine Operation hieß CINRAD, eine Abkürzung für Communist Infiltration of Radiation Laboratory, die andere COMRAP, Comintern Apparatus. Beide zielten darauf ab, Zugriff auf sowjetische Spionageringe in den Vereinigten Staaten zu bekommen. Ab Mai 1943 schickten sich rund 50 FBI-Agenten in New York und 50 weitere in Washington an, die als Diplomaten und Handelsvertreter bei der sowjetischen Handelsmission Amtorg getarnten sowjetischen Spione zu beobachten und zu belauschen. Kurz darauf entsandte Hoover 125 Agenten von New York aus quer durch die Vereinigten Staaten nach Chicago und San Francisco, um jene Sowjetspione zu finden, die eine falsche Identität angenommen hatten und ohne den Schutz der diplomatischen Immunität operierten. Die Jagd in der Heimat würde noch erheblich länger dauern als der Krieg in der Ferne.
»Wie Kinder, die sich im Wald verirrt haben«
Die FBI-Agenten, die gegen die Sowjetspionage im Zweiten Weltkrieg zu Felde zogen, waren »wie Kinder, die sich im Wald verirrt haben«, berichtete Lawrence Duggan, Mitarbeiter im Außenministerium und selbst kommunistischer Agent, bei einer Einsatznachbesprechung in Washington seinem sowjetischen Verbindungsoffizier.[168]   Das FBI wusste wenig über Moskaus Nachrichtendienst. FBI-Leute hatten mit dem sowjetischen Spionagechef in New York, Gajk Owakimjan, gesprochen, ohne zu wissen, wen sie vor sich hatten. Sie hatten den übergelaufenen Sowjetspion Walter Kriwitzki angehört, ohne zu begreifen, was er sagte.
Das lag weder an Inkompetenz oder mangelndem Interesse auf Seiten des FBI. Schuld waren fehlende Informationen. Man wusste nicht einmal, was man nicht wusste. Geheimdienstarbeit ist ein Krieg, der mit den Waffen des Wissens und der Weitsicht geführt wird. Informationen haben die größte Schlagkraft. Mit einem Spion im Feindeslager kann man eine Schlacht gewinnen. Wenn man weiß, was der Feind vorhat, ist der Krieg entschieden.
Das FBI besaß keine verlässlichen sowjetischen Informanten – und die US-amerikanische Regierung war nicht auf einen Konflikt mit den Sowjets erpicht. Stalin tötete mehr Nazis als Roosevelt und Churchill zusammengenommen. Aber wenn man Amerikaner, die mit dem sowjetischen Nachrichtendienst zusammenarbeiteten, auf frischer Tat ertappte, konnte Hoover sie aufgrund der Befugnisse des Internierungsprogramms heimlich und ohne Gerichtsverfahren festnehmen und bis zum Ende des Krieges in einem Militärgefängnis inhaftieren lassen.
Dann wurde Justizminister Biddle auf die Internierungsliste aufmerksam.
Der vornehme Patrizier Biddle sah sich als Experten in Sachen J. Edgar Hoover. Er hatte den Mann seit seinem Amtsantritt vier Jahre zuvor studiert. Und dabei entdeckte er »eine menschliche Seite an J. Edgar Hoover, die nicht immer wahrgenommen wird«.[169]  
»Hoovers Charakter interessierte mich«, schrieb er viele Jahre später. »Ich versuchte, sein Vertrauen zu gewinnen, und es dauerte nicht lange, da begann er beim Lunch unter vier Augen in einem Nebenraum meines Büros, sich erkenntlich zu zeigen, indem er mich an seinen außerordentlichen Kenntnissen intimer Details teilhaben ließ, [und so erfuhr ich,] was meine Kabinettskollegen taten und sagten, was sie schätzten und ablehnten, welche Schwächen und welche Verbindungen [sie hatten …] Ich gestehe, dass ich, in gewissen Grenzen, Spaß daran hatte, das zu hören.«
In gewissen Grenzen bewunderte Biddle auch, wie Hoover es verstand, seine Macht beim FBI zu nutzen. Der Minister segnete durchaus auch einige Lauschangriffe ab, und er stellte sich der Bedrohung durch Amerikas Feinde im Rahmen der ihm zu Gebote stehenden Gesetze entgegen. Aber sein Leben lang beunruhigten ihn die Geheimoperationen des FBI, »diese gewaltige Erfassungsmaschine mit ihren zehn Millionen personenbezogenen Akten« und »ihren offenkundigen Möglichkeiten, das in sie gesetzte Vertrauen zu missbrauchen«.
Biddle wollte nicht, dass es während seiner Amtszeit zu einer Neuauflage der Razzien gegen die Kommunisten von 1920 kam. Er hatte angeordnet, das FBI solle mit einer von ihm neugeschaffenen Abteilung im Justizministerium zusammenarbeiten, der Abteilung für Sonderkriegsmaßnahmen (Special War Policies Unit). Zivile Gremien überwachten die Internierung von feindlichen Ausländern – nur von Ausländern, nicht von amerikanischen Staatsbürgern. Biddle sorgte dafür, dass sich die Abteilung während des Kriegs an die Gesetze hielt.
In den neunzehn Monaten seit Pearl Harbor hatte das FBI insgesamt 16062 Personen inhaftiert, die verdächtigt wurden, ausländische Umstürzler zu sein. Aber ungefähr zwei Drittel, rund 10000 Internierte, wurden wieder auf freien Fuß gesetzt, da sie nach Einschätzung der zivilen Gremien keine klare Gefahr für die Vereinigten Staaten darstellten. Wie schon eine Generation zuvor hatte das FBI einige tausend Unschuldige eingesperrt. Die wiederholte Abweisung dieser Fälle veranlasste den Justizminister, die Geheimdienstakten des FBI auf ihren Wahrheitsgehalt zu überprüfen.
Am 6. Juli 1943 entdeckte Biddle, dass Hoover eine Liste mit Amerikanern führte, die er für die Internierung in einem Militärgefängnis vorsah. Biddle war entsetzt. Es sei gesetzlich nicht zulässig, dass Hoover eine »Internierungsliste mit Namen von Bürgern« führe, erklärte der Minister dem FBI-Direktor. Seiner Auffassung nach stellten die Geheimdossiers an sich bereits eine Gefahr für die Vereinigten Staaten dar.[170]  
Die Aufgabe des FBI bestehe darin, »die Tätigkeit von Personen zu untersuchen, die gegen das Gesetz verstoßen haben könnten«, schrieb der Justizminister in seiner Anordnung zur Abschaffung des Internierungsprogramms. »Dabei ist es nicht zweckdienlich, Personen im Hinblick auf ihre Gefährlichkeit einzustufen.«
»Jetzt ist mir klar, dass dieses Einstufungssystem vollkommen unfundiert ist«, schrieb Biddle an Hoover. »Das der Einstufung zugrunde liegende Beweismaterial war unzureichend; die Maßstäbe, die auf das der Einstufung zugrunde liegende Beweismaterial angewandt wurden, waren fehlerhaft; und schließlich ist die Vorstellung, es sei möglich, die Gefährlichkeit einer Person in abstracto zuverlässig einzuschätzen, ohne Rücksicht auf Zeit, Umgebung und andere relevante Umstände, untauglich, unklug und gefährlich.«
Der FBI-Direktor ignorierte die Anordnung zur Abschaffung. Still und leise missachtete er sie. Er sagte weder dem Justizminister noch anderen Leuten außerhalb des FBI, was er tat. Von nun an bezeichnete er die Liste einfach als Security Index, als »Sicherheitsregister«. Sonst änderte sich nichts, nur die Geheimnistuerei um das Register war neu. Dieses Vorgehen kam erst nach Hoovers Tod ans Licht.
Hoover behielt sich natürlich immer noch vor, Menschen überwachen zu lassen. Damit hatte er weitgehende Befugnisse, die politischen Überzeugungen amerikanischer Staatsbürger auszuforschen. Zu den Tausenden, die in den Kriegsjahren in Hoovers Sicherheitsregister landeten, zählten vor allem amerikanische Kommunisten – nicht nur Parteimitglieder, sondern auch Leute, die in Büchern oder Artikeln kommunistische Ideen formulierten, die auf kommunistischen Wahlveranstaltungen sprachen oder Versammlungen besuchten, »wo revolutionäre Predigten gehalten werden«. Die Führer des Amerikadeutschen Bunds und italienischer faschistischer Organisationen waren auch darunter und natürlich einheimische Rassisten, die Gruppen wie dem Ku-Klux-Klan angehörten.[171]  
Hoover hatte seine Maßstäbe. Auf die Liste kamen Leute, die »gegen den American Way of Life waren«.[172]  
Der Justizminister aber wünschte, dass sich das FBI auf Spione der Achsenmächte konzentrierte. Er glaubte nicht, dass die Zeit für einen Krieg gegen den Kommunismus in Amerika reif war.
»Hoover muss geargwöhnt haben, ich sei zu weich, insbesondere jetzt, da ein Krieg ausgebrochen war; zu weich gegenüber Kommunisten – so viele Liberale hatten noch nicht begriffen, worauf die Kommunisten aus waren«, schrieb Biddle. »Hoover […] war ganz bestimmt niemand, der sich mit Reflexionen oder philosophischen Erwägungen aufhielt. Edgar Hoover war vor allem ein Mann der Tat.«
Frustriert hatte er zusehen müssen, wie die Mitgliederzahl der Kommunistischen Partei, durch Amerikas Bündnis mit Stalin im Auftrieb, im Zweiten Weltkrieg ein Allzeithoch von 80000 Parteibuchinhabern erreichte. An die Außenstellen erließ er die Order, jeden einzelnen von ihnen zu observieren. Am 14. August 1943 beauftragte Hoover seine Agenten, noch intensiver nach Verdächtigen zu suchen, die ins Sicherheitsregister aufgenommen werden sollten, und dafür zu sorgen, dass das Register geheim blieb und auf keinen Fall dem Justizminister unter die Augen kam. Die Liste von Leuten, »die gefährlich oder potentiell gefährlich für die öffentliche oder die innere Sicherheit der Vereinigten Staaten sein könnten«, dürfe nur vertrauenswürdigen Vertretern der Marineaufklärung und des Nachrichtendienstes des Heeres vorgelegt werden, und auch dann nur »auf streng vertraulicher Basis«. Potentiell gefährlich bezog sich auf Menschen, die sich nichts hatten zuschulden kommen lassen außer mangelnder politischer Loyalität.[173]  
Generälen wird oft vorgeworfen, sie kämpften immer noch im letzten Krieg. Hoover hingegen bereitete sich auf den nächsten vor.
Stalin war nach wie vor der mächtigste militärische Verbündete Amerikas. Und William Joseph Donovan, genannt »Wild Bill«, und seine Nachrichtendienstoffiziere im Office of Strategic Services setzten auf eine enge Zusammenarbeit mit den Sowjets. Hoover aber konzentrierte sich nunmehr mit seinem FBI-Sicherheitsregister auf die »Schlüsselfiguren« und »potentiellen Schlüsselfiguren« in der kommunistischen Unterwanderung Amerikas, und nicht mehr nur auf die Inhaber eines Parteibuchs. Bald waren Zehntausende erfasst – nahezu alle waren Kommunisten und für Hoover damit mutmaßliche Sowjetagenten.[174]  
Das FBI musste in den nächsten beiden Jahren praktisch im Alleingang handeln. Aber der Auftakt zu den Geheimdienstschlachten des Kalten Krieges war gemacht.
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Die Organisation der Welt
Wer die Sowjets ausspionieren wollte, musste Amerikaner observieren. Hoover nahm vornehmlich seine Feinde innerhalb der US-Regierung ins Visier.
Am 10. Februar 1944 schrieb er an Roosevelts engsten Berater im Weißen Haus, Harry Hopkins, und warnte ihn vor »Wild Bill« Donovans Plan, Sowjetspione nach Amerika zu holen.
Soeben habe ich aus einer vertraulichen, aber verlässlichen Quelle erfahren, dass eine Liaison-Vereinbarung zwischen dem Office of Strategic Services und der sowjetischen Geheimpolizei (NKWD) getroffen wurde, die vorsieht, Offiziere der beiden Dienste auszutauschen. Das Office of Strategic Services wird Leute nach Moskau schicken, und im Gegenzug wird der NKWD ein Büro in Washington einrichten […]
Meiner Ansicht nach ist es ein höchst gefährlicher und keineswegs wünschenswerter Vorgang, in den Vereinigten Staaten eine Einheit des russischen Geheimdienstes zu etablieren, dessen eingestandenes Ziel es ist, die Dienstgeheimnisse diverser Regierungsbehörden zu erforschen […]
Ich wollte Sie auf die potentielle Gefahr dieser Situation aufmerksam machen und werde Sie über alle weiteren diesbezüglichen Informationen auf dem Laufenden halten.
Hochachtungsvoll
J. Edgar Hoover
Das Problem war, dass der Präsident persönlich Donovan auf eine Mission nach Moskau geschickt hatte. Roosevelt hatte Donovan und den amerikanischen Botschafter W. Averell Harriman zu einem Gespräch mit dem sowjetischen Außenminister Wjatscheslaw Molotow entsandt. Es fand im Hauptquartier des sowjetischen Nachrichtendiensts in der Dserschinski-Straße statt, die nach dem Leiter der Tscheka, Lenins 1917 gegründeter Spionage- und Terrororganisation, benannt war. Sie trafen sich mit dem Chef des sowjetischen Auslandsnachrichtendienstes General Pawel Fitin und dessen Stellvertreter Gajk Owakimjan. Owakimjan war der Spion, der acht Jahre lang die sowjetischen Nachrichtendienstoperationen in Amerika geleitet hatte, bis er in New York durch das FBI verhaftet und auf Geheiß des Außenministeriums im Sommer 1941 wieder freigelassen worden war.
Die vier stießen auf die Einweihung des amerikanischen Stützpunkts in Moskau und des sowjetischen Stützpunkts in Washington an. Stalin gab rasch sein Plazet.
Am 11. Januar 1944 bemühte sich Donovan um Roosevelts Zustimmung. Sie saßen im Kartenraum, der Nachrichtenzentrale im Weißen Haus. Donovan hob die erheblichen Vorteile einer Geheimdienstliaison mit den Sowjets im Krieg gegen Hitler hervor. Zur Frage sowjetischer Spione in Amerika erklärte er dem Präsidenten: »Sie sind schon da.«
Der Präsident legte Donovans Vereinbarung seinem militärischen Berater Admiral William D. Leahy zur Begutachtung vor. Keine gute Idee, befand Leahy und leitete sie flugs an die Stabschefs weiter. Sie sprachen mit Hoover, und dieser schritt zur Tat. Er werde auf keinen Fall zulassen, dass die Sowjets wenige Blocks vom Weißen Haus entfernt einen neuen Geheimdienststützpunkt einrichteten. Hoover vermutete – zu Recht –, dass Donovans OSS von den Sowjets infiltriert worden war und einer seiner Assistenten für Stalin spionierte.
Hoover unterstrich die Bedrohung in einem Memorandum an Justizminister Biddle, dem er die streng geheime Mitteilung machte, sowjetische Spione hätten es auf Donovans Organisation abgesehen. Biddle klärte den Präsidenten über die möglichen Folgen auf. Erstens müssten sich die sowjetischen Agenten gemäß dem Foreign Agents Registration Act registrieren, also auf Formularen ihre Identität preisgeben. Zweitens handle es sich bei diesen Formularen um Dokumente, die an die Öffentlichkeit gelangen könnten; das Bekanntwerden dieses Arrangements könne politische Konsequenzen haben. Und drittens versuchten die Sowjets, wie Hoover ihn gewarnt hatte, die größten Geheimnisse der US-Regierung zu stehlen. Admiral Leahy teilte Donovan offiziell mit, das Abkommen sei gestorben. Wild Bill hatte eine wichtige Schlacht verloren.
Hoover erwog nun, die Kontrolle über den amerikanischen Nachrichtendienst an sich zu bringen, sobald der Krieg vorbei war. Er sah sich als den Oberbefehlshaber des Antikommunismus in Amerika. Das FBI würde in partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit dem Militär die Nation schützen, während sie ihren Einflussbereich in aller Welt ausdehnte.
Hoover befehligte nun 4886 Special Agents, denen 8305 Mitarbeiter zur Seite standen; seine Mannschaft hatte sich seit 1940 verfünffacht, und sein Budget war dreimal so hoch wie vor dem Krieg. Das FBI setzte über 80 Prozent seines Geldes und seiner Leute für die nationale Sicherheit ein. Es war nun bei weitem die stärkste Kraft in Amerika, die sich dem Kampf gegen die kommunistische Bedrohung verschrieben hatte.
Im Dezember 1944 hatten Hoover und das FBI diese Bedrohung als eine internationale Verschwörung definiert, bei der der sowjetische Nachrichtendienst mit der Kommunistischen Partei Amerikas zusammenarbeitete, um die US-Regierung zu infiltrieren und die Geheimnisse ihrer Kriegsindustrie zu stehlen. Das FBI kooperierte bereits eng mit britischen Nachrichtendienst- und Sicherheitsoffizieren in London. Während die Nazis auf dem Rückzug waren, schufen sich FBI-Agenten Stützpunkte in Moskau, Stockholm, Madrid, Lissabon, Rom und Paris. Ein Büro für den Rechtsattaché des FBI wurde in den US-Botschaften in England, Frankreich, Spanien und Kanada zur festen Einrichtung. Hoovers Leute untersuchten die Spionagegefahr in den Chiffrierabteilungen der Botschaften in England, Schweden, Spanien und Portugal. In Russland gingen sie der heiklen Frage nach, ob das Sowjetregime etwa einen Teil der US-amerikanischen Lend-Lease-Hilfe von 11 Milliarden Dollar darauf verwendete, amerikanische Militärgeheimnisse zu stehlen. In Ottawa arbeiteten FBI-Leute in Kooperation mit der Royal Canadian Mounted Police. FBI-Attachés und ihre neuen Freunde unter lateinamerikanischen Polizeichefs und Politikern schufen ein internationales Netzwerk für den Krieg gegen den Kommunismus.
Wie Hoover es ausdrückte, »sollte das System, das in der westlichen Hemisphäre so gut funktioniert hat, auf die ganze Welt ausgeweitet werden«.[175]   Wenn sich Hoover für einen weltweiten FBI-Dienst stark machte, mussten die Schwierigkeiten des SIS unter den Tisch fallen. Über die Probleme des SIS sah man großzügig hinweg. Nur seine Erfolge durften nach Washington gelangen.

Unterdessen stieß das FBI auf weitere Puzzleteilchen des riesigen Spionagenetzes, das die Sowjetunion aufgebaut hatte. Am 29. September drangen FBI-Agenten unbefugt in die New Yorker Wohnung eines Mannes mittleren Alters ein. Er arbeitete für eine Plattenfirma, die kommunistisches Liedgut vertrieb, hieß Arthur Alexandrovich Adams und hatte Maschinenbau studiert. Vermutlich war der Ingenieur in den 1920er Jahren in die Vereinigten Staaten gekommen, und möglicherweise war er der erste echte sowjetische Undercover-Agent in Amerika. Jedenfalls war er der erste, den das FBI je enttarnt hatte.
Der Einbruchdiebstahl erwies sich als echter Glücksgriff. Adams besaß Notizbücher, deren Inhalt den FBI-Agenten auf den ersten Blick wenig sagten. »Er war im Besitz eines Dokuments, in dem von einer bestimmten Sorte Wasser die Rede war«, berichtete FBI Special Agent Donald Shannon sechs Jahrzehnte später in einem Zeitzeugeninterview; er war Mitglied der Abteilung für Sowjetspionage gewesen. »Wir wussten nicht recht, was wir mit der Information anfangen sollten, also übergaben wir sie zur Beurteilung an die Atomenergiekommission.« Den Experten verrieten die Aufzeichnungen jedoch intime Kenntnisse hochtechnischer und streng geheimer Phasen des Manhattan-Projekts, auch zu laufenden Forschungsarbeiten in den Labors von New York und Chicago. In den Aufzeichnungen ging es um schweres Wasser, ein zentraler Bestandteil der Geheimforschung zur Bombe in den Vereinigten Staaten.
»Man teilte uns mit, dass die Person, die im Besitz dieser Unterlagen war, damit zweifellos Informationen über Amerikas Atomforschung besaß«, erinnerte sich Shannon.[176]  
Adams wurde bald nach dem Foreign Agents Registration Act in New York vor ein Bundesgeschworenengericht gestellt – und das Außenministerium ordnete seine Abschiebung an.
Achtzehn Monate waren verstrichen seit dem ersten Hinweis des FBI, dass Stalins Spione versuchten, die Bombe zu stehlen. Nun lag das zweite Indiz vor.
Hoover wusste in groben Zügen, worum es beim Manhattan-Projekt ging. Das Kriegsministerium hatte ihn in die eigene Suche nach Spionen in Los Alamos eingeweiht. Allmählich begriff er, dass der Besitz der Bombe nicht nur kriegsentscheidend war. Es ging um den Fortbestand der Nation nach dem Krieg.
Hoover und seine Berater hatten, nicht allzu lange vor Pearl Harbor, die Kriegsziele des britischen Nachrichtendienstes beschrieben – es ging darum, »am Ende des Krieges in der Lage zu sein, die Welt zu ordnen«.[177]   Hoover aber glaubte, nur den Vereinigten Staaten stünde diese Rolle rechtmäßig zu. Der alleinige Besitz der Bombe sei ein Schlüssel für ihre Vormachtstellung. Und Hoover war überzeugt, dass nur das FBI die Geheimhaltung und die nationale Sicherheit Amerikas garantieren könne.
Die entscheidenden Schlachten sollten noch kommen. Doch Hoovers Ringen um die Kontrolle über den amerikanischen Nachrichtendienst hatte begonnen. Er schickte sich an, den Verlauf des Kalten Krieges für die Regierung der Vereinigten Staaten zu bestimmen.




III
Kalter Krieg

Präsident Kennedy und sein Bruder, der Justizminister, bemühten sich um die Kontrolle von Hoovers Macht, die ihm aufgrund seiner geheimdienstlichen Erkenntnisse zugewachsen war.
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Keine Gestapo
Die ersten Februartage 1945 verbrachte Präsident Roosevelt im Liwadija-Palast, der Sommerresidenz von Nikolaus II., dem letzten russischen Zaren. Die im Krieg zerstörten Dörfer des Krimgebirges ringsum waren von Schnee bedeckt.
Roosevelt traf in Jalta mit Churchill und Stalin zusammen, um die Geschicke der Welt für die Zeit nach dem Krieg zu regeln. Sie alle glaubten, wie Churchill sagte, dass »das Recht, den Gang der Geschichte zu lenken, der edelste Siegespreis ist«.[178]  
Derweil titelten zu Hause die großen, von Roosevelts politischen Erzfeinden geleiteten Tageszeitungen: »Projekt für U.S.-Superspione […] Super-Gestapo-Behörde […] möchte FBI übernehmen«. Da standen schwarz auf weiß Donovans Pläne für einen weltumspannenden Nachrichtendienst. Ein Folgeartikel begann so: »Der Vereinigte Generalstab hat Brigadegeneral William J. Donovan den Krieg erklärt.«[179]  
Fünfzehn Kopien von Donovans Plan kursierten in höchsten Regierungskreisen, eine ging auch ans FBI. Die wahrscheinlich undichte Stelle war der Leiter des Kartenraums, der Nachrichtenzentrale im Weißen Haus, Oberst Richard Park Jr.
Der Oberst arbeitete für den Präsidenten an einem vernichtenden Bericht über Donovan und den OSS. Er hatte Franklin D. Roosevelt nach Jalta begleitet, war aber von dort weiter durch Europa und Nordafrika gereist und hatte mit Generälen und Nachrichtendienstoffizieren an der Front gesprochen. Oberst Park verdankte seine Karriere dem Chef des Nachrichtendiensts des Heeres, dem herrischen, doppelzüngigen General George Veazey Strong, der Hoover respektierte und Donovan seit jeher verabscheute. Dass Donovans Plan durchsickerte, ging wohl auf Strongs Einfluss zurück. Derartiges hätte sonst nur einer veranlassen können, und das war der Präsident persönlich.
Am 4. April 1945 traf Roosevelt seine letzten Verfügungen zur Zukunft des amerikanischen Nachrichtendienstes. Erschöpft hatte er sich nach Warm Springs, Georgia, zurückgezogen, wo er Erholung für Körper und Seele suchte. Von dort schrieb er an Donovan und befahl ihm, seine Verbündeten und Feinde zusammenzutrommeln und eine Vereinbarung auszuhandeln. Acht Tage später erlag er im Alter von sechsundsechzig Jahren einer Hirnblutung. Bis zum Sieg in Europa waren es noch vier Wochen.
Die Nachricht vom Tod des Präsidenten traf an einem schönen Frühlingsnachmittag gegen 17 Uhr in Washington ein. Auf höchster Regierungsebene verbreitete sie sich wie ein Lauffeuer.
Während die Drähte glühten, führte Justizminister Biddle ein intensives Gespräch mit Außenminister Edward R. Stettinius Jr. und Marineminister James V. Forrestal. Sie erörterten die Vorteile eines neuen nationalen Nachrichtendienstes unter Leitung von J. Edgar Hoover.
Als Hoover vom Tod des Präsidenten erfuhr, ließ er sich sofort die FBI-Akten zu Harry S. Truman kommen.
Den Vizepräsidenten überraschte die Nachricht bei seinem traditionellen 17-Uhr-Bourbon mit Freunden in einem nicht näher bezeichneten Refugium im Kapitol, woraufhin er sich umgehend ins Weiße Haus begab. Man suchte eine Weile nach einer Bibel, dann vereidigte ihn der Oberste Richter Harlan Fiske Stone als Obersten Befehlshaber der mächtigsten Nation der Welt. Es war ein Augenblick überwältigender Angst und Trauer. Truman sagte, er fühle sich, als seien der Mond und die Sterne und die Planeten auf ihn herabgestürzt. Das Amt des Vizepräsidenten hatte er erst seit 82 Tagen inne. Er war ein kleines Rädchen im politischen Getriebe von Kansas gewesen, ehe er als Senator von Missouri nach Washington ging. Truman brachte ein gerüttelt Maß gesunden Menschenverstand mit ins Weiße Haus, eine Menge Mut sowie die Fähigkeit, Entscheidungen aus dem Bauch heraus zu treffen und auch einmal nein zu sagen. Aber er ahnte nichts von den Geheimnissen der amerikanischen Regierung.
Freitag, der 13. April 1945 war sein erster Tag im Amt. Er verbrachte den Vormittag mit Kriegsminister Stimson und Außenminister Stettinius, seinen Militärchefs und Roosevelts militärischem Berater Admiral Leahy im Oval Office und erhielt seine ersten Lektionen in der Ausübung präsidialer Macht. Dann begab sich Truman in den Kartenraum, wo Oberst Park ihm seinen Bericht über die Leistungen von »Wild Bill« Donovan während des Kriegs übergab. Der Bericht war ein von Hoover und der Army geschliffener Dolch. Darin heißt es, die Offiziere des OSS hätten der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten schweren Schaden zugefügt. Ihre Unfähigkeit »macht ihren Einsatz als Geheimdienst in der Nachkriegswelt unvorstellbar«.
In einem Begleitschreiben an Truman mit dem Vermerk Top Secret – eine Kopie davon gelangte irgendwie in Hoovers Akten – riet Oberst Park dem neuen Präsidenten, »drastische Maßnahmen« gegen den OSS zu ergreifen, »ihn ganz abzuschaffen und seine besseren Leute dahin zu versetzen, wo sie etwas ausrichten können«. Der letzte Satz lautete: »Vor allem sollte General Donovan abgelöst werden.«[180]  
An jenem Tag begann die Initiation von Harry S. Truman in die Welt der Geheimwaffen, der Geheimdienste und der Geheimoperationen der Vereinigten Staaten. Es war eine Reise vom Land der Unschuld in ein Land der Erfahrung.
»Das muss aufhören«
Es dauerte zehn Tage, bis J. Edgar Hoover am 23. April 1945 zu einer kurzen Unterredung mit Truman ins Weiße Haus vorgelassen wurde. Er machte einen schlechten Eindruck auf den Präsidenten.
Hoover versuchte erst einmal, den Präsidenten in die geheime Welt des FBI einzuweihen. Der Präsident wusste noch nichts von der Existenz der Atombombe und noch weniger von der Verschwörung der Sowjets, die Baupläne zu stehlen. Auch ahnte er nichts von dem politischen Krieg, den Roosevelt genehmigt hatte, indem er sein Plazet zu Hoovers willkürlichen Abhöraktionen gab. Und über die Auslandsoperationen des FBI und Hoovers Plan, sie weltweit auszudehnen, war er ebenfalls nicht im Bilde.
Truman holte bald Harry Vaughan dazu. Vaughan war seit dem gemeinsamen Einsatz im Ersten Weltkrieg einer seiner engsten Freunde. Der Präsident ernannte ihn zu seinem persönlichen militärischen Berater und beförderte ihn zum Brigadegeneral.
Wenn Hoover dem Weißen Haus künftig etwas mitzuteilen habe, erklärte Truman, solle er es Vaughan sagen. Dann ließ er die beiden allein.
Hoover und Harry Vaughan, ein plumpvertraulicher politischer Drahtzieher mit einer Vorliebe für Bourbon und derbe Witze, verstanden sich prächtig. Der FBI-Direktor plauderte intime Details aus dem Privatleben von Roosevelts innerstem Zirkel aus. Er bot an, eine »Sicherheitsstudie für das Weiße Haus« zu liefern, um zu prüfen, wer loyal zu Truman stehe und wer nicht. Und er überließ Vaughan Mitschriften von Gesprächen unter den Machern in Washington.
»Ich sagte: ›Was zum Teufel ist das?‹, und die sagten: ›Das ist ein Abhörprotokoll zu So-und-So‹«, erinnerte sich Vaughan.
»Harry fragte: ›Was ist das für ein verdammter Mist?‹
Ich sagte: ›Das ist ein Abhörprotokoll.‹
Darauf er: ›Sorg dafür, dass das aufhört. Erklär dem FBI, dass wir für solchen Scheiß keine Zeit haben.‹«[181]  
Präsident Truman nahm sich doch die Zeit. Hoovers Berichte nährten in ihm nämlich den Verdacht, dass das Weiße Haus eine Schlangengrube sei. Standen Roosevelts Berater loyal zu ihm? Konnte Truman ihnen vertrauen?
Hoover lieferte eine neu angelegte Akte über einen Berater des Weißen Hauses, der unter Verdacht stand, Geheimnisse an die Presse durchsickern zu lassen: Edward Prichard, der einstige Mitarbeiter von Hoovers Erzfeind, dem Richter am Obersten Gerichtshof und Gründer der American Civil Liberties Union Felix Frankfurter. Vaughan informierte Hoover umgehend, der Präsident habe den Bericht über Prichard mit großem Interesse gelesen und wünsche »künftige Mitteilungen in dieser Richtung […] wann immer sie Ihrer Meinung nach notwendig sind«.[182]  
Hoover ließ Prichard abhören. Der Lauschangriff lieferte bald Mitschriften seiner Gespräche mit Richter Frankfurter – der erste von zwölf Richtern des Supreme Court, der in FBI-Abhörprotokollen auftauchte. Die Überprüfung von Prichards Loyalität führte auch dazu, dass der einflussreiche Kolumnist Drew Pearson und der politisch bestens vernetzte Anwalt Tommy Corcoran, beide aus Washington, abgehört wurden. Alle vier übten scharfzüngige Kritik an dem neuen Präsidenten. Ein zweiter Truman-Berater – Ed McKim, auch er ein Kumpel aus Kansas City – berichtete dem FBI, der Präsident sei hinreichend beeindruckt. All das geschah innerhalb von sieben Wochen nach Trumans Vereidigung. Und es erfolgte im Namen des Präsidenten, um undichte Stellen zu schließen und politischen Klatsch zu belauschen. Vaughan hatte Hoover informiert, falls das FBI sich bei gesetzeswidrigen Handlungen erwischen lasse, müsse es das alleine ausbaden. Das Weiße Haus werde leugnen, auch nur das Geringste von den illegalen Lauschangriffen gewusst zu haben.
Truman mochte einen gewissen Geschmack an politischen Geheimoperationen gefunden haben, aber er traute Hoover nicht. Am 4. Mai 1945 erklärte er dem Etatdirektor des Weißen Hauses, Harold D. Smith, er fürchte, Hoover sei im Begriff, »eine Gestapo aufzubauen«. Diese Formulierung wählte er bei mehreren Gelegenheiten. Das Wort hatte einen gewissen Nachhall in der Woche, als Adolf Hitler in seinem Bunker Selbstmord beging und das Dritte Reich zusammenbrach. »Wir wollen keine Gestapo, keine Geheimpolizei«, notierte Präsident Truman am 12. Mai in sein Tagebuch. »Das FBI tendiert in diese Richtung. Sie versuchen es mit Sexskandalen und schlichter Erpressung […] Das muss aufhören.«[183]  
Es hörte nicht auf. Zwei Wochen später befand der von Misstrauen geplagte Präsident, er könne seinem Justizminister Francis Biddle nicht trauen. Er setzte ihn kurzerhand ab. Dies zählt zu den weniger ruhmreichen Entscheidungen seiner Präsidentschaft. Biddle tat sich anschließend beim Kriegsverbrecherprozess in Nürnberg hervor. Truman ersetzte ihn durch den blassen Parteisoldaten Tom Clark, einen professionellen Erdöllobbyisten aus Texas, der als Antitrustexperte ins Justizministerium gekommen war und sich bis zum Leiter der Abteilung für Strafrecht hochgearbeitet hatte. Viele Jahre später kam Truman zu dem Schluss, Clark sei kein schlechter Mensch gewesen – nur »ein dämlicher Mistkerl«.[184]  
Hoover hatte dies von Anfang an geahnt. Nach Tom Clarks Amtsantritt am 1. Juli bereitete der FBI-Chef sofort einen Brief vor, den der neue Justizminister an den Präsidenten weiterleiten sollte. Das Schreiben besagte, Roosevelt habe Hoover die Befugnis erteilt, ohne richterliche Anordnung Telefone abzuhören. Aber Hoover verschwieg ein wesentliches Detail: Roosevelt hatte ihn angewiesen, die Abhöraktionen auf ein Minimum zu reduzieren und sie, soweit als möglich, auf Ausländer zu beschränken. Clark nickte den Brief ungelesen ab und schickte ihn nach dem Unabhängigkeitstag, dem 4. Juli, unter seinem eigenen Namen an Präsident Truman weiter. Truman gab seine Zustimmung. Zwei Monate nach der Amtsübernahme Trumans besaß Hoover erneut die Vollmacht, nach eigenem Gutdünken Gespräche zu belauschen. Der Justizminister beschloss, fortan wegzusehen, wenn das FBI Telefone anzapfte, Räume verwanzte oder Einbruchdiebstahl beging. Er wollte nicht wissen, was Hoover jenseits der Grenzen von Recht und Gesetz anstellte.[185]  
Der Präsident beschäftigte sich in derselben Woche noch einmal mit den Machtbefugnissen des FBI. Er genehmigte für sechs weitere Monate Gelder aus dem Geheimfonds des Weißen Hauses für den Special Intelligence Service des FBI, machte aber keinen Hehl aus seinem Widerwillen. Seinem Etatdirektor Harold Smith erklärte er, dass »das FBI auf die Vereinigten Staaten beschränkt« werden müsse und »so schnell wie möglich zurückgestutzt werden sollte«.[186]  
Truman vertraute Smith. Der Präsident wandte sich an ihn, um zu erfahren, was in der Regierung tatsächlich vorging. Der Etatdirektor wusste alles über die geheimen Geldtöpfe des Weißen Hauses, mit denen Roosevelt die Undercover-Operationen der Vereinigten Staaten im Zweiten Weltkrieg finanziert hatte. Der Kongress, dem Truman angehört hatte, ahnte nichts von den Mitteln, obwohl laut Verfassung der Präsident ohne Zustimmung der Volksvertreter keinen Penny ausgeben darf. Smith aber wusste genau, was Roosevelt aus dem Finanzministerium abgezweigt hatte – nicht nur zig Millionen Dollar pro Jahr für die Spionage, sondern auch zwei Milliarden Dollar für das Manhattan-Projekt, also für den Bau der Atombombe.
»Eine neue Waffe von außergewöhnlicher Zerstörungskraft«
Truman trat am 7. Juli 1945 auf dem Kreuzer Augusta seine erste Europareise seit dem Ersten Weltkrieg an. Acht Tage später begrüßte ihn in Antwerpen General Dwight D. Eisenhower, der Oberbefehlshaber der alliierten Streitkräfte. Gemeinsam reisten sie über Land nach Brüssel und flogen nach Berlin, einst die viertgrößte Stadt der Welt. Amerikanische und britische Militärbomber hatten Berlin in Schutt und Asche gelegt, und was danach noch übrig war, hatten die Sowjets zerstört. Am 16. Juli fuhr Truman mit einer Wagenkolonne durch die Stadt. Die Ruinen stanken nach Tod. Leichen verwesten in den Trümmern, und verwilderte Hunde nagten an Menschenknochen. Eine Zivilisation befand sich im Zusammenbruch.
»Ich dachte an Karthago, Baalbek, Jerusalem […]«, schrieb Truman in sein Tagebuch. »Ich hoffe auf eine Art Frieden – aber ich fürchte, dass die Maschinen der Moral um einige Jahrhunderte voraus sind, und wenn die Moral aufgeholt hat, wird es keinen Grund mehr für sie geben.« In Berlin war es Nachmittag, in Amerika früher Morgen. Über der Wüste bei Alamogordo, New Mexico, wurde eine Explosion in Gang gesetzt, die heller leuchtete als der Feuerball der aufgehenden Sonne.
Truman traf mit Churchill und Stalin westlich von Berlin in Potsdam zusammen, das von der Roten Armee besetzt war. Sie konferierten im Schloss Cecilienhof, der einstigen Sommerresidenz des Kronprinzen Wilhelm vom Preußen. Truman wusste nicht so recht, wie er mit seinen gewaltigen Machtbefugnissen umgehen sollte. Der einundsiebzigjährige Churchill schien gealtert und erschöpft; noch in derselben Woche wurde er als Premierminister abgewählt. Stalin gab sich gelassen und war schwer zu durchschauen. Truman notierte in sein Tagebuch: »Onkel Joe sah müde und abgehärmt aus, und der Premierminister schien nicht mehr weiterzuwissen.«
Am nächsten Tag erhielt der Präsident Nachricht aus New Mexico. Am Abend erschien er mit vergnügter Miene bei Stalins Bankett.
Auf der siebzehntägigen Potsdamer Konferenz wurde eine große Frage entschieden: Die Bombe würde auf Japan fallen. Truman und Churchill tagten am 24. Juli um 11. 30 Uhr mit ihrem Generalstab. Am Spätnachmittag nahm Truman Stalin beiseite.
»Ich erwähnte gegenüber Stalin nebenbei, wir hätten eine neue Waffe von außergewöhnlicher Zerstörungskraft«, schrieb Truman in seinen Memoiren. »Der russische Premier zeigte kein besonderes Interesse. Er sagte nur, er freue sich, das zu hören, und hoffe, wir würden ›gegen die Japaner guten Gebrauch davon machen‹.« Dank der Bemühungen des sowjetischen Geheimdiensts wusste Stalin bereits von der Bombe.
Zwei Wochen später war die Geheimwaffe kein Geheimnis mehr. Zwei Atombomben töteten in Hiroshima und Nagasaki rund 200000 Japaner, fast alle waren Zivilisten. Während die zweite Bombe unterwegs war, legte die Augusta in Virginia an, Truman kehrte ins Weiße Haus zurück, eine Million Sowjetsoldaten marschierten in der Mandschurei ein, und Tenno Hirohito versammelte seinen Kriegsrat in der Kaiserlichen Bibliothek, um zu entscheiden, wie das Unerträgliche zu ertragen sei. Die Nachricht von der Kapitulation Japans erreichte Washington am 14. August 1945.
»Geheime, weltumspannende nachrichtendienstliche Erfassung«
Präsident Truman wusste jetzt, wie wenig er darüber wusste, was in der Welt vorging. Wie er an die nötigen Kenntnisse herankommen sollte, wusste er aber nicht. Hoover versprach, was der Präsident brauchte. Und im Gegenzug wollte er Macht.
»Das künftige Wohlergehen der Vereinigten Staaten erfordert und verlangt die Tätigkeit eines leistungsfähigen weltweiten Nachrichtendiensts«, schrieb Hoover am 29. August an den Justizminister. Das FBI sei »gut geeignet, einen solchen Nachrichtendienst zu betreiben«, behauptete Hoover. »Wie Sie sehr wohl wissen, ist es eine Tatsache, dass das vom Bureau in der westlichen Hemisphäre unterhaltene SIS-Programm ein voller Erfolg war.«[187]  
Am 6. September setzte Hoover mit einem Brief an den Präsidenten noch eins drauf. Zwei dicke Freud’sche Verschreiber darin lassen erkennen, wie wütend er war. Er lästerte über »Donovans Pläne für seine verbrecherische [Fortsetzung seiner] Dynastie« und »Donovans tödliche Geheimnisse« und forderte eine Entscheidung.[188]  
Die bekam er. Truman feuerte Donovan am 20. September. Das Office of Strategic Services löste er komplett auf. Als der Sommer des Jahres 1945 zu Ende ging, standen die Vereinigten Staaten ohne Nachrichtendienst da.
Am nächsten Tag drückte Hoover persönlich dem Justizminister seinen Plan in die Hand und bat ihn dringend, ihn sofort an den Präsidenten weiterzuleiten. Er trug den Titel: »FBI-Plan für eine US-amerikanische geheime weltumspannende nachrichtendienstliche Erfassung.« Und er machte Hoover zum uneingeschränkten Aufseher über die nationale Sicherheit Amerikas.[189]  
Unter Hoovers Leitung würde das FBI Sowjets im In- und Ausland observieren. Nachrichtendienstauswerter des Außenministeriums sollten die Erträge dieser Arbeit sichten. Hoover würde seine Geheimoperationen mit dem Außen- und dem Kriegsminister abstimmen. Er wollte dem Präsidenten klarmachen, dass eine Aufteilung des amerikanischen Nachrichtendienstes in einen Auslands- und einen Inlandsbereich verheerende Konsequenzen nach sich ziehen konnte. Schon sandte er Truman Geheimdienstbulletins, darunter hundertseitige Berichte über subversive Aktivitäten in einem Dutzend verschiedener Auslandsbotschaften in den Vereinigten Staaten.
Am 2. Oktober 1945 schickte Hoover einen FBI-Special-Agent ins Weiße Haus, um zu überprüfen, ob Präsident Truman seinen Vorschlag gelesen hatte. Umsichtig wählte er Morton Chiles für den Auftrag, einen alten Freund des Präsidenten; Truman kannte Chiles von Geburt an. »Ich war ungefähr 35 Minuten lang bei Präsident Truman«, schrieb Chiles noch am selben Tag in einem Bericht an Hoover. »Wir erörterten ausführlich die Beteiligung des Bureau am weltweiten Nachrichtendienst in der westlichen Hemisphäre und die Ratsamkeit, die Kompetenzen des Bureau auf eine weltweite Zuständigkeit auszudehnen.«[190]  
Chiles merkte sofort, dass der Präsident Hoovers Thesen nicht kannte. Falls man sie ihm vorgelegt hatte, so hatte er sie nicht gelesen. »Ich hatte Gelegenheit, ihm den Plan des Bureau, die Arbeitsweise des Bureau und alle Gründe, warum das Bureau seine Zuständigkeit weltweit ausdehnen sollte, ausführlich darzulegen«, schrieb Chiles. »Er äußerte seine Sorge bezüglich der Möglichkeit, dass eine weltweite Nachrichtendienstorganisation den Ruf einer ›Gestapo‹ erlangen könne.«
Hoover hörte nicht zum ersten Mal, dass seine Leute mit den Nazis verglichen wurden. Aber er bekam es erstmals von einem Präsidenten zu hören.
Der Präsident wandte sich an die alten Hasen im Außen- und Kriegsministerium, die den amerikanischen Nachrichtendienst und die nationale Sicherheit auf einen neuen Kurs bringen sollten. Am 20. November versammelte sich ein Dutzend Experten in den heiligen Hallen des Außenministeriums.
Unter Vorsitz von Staatssekretär Dean Acheson ergaben die Gespräche nicht viel, bis auf die Tatsache, dass »der Präsident kategorisch erklärt hat, das FBI solle nicht außerhalb der Vereinigten Staaten operieren«.[191]  
Ein schweigsamer Teilnehmer der Runde zeigte größtes Interesse an der Zukunft des amerikanischen Nachrichtendiensts: Alger Hiss aus der Abteilung für politische Sonderangelegenheiten im Außenministerium. Als aufsteigender Stern im State Department hatte er Roosevelt nach Jalta begleitet, als der Präsident dort mit Churchill und Stalin versuchte, die Karte der Nachkriegswelt neu zu zeichnen. Er arbeitete seit zehn Jahren in der Regierung der Vereinigten Staaten als kommunistischer Agent.
Am selben Tag erhielten die Chefs des Auslandsnachrichtendiensts in Moskau eine elektrisierende Meldung von ihrem Londoner Meisterspion. »Die Amerikaner untersuchen im Moment eine weitere sowjetische Nachr.-Organisation in den USA«,[192]   berichtete Kim Philby, ein hochrangiger britischer Nachrichtendienstoffizier in London und sowjetischer Maulwurf. Philby hatte die Geheiminformation einem Telegramm von William Stephenson entnommen, dem britischen Nachrichtendienstchef in Washington. Stephensons unanfechtbare Quelle war der Direktor des Federal Bureau of Investigation.
Hoover legte den Fall eine Woche später in einem erstaunlichen 71-seitigen Geheimbericht an den Präsidenten, den Justizminister und den Außenminister dar. Sein Dossier »Sowjetspionage in den Vereinigten Staaten« datierte vom 27. November 1945. Es enthielt viele Namen. Einer davon war Harry Dexter White, der damals für das US-Finanzministerium intensiv an den Plänen für den Internationalen Währungsfonds und die Weltbank arbeitete. Ein weiterer war Alger Hiss, der am Aufbau der Vereinten Nationen beteiligt war.
Damit bescheinigte Hoover dem Präsidenten, dass zwei der führenden intellektuellen Architekten von Amerikas Plänen für die Nachkriegswelt kommunistische Spione waren.
Der Präsident beachtete Hoover nicht. Die FBI-Akten und Memoranden zur nationalen Sicherheit las er selten. »Präsident Truman war jemand, der den Nachrichtendienst weder schätzte noch durchschaute«, sagte Cartha DeLoach, Hoovers getreuer Berater. »Er dachte, Mr Hoover sei sein Feind. Und so behandelte er ihn auch.«[193]  
Truman und Hoover waren nun unversöhnliche Gegner. Ihr politischer Kampf wurde zum Krieg um die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten. Hoover hatte seit dem Ersten Weltkrieg sieben Regierungschefs gedient. Keiner dieser Präsidenten war sein Feind gewesen. Insgeheim hatte er von Franklin D. Roosevelt außerordentliche Machtbefugnisse für die politische Kriegsführung in Amerika erhalten. Er beabsichtigte, sie zu nutzen, ob es Truman wusste oder nicht.
Nach Hoovers Überzeugung war der Präsident ein schwaches Glied in der Kommandokette. Er glaubte, Generäle, Politiker und das amerikanische Volk müssten unter seiner, Hoovers Führung den Krieg gegen den Kommunismus austragen. Und er hielt das FBI für Amerikas stärkste Macht in einem Kampf auf Leben und Tod.
Hoover hatte eine große Landkarte im Kopf. Für seinen Geheimdienst dachte er über die Grenzen des Landes hinaus. Die Bedrohungen, denen er seit dem Ersten Weltkrieg gegenüberstand, hatten sich von Berlin gegen New York gerichtet, von Moskau gegen New Mexico und von Tokio gegen Hawaii. Er glaubte, die Sowjets planten einen heimlichen Angriff auf die Vereinigten Staaten und die amerikanischen Kommunisten würden dabei als Stoßtruppen eingesetzt. Um Amerika zu schützen, musste er seine Behörde und seinen Einfluss auf den ganzen Globus ausdehnen. Sein Schlachtfeld war die Welt.
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Machtprobe
Ende 1945 legte Hoover eine Geheimdienstakte an. Er nahm die Originale, die ihm seine Mitarbeiter geschickt hatten, und versah sie mit Anmerkungen in königsblauer Tinte. Das Initial »H.« verlieh seinen Worten Gewicht.
Wenn man seine handschriftlichen Notizen liest, meint man, ihn laut denken zu hören. Seine Wut war persönlich und politisch, bitter und unversöhnlich, ätzend und bissig. Er hatte hochfliegende Ideen und Wutanfälle. Sein Humor war sarkastisch, manchmal verdrießlich. Und trotz seiner Engstirnigkeit verfügte er über ein enormes Wissen.
Diese Akten führte er 27 Jahre. Sie sind Hoovers Tagebuch, seine Geheimgeschichte des Kalten Kriegs. Vor allem aber offenbaren sie seine Angst, Amerika könne den Krieg gegen den Kommunismus verlieren.
In den Jahren 1946 und 1947 führte Hoover seinen Krieg an drei Fronten. Er kämpfte um die Kontrolle des Geheimdienstes. Er versuchte, die amerikanische Führung zu überzeugen, dass der Kalte Krieg bis an ihr Lebensende dauern konnte. Und er begann einen politischen Feldzug gegen den Präsidenten.
Hoover war wütend, als er erfuhr, dass Truman den Posten des Direktors eines Zentralen Nachrichtendienstes schaffen wollte, der die Operationen des FBI gegen Spione und Verräter unter seiner Kontrolle haben sollte. »Vollkommen unpraktikabel«, schrieb er am 15. Januar 1946 an Justizminister Tom Clark.
Das würde »alle bestehenden Behörden zerstören, einschließlich des Federal Bureau of Investigation.« Als der Justizminister Hoovers »unverblümte Sprache« monierte, schoss Hoover zurück: »Ich teile keinesfalls die Ansichten des Justizministers. […] Appeasement kann letztlich noch größere Probleme bringen. H.«[194]  
Zu Hoovers großer Bestürzung ernannte der Präsident am 24. Januar 1946 Sidney Souers, einen Demokraten aus Missouri und Konteradmiral der Reserve, zum ersten Direktor des Zentralen Nachrichtendienstes.[195]   In einem improvisierten Zeremoniell im Oval Office überreichte Truman Souers einen schwarzen Umhang, einen schwarzen Hut und einen kleinen Holzdegen und schlug ihn zum Chef der »Mantel- und Degen-Schnüfflergruppe«. Am nächsten Tag bestellte Hoover Souers in sein Büro in der FBI-Zentrale. Der Admiral fraß ihm schon bald aus der Hand. »Er gab mir klar und deutlich zu verstehen, dass er die Absicht habe, sich Rat und Hilfe weitgehend beim FBI zu holen«, schrieb Hoover an seine wichtigsten Mitarbeiter.[196]  
Hoover setzte den Admiral auf seine Liste der nützlichen Idioten.
Er konnte den Plan zur Schaffung der späteren Central Intelligence Agency zwar nicht verhindern, aber er würde alles tun, um seine Macht zu schützen.
Er ging ins Pentagon, um sich mit General Dwight D. Eisenhower zu besprechen, dem mächtigsten Mann im amerikanischen Militär. Mit Trumans neuem Konzept eines Zentralen Nachrichtendienstes, so Hoover, werde die amerikanische Spionage Schiffbruch erleiden.
»General Eisenhower fragte, was das für das FBI bedeuten würde«, erinnerte sich Hoover. Der FBI-Direktor antwortete, es sehe »so aus, als werde sich das FBI von seinen Auslandsoperationen zurückziehen. […] Eisenhower äußerte seine Verwunderung und seine tiefe Besorgnis.« Hoover setzte den General auf die Liste seiner mächtigen Verbündeten.[197]  
»Eine direkte Unterwanderung«
Hoover hatte die Ernennung des Direktors eines Zentralen Nachrichtendienstes zwar nicht verhindern können, machte sich aber sofort daran, den aufstrebenden Spionagedienst zu infiltrieren und zu sabotieren.
Hoover hatte einen Hilferuf von Colonel Bill Quinn erhalten, der versuchte, ein neues Central-Intelligence-Team für verdeckte Operationen und Spionage aufzubauen. Der Colonel sah sich dem entschlossenen Widerstand des uniformierten Militärs gegenüber, das ihm mitteilte, sein Team sei von Kommunisten durchsetzt. Das FBI besaß Akten mit Berichten über Gerüchte, der Zentrale Nachrichtendienst werbe Kommunisten an.
Mit dem Hut in der Hand ging Quinn zu Hoover. Der Colonel erinnerte sich:
»›Was soll ich für Sie tun?‹, fragte Hoover.
›Ganz einfach, Mr Hoover‹, sagte Quinn, ›finden Sie heraus, ob ich Kommunisten in meiner Organisation habe.‹
›Das lässt sich machen‹, sagte Hoover.
›Wären Sie so nett, bei Ihrer Wühlarbeit auch eine strafrechtliche Überprüfung vorzunehmen?‹
›In Ordnung.‹
›Bevor wir entscheiden, wie das passieren soll, würde ich Sie – für die Zukunft und im Interesse einer weiteren Zusammenarbeit – gern bitten, mir einen Vertreter zu schicken, der Ihr Verbindungsmann zu meiner Organisation sein könnte.‹«
Bei diesen Worten wäre Hoover fast vom Stuhl gefallen, erinnerte sich der Colonel. »Ich wusste, was in seinem Kopf vorging. Vermutlich dachte er: ›Du lieber Himmel, der Kerl bittet um eine direkte Unterwanderung seiner Organisation.‹«[198]  
Quinn hatte Hoover soeben dazu aufgefordert, seine Spione auszuspionieren. Liaison bedeutete Infiltration. Die rechte Hand streckte man zur Begrüßung hin, mit der linken griff man dem anderen in die Tasche.
Das FBI prüfte die politische Zuverlässigkeit Dutzender CIA-Beamter, von denen viele gerade wegen ihres russischen und osteuropäischen Hintergrunds angeworben worden waren, was sie in Hoovers Augen verdächtig machte. Die ersten drei Direktoren der Central Intelligence baten Hoover darum, ihnen erfahrene FBI-Beamte zur Verfügung zu stellen, dazu praktisches Training, Berichte, die Namen und Identitäten zuverlässiger Informanten und angeworbener ausländischer Agenten. Hoover machte es Spaß, ihre Bitten abzulehnen. Seine Verärgerung darüber, dass er aus der weltweiten Informationsbeschaffung ausgeschlossen worden war, schwelte weiter. Er wollte die Oberhand zurückgewinnen.
»Eine Zeit großer Hysterie«
Auf Hoovers Bitte schrieb Admiral Souers am 17. April 1946 an Präsident Truman: »Es ist von vorrangiger Dringlichkeit, es dem Federal Bureau of Investigation zu ermöglichen, auch weiterhin seine Sicherheitsaufgaben […] in den Ländern der westlichen Hemisphäre, in London, Paris, Rom, Manila, Tokio und in der amerikanischen Zone in Deutschland wahrzunehmen. Die Sicherheitsmission, die es erfüllt, lässt sich durch die kanadische Ermittlung in Ottawa belegen, die auch die Vereinigten Staaten und England betrifft.«[199]  
Die »kanadische Ermittlung« enthüllte das ganze Ausmaß der sowjetischen Atomspionage in den Vereinigten Staaten.
Die Geschichte begann mit der Unachtsamkeit eines sechsunddreißigjährigen Leutnants der Roten Armee, einem von Stalins Spitzeln im Büro des sowjetischen Militärattachés im kanadischen Ottawa. Igor Sergejewitsch Gusenko war Kryptograph und für die Entschlüsselung von Geheimdepeschen und Geheimcodes zuständig. Eines Abends warf er zwei Rohentwürfe verschlüsselter Nachrichten nach Moskau achtlos weg. Eine als Putzfrau getarnte sowjetische Sicherheitsoffizierin fand die zerknüllten Kommuniqués und informierte den Botschafter. Die Strafe für die Verletzung von Sicherheitsbestimmungen in Stalins Geheimdienst war die Verbannung nach Sibirien oder der Tod. Gusenko raffte so viele Geheimdepeschen zusammen, wie er tragen konnte, und floh, um sein Leben zu retten. Er war drei Tage auf der Flucht, bis er die kanadische Polizei davon überzeugen konnte, ihm Schutz zu gewähren.
An Gusenkos Vernehmung nahm auch der Rechtsattaché des FBI in Ottawa teil. Bald hatte Hoover 75 Agenten auf den Fall angesetzt.
Der Fall Gusenko enthüllte vier Fakten: Ottawa war eine Kommandozentrale der sowjetischen Spionage für Nordamerika. Die Sowjets hatten irgendwo im Außenministerium einen Spion platziert. Der britische Atomphysiker Alan Nunn May hatte das streng geheime Manhattan-Projekt, das amerikanische Atombombenprogramm, an Moskau verraten. Der Diebstahl der Baupläne für die Atombombe hatte für den sowjetischen Geheimdienst oberste Priorität.
Das FBI hatte noch einen Überläufer aus dem sowjetischen Spionagenetzwerk in der Hand: Elizabeth Bentley, eine Amerikanerin und überzeugte Kommunistin, die sich erstmals 1942 an das FBI gewandt hatte; dort hatte man ihr jedoch nicht geglaubt. Sie schien weder zu begreifen, warum sie Kommunistin gewesen war, noch warum sie jetzt die Seiten wechselte.
»Sie hatte einen Knacks weg«, sagte Special Agent Jack Danahy vom FBI, der jahrelang an dem Fall arbeitete. »Genau genommen, war sie verrückt. Sie hatte etliche durchgeknallte Liebhaber, Faschisten in Italien und Kommunisten in den Vereinigten Staaten.« Als sie sich an das FBI wandte, »machte sie sich an jeden Agenten in der Behörde ran, mit dem sie zu tun hatte […] Das bereitete uns Kopfzerbrechen. Aber, hey, schließlich finden wir unsere Informanten nicht im Kloster.«[200]  
Gegenüber Bentley war das FBI immer skeptisch. Sie war eine schwere Trinkerin, aber wenn sie nüchtern war, konnte sie sich gut erinnern. Ihre Geschichte war merkwürdig, aber so viel stimmte: Bentley war als Kurier in ein sowjetisches Spionagenetzwerk eingebunden gewesen. Sie nannte Namen – insgesamt achtzig, obwohl keine der genannten Personen jemals wegen Spionage ins Gefängnis musste und nur zwei später wegen Straftaten verurteilt wurden.
Hoover beschloss, den Geständnissen dieser exzentrischen Überläuferin Glauben zu schenken.
Ihre Enthüllungen ließen das FBI die Grundzüge des Geheimdienstsystems erkennen, mit dem die Sowjets seit zwölf Jahren die US-Regierung zu infiltrieren suchten. Nachdem das FBI Bentleys Aussagen Glauben schenkte, setzte Hoover 227 Agenten auf den Fall an.
Dessen Kernpunkte hatte er bereits an den britischen Geheimdienst in Washington übermittelt, der die Erkenntnisse nach London weiterleitete. Und dank Kim Philby, dem sowjetischen Maulwurf im britischen Geheimdienst, erreichte die Nachricht auch Moskau.
Die Sowjets reagierten sofort. Sie riefen die meisten ihrer Geheimdienstmitarbeiter, die seit dem Krieg in den Vereinigten Staaten waren, zurück und brachen die Kontakte mit vielen ihrer Agentennetzwerke ab.
Als das FBI nach den Sowjets suchte, jagten sie nur Schatten.
»Es war ungeheuerlich«
Am 29. Mai 1946 las Präsident Truman Hoovers neuen Bericht mit ungläubigem Staunen.
»Es gibt einen riesigen Spionagering in Washington«, schrieb Hoover in einer »persönlichen und vertraulichen« Botschaft an den Präsidenten und den Justizminister. »Zahlreiche hohe Regierungsbeamte, deren Namen nachfolgend genannt werden, sind darin verwickelt.« Einige Namen auf der Liste waren ein Schock.[201]   Zu den von Hoover Verdächtigten zählten: Vizeaußenminister Dean Acheson und der ehemalige stellvertretende Kriegsminister John J. McCloy, zwei tragende Säulen des amerikanischen Establishments, dessen antikommunistische Haltung nie in Frage stand.
Auch der Justizminister glaubte kein Wort dieses Berichts. »Es war wirklich eine Zeit großer Hysterie«, sagte Clark Jahre später. Aber er lernte allmählich, die Macht von Hoovers geheimer Aufklärung ernst zu nehmen. Und er entdeckte, dass Hoover auch ihn im Auge behielt. »Das FBI hatte ein Dossier angelegt; und dort hinein kam jede herabwürdigende Information über mich, die in diese Behörde gelangte«, sagte Clark. »Es war ungeheuerlich.«[202]  
Hoover bemühte sich weiterhin, das Weiße Haus zu überzeugen, dass Stalins Spione versuchten, Amerikas Atomgeheimnisse zu stehlen. Darin wurde er von seinem Geheimdienstchef Mickey Ladd bestärkt, dem Sohn eines US-Senators aus North Dakota.
Im Namen der Spionageabwehr forderte Ladd einen kompromisslosen Krieg gegen den Kommunismus einschließlich Massenverhaftungen und der Internierung von Personen, die der Subversion verdächtig waren. Er wollte, dass alle rund 80000 Mitglieder der Kommunistischen Partei der Vereinigten Staaten in das Sicherheitsregister des FBI aufgenommen wurden. Waren sie erst einmal in das Register aufgenommen, konnten sie im Zuge einer landesweiten Razzia »im Ernstfall« festgenommen und ins Gefängnis gesteckt werden.[203]  
Hoover war einverstanden. Ohne die Existenz des Sicherheitsregisters zu enthüllen, informierte er Justizminister Clark, das FBI werde »seine Ermittlungen zu den Aktivitäten der Kommunistischen Partei verstärken« und »alle Mitglieder der Kommunistischen Partei und andere, die im Falle eines Abbruchs der diplomatischen Beziehungen zur Sowjetunion« gefährlich werden könnten, auf eine Liste zu setzen. Hoover schrieb unverblümt, im Falle einer politischen Krise könne es nötig werden, »eine große Zahl amerikanischer Staatsbürger sofort zu internieren«.[204]  
Hoovers Krieg gegen das Weiße Haus verschärfte sich. Er hatte Geld gefordert, um hunderte zusätzliche Leute im Kampf gegen die sowjetische Spionage und die kommunistische Subversion einzustellen. Doch im ersten Haushalt, den Truman dem Kongress vorlegte, strich er Hoover 600 Stellen, fast ein Siebtel des gesamten Personals. Seitdem Hoover Direktor geworden war, hatte es beim FBI noch keinen solchen Abbau gegeben. Angesichts dieses Rückschlags rief Hoover seine Agenten in Übersee zurück.
Am 8. Juli 1946 wies er seine Agenten in Lateinamerika und in der Karibik an, ihre Operationen sofort einzustellen. Er hatte dem neuen CIA-Direktor, General Hoyt Vandenberg, versprochen, einen reibungslosen Übergang innerhalb eines Jahres zu ermöglichen. Doch am Ende des Sommers ließ das FBI nur leere Büros und wütende Botschafter zurück.
»Beeilt euch & geht so schnell wie möglich raus«, befahl er.[205]   Sieben Wochen später war das FBI aus Mittelamerika und der Karibik so gut wie verschwunden, bald würde es auch aus Südamerika abziehen. »Alle Akten zu laufenden oder abgeschlossenen Ermittlungen wurden verbrannt«, berichtete Hoovers Ordonnanzoffizier C. H. »Kit« Carson an die FBI-Zentrale, als er Operationen in Mexiko, Guatemala, Costa Rica, Nicaragua, El Salvador, Honduras, Venezuela, Haiti und Kuba abbrach.[206]  
Hoover diktierte dem Weißen Haus das Gesetz des Handelns. Wenn der Präsident das FBI aus der Auslandsaufklärung herausdrängen wollte und wollte, dass der Direktor des Zentralen Nachrichtendienstes das Kommando führte, dann sollte er die Quittung dafür bekommen.
Aber niemand, der jemals im FBI tätig gewesen sei – sei es im aktiven Dienst, im Ruhestand, im ersten oder im dritten Glied –, könne für die neue Central Intelligence Agency arbeiten, teilte Hoover Admiral Leahy mit, dem Stabschef des Präsidenten. Der Admiral empfahl General Vandenberg, »Mr Hoover möglichst nicht zu brüskieren«.[207]   Aber als Vandenberg vorschlug, ein globales Register ausländischer Kontakte zu erstellen, warnte Hoover seine Spitzenberater: »Prüft mit größter Sorgfalt alle & jede Direktive seiner Abteilung, denn ich glaube, sie ist machttrunken & und wird gerissen versuchen, alles an sich zu reißen.«[208]   Als Hoover einen neuen Gesetzesentwurf zu lesen bekam, der dem CIA-Direktor größere Befugnisse einräumte, schrieb er: »Die ›Imperiumserbauer‹ […] setzen ihre derzeitigen Ungeheuerlichkeiten fort und dringen in immer mehr zivile und innenpolitische Bereiche ein.«[209]  
Hoovers Weigerung, mit der neugegründeten CIA zusammenzuarbeiten, grenzte an Insubordination, seine Herausforderung des Außenministeriums an Rebellion. Durch Hoovers boshafte Entscheidung drohte »ein schwerer Rückschlag für die Effizienz unserer Sicherheits- und Aufklärungsarbeit«, schrieb Vizeaußenminister Acheson.[210]   Hoover ließ sich nicht abschrecken. Er hatte dem Weißen Haus den Krieg erklärt.
»Ich glaube, wir sollten es auf eine Machtprobe ankommen lassen«, schrieb er an Mickey Ladd.[211]  
Seine Wut über die Weigerung des Präsidenten, einen echten Krieg gegen den Kommunismus zu führen, wuchs. Er fing an, Senatoren und Kongressabgeordnete zu bearbeiten, ihm die Macht zu geben, um Amerika vor »der Gefahr des Einsickerns ausländischer Agenten, vor Ideologien und militärischer Eroberung« zu schützen.[212]   Seine Ansichten über das Ausmaß dieser Bedrohung waren so überzeugend, dass sogar die Liberalen in Washington anfingen zu wanken – und mit ihnen der Präsident.
Hoover war im Begriff, die politische Kultur des Kalten Kriegs in den Vereinigten Staaten zu schaffen.
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»Roter Faschismus«
Am 26. September 1946 überstellten Clark Clifford, Sonderberater im Weißen Haus, und sein Assistent George Elsey Präsident Truman einen Geheimbericht zur Vorbereitung auf einen Krieg gegen die Sowjets. In ihrem Schlachtplan für ein bevorstehendes Armageddon bezogen sie sich auf Hoover und das FBI.
Truman müsse sich auf einen dritten Weltkrieg mit atomaren und biologischen Waffen vorbereiten, warnten sie den Präsidenten. Der Feind sei eine sowjetische Diktatur, die, gestützt auf einen heimtückischen Nachrichtendienst und mit Hilfe des amerikanischen Untergrunds, die Weltherrschaft anstrebe. Jeder amerikanische Kommunist, schrieben sie, sei ein potentieller Spion und ein Soldat Moskaus. »Die Roten, die Heuchler und ›Salonsozialisten‹ scheinen sich miteinander verbündet zu haben und werden zu einer nationalen Bedrohung. Ich befürchte, sie bilden eine Sabotagefront für Onkel Joe Stalin.«[213]  
Im November 1946 gewannen die Republikaner erstmals seit der Zeit vor der Großen Depression bei den landesweiten Wahlen im Senat und im Repräsentantenhaus die Mehrheit. Im Wahlkampf hatten sie einen neuen, vehement antikommunistischen Ton angeschlagen. Ihre Botschaft lautete, Amerika habe die Wahl zwischen »Kommunismus und Republikanismus«.
Die politische Rhetorik der Republikaner entstammte einer 40-seitigen Broschüre der US-Handelskammer, von der 400000 Exemplar gedruckt und im ganzen Land verteilt wurden. Sie trug den Titel »Kommunistische Unterwanderung der Vereinigten Staaten«, und ihre Botschaft wurde in politischen Reden und von den Kirchenkanzeln Amerikas verkündet. Ihr Verfasser war Father John F. Cronin, ein Geistlicher aus Baltimore, der in den erzkatholischen Reihen des FBI viele Anhänger hatte. Er bezog sein Material direkt aus geheimen und vertraulichen FBI-Akten und verwendete auch Passagen aus Hoovers Berichten an das Weiße Haus. Er hatte sich mit einem neugewählten Abgeordneten des 80. US-Kongresses angefreundet, der mit dem Thema der kommunistischen Bedrohung gepunktet hatte und im Januar 1947 aus Kalifornien in die Hauptstadt entsandt wurde.
Richard Milhous Nixon war vierunddreißig Jahre alt, ein Politiker von großer Intelligenz, mit hochfliegenden Ambitionen und einer noch kaum genutzten, aber unerschöpflichen Begabung für Intrigen. Durch harte Arbeit und angetrieben durch enttäuschte Träume war er aus kleinen Verhältnissen aufgestiegen. Zehn Jahre bevor er nach Washington kam, um im Repräsentantenhaus vereidigt zu werden, hatte sich Nixon – er hatte zu diesem Zeitpunkt sein Jurastudium noch nicht abgeschlossen – um einen Job beim FBI beworben. Er bekam nie eine Antwort. Doch in den folgenden 25 Jahren sollte er aus seinen Kontakten zum FBI das Bestmögliche herausholen. Im Februar 1947 war ihm Father Cronin behilflich, die erste dieser Verbindungen zu knüpfen. Er unterrichtete Nixon persönlich über die Ermittlungen des FBI zum amerikanischen Kommunismus und zur sowjetischen Spionage, er machte ihn mit Agenten bekannt, deren Spezialgebiet die Kommunistenjagd war, und wurde hinter den Kulissen Nixons Kontaktmann zum Bureau.
Zu Beginn seiner Tätigkeit als Kongressabgeordneter trat Nixon dem Ausschuss für unamerikanische Umtriebe bei. Dessen Vorsitzender war J. Parnell Thomas, ein Republikaner aus New Jersey und engstirniger Angeber, der schon bald wegen politischer Korruption im Gefängnis landen sollte. Die Exzesse des Ausschusses waren berüchtigt. 1939 waren die Ermittlungen gegen die Filmindustrie ein gewaltiger Flop gewesen. Sie hatten für Schlagzeilen gesorgt, als der Ausschuss den lausbubenhaften Lockenkopf Shirley Temple indirekt als Kommunistin bezeichnete. Aber inzwischen saßen ehemalige FBI-Agenten und ehemalige Mitglieder der Kommunistischen Partei im Ausschuss, dessen Akten eine geheime, wenn auch hochselektive Geschichte des amerikanischen Kommunismus erzählten. Die Verbindungen des Ausschusses zum FBI sollten eine der stärksten Triebkräfte des Kalten Kriegs werden.
»Ein heimtückischer und bösartiger Lebensstil«
Am 26. März 1947 lud der Ausschuss J. Edgar Hoover zur Anhörung, ein denkwürdiger Moment in Hoovers Leben. Er war zweiundfünfzig Jahre alt und leitete das FBI seit nunmehr fast einem Vierteljahrhundert. Er war das Gesicht des Antikommunismus in Amerika.
An diesem Tag vollzog Hoover den Bruch mit den übergeordneten Autoritäten. In den nachfolgenden 25 Jahren bis zu seinem Tod fügte sich Hoover nur, wenn er es für geboten hielt. Seine Aussage vor dem Ausschuss war ein Akt des Widerstands gegen die Truman-Regierung – die Bekundung, dass Hoover nun mit den mächtigsten politischen Feinden des Präsidenten im Kongress im Bunde stand.
Er beherrschte die präsidiale Macht. Fünf Tage zuvor, nachdem er monatelang von Hoover unter Druck gesetzt worden war, unterzeichnete Truman einen Präsidialerlass, mit dem er die größte Untersuchung in der amerikanischen Geschichte anordnete: das Federal Loyalty and Security Program: Das FBI sollte mehr als zwei Millionen Staatsbedienstete überprüfen und musste dazu tief in das Privatleben und die politischen Überzeugungen von 14000 Beamten eintauchen. Das Programm enttarnte keinen einzigen sowjetischen Spion in der Regierung, doch von der Jagd nach illoyalen Elementen war das gesamte politische System Amerikas betroffen.
Hoover sagte jetzt dem Kongress und dem amerikanischen Volk, dass sich die Kommunistische Partei, geleitet vom sowjetrussischen Traum von der Weltherrschaft, immer tiefer in die sozialen und politischen Strukturen der Vereinigten Staaten eingrabe, um einen Umsturz herbeizuführen, und die Truman-Regierung nehme die Bedrohung nicht ernst. »Der Kommunismus ist in Wirklichkeit keine politische Partei«, sagte er. »Er ist ein heimtückischer und bösartiger Lebensstil. Eine Krankheit, die sich wie eine Epidemie ausbreitet; und wie bei einer Epidemie ist eine Quarantäne notwendig, um zu verhindern, dass das ganze Land infiziert wird.«[214]  
Die Kommunistische Partei erscheine zwar theoretisch als eine bedeutungslose Kraft in der amerikanischen Politik – Hoover nannte die Zahl von 74000 Mitgliedern –, aber ihr Einfluss sei sehr viel größer: »Auf jedes Parteimitglied kommen zehn andere, die bereit, willens und in der Lage sind, für die Partei zu arbeiten. Hier liegt die große Bedrohung des Kommunismus – denn das sind die Leute, die die verschiedenen Bereiche des amerikanischen Lebens infiltrieren und korrumpieren.«
Hoover erklärte weiter, viel zu wenige Amerikaner »besitzen genug Eifer, Leidenschaft, Ausdauer und Fleiß, um sich mit dieser Bedrohung durch den roten Faschismus auseinanderzusetzen. Ich fürchte um die Liberalen und Progressiven, die durch Täuschungsmanöver verleitet wurden, sich mit den Kommunisten zusammenzutun. Ich gestehe, dass ich wirklich in Sorge bin, solange Kommunisten sich der Hilfe von Dienern des Evangeliums bedienen können, um ihr böses Werk voranzubringen. […] Ich befürchte, solange Schulbehörden und Eltern es hinnehmen, dass Kommunisten und ihre Mitläufer unter dem Deckmantel der Lehrfreiheit unserer Jugend einen Lebensstil beibringen. […] ich fürchte, solange Gewerkschaftsgruppen vom Virus des Kommunismus infiltriert, dominiert oder durchseucht werden, […] ich fürchte die Ignoranz unseres Volkes, das die giftigen Pillen der kommunistischen Propaganda womöglich schluckt.«
Hoover betonte, er werde den Ausschuss für unamerikanische Umtriebe und seine Mitglieder im Krieg gegen den Kommunismus unterstützen. Sie seien jetzt ein Team. Das FBI werde in aller Heimlichkeit Beweise sammeln und auf die »unnachgiebige Verfolgung« der Umstürzler hinarbeiten. Der Ausschuss werde seinen größten Beitrag durch die »öffentliche Enthüllung der Kräfte [leisten], die Amerika bedrohen«.
Hoover und Nixon lernten sich bei dem Hearing an jenem Tag persönlich kennen und verstanden sich bekanntermaßen auf Anhieb. Nixon wollte wissen, in welchen Bereichen die amerikanischen Kommunisten die größte Gefahr darstellten. Hoover nannte die Subversion an den Universitäten, in Rundfunk und Film und vor allem in der Regierung selbst.
Hoover war von Nixons Auftreten beeindruckt.
»Wer ist dieser junge Mann?«, fragte er nach der Anhörung einen alten Freund. »Sieht aus, als wäre er ein guter Mann für uns.«[215]  
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Überraschungsangriff
Der Präsident war zunehmend überzeugt von der Gefährlichkeit einer kommunistischen Bedrohung, aber er war auch wachsam gegenüber J. Edgar Hoover. Er sei »sehr stark gegen das FBI« eingestellt, schrieb der Rechtsberater des Weißen Hauses, Clark Clifford, in seiner Mitschrift einer Unterredung mit Truman am 2. Mai 1947. »Er möchte sicherstellen, dass das FBI unter Kontrolle gehalten wird.«[216]  
Truman hatte das Gefühl, »Hoover habe beim FBI eine diktatorische Herangehensweise entwickelt«, sagte Trumans Finanzminister John Snyder, ein alter Freund und politischer Weggefährte des Präsidenten. »Truman hatte wohl den Eindruck, dass Mr Hoover mit dem FBI ein Frankenstein-Monster aufgebaut hat.«[217]  
Hoover wusste, was der Präsident dachte. Geschickt nutzte er sein Wissen, um seinen Kampf um die Kontrolle des amerikanischen Geheimdienstes weiterzuführen. Er trat an hochrangige Kongressabgeordnete heran, die im Frühjahr und Sommer 1947 über ein neues Nationales Sicherheitsgesetz zu entscheiden hatten.[218]  
Die Gesetzesvorlage sah die Zusammenfassung der bisher getrennt verwalteten Streitkräfte unter der Ägide des Pentagons vor, das der oberste Dienstherr von Heer, Marine und einer nuklear ausgerüsteten Luftwaffe sein sollte. Geplant waren weiterhin die Schaffung eines neuen Nationalen Sicherheitsrats, der die Tätigkeit von Militär, Geheimdienst und Diplomatie im Weißen Haus koordinierte, sowie des ersten amerikanischen Spionagedienstes in Friedenszeiten.
»Spionage ist so alt wie die Menschheit«, begann Hoover. »Es gab sie schon immer, und es wird sie auch in Zukunft geben, bis die Brüderlichkeit der Menschen nicht länger eine Idealvorstellung bleibt, sondern Wirklichkeit wird.« Bis dahin, so Hoover, bräuchten die Vereinigten Staaten einen dauerhaften und professionellen Geheimdienst auf gesetzlicher Grundlage. Und niemand, fuhr er fort, sei besser qualifiziert, ihn zu führen, als er selber.
Er konstatierte »das Unbehagen und die Befürchtungen der verantwortlichen Führer«, die nach Informationen über die Absichten und Fähigkeiten der Sowjetunion und ihrer Verbündeten hungerten. Er habe dafür eine Lösung. Er werde die von FBI-Agenten, Diplomaten und Militäroffizieren in Übersee zusammengetragenen Geheimdienstinformationen koordinieren. Experten des Außenministeriums in Washington würden die Erkenntnisse auswerten. Das Bureau werde weiterhin ausländische Spione jagen und kommunistische Spitzel in der Vereinigten Staaten abhören.
Gute nachrichtendienstliche Aufklärung könne ein zweites Pearl Harbor verhindern. »Ein künftiger Angriff könnte sich gegen amerikanisches Territorium richten«, sagte Hoover. »Die verheerenden Folgen eines solchen Angriffs könnten durch nachrichtendienstliche Aufklärung minimiert werden, die uns vorwarnen wird und damit die Möglichkeit gibt, vorbereitet zu sein. Neue wissenschaftliche Entwicklungen und ihre militärische Umsetzung sind eine Warnung vor dem, was uns erwarten könnte, aber das genügt nicht. Wir müssen gewappnet sein, indem wir in Erfahrung bringen, wann, wo und wie ein Angriff gegen uns erfolgen wird. Und das können wir nur, wenn wir auf weltweiter Basis adäquate geheimdienstliche Aufklärung betreiben.«
Hoover sagte, »mit einer Personalstärke von etwa 1200 Mitarbeitern und bei geschätzten Kosten von 15 Millionen Dollar« im Jahr könne das FBI »weltweite nachrichtendienstliche Aufklärung betreiben«. Für die CIA dagegen, so Hoover weiter, seien schätzungsweise »3000 Mitarbeiter bei jährlichen Kosten von 60 Millionen Dollar« vorgesehen. Hoover verwarf die Pläne für die CIA als den »Traum visionärer, aber unpraktischer Imperiumserbauer«.
Konteradmiral Roscoe Hillenkoetter war soeben zum dritten CIA-Direktor innerhalb von 14 Monaten ernannt worden. (Hoover und seine Mitarbeiter hatten den Admiral kennengelernt und fanden ihn »sehr freimütig in seiner Bekundung«, dass er von seinem neuen Job keine Ahnung habe.)[219]   Hoover argumentierte im Kongress, geheimdienstliche Aufklärung müsse »ein Beruf und nicht ein zeitlich befristeter Einsatz sein«. Zeitsoldaten für die Dauer von ein, zwei Jahren für den Geheimdienst anzuwerben sei »unfair gegenüber der Nation«. Vor allem aber, so Hoover weiter, brauche Amerika keine zentrale Nachrichtenagentur, die von einem mächtigen, aber undurchsichtigen Direktor geleitet werde, der Amerikas Spionageoperationen durchführe, die gesammelten Geheiminformationen selbst auswerte und die Tätigkeit der Auslandsspionageagenten des FBI beurteile.
Hoover schloss sein geheimes Briefing mit einer Anspielung auf die Angst des Präsidenten vor einer Geheimpolizei. »Zum Glück für uns«, sagte er, »gibt es kein abschreckenderes Beispiel für das, was die Schaffung einer großen zentralen, zugleich ermittelnden und sich selbst kontrollierenden Superorganisation bewirken kann, als die deutsche Gestapo.«
»Es ist eine Tragödie«
Hoover hatte einen Rivalen, der rhetorisch noch viel besser gerüstet war als er. Allen Dulles war »Wild Bill« Donovans Schützling. Dulles war Staranwalt in Donovans Kanzlei an der Wall Street und der Bruder von John Foster Dulles, Außenminister im Schattenkabinett der republikanischen Partei. Seine Pfeife schmauchend, präsentierte er sich am 27. Juni 1947 bei einer nichtöffentlichen Anhörung im Kongress zum Nationalen Sicherheitsgesetz weltmännisch, kultiviert und geschliffen.
Das Konzept für die neue CIA sei solide, versicherte Dulles. Die Vereinigten Staaten verfügten über »das Rohmaterial für den Aufbau des größten Geheimdienstes der Welt«. Ein paar Dutzend qualifizierte Agenten im Ausland sollten die Arbeit leisten. »Eine große Behörde wäre nicht das Richtige«, sagte er. »Sie sollte klein bleiben. Wenn daraus eine große dicke Krake entstünde, würde sie nicht gut funktionieren. […] Die Operationen des Dienstes dürfen weder besonders auffällig noch allzu sehr in Geheimnis und Abrakadabra gehüllt sein, wie Amateurdetektive es sich gern vorstellen. Harte Arbeit, differenziertes Urteilsvermögen und gesunder Menschenverstand allein garantieren den Erfolg.«[220]  
Einen Monat später, am 26. Juli 1947, unterzeichnete Präsident Truman das Nationale Sicherheitsgesetz. Dem FBI wurden keine neuen Machtbefugnisse zur Fortsetzung des Kalten Kriegs erteilt, dem CIA-Direktor viele.
Vom ersten Tag an begann Hoover, die CIA auszuspionieren. Zuerst hörte er CIA-Mitarbeiter ab, die kommunistischer Sympathien oder homosexueller Neigungen verdächtig waren. Berichte über ein »totales Durcheinander« bei der CIA kommentierte Hoover mit den Worten: »Es ist eine Tragödie, dass die wirkliche Verlogenheit der CIA nicht ans Licht kommt.« Die Agentur bat beim FBI um Leute mit Spionageerfahrung. Hoover stimmte zu in der Hoffnung und Erwartung, dass seine Agenten die CIA für ihn ausspionierten. Das taten wenige, zu wenige für Hoovers Geschmack, auch wenn einer von ihnen bald berichtete: »Wenn die Bevölkerung dieses Landes auf die CIA in ihrer gegenwärtigen Verfassung baut, um ein zweites Pearl Harbor zu verhindern, sollte sie schon jetzt anfangen, Gräben auszuheben.«[221]  
Hoover verschärfte seine politische Kriegsführung Monat für Monat. »Es erscheint mir Zeitverschwendung, diesen Laden mit aufzubauen«, schrieb er, nachdem er CIA-Leuten die Trainingsakademie des FBI gezeigt hatte. Wütend verwarf er den Entwurf eines höflichen Briefes an den Direktor der CIA, den einer seiner Mitarbeiter verfasst hatte. »Bitte streichen Sie dieses ganze Gesülze. Wir wissen, dass sie für uns keinen Wert haben & ich habe nicht die Absicht, vor ihnen zu kuschen.« Als die CIA beim FBI anfragte, was man dort über die Komintern wisse, schmetterte Hoover die Bitte ab: »Verschwendet damit keine Zeit. Wir haben Dringenderes zu tun.«[222]  
Umgehend schmiedete Hoover ein Bündnis mit dem neuen Verteidigungsminister James Forrestal, einem Wall-Street-Magnaten, der zuvor Marineminister gewesen war. Am 24. Oktober 1947 dominierte Hoover eine Sitzung im Pentagon, an der die CIA-Führung, die Leitung der Nachrichtendienste von Heer und Marine sowie der nationale Sicherheitsstab des Präsidenten teilnahmen. Er sprach von der »derzeit weitverbreiteten Ansicht, unsere Aufklärungsgruppe sei absolut unfähig«.[223]   Er wetterte gegen undichte Stellen im Außenministerium im Zusammenhang mit den Ermittlungen eines New Yorker Geschworenengerichts gegen die Kommunistische Partei. Er erläuterte die Bedenken des FBI angesichts des Einflusses linksgerichteter Naturwissenschaftler, die in der neugegründeten Atomenergiekommission mitarbeiteten, wo Zivilisten die Aufsicht über Amerikas tödlichste Waffen führten. Die Mitglieder der Kommission hatten ihm gesagt, Amerika habe von der sowjetischen Bedrohung keine Ahnung.
»Eine in die Vereinigten Staaten eingeschmuggelte Atombombe«
Die Woche darauf schickte Hoover einen Brandbrief an Forrestal. Er warnte vor »einer in die Vereinigten Staaten eingeschmuggelten Atombombe oder Teilen einer Atombombe, die später in diesem Land zusammengebaut werden könnte«.[224]   Hoover zeichnete ein Bild von Moskaus Spionen, die in ihrem diplomatischen Gepäck die Bauteile einer Bombe ins Land brachten, von Saboteuren, die sie zusammenbauten, und von Selbstmordattentätern, die die Regierungsgebäude der Vereinigten Staaten in die Luft sprengten. Die Angst vor einem Überraschungsangriff war allgegenwärtig.
Hoovers Warnung im November 1947 war die erste ihrer Art. In den folgenden zehn Jahren warnte er immer wieder vor Terror- und Spionageangriffen mit atomaren, biologischen und chemischen Waffen auf amerikanische Städte – ein Albtraum, der die amerikanische Führung bis heute nicht loslässt.
Forrestal berief eine geheime Gruppe ein, die er als Kriegsrat bezeichnete. Ihm gehörten die uniformierten und zivilen Chefs des US-Militärs an, die auf Hoovers Warnung reagieren sollten; unter ihnen Vannevar Bush, der wissenschaftliche Berater der Regierung, und Karl Compton, der Direktor des Massachusetts Institute of Technology. Beide hatten Präsident Truman geraten, die Atombombe ohne Vorwarnung auf Japan abzuwerfen. Der Kriegsrat führte eine streng geheime Untersuchung zur Bedrohung durch Massenvernichtungswaffen als Instrument des politischen Terrors durch. Dabei wurde »der Einsatz biologischer Agenzien« und »spaltbaren Materials« erforscht – einer schmutzigen Bombe. Auch mit der Entwicklung eines Schutzschilds zur Abwehr von Atomraketen wurde begonnen, die bis heute weitergeht.
»Es war Ihr Brief, der uns dazu veranlasste, diese Untersuchung zu führen«, schrieb der Verteidigungsminister an Hoover. »Aufgrund der großen Verantwortung des Federal Bureau of Investigation bei der Beschaffung von Informationen, die für das gesamte Projekt relevant sind«, fuhr Forrestal fort, »wird eine sehr enge Zusammenarbeit zwischen unseren beiden Organisationen notwendig sein, um in diesem speziellen Bereich vorbereitet zu sein.«
Hoover erklärte die Bedrohung zu einer Frage des nationalen Überlebens und drängte auf die Eröffnung von Strafverfahren, um die Führung der Kommunistischen Partei der Vereinigten Staaten der Verschwörung zum »gewaltsamen Sturz der Regierung« zu beschuldigen. Voraussetzung für eine gerichtliche Anklage war die politische und juristische Konstatierung eines Ernstfalls im Verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten und den Sowjets und des Status der amerikanischen Kommunisten als illegale Kombattanten im Kalten Krieg.
Im ersten Prozess wurden elf kommunistische Parteiführer zu einer fünfjährigen Haftstrafe verurteilt, sechs kamen ins Gefängnis; fünf flüchteten, während sie gegen Kaution auf freiem Fuß waren. In den folgenden Monaten wurden weitere 115 amerikanische Kommunisten im ganzen Land gleichfalls wegen Verschwörung zum Umsturz vor Gericht gestellt, 93 von ihnen wurden verurteilt. Alle diese Anklagen basierten auf dem Smith Act von 1940, der die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei unter Strafe stellte. Die Anklage basierte auf einem 1350 Seiten starken Dokument, das Hoover dem Gericht vorlegte, einer Neuauflage des Vorwurfs, den er seit dem Ersten Weltkrieg erhob. Jetzt aber hatte er Zeugen. Das FBI war fünf Jahre lang von einem Doppelagenten mit Informationen versorgt worden: einem unauffälligen, freundlichen kommunistischen Funktionär, der vor dem Geschworenengericht und im Verfahren gegen die elf Parteiführer vernichtende Aussagen machte. Seine Geschichte wurde zu einer Schwarzweißserie mit dem Titel I Led Three Lives (»Ich führte drei Leben«) für das Fernsehen verarbeitet – mit einer Einleitung, die einer ganzen Generation von Amerikanern auf Anhieb bekannt vorkam: »Dies ist die Geschichte, die auf phantastische Weise wahre Geschichte von Herbert A. Philbrick, […] ein Durchschnittsbürger, hochrangiges Mitglied der Kommunistischen Partei, der für das Federal Bureau of Investigation in der Spionageabwehr arbeitete.«
»Im Haus des Feindes«
Hoovers Anklageschrift gegen die kommunistische Verschwörung wurde durch geheimes Beweismaterial untermauert: eine Handvoll Akten aus dem Archiv des sowjetischen Geheimdienstes. Sie stammten aus Arlington Hall, einer ehemaligen Mädchenschule jenseits des Potomac und unweit des Pentagons, jetzt die Zentrale der amerikanischen Bemühungen, die Depeschen des sowjetischen Geheimdienstes und der sowjetischen Diplomatie im und kurz nach dem Zweiten Weltkrieg zu entschlüsseln.
Der United States Army’s Signals Intelligence Service, die Fernmeldeaufklärung des Heeres,[225]   hatte Abschriften tausender Telegramme, die Moskau während des Krieges an seine Außenstellen in Amerika geschickt hatte, unter anderem an Amtorg, die sowjetische Handelsmission, die seit 1920 als Deckmantel für Spionage diente. Bei einem Einbruchdiebstahl 1944 in New York nahmen FBI-Agenten stapelweise Botschaften in russischer Sprache und deren verschlüsselte Pendants mit. Der sowjetische Code bestand aus fünfstelligen Ziffern, die in fünf getrennten kryptographischen Systemen kombiniert wurden. Der Schlüssel sollte jeweils nur ein einziges Mal verwendet werden, so dass jede Nachricht ein einmaliges Muster aufwies und das System nicht zu knacken war. Doch der sowjetische Geheimdienst stand unter großem Druck und schlampte während des Krieges. Nach dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion und dem Vormarsch Richtung Moskau wurden bereits benutzte Ziffernkombinationen an sowjetische Spione weltweit gesendet. Die Kryptologen der US Army hatten im Oktober 1943 eine Handvoll dieser mehrfach verwendeten Schlüssel entdeckt. Dadurch wurde es theoretisch möglich, den Austausch codierter Botschaften zwischen den sowjetischen Spionen und ihren Verbindungsoffizieren zu knacken – falls ein Grundmuster gefunden wurde.
Meredith Gardner war ein Meister dieser geheimen Kunst. Sein Handwerkszeug waren Bleistift, Notizblock und Lochkarten. Der gelernte Linguist hatte als knapp Dreißigjähriger bald nach seinem Eintritt in die kryptologische Abteilung des Heeres in den ersten Monaten des Zweiten Weltkriegs Russisch und Japanisch gelernt. 1946 war es Gardner gelungen, Teile sowjetischer Funksprüche zu knacken, angefangen mit einer Nachricht, die zwei Jahre zuvor aus New York nach Moskau gesendet worden war und eine Passage in unverschlüsseltem Englisch enthielt, dazu in Klammern zwei Codewörter auf Russisch. Gardner erkannte auf Anhieb, dass die beiden Codewörter »spell« (»Buchstabierungsbeginn«) und »end spell« (»Buchstabierungsende«) heißen mussten. Er hatte eine Schwachstelle im Code entdeckt. Noch während des Kriegs dechiffrierte er eine weitere nach Moskau abgesetzte Nachricht mit den Namen der führenden Wissenschaftler, die im Rahmen des Manhattan-Projekts die Atombombe bauten. Das sowjetische Codewort für das Atombombenprojekt lautete ENORMOZ.
Im Mai 1947 – ein paar Wochen nach Hoovers Auftritt vor dem Ausschuss für unamerikanische Umtriebe – hatte Gardner zwei Nachrichten entschlüsselt, die belegten, dass die Sowjets in den letzten Monaten des Zweiten Weltkriegs einen Spion im Generalstab des Kriegsministeriums hatten. Moskau war in das Herz der amerikanischen Streitkräfte eingedrungen. General Carter W. Clarke, der stellvertretende Leiter des Heeresnachrichtendienstes, setzte Hoover über den Entschlüsselungserfolg in Kenntnis.[226]  
Im Juli 1947 begann das FBI seine Zusammenarbeit mit dem Signals Intelligence Service SIS, der Fernmeldeaufklärung des Heeres, in Arlington Hall. Meredith Gardner arbeitete eng mit dem talentierten dreißigjährigen FBI-Agenten Bob Lamphere zusammen, der von FBI-Einbrechern gestohlene Telegramme von Amtorg übermittelte. Ihr Projekt hatte einen eigenen Codenamen: Venona.
Venona war eine der geheimsten Waffen der Vereinigten Staaten im Kalten Krieg, so geheim, dass weder Präsident Truman noch die CIA darüber informiert waren. Wenn Hoover Informationen aus dem Venona-Projekt an seine Vorgesetzten übermittelte, dann bereinigt, entschärft und zensiert und lediglich einer »hochsensiblen Quelle« zugeschrieben. Hoover entschied: »In Anbetracht der laxen Methoden der CIA & einiger ihrer fragwürdigen Mitarbeiter müssen wir vorsichtiger sein. H.«[227]  
Seit fast fünf Jahren versuchte das FBI nun schon, die sowjetische Spionage zu ergründen. Das Bureau hatte keinen einzigen sowjetischen Spion vor Gericht gebracht. Der sowjetische Geheimdienst KGB war nach dem Zweiten Weltkrieg in Deckung gegangen, nachdem er durch seine Agenten im angloamerikanischen Bündnis gewarnt worden war. Doch jetzt begannen die Sowjets, ihre Netzwerke in den Vereinigten Staaten zu reaktivieren, und das FBI nahm ganz schwach so etwas wahr wie verhallende Schritte auf einer dunklen Straße. Hoover praktizierte die gleiche stoische Geduld wie die Sowjets.
Bis zum Sommer 1948 hatte Venona eine kritische Masse entschlüsselter sowjetischer Chiffren, Codes und Telegramme zusammengetragen, die Hinweise auf die zwanzigjährige Geschichte der sowjetischen Spionage in den Vereinigten Staaten gaben. Die Beweise gegen eine internationale Verschwörung zum Diebstahl von Amerikas Atomgeheimnissen waren zum Greifen nahe.
»Wir hatten jetzt dutzende Nachrichten komplett dechiffriert«, erinnerte sich Lamphere. »Wir waren im Haus des Feindes.«[228]  
»Feuerprobe«
Zu der Zeit war Harry Trumans politische Macht auf einem Tiefpunkt. »Ich gehe durch eine schreckliche politische ›Feuerprobe‹«, schrieb er am 10. Juli 1948 an Winston Churchill. Und weiter: »Wir erleben eine Zeit schwerer Prüfungen. Sie können mit Befriedigung auf den bedeutenden Beitrag blicken, den Sie für das Ende des Nazismus und Faschismus in der Welt geleistet haben. Der sogenannte ›Kommunismus‹ ist unser nächstes großes Problem. Ich hoffe, wir können es ohne ›Blut und Tränen‹ lösen, die die beiden anderen gefordert haben.«[229]  
Truman setzte das Wort Kommunismus in Anführungszeichen. Hoover schrieb es in gefetteten Großbuchstaben.
Hoover wusste, wie man im Geheimen operierte. Jetzt ging er an die Öffentlichkeit. Wie er in den 1930er Jahren den Film genutzt hatte, um im Krieg gegen das Gangstertum die Macht und Reputation des FBI aufzubauen, so mobilisierte er jetzt Politiker, Zeitungen und Fernsehen für den Krieg gegen den Kommunismus. Seine Strategie zielte nicht darauf ab, dem Gesetz Geltung zu verschaffen. Seine Zeugen waren unzuverlässig. Die Erkenntnisse, die er mit Abhöraktionen ohne richterliche Anordnung und illegal installierten Wanzen zusammentrug, waren als Beweismittel untauglich, und die geknackten Funksprüche zu geheim, um sie der Öffentlichkeit vorzulegen.
Aber Hoover wusste, wie man geheimdienstliche Erkenntnisse als Instrument der politischen Kriegsführung einsetzen konnte. Er gab den Republikanern und den Kommunistenjägern im Kongress eine schlagkräftige Waffe in die Hand, die sie gegen den Präsidenten und die Demokraten einsetzen konnten.
Er schickte den stellvertretenden FBI-Direktor Lou Nichols, den Leiter des Büros für Öffentlichkeitsarbeit beim FBI und Hoovers Kontaktmann zum Kongress, zu einem Treffen mit Mitgliedern des Ausschusses für unamerikanische Umtriebe des Repräsentantenhauses und eines Ermittlungsunterausschusses des Senats. Nichols hatte einen Stapel geheimer und vertraulicher FBI-Akten mitgebracht und ließ die Namen zweier FBI-Informanten durchsickern. Seine Tätigkeit war in Washington kein Geheimnis. Bald berichtete der Skandaljournalist Drew Pearson, Nichols zische zwischen dem FBI und dem Ausschuss für unamerikanische Umtriebe hin und her »wie ein menschlicher Federball«.[230]  
Am 31. Juli 1948 trat Elizabeth Bentley vor dem Ausschuss für unamerikanische Umtriebe auf. Sie war keine ideale Zeugin, das FBI hatte sie jahrelang als unzuverlässig eingeschätzt. Zwischen 1942 und 1944 verschwanden ihre Auskünfte über die sowjetische Spionage in dem »Narrenkäfig« genannten Aktenschrank der Behörde. Aufgrund ihrer Labilität und ihres Alkoholismus hielt das FBI ihre Aussage vor Gericht für nicht verwertbar. Jeder Prozess, der sich auf ihre Aussage stützte, würde »einen Freispruch unter sehr blamablen Umständen« zur Folge haben,[231]   warnte einer von Hoovers Beratern.
Hoover schickte Elizabeth Bentley trotzdem in den Kongress. Sie berichtete dort ausführlich über ihre Kuriertätigkeit für den sowjetischen Geheimdienst im Zweiten Weltkrieg und nannte die Namen von 32 Personen, darunter den stellvertretenden Finanzminister Harry Dexter White, sieben Mitarbeitern von »Wild Bill« Donovans Office of Strategic Services (OSS, Büro für Strategische Dienste), unter ihnen Donovans persönlicher Assistent Duncan Chaplin Lee, sowie die Namen von militärischen und zivilen Mitgliedern der Roosevelt-Regierung. Viele Aussagen, die sie zu Protokoll gab, basierten auf Gerüchten. Und doch wurde jetzt erstmals öffentlich enthüllt, dass die amerikanische Regierung wusste, wie sehr sie von sowjetischen Spionen unterwandert worden war. Und dass diese Erkenntnisse von Hoover stammten.
Am nächsten Tag lud der Ausschuss Whittaker Chambers vor, Chefredakteur beim Time Magazine.
Chambers sagte oft die Wahrheit, aber unter Eid nicht immer die ganze Wahrheit. Er hatte dem FBI und dem Staatssekretär im Außenministerium, Adolf A. Berle, seine Geschichte schon vor mehr als sechs Jahren erzählt. Damals hatte man ihm nicht geglaubt. Hoover und seine Männer hatten sich einfach nicht dazu durchringen können, den Worten eines einst überzeugten Kommunisten Glauben zu schenken. Jetzt lagen die Dinge anders.
Chambers wirkte ungepflegt und hatte gerötete Augen, aber seine Geschichte klang faszinierend. Er war 1925 in die Kommunistische Partei eingetreten und in den dreißiger Jahren sechs Jahre lang Agent des sowjetischen Geheimdienstes gewesen. Er erklärte, die Sowjets hätten hochplatzierte Spione in der Roosevelt-Regierung gehabt. Und er nannte Namen: Laurence Duggan, Chef der Lateinamerika-Abteilung des Außenministeriums, der den Special Intelligence Service des FBI mit aufgebaut hatte; und Alger Hiss, gleichfalls in führender Position im Außenministerium tätig, der die Carnegie-Stiftung für den Weltfrieden leitete. Vorsitzender dieser Stiftung war John Foster Dulles, der im Falle, dass die Republikaner im November die Präsidentschaftswahlen gewannen, Außenminister werden sollte.[232]  
Am Vormittag des 3. August 1948 unterzog der Chefermittler des Ausschusses für unamerikanische Umtriebe, Robert Stripling, Chambers in einer nichtöffentlichen Sitzung einer Vernehmung. Erste Frage: Hatte er, Chambers, »zu der Zeit, als Sie Mitglied der Kommunistischen Partei waren, gewusst, dass ein sogenannter Spionagering in Washington aufgebaut wurde oder bereits tätig war?«
»Nein«, antwortete Chambers.[233]  
Das war eine schamlose Lüge. Doch als an jenem Vormittag der Mittelbewilligungsausschuss im größten Saal auf dem Capitol Hill vor den Pulk der Reporter und Fotografen trat, erzählte Chambers eine andere Version seiner Geschichte. Er sagte, er habe 1932–1938 »einer Untergrundorganisation der Kommunistischen Partei der Vereinigten Staaten angehört«. Und er nannte die Namen von acht Mitgliedern dieses Spionagerings. Der bekannteste von ihnen war Alger Hiss.
»Das Ziel dieser Gruppe war damals nicht die Spionage«, sagte Chambers. »Ihr ursprünglicher Zweck war die kommunistische Unterwanderung der amerikanischen Regierung. Aber Spionage gehörte sicher zu ihren langfristigen Perspektiven.«
Das war ein springender Punkt. Unterwanderung und verdeckte politische Einflussnahme waren unmoralisch, aber vermutlich nicht illegal. Spionage jedoch war Hochverrat, darauf stand die Todesstrafe.
Dieser Unterschied war dem klügsten Mitglied des Ausschusses für unamerikanische Umtriebe bewusst. Der Kongressabgeordnete Richard Nixon stellte an jenem Tag Chambers die zielsichersten Fragen, weil er die Antworten bereits kannte. Dank J. Edgar Hoover hatte er fünf Monate lang FBI-Akten studieren können. Am Anfang von Nixons politischer Karriere stand die Verfolgungsjagd gegen Hiss und die heimlichen Kommunisten des New Deal.
Für Kommunistenjäger wie Nixon hatte Truman nur Hohn und Spott übrig, und er verurteilte die Hetzjagd auf Hiss. Kein einziges Mal jedoch kritisierte er Hoover in der Öffentlichkeit. Das hätte er nie gewagt.
»Er nahm von Truman keine Anweisungen entgegen«
Es war ein gefährlicher Moment für die amerikanische Demokratie. Hoover hörte dem Präsidenten längst nicht mehr zu.
»Hoover hat sein Ding durchgezogen«, sagte Stephen Spingarn von der Spionageabwehr des Heeres, der zum Sicherheitsberater des Weißen Hauses ernannt worden war. »Er nahm weder von Truman noch von sonst irgendjemandem Befehle entgegen, am allerwenigsten vom Justizminister der Vereinigten Staaten.«[234]  
Verteidigungsminister Forrestal drängte den Präsidenten, Hoover im Namen der nationalen Sicherheit weitreichende Vollmachten im Bereich der Strafverfolgung und des Geheimdienstes zu übertragen – ihn zu einem Geheimpolizeichef zu machen. Das Weiße Haus wollte nichts davon wissen. »Das widersprach unseren bisherigen Gepflogenheiten – so etwas machte man in kommunistischen und faschistischen Ländern, aber nicht in den Vereinigten Staaten«, sagte Spingarn.[235]  
Hoovers Konfrontation mit Justizminister Tom Clark betraf die Befugnis des FBI, im Falle einer ernsten Krise mit der Sowjetunion tausende politisch verdächtige amerikanische Staatsbürger zu internieren. Jetzt, da die Sowjetspionage in den Vereinigten Staaten in groben Umrissen erkennbar war, sei dieser Augenblick gekommen, so Hoover.
»Es war das Thema Sicherheit und kommunistische Unterwanderung, mit dem unser Zerwürfnis begann«, sagte Justizminister Clark.[236]  
Für das FBI war es bis dahin selbstverständlich gewesen, dass der Justizminister über die Operationen des Bureau informiert werden musste. Und damit würde auch der Präsident davon erfahren. Doch je mehr Hoover dem Weißen Haus misstraute, desto geheimniskrämerischer wurde er. Er hielt bestimmte Dinge geheim. Im Bereich der nationalen Sicherheit unternahm er Aktionen, die gegen das Recht und die Verfassung verstießen.
Hoover entwickelte jetzt Pläne für seinen härtesten Vorstoß gegen den amerikanischen Kommunismus. Hierzu zählten die Masseninternierung politisch Verdächtiger in Militärgefängnissen, ein geheimes Gefängnissystem zur Inhaftierung amerikanischer Staatsbürger und die Aussetzung des Rechts auf richterliche Anhörung und Prüfung (habeas corpus). Mickey Ladd, in Hoovers Büro für nationale Sicherheit zuständig, begann im Oktober 1948 mit der Ausarbeitung des »Programms zur Internierung von Kommunisten«, unter anderem »dem Entwurf einer Vereinbarung mit dem Heeresstaatssekretär«, die Häftlinge auf Militärstützpunkten in und um New York, San Francisco und Los Angeles unterzubringen, wenn die Zahl der Verhafteten die Kapazität der Bundesgefängnisse überstieg. Nach dieser Vereinbarung sollten FBI, CIA und Offiziere des Heeresnachrichtendienstes sich die Aufgabe teilen, tausende und abertausende Vernehmungen durchzuführen.[237]  
Fast zwei Jahre vergingen, bevor Hoover dem Weißen Haus und dem Nationalen Sicherheitsrat formell mitteilte: »Seit ein paar Monaten erstellen Mitarbeiter des FBI und des Justizministeriums einen Aktionsplan für einen Ernstfall, in dem es erforderlich sein würde, Personen festzunehmen und zu internieren, die für die innere Sicherheit des Landes potentiell gefährlich sind.«[238]   Die Internierungen sollten im Falle eines Krieges, eines Notstands, einer nationalen Krise, einer »angedrohten Invasion« oder »eines Aufstands« erfolgen. Laut diesem Plan sollte der Präsident eine Notverordnung unterzeichnen, mit der das Recht auf richterliche Anhörung und Prüfung außer Kraft gesetzt und das FBI angewiesen wird, mit landesweiten Verhaftungen zu beginnen. Der Justizminister sollte dem Präsidenten eine Blankovollmacht zur Verhaftung der Personen übermitteln, die im Sicherheitsregister des FBI erfasst waren. Von der Existenz dieser schwarzen Liste setzte Hoover jetzt endlich den Präsidenten in Kenntnis. »Das FBI sammelt seit langem die Namen, Identitäten und Aktivitäten von Personen, die als potentiell gefährlich für die innere Sicherheit eingestuft werden«, schrieb Hoover. »Das Register enthält jetzt die Namen von annähernd 12000 Personen, von denen rund 97 Bürger der Vereinigten Staaten sind.« Diese Zahl sollte sich schließlich verdoppeln. »Der Plan verlangt die Anklageerhebung gegen die Internierten und deren Anhörung«, teilte Hoover dem Weißen Haus mit. »Die Vernehmung ist nicht an die Rules of evidence gebunden.«
Hoover erarbeitete Pläne, um im Falle eines nationalen Notstands die Internierungslager zu füllen; in den fünfziger Jahren finanzierte der Kongress unter der Hand die Errichtung sechs solcher Lager. Doch kein Präsident im Kalten Krieg hat die Masseninternierung mutmaßlich subversiver Personen ernsthaft in Erwägung gezogen. Dies tat erst ein Präsident des 21. Jahrhunderts.[239]  
Wie viele andere Amerikaner ging auch Hoover davon aus, dass Thomas E. Dewey, der republikanische Gouverneur von New York, im November 1948 zum Präsidenten gewählt werden würde. Dewey, der sich als Staatsanwalt einen Namen gemacht hatte, wäre damit der erste konservative Präsident seit einer Generation. Hoover unterstützte insgeheim Dewey, der seine Ansichten über einen nationalen Notstand in den Vereinigten Staaten teilte. Er hoffte, ein neuer Präsident werde ihm neue Vollmachten erteilen und ihn vielleicht zum Justizminister machen, während er gleichzeitig seine Kontrolle über das FBI behalten konnte.
Präsident Truman wirkte ohnmächtig und politisch am Ende. Auf einer langen Wahlkampfreise vier Wochen vor den Präsidentschaftswahlen, las er während der Zugfahrt durch Indiana eine Umfrage der Zeitschrift Newsweek. Die 50 prominentesten politischen Journalisten betrachteten Dewey einhellig als sicheren Sieger. Sämtliche Umfragen und Experten kamen zum selben Ergebnis.[240]   In der Wahlnacht ging Hoover mit der Überzeugung schlafen, dass die Wahl nach seinen Vorstellungen ausgehen würde.
Am Mittwoch, dem 3. November 1948, um 11. 14 Uhr ging die Nachricht um die Welt: Truman hatte die Wahlen gewonnen. Es war die größte Überraschung, die es in der amerikanischen Geschichte je bei einer Präsidentschaftswahl gegeben hatte. Dewey fehlten nur 33000 Stimmen in Kalifornien, Illinois und Ohio, um die Wahl zu gewinnen.
Als Hoover diese Nachricht hörte, verließ er seinen Schreibtisch im FBI-Hauptquartier und kehrte erst nach zwei Wochen zurück. Sein Pressesprecher teilte den Journalisten mit, Hoover habe eine Lungenentzündung. Er verschwand einfach.
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Paranoia
Im Frühjahr 1949 waren die Vereinigten Staaten das mächtigste Land der Welt. »Amerika reitet die Welt wie ein Koloss«, schrieb ein britischer Historiker in jenem Jahr. »Keine andere Macht der Weltgeschichte besaß jemals so weitgestreuten oder so großen Einfluss auf andere Nationen.«[241]   Das britische Weltreich war untergegangen. Die Sowjets hatten im Krieg 27 Millionen Tote zu beklagen. China versank im Chaos, als eine kommunistische Armee auf die Hauptstadt zumarschierte. Deutschland und Japan waren besiegt und besetzt. Die Vereinigten Staaten verfügten über die Hälfte des weltweiten Reichtums, die Hälfte der materiellen Produktion weltweit, zwei Drittel aller Maschinen weltweit und über das einzige Atomwaffenarsenal. Doch noch bevor das Jahr zu Ende war, verloren die Vereinigten Staaten ihr Atombombenmonopol. Ein übermächtiges Gefühl der Bedrohung erfasste die höchsten Regierungsebenen.
Noch bevor das Jahr um war, erfuhr Hoover, dass die sowjetische Spionage in die CIA, das Pentagon, das Justizministerium sowie das FBI selbst eingedrungen war.
Das Jahr begann mit einem spektakulären Durchbruch des Venona-Projekts. Fünfzehn sowjetische Telegramme aus der Kriegszeit waren entziffert worden. In ihnen war von einer Frau die Rede, die 1944 in der Abteilung für Wirtschaftskriegsführung des Justizministeriums in New York tätig gewesen war. 1945 war sie nach Washington gezogen, um in eine andere Abteilung des Justizministeriums zu wechseln: die Foreign Agents Registration Division, die Abteilung für die Registrierung ausländischer Agenten, die bei der Überwachung der Tätigkeit politischer Agenten ausländischer Staaten eng mit dem FBI zusammenarbeitete – aus sowjetischer Sicht eine sehr viel bessere Position.
Ihr Codename war Sima. »Sie macht den Eindruck einer sehr ernsthaften, bescheidenen und bedachtsamen jungen Frau, die uns ideologisch nahesteht«, berichtete der KGB-Offizier, der sie angeworben hatte.[242]  
Das FBI kam schnell zu dem Schluss, dass Simas Profil nur auf eine einzige Frau im Justizministerium zutreffen konnte. Ihr Name war Judith Coplon. Sie hatte eine Unbedenklichkeitsbescheinigung und konnte daher als streng geheim klassifizierte FBI-Dossiers über ausländische Agenten einsehen. Diese Dossiers enthielten eine Fülle von Datenmaterial zu sowjetischen Spionen und amerikanischen Kommunisten.
Hoover musste sich für eine Strategie gegen Coplon entscheiden. Das FBI reagierte prompt, befand es sich doch mitten in einer sowjetischen Spionageoperation und verfolgte die Geschehnisse in Echtzeit.
Zuerst wurden Wanzen in Coplons Wohnung und Büro, in der Wohnung ihrer Eltern und in der New Yorker Wohnung eines Sowjets installiert, mit dem sie telefoniert hatte: Walentin Gubitschew, der bei den Vereinten Nationen arbeitete, aber eindeutig ein sowjetischer Spion war. 50 Agenten waren rund um die Uhr im Einsatz und zeichneten die abgehörten Gespräche auf. Dann entschloss sich Bob Lamphere vom FBI, Coplon eine Falle zu stellen. Er verfasste einen gefälschten Brief, demzufolge ein Bevollmächtigter der sowjetischen Handelsmission Amtorg in New York ein FBI-Informant sei, und schmuggelte ihn unter die zahlreichen Dokumente, die Coplon im Justizministerium auf den Schreibtisch bekam. Sie stahl den Brief.
Jetzt verfolgte das FBI die Vorbereitungen zu einer Reise Coplons nach New York, um sich dort mit Gubitschew zu treffen. FBI-Agenten beantragten einen Haftbefehl beim stellvertretenden Justizminister, General Peyton Ford, den dieser jedoch ablehnte: Es existierten keine stichhaltigen Beweise. Coplon könne nur dann verhaftet werden, wenn sie bei der Übergabe von als geheim eingestuften Dokumenten an den Agenten eines ausländischen Staates auf frischer Tat ertappt werde. Am 3. März 1949 nahm Coplon, von einem FBI-Team beschattet, den Zug nach New York. Coplon und Gubitschew merkten, dass sie observiert wurden. Coplon übergab ihm nicht die Dokumente. Das FBI nahm sie trotzdem ohne Haftbefehl fest.
Gegen Coplon wurden zwei Prozesse geführt: einer im April wegen Diebstahls von Geheimdokumenten in Washington, der zweite im November wegen Spionage in New York. Sie wurden für Hoover und das FBI zum Desaster.
Coplon war eine Spionin, keine Frage. Aber das FBI hatte gegen das Gesetz verstoßen, als es versuchte, sie vor Gericht zu stellen. Es hatte die Gespräche mit ihrem Anwalt illegal abgehört. Im ersten Prozess leugnete ein FBI-Agent im Zeugenstand, dass Coplons Telefon abgehört worden sei. Seine Aussage wurde später als Lüge entlarvt.
Dann ließ der Richter – zu Hoovers Entsetzen – FBI-Berichte als Beweismittel zu, die darauf hindeuteten, dass der Geheimdienst dem sowjetischen Spionagering auf der Spur war, wodurch die Geheimhaltung des Venona-Projekts bedroht war.
Um die Geheimnisse seiner Behörde vor der Offenlegung bei Gerichtsverfahren zu schützen, setzte Hoover am 29. Juni 1949 eine neue Maßnahme zur FBI-internen Sicherheit in Kraft: das June-Mail-Verfahren für die Berichte, die aus der Installation von Abhörgeräten und Wanzen, aus Einbrüchen und Einbruchdiebstählen gewonnen wurden, sowie für potentiell brisante Berichte aus »streng geheimen Quellen«. June Mail wurde nicht im Zentralarchiv des FBI gelagert und katalogisiert, sondern in einem geheimen Aktenraum aufbewahrt, zu dem Unbefugte keinen Zutritt hatten. Das FBI-Hauptquartier erteilte die schriftliche Anweisung, »alle administrativen Dokumente der New Yorker Dienststelle« im Zusammenhang mit dem Fall Coplon »im Hinblick auf den bevorstehenden Gerichtsprozess« zu vernichten. Die schriftliche Anweisung enthielt einen Vermerk in blauer Tinte: »O.K. – H.«[243]  
Trotz Hoovers Bemühungen wurde im zweiten Prozess gegen Coplon die Existenz der Mitschnitte von Gesprächen zwischen Coplon und ihrem Anwalt und damit eine weitere geheime Ebene des FBI offengelegt. Der Special Agent, der im ersten Prozess gelogen hatte, gab jetzt zu, dass er die Abhörprotokolle zum Fall Coplon verbrannt hatte. Coplon wurde zwar verurteilt, aber das Urteil wurde gekippt.
Richter Learned Hand, der in Coplons Berufungsverfahren den Vorsitz führte, hob die Haftstrafe von 25 Jahren auf. Er erteilte Hoover und dem FBI eine öffentliche Rüge – ein seltenes Ereignis in der amerikanischen Rechtsgeschichte. Laut Bob Lamphere vom FBI, der die Ermittlungen führte, war Hoover »mit nichts von dem, was in der ganzen Coplon-Affäre passierte«, zufrieden, »insbesondere nicht mit der Aufhebung des Urteils«.[244]   Der Richter erinnerte das FBI daran, dass das vom Obersten Gerichtshof ausgesprochene Verbot der Telefonüberwachung in diesem Land immer noch Gesetzeskraft hatte. Es basiere auf »umfassenden Erwägungen zur Moral und zum Allgemeinwohl«. Die Verhaftung ohne richterliche Anordnung sei illegal gewesen, die aus einer illegalen Verhaftung gewonnenen Beweise nicht zulässig – »eine Frucht des vergifteten Baumes«. Richter Hand schrieb weiter, die Verteidigung müsse das Recht haben, den »vertraulichen Informanten« des FBI zu identifizieren. Diese Quelle war natürlich Venona, das am strengsten gehütete Geheimnis des amerikanischen Geheimdienstes.
Das FBI war erneut bei einem Rechtsbruch ertappt worden. Zum ersten Mal seit den großen Verhaftungswellen des Jahres 1920 stellten Juristen, Wissenschaftler und Journalisten Hoovers Machtbefugnisse offen in Frage. Allerdings herrschte die fast einhellige Ansicht, das FBI müsse die Möglichkeit haben, bei seinen Ermittlungen gegen Hochverrat, Spionage und Sabotage Abhöraktionen durchzuführen. Abgehörte Telefonate würden selbstverständlich helfen, Spione zu fassen. Gleichermaßen hilfreich war es, Briefe zu öffnen, Wohnungen und Büroräume zu durchsuchen, Dokumente zu stehlen und Wanzen zu installieren, ohne richterliche Anordnung. All diese Maßnahmen gehörten zum Standardrepertoire des FBI – und sie waren illegal. Selbst auf dem Höhepunkt des Kalten Kriegs betrachtete eine freie Gesellschaft eine Geheimpolizei voller Skepsis.
»Deshalb weiß auch Russland Bescheid«
Hoover verstärkte den Druck auf seine Agenten, in die Geheimnisse der sowjetischen Spionage einzudringen. Der KGB hatte in den amerikanischen und britischen Nachrichtendiensten gut platzierte Agenten, und er hatte die Menschenjagd kommen sehen.
Die amerikanischen Spionagejäger tauschten sich regelmäßig mit Peter Dwyer aus, dem Verbindungsmann des britischen Auslandsgeheimdienstes MI6 in Washington. Im August 1949 übermittelte Dwyer seinen Vorgesetzten in London den Inhalt einiger brandneuer Dechiffrierergebnisse des Venona-Projekts vom FBI.
Hierzu gehörte ein fünf Jahre altes sowjetisches Telegramm mit einem wörtlichen Zitat des eingebürgerten Briten und führenden Atomwissenschaftlers Klaus Fuchs, der am Manhattan-Projekt mitgearbeitet hatte. Es belegte, dass Fuchs in Los Alamos als sowjetischer Agent tätig gewesen war, während die Amerikaner die Bombe perfektionierten. Der theoretische Physiker war als überzeugter Kommunist aus Hitlerdeutschland geflohen. Und er war die beste Quelle des sowjetischen Geheimdienstes zur Atombombe und zur Wasserstoffbombe mit ihrem noch weit größeren Zerstörungspotential. »In Kenntnis gesetzt von den Beweisen gegen Dr. Fuchs«, versuchten die Briten am 7. September 1949 zu entscheiden, wie sie den Spion verhaften und verurteilen konnten, ohne Venona als Quelle preiszugeben.[245]  
Am 20. September veröffentlichte die CIA einen Bericht, dem zufolge die Sowjets voraussichtlich weitere vier Jahre lang nicht in der Lage sein würden, eine Atomwaffe zu bauen. Drei Tage später verkündete Präsident Truman der Weltöffentlichkeit, dass Stalin die Bombe hatte. Amerikanische Flugzeuge hatten den radioaktiven Niederschlag der geheimen sowjetischen Atomtests gemessen. Das Gleichgewicht des Schreckens verschob sich.
Hoover schickte seine Agenten im ganzen Land aus, um die Wissenschaftler zu vernehmen, die mit Fuchs zusammengearbeitet hatten. Die Amerikaner drängten die Briten, Fuchs strafrechtlich zu verfolgen. Am 31. Januar 1950 legte er nach wochenlangen intensiven Verhören in London ein Geständnis ab. Fast zur selben Stunde gab Harry Truman öffentlich bekannt, Amerika wolle die Wasserstoffbombe bauen. Diese Entscheidung des Präsidenten fiel mit Hoovers Warnung zusammen, dass Fuchs fast ungehinderten Zugang zu den Labors von Los Alamos gehabt hatte, auch zu den Forschungen zur Wasserstoffbombe.
»Fuchs wusste über die Wasserstoffbombe so viel wie jeder amerikanische Wissenschaftler. Deshalb weiß auch Russland Bescheid«, hieß es in einem FBI-Bericht Tage nach seinem Geständnis.[246]  
Das FBI versuchte verzweifelt, die anderen Mitglieder des Rings aufzuspüren, die dem Kreml die Geheimnisse der Bombe verraten hatten. Aber britische Diplomaten erlaubten die Befragung von Fuchs durch das FBI erst nach dem Urteilsspruch. Hoover nannte die Verzögerung empörend, vor allem da es die Briten gewesen waren, die Fuchs für das Manhattan-Projekt empfohlen hatten. Es vergingen wertvolle Wochen, bis das FBI den Spion endlich vernehmen konnte. Fuchs behielt einen Großteil seiner Antworten für sich, darunter zahlreiche Details zum technologischen Sprung von der Atom- zur Wasserstoffbombe. Doch das FBI bekam, was es wollte: eine wasserdichte Identifizierung des Kuriers und wichtigsten Kontaktmanns zwischen Fuchs und dem Spionagenetzwerk, das in Amerika im Untergrund gearbeitet hatte.
Sein Name war Harry Gold, und er war seit fünfzehn Jahren sowjetischer Geheimagent in den Vereinigten Staaten. Er war seit 1947 beim FBI aktenkundig. Mitarbeiter des New Yorker FBI-Büros hatten Gold vernommen, und er hatte freimütig bekannt, dass er zum Netzwerk russischer Agenten gehört hatte, für das im Krieg auch Elizabeth Bentley tätig gewesen war. »Doch nach diesem Kontakt zu Gold vergingen drei Jahre«, berichtete FBI-Agent Donald Shannon, der Gold vernommen hatte. Das Vernehmungsprotokoll wurde an das Hauptquartier des FBI geschickt, dort wurde es abgeheftet und geriet in Vergessenheit.[247]  
Zu Hoovers tiefem Bedauern hatte das FBI seine eigenen Unterlagen zu Klaus Fuchs vier Jahre lang ignoriert. Der Behörde lagen englische Übersetzungen von deutschen militärischen Unterlagen vor, die schon kurz nach dem Zweiten Weltkrieg im Besitz des FBI waren, als Fuchs immer noch für die Sowjets in den Vereinigten Staaten spionierte. Sie enthüllten, dass Fuchs ein relativ wichtiger Kommunist war.
Der Fehler lag bei einem brillanten, aber sprunghaften Spionageabwehroffizier des FBI namens William K. Harvey. Hoover hatte ihn 1947 wegen Alkoholproblemen gefeuert, danach war er in die CIA eingetreten. Das Dokument blieb unbeachtet, bis Fuchs sein Geständnis ablegte.
»Nehmen Sie zur Kenntnis«, schrieb Hoover am 16. Februar 1950 an seinen Berater für Fragen der nationalen Sicherheit. »Wir können solche schludrigen Methoden nicht tolerieren.«[248]  
»Was die Konkurrenz hat«
Der KGB wusste mit fast schon gespenstischer Präzision, wie sich der Fall nach Fuchs’ Geständnis entwickeln würde. Er sagte voraus, Fuchs werde Gold preisgeben, und Gold werde den Ring sowjetischer Spione und Kuriere auffliegen lassen, der an der Aufdeckung amerikanischer Atomgeheimnisse gearbeitet hatte. Der KGB lamentierte: »Die Konkurrenz kennt nicht nur deren klare und unbestreitbare Mitwirkung an unserer Arbeit; sie besitzt auch den Beweis, dass sie geheimes Material zur Atombombe an uns weitergegeben haben.« »Die Konkurrenz« war das FBI.[249]  
Die Informationen stammten von dem sowjetischen Spion William Weisband, der fünf Jahre lang im Venona-Hauptquartier in Arlington Hall gearbeitet hatte.
Vieles über Weisband ist bis zum heutigen Tag rätselhaft, unter anderem sein Geburtsort (das ägyptische Alexandria bzw. das russische Odessa) oder auch das Jahr, in dem er in die Vereinigten Staaten kam. Wahrscheinlich besuchte er Anfang der 1930er Jahre die Lenin-Schule der Komintern in Moskau. Er sprach fließend Russisch, akzentfrei Englisch und relativ gut Arabisch. 1936 arbeitete er als Kurier für den sowjetischen Geheimdienst in New York. 1938 wurde er amerikanischer Staatsbürger. Er ging zur US-Armee und arbeitete bei der Fernmeldeaufklärung in England, Italien und Nordafrika.
1944 kam Weisband als Russischübersetzer nach Arlington Hall. Er war ein geselliger Mensch und außerordentlich kontaktfreudig. »In Arlington Hall galt er als jemand, der überall seine Nase reinsteckte. Er spazierte überall herum, plauderte mit jedem und schnappte hier und dort etwas auf«, heißt es in einer Geheimgeschichte des Falls, zusammengestellt von der Nationalen Sicherheitsbehörde NSA. »Er brachte es fertig, sich auf den Verteiler für Dokumente setzen zu lassen, die die Arbeit seiner Abteilung gar nicht unmittelbar betrafen. Weisband hatte einen großen Freundeskreis. […] Auf seiner Hochzeit, die er nach dem Krieg feierte, war alles versammelt, was in der Fernmeldeaufklärung Rang und Namen hatte.« Auch seine Frau arbeitete in Arlington Hall.[250]  
Von Februar 1948 an schickte er jede Menge Informationen über Venona nach Moskau. Wenig später änderte Moskau seine Codes. Die Sowjets setzten »eine Reihe von Abwehrmaßnahmen in Gang, die eine beträchtliche Verringerung der Effizienz des amer. Dechiffrierdienstes zur Folge hatten«, heißt es in seiner KGB-Akte. Sechs Wochen, bevor die Sowjets ihre erste Atombombe testeten, berichtete Weisband, dass der amerikanische Geheimdienst »unsere verschlüsselten Telegramme plötzlich nicht mehr lesen« konnte.
In der Geheimgeschichte der Nationalen Sicherheitsbehörde wird diese Geschichte aufgegriffen. »Das FBI reimte sich langsam zusammen«, warum es bei Venona plötzlich zappenduster war.[251]   1950 erfuhr das Bureau »völlig entgeistert, dass Weisband in Arlington Hall beschäftigt war«: als Sektionschef für die sowjetischen Telegramme. Er wurde verhaftet, sagte aber kein Wort. Er kam wegen Missachtung des Gerichts für ein Jahr ins Gefängnis, nachdem er sich geweigert hatte, vor einem Bundesgeschworenengericht auszusagen. Sechzehn Jahr lang, bis zu seinem Tod, verkaufte er im Großraum Washington Autos und verdingte sich als Hausmeister.
Diese Infiltrierung brachte das Venona-Projekt in Stocken. In den folgenden 30 Jahren konnten die Vereinigten Staaten die geheimsten Botschaften der Sowjets nicht mehr lesen. Sie blieben auf die Vergangenheit fixiert und konnten nur versuchen, alte Telegramme aus den 1940er Jahren zu dechiffrieren.
Das FBI fand nie heraus, was Weisband den Sowjets verraten hatte. In der Geschichte der NSA heißt es abschließend: »Sein Fall hatte in der Branche eine gewisse Paranoia zur Folge.«
Diese Paranoia machte dem FBI zu schaffen. Hoover bestand auf der Schaffung und Kontrolle eines eigenen geheimen Kommunikationssystems. »Mr Hoover traute niemandem«, sagte Ronald M. Furgerson, ein führender Kryptologe beim FBI. »Er befürchtete, dass die Nationale Sicherheitsbehörde, die das Equipment für sämtliche Verschlüsselungen herstellte, unterwandert worden sein könnte.«[252]  
Weisband war in das System der amerikanischen Aufklärung eingedrungen – von unten her und bis hinauf nach Washington. Jetzt kam ein anderer sowjetischer Spion in die amerikanische Hauptstadt und durchdrang dieses System von oben nach unten.
Hoover war von Anfang an überzeugt gewesen, dass sowjetische Spione mit der CIA leichtes Spiel haben würden. Im Oktober 1949 kam ein neuer weltmännischer und redegewandter Vertreter des britischen Auslandsgeheimdienstes MI6 nach Washington, der schon bald Hoovers Befürchtungen wahrmachen sollte.
Kim Philby stellte sich bei der CIA und im Pentagon vor und wurde in deren geheimste Operationen eingeweiht. Er erfuhr von den Plänen der CIA, russische und osteuropäische Einwanderer und Flüchtlinge als Spione, Saboteure und Stoßtrupps gegen die Sowjetunion und deren Satellitenstaaten hinter dem Eisernen Vorhang einzusetzen. Sein Wissen vereitelte diese Operationen und führte zum Tod oder zur Verhaftung der von der CIA rekrutierten ausländischen Agenten. Er erfuhr alles über die Spionageabwehr des FBI und der Briten im Rahmen des Venona-Projekts. Dank seiner Berichte war der KGB darüber auf dem Laufenden, dass die Amerikaner sich anschickten, das sowjetische Codierungssystem zu knacken, dass Klaus Fuchs enttarnt und die amerikanischen Mitarbeiter des Atomspionagerings gefährdet waren.
Philby bewegte sich frei und ungehindert in den Korridoren des Pentagon, das sich vom Selbstmord des Verteidigungsministers James Forrestal sechs Monate zuvor immer noch nicht erholt hatte. Forrestal hatte sich nach einem psychischen Zusammenbruch im Marinekrankenhaus von Bethesda aus dem Fenster gestürzt. Er war Hoovers engster Verbündeter in der US-Regierung gewesen. Sein Tod trug bei zu Hoovers wachsender Verzweiflung über den amerikanischen Nachrichtendienst und dessen Fähigkeit, der wachsenden sowjetischen Bedrohung zu begegnen.
Während Philby anfing, die streng gehüteten Geheimnisse Amerikas abzuschöpfen, trug Hoover ein Nachhutgefecht gegen den künftigen CIA-Direktor Allen Dulles aus. Dulles, nach wie vor in einer Anwaltskanzlei tätig, war vom Pentagon mit einer streng geheimen Studie über den miserablen Zustand der amerikanischen Spionage beauftragt worden. Er wollte seinen Bericht an den Präsidenten dazu benutzen, sich als Direktor der CIA zu empfehlen. Im Zuge seiner Untersuchung, die ein Jahr dauerte, konsultierte Dulles Hoover und das FBI kein einziges Mal – eine gezielte Brüskierung. Aus dem Entwurf dieses Berichts, den Hoover dem Pentagon abgerungen hatte, ging hervor, dass Dulles die vom Präsidenten abgesegneten Befugnisse Hoovers in Sachen nationale Sicherheit nicht anerkannte.
»Es ist ungeheuerlich, dass das FBI ausgegrenzt werden soll«, schrieb Hoover.[253]  
Dulles reagierte nicht. Nach langen Bemühungen konnte ein FBI-Agent einem Mitglied des Bewilligungsausschusses des Repräsentantenhauses das neue CIA-Budget abringen: Es war auf sieben oder acht Etatposten des Pentagons aufgeteilt. Nur vier Kongressmitglieder wussten Bescheid. »Das ist das schockierendste Beispiel einer ordnungswidrigen Rechnungsführung, das mir je untergekommen ist«, notierte Hoover im Memorandum. Was noch schockierender war: Die CIA gab fünfeinhalb Mal so viel Geld aus wie das FBI.[254]  
Hoover erkannte, dass er seinen Kampf um das Kommando im Krieg gegen den Kommunismus wiederaufnehmen musste.
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»Es scheint, der dritte Weltkrieg hat begonnen«
Im Sommer 1950 realisierten die Amerikaner, dass der Kalte Krieg ein echter Krieg war, bei dem das Überleben der Menschheit auf dem Spiel stand. Hoovers FBI kämpfte einen schweren Kampf an der Heimatfront. Die Auswirkungen waren in jedem Klassenzimmer und auf jedem Universitätscampus Amerikas zu spüren. Am 24. Juli 1950, einen Monat nach Beginn des Koreakriegs, sicherte sich Hoover eine offizielle Erklärung Präsident Trumans, mit der er die Befugnisse des FBI auf »Spionage, Sabotage, subversive Aktivitäten und verwandte Angelegenheiten« erweiterte, die Amerikas nationale Sicherheit bedrohten: ein Mandat, noch weitreichender als die Vollmachten, die Roosevelt dem FBI im Zweiten Weltkrieg erteilt hatte.[255]   Am 24. August versuchte Hoover, diesen Machtzuwachs mit einem wahrhaft alarmierenden, streng geheimen Bericht an den Präsidenten zu rechtfertigen. Er warnte, dass eine unsichtbare Armee – zehntausende eingeschworene Kommunisten im Untergrund – bereitstünde, den Kampf gegen die Vereinigten Staaten zu führen.
Er entwarf ein ausgefeiltes Szenario vom Untergang amerikanischer Städte durch Selbstmordanschläge. Hoover stützte sich bei seinen Warnungen vor einem terroristischen Massenmord auf »zehn hochkarätige und höchst zuverlässige Informanten des FBI«. Einige seiner geheimen Gewährsmänner waren ehemalige Mitglieder der Kommunistischen Partei, die als Zeugen vor Bundesgeschworenengerichten oder vor Gericht ausgesagt hatten. Andere waren sowjetische Geheimagenten, die 20 Jahre oder noch länger aktiv gewesen waren. Das schrieb Hoover in seinem Bericht an das Weiße Haus.[256]  
»Die sowjetische Führung wird alle Möglichkeiten nutzen, um ihr Ziel der totalen Weltherrschaft zu erreichen«, heißt es in Hoovers Bericht. »Im Falle eines Konflikts zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion werden die Kommunisten alles tun, um diesem Land zu schaden.« Sie werden das Militär infiltrieren, so Hoover weiter, zur Meuterei anstacheln, Rassenunruhen provozieren, die Rüstungsindustrie sabotieren, die Wirtschaft durch Streiks und Sabotage ruinieren, Rundfunk- und Fernsehstationen in ihre Gewalt bringen und die Menschen mit Propaganda überschwemmen. Die amerikanischen Kommunisten hätten »die großen Industriezentren in den Vereinigten Staaten« ausgekundschaftet, behauptete ein Informant, »einschließlich der strategisch wichtigen Punkte, die im Falle eines Krieges eingenommen oder zerstört werden sollten.«
Das Schlimmste hob sich Hoover für den Schluss auf: Die Sowjetunion werde »nicht zögern, Atombomben auf jedes beliebige Ziel abzuwerfen, und zwar durch Selbstmordanschläge«. Hoover prophezeite »Selbstmordanschläge mit Flugzeugen, die Atombomben an Bord« hätten, und »großflächige Selbstmordanschläge mit Fallschirmen, die kleine Bomben oder andere Sprengsätze« trügen. Die Fallschirmspringer würden bei der Landung von amerikanischen Kommunisten unterstützt. Es wäre ein großangelegter Angriff, denn laut Hoover wurden Millionen russischer Kinder als Fallschirmspringer ausgebildet.
Teile von Atom- und Wasserstoffbomben könnten in die Vereinigten Staaten geschmuggelt, dort zusammengebaut und »durch Fernsteuerung oder durch Personen gezündet werden, die bereit sind, sich selbst zu opfern«. Sie kämen aus dem kommunistischen Untergrund.
Laut Hoovers Bericht waren »20000 loyale Mitglieder der Kommunistischen Partei, einschließlich des harten Kerns« – also jener Leute, die er in sein Sicherheitsregister aufgenommen hatte und aus Gründen der nationalen Sicherheit internieren wollte –, im Falle eines Kriegs oder einer Krise »bereit, den Anweisungen der Sowjetregierung bedingungslos zu folgen«.
Mit seinen Visionen von nuklearen Anschlägen und jugendlichen Selbstmordattentätern verfolgte Hoover das Ziel, die amerikanische Regierung weichzuklopfen. Hoovers apokalyptische Szenarien klangen wie Science-Fiction, doch sie waren Ausdruck seiner schlimmsten Befürchtungen.
Sie beschrieben eine Bedrohung, mit der es das FBI aufnehmen konnte: die politische Mobilisierung der amerikanischen Kommunisten im Krieg.
Hoover überstellte seinen Bericht zeitlich genau abgestimmt an das Weiße Haus. Eine Woche zuvor hatte ein Bundesgeschworenengericht in New York die Anklage gegen die Atomspione zugelassen, die mitgeholfen hatten, die Geheimnisse des Manhattan-Projekts an Moskau zu verraten. Die Anklage gegen Julius Rosenberg vom 17. August 1950 war hieb- und stichfest. Die Geschworenen betrachteten die Beweise als unanfechtbar. Ebenso der Richter. Und ebenso das amerikanische Volk.
Am 23. September verabschiedete der Kongress den Internal Security Act von 1950. Das Gesetz zur inneren Sicherheit enthielt Bestimmungen, die Hoover seit zehn Jahren gefordert hatte. Die Gesetze zur Spionage und Sabotage wurden erweitert und verschärft. Subversive Bürger konnten jetzt aus politischen Gründen inhaftiert werden. Kommunistische Organisationen und kommunistische Frontorganisationen mussten sich beim Subversive Activities Control Board, einem neugegründeten Ausschuss zur Überwachung subversiver Umtriebe, registrieren lassen. Für den neuen Justizminister J. Howard McGrath waren mit dem Gesetz zur inneren Sicherheit Hoovers Bestimmungen zur Sicherungsverwahrung, der Aussetzung verfassungsmäßig garantierter Schutzrechte und der immer länger werdenden Namensliste von mehr als 20000 Amerikanern rechtlich sanktioniert. Hoovers Sicherheitsregister war jetzt also legal und ein anerkannter Bestandteil des Apparats der nationalen Sicherheit in den Vereinigten Staaten. Und das sollte die nächsten 21 Jahre so bleiben.
Das Jahr 1950 brachte Präsident Truman viele dunkle Tage. Keiner war schwärzer als der 1. November.
Am Morgen traf ein Bericht des neuen CIA-Direktors General Walter Bedell Smith ein: Chinesische kommunistische Kampfverbände hatten sich in den Koreakrieg eingeschaltet. Doch der CIA-Bericht unterschätzte das Ausmaß des Angriffs eklatant. Eine Lawine von 300000 chinesischen Soldaten rollte über das Land hinweg, die tausende und abertausende amerikanische Soldaten tötete und schier ins Meer fegte. Unterstützt wurden sie von Chinas neuem Diktator, dem Vorsitzenden Mao Tse-Tung. Amerikanische Generäle gingen davon aus, dass Stalin mit seinem neuentwickelten Atomwaffenarsenal hinter Mao stand.
An jenem Tag wurde Washington von einer ungewöhnlichen Hitzewelle heimgesucht. Das Thermometer zeigte am Nachmittag über 29 Grad. Truman hatte sich zu einem Mittagsschläfchen im Blair House gegenüber dem Weißen Haus hingelegt. Der Amtssitz befand sich in einem baulich schlechten Zustand und wurde umfassend renoviert. Vor dem Eingang zum Blair House tauchten zwei puertoricanische Nationalisten auf. Sie waren mit einer Luger und einer Walther bewaffnet, hatten 69 Schuss Munition bei sich und versuchten, sich den Weg ins Blair House freizuschießen und den Präsidenten im Namen der Unabhängigkeit Puerto Ricos zu töten. Einer von ihnen kam dabei ums Leben, ebenso ein Agent des Secret Service. Der zweite Attentäter wurde verhaftet und vor Gericht gestellt. Truman wandelte das Todesurteil in eine lebenslange Freiheitsstrafe um. Die Ermittlungen des FBI zu den Anführern und Gefolgsleuten der Unabhängigkeitsbewegung dauerten mehr als 50 Jahre.
Am 28. November 1950, nachdem das Ausmaß des chinesischen Angriffs in Korea offenkundig geworden war, berief Truman eine der seltenen formellen Sitzungen des Nationalen Sicherheitsrats ein. Es drohte die Gefahr eines dritten Weltkriegs mit dem Einsatz von Massenvernichtungswaffen. Truman rief den nationalen Notstand aus, stockte das Budget des Pentagons um das Dreifache auf, berief auf Bitte der europäischen Alliierten General Eisenhower zum Oberkommandierenden der NATO und wies streng geheime Aufforderungen von General Douglas MacArthur und dem Vereinigten Generalstab zurück, das gesamte amerikanische Atomwaffenarsenal auf China und die Mandschurei abzuwerfen. Er sei jedoch bereit, die Bombe einzusetzen, wenn es nötig sei, sagte Truman.
»Es scheint, der dritte Weltkrieg hat begonnen«, schrieb er am 9. Dezember in sein Tagebuch. »Ich hoffe es nicht – aber was immer kommen mag, wir müssen irgendwie damit fertigwerden – und das werden wir auch.«
»Zwanzig Jahre Hochverrat«
Das FBI studierte weiter das alte Geheimdienstmaterial des Venona-Projekts und kam zu dem Schluss, dass in der Britischen Botschaft in Washington weiterhin ein KGB-Agent tätig war. Das FBI wusste allerdings lediglich, dass er ein hochrangiger Diplomat war und den Codenamen Homer trug.
Die Briten und Amerikaner arbeiteten seit nunmehr zehn Jahren nachrichtendienstlich eng zusammen, doch Hoover war mit dieser Partnerschaft nie glücklich gewesen. Für britenfreundliche Amerikaner hatte er nur Hohn und Spott übrig, und über die kultivierten britischen Geheimdienstexperten rümpfte er die Nase. Hoover war entsetzt über die Zurückhaltung der Briten, den Fall Homer zu untersuchen.
An einem warmen Samstagabend im April 1951 traf sich die Crème de la crème des britischen und amerikanischen Geheimdienstes bei Kim Philby in Washington. Zu den Gästen zählten unter anderem James Angleton und Bill Harvey von der CIA; Bob Lamphere und Mickey Ladd vom FBI; Robert Mackenzie und Jeff Patterson vom britischen Geheimdienst; und Philbys chaotischer Hausgast, der britische Diplomat Guy Burgess.
Das Essen war ungenießbar, aber der Alkohol floss in Strömen. Die Weltkriegsveteranen waren auf einem Meer von Alkohol in die fünfziger Jahre gespült worden. Angleton, ein intellektueller Kopf bei der CIA, saß mittags gern mit Philby bei einem Drink zusammen und besprach die Einzelheiten der amerikanischen und britischen Pläne für Kommandounternehmen jenseits des Eisernen Vorhangs. Er prophezeite, Philby werde der nächste Direktor des britischen Auslandsgeheimdienstes.
Die Party endete im Chaos. Der völlig betrunkene Burgess machte eine Szene und legte sich mit den Amerikanern und ihren Ehefrauen an. Mickey Ladd vom FBI fragte sich laut, warum Philby, der wichtigste britische Geheimdienstoffizier in Washington, jemanden wie Burgess als Gast in seinem Haus duldete.
Ein paar Wochen später, am 25. Mai 1951, berichteten die Zeitungen auf beiden Seiten des Atlantiks, Burgess und Donald Maclean, ein Spitzendiplomat des britischen Außenministeriums in den Vereinigten Staaten, seien gemeinsam hinter den Eisernen Vorhang verschwunden. Maclean war 1944 und 1945 Erster Sekretär der Britischen Botschaft in Washington gewesen.
Er war Homer.
Seine Flucht nach Moskau führte den Chef des britischen Auslandsgeheimdienstes, Sir Percy Sillitoe, nach Washington. Sir Percy hatte einen prall gefüllten Diplomatenkoffer mit Dossiers über Philby, Maclean und Burgess mitgebracht, die er Hoover und dem FBI vorlegte. Die drei Briten verband seit zwanzig Jahren eine Freundschaft, die bis in ihre Studienzeit am Trinity College in Cambridge zurückreichte. In den 1930er Jahren waren alle drei Kommunisten oder Sozialisten gewesen. Die Dossiers enthielten noch weitere offene Geheimnisse. Burgess war ein bekanntermaßen promiskuitiver, Maclean ein heimlicher Homosexueller und Philby mit einer österreichischen Kommunistin und Sowjetagentin verheiratet. Alle drei waren Alkoholiker. Und obwohl ihre Vorgesetzten davon wussten, wurden sie geschützt und befördert. Maclean und Burgess befanden sich inzwischen in Moskau; Philby hatte man nach London zurückgerufen.
Für Hoover war Philby zweifelsfrei ein sowjetischer Agent, der es Moskau ermöglicht hatte, die CIA und das Pentagon auf höchster Ebene zu infiltrieren. Sir Percy widersprach höflich. Er wollte es einfach nicht wahrhaben, dass ein so hochrangiger und gebildeter Mann wie Philby ein Verräter sein könnte.
Bei näherer Betrachtung der Vergangenheit dieser britischen Spione im Cambridge der dreißiger Jahre kam Hoover zu dem Schluss, dass Kommunismus und Homosexualität unauflöslich miteinander verbunden waren.
Dieser Zusammenhang erschien ihm plausibel. Juristisch gesehen waren Homosexualität und Kommunismus ein Grund für die sofortige Entlassung aus dem amerikanischen Staatsdienst – und aus den meisten anderen Beschäftigungsverhältnissen. Kommunisten und Homosexuelle, so die gängige Ansicht, führten ein heimliches und zersplittertes Leben. Beide bewegten sich in geheimen Untergrundkreisen. Sie benutzten eine verschlüsselte Sprache. Und wie seine Kollegen glaubte auch Hoover, dass sie für die sexuelle Erpressung durch ausländische Geheimdienste besonders anfällig waren.[257]  
Die FBI-Agenten waren dieser Bedrohung gegenüber neuerdings wachsam. »Die Sowjets wussten damals, dass ein Staatsbediensteter, der homosexuell war, seine Stelle verlor«, sagte John T. Conway, der in der Washingtoner Dienststelle des FBI im Bereich der sowjetischen Spionage arbeitete. Conway ermittelte gegen einen Beamten im Außenministerium, der im Verdacht stand, einen jungen, blonden, gutaussehenden KGB-Offizier in einer Schwulenbar zu treffen. »Es war ein fürchterlicher Auftrag«, sagte er. »Eines Abends beobachteten wir, wie er einen Jungen mit in seine Wohnung nahm, der die ganze Nacht dort blieb. Am nächsten Tag gelang es uns, den Jungen zu einer Aussage zu bewegen, und dieser Typ im Außenministerium war seinen Job los.«[258]  
Am 20. Juni 1951, weniger als vier Wochen nachdem der Fall »Homer« aufgeflogen war, leitete Hoover das »Sex Deviates«-Program zur Bekämpfung »sexueller Abweichler« ein. Universitäten und die einzelstaatliche und örtliche Polizei wurden vor der subversiven Bedrohung durch Homosexuelle gewarnt, die man aus allen Regierungsbehörden, höheren Bildungseinrichtungen und aus den Strafverfolgungsbehörden des Landes hinauszudrängen versuchte. Die FBI-Dossiers zu Homosexuellen schwollen in den folgenden 25 Jahren auf mehr als 300000 Seiten an, bevor sie vernichtet wurden. Erst 60 Jahre später, 2011, konnten bekennende Homosexuelle beim US-Militär Dienst tun.[259]  
Im Frühjahr und Sommer 1951 brachte Hoover auch das neue geheime und landesweite Responsibilities Program auf den Weg. Laut Gesetz durfte das FBI seine Ermittlungsakten ausschließlich an die Exekutive weitergeben. Hoover hatte diese Schranke bereits durchbrochen, indem er Dokumente an ausgewählte Kongressabgeordnete weiterleitete. Im Rahmen des Responsibilities Program wurden nun Gouverneure, Bürgermeister und andere Politiker auf einzelstaatlicher und lokaler Ebene gezielt mit Informationen über Subversive gefüttert. Die Special Agents, die die Regionalbüros des FBI leiteten, fungierten als Mittelsmänner zwischen Hoover und den Gouverneuren der Bundesstaaten. Mit Hilfe des Responsibilities Program wurden in den folgenden vier Jahren staatliche Universitäten, Colleges und Schulen von Linken gesäubert. Hunderte wurden aus dem öffentlichen Dienst entlassen, bevor der publicityhungrige Bildungsbeauftragte von Colorado das Geheimprogramm an die Öffentlichkeit brachte. Die beiden Programme führten zur Entlassung zahlloser Lehrer überall in Amerika.
Hoover sprach das Thema Homosexualität bei seinem ersten Treffen mit Trumans neuem CIA-Direktor Walter Bedell Smith an, einem Vier-Sterne-General, der im Zweiten Weltkrieg Eisenhowers Stabschef gewesen war. General Smith galt als Eisenhowers Mann fürs Grobe: das Raubtiergebiss hinter Eisenhowers freundlichem Grinsen. Als Trumans Botschafter in der Sowjetunion hatte er Stalin Auge in Auge gegenübergesessen. Er war ein starker, leicht aufbrausender Charakter, der nichts durchgehen ließ. Die beiden Männer verstanden sich auf Anhieb. Sie hatten vieles gemeinsam.
Sie trafen sich in einem Chambre séparée des Mayflower Hotel zu einem informellen Mittagessen. Nach dem üblichen Austausch von Höflichkeiten schnitt Hoover das Thema Homosexualität in der CIA an. »General Smith wirkte ausgesprochen betroffen, wie weit verbreitet diese Disposition war«, schrieb Hoover. »Er wollte wissen, wie hoch der Prozentsatz der Bevölkerung mit derartigen Neigungen war.« Hoover erwiderte, er werde ihm eine vom FBI angefertigte Zusammenfassung von Alfred S. Kinseys Werk Das sexuelle Verhalten des Mannes schicken, demzufolge einer von zehn Männern Homosexualität praktiziere – ein sehr viel höherer Anteil, als die meisten Amerikaner glaubten.[260]  
Hoover und General Smith hatten allerdings größere Sorgen. Sie mutmaßten, dass die CIA von den Sowjets unterwandert war. Ausnahmslos alle Guerilla-Operationen, die die CIA in den vergangenen zwei Jahren unternommen hatte, waren schiefgegangen. Von den hunderten von der CIA angeworbenen ausländischen Agenten, die man mit Fallschirmen hinter dem Eisernen Vorhang abgesetzt hatte, waren fast alle verhaftet oder getötet worden. In ihrem Krieg gegen den Kommunismus in Übersee hatte die CIA keine Erfolge zu vermelden. Und auch das FBI konnte keine neuen Anklagen gegen kommunistische Spione erheben.
Einige dieser Fehlschläge gingen auf das Konto von Philbys Geheimnisverrat, aber nicht alle. Falls die Sowjets noch einen Agenten in den höchsten Rängen des amerikanischen Geheimdienstes hatten, konnten sie die Geheimoperationen der Vereinigten Staaten weiterhin sabotieren, im Inland wie im Ausland.
Nach Hoovers Ansicht mussten sich die Zusammenarbeit zwischen FBI und CIA und die Vorgehensweise gegenüber den Sowjets grundlegend verbessern. Er ernannte seinen Mitarbeiter Sam Papich zum Kontaktmann für das CIA-Hauptquartier, General Smith ernannte Jim Angleton zum Kontaktmann für das FBI. Papich, in Montana geboren, aber mit jugoslawischen Wurzeln, hatte in und nach dem Zweiten Weltkrieg für das FBI in Rio de Janeiro verdeckt gearbeitet, nach außen hin war er Mitarbeiter des Wirtschaftsinformationsdienstes Dun & Bradstreet gewesen. Der aus Idaho stammende Angleton hatte in Yale studiert und war im Zweiten Weltkrieg amerikanischer Spion in Italien gewesen. Die beiden waren in den nachfolgenden zwei Jahrzehnten als Verbindungsleute zwischen FBI und CIA tätig.
Angleton wurde wenig später Chef der Spionageabwehr bei der CIA, der Mann, der sowjetische Spione enttarnen sollte. Zu diesem Zweck studierte er systematisch die Spionagefälle der vergangenen Jahre und versuchte, die jahrzehntelangen sowjetischen Täuschungsmanöver zu enträtseln. Er entdeckte Muster, die vor ihm nur wenigen aufgefallen waren und die sich nicht mit bloßem Auge oder durch vernünftiges Nachdenken erkennen ließen.
Seine Ernennung zum Chef der Spionageabwehr war für Hoover ein Glücksfall. Angleton arbeitete erstaunlich eng mit dem FBI zusammen. Bald wurde er J. Edgar Hoovers beste Quelle für die Interna der CIA. »Er war sehr kooperativ und hat, wie Sie wissen, von sich aus beträchtliche Informationen übermittelt, die für uns hilfreich waren«, berichtete Papich. »Sein offener Austausch ohne die Mantel- und-Degen-Atmosphäre wie sonst bei der CIA machte ihn für uns zu jemandem, mit dem wir arbeiten konnten.«[261]  
Am 2. Juli 1952 teilte Angleton dem FBI mit, dass die politischen Tarn- und Propagandaorganisationen der CIA in Europa »auf breiter Front von der Infiltration durch Sowjetagenten bedroht« seien. Seiner Vermutung nach hatte der KGB unter den tausenden osteuropäischen und weißrussischen Flüchtlingen, die von der CIA in Deutschland und England zur Eindämmung des Kommunismus rekrutiert worden waren, Spione platziert. An den CIA-Operationen in Europa wirkten viele politische Exilanten und »Emigranten mit, die die Organisation dazu benutzten, ihre Schäfchen ins Trockene zu bringen«, sagte Angleton. Er ließ durchblicken, dass der Direktor für verdeckte CIA-Operationen, Frank Wisner, der insgeheim bereits hunderte Millionen Dollar ausgegeben hatte, soeben weitere 28 Millionen beantragt hatte, um sein Imperium in Übersee zu erweitern. Hoover schrieb in königsblauer Tinte: »Es ist schockierend, dass eine solche Verschwendung und eine solche Laxheit durchgehen und nichts dagegen getan werden kann.«[262]  
Dagegen musste etwas unternommen werden. Für Hoover stand bei den Präsidentschaftswahlen von 1952 die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten auf dem Spiel. Er wollte unbedingt, dass General Eisenhower Präsident der Vereinigten Staaten und Richard Nixon dessen Vize wurde. Am 11. Juli legten sich die Republikaner auf ihren Kandidaten fest; die Demokraten schickten am 24. Juli Gouverneur Adlai Stevenson ins Rennen. Hoover lag bereits ein Bericht über Stevenson vor. Der stellvertretende FBI-Direktor Mickey Ladd hatte ihn in den Dossiers des »Sex Deviates« Program ausgegraben: »Ihrer Bitte entsprechend beiliegend ein Blind Memorandum zu Gouverneur Stevenson, der angeblich ein bekannter Homosexueller ist«.[263]  
Zur selben Zeit, als Adlai Stevenson zum demokratischen Präsidentschaftskandidaten nominiert wurde, ging ein 19-seitiges Memorandum über ihn an Lou Nichols vom FBI, der für die Kontakte zum Kongress und zur Presse zuständig war. Es war ein Kompendium voll böswilligem Klatsch, und es enthielt unter anderem den Bericht eines New Yorker Polizeibeamten, demzufolge Gouverneur Stevenson nicht nur einer der bekanntesten Homosexuellen des Staates Illinois war, sondern zudem den Spitznamen »Adeline« hatte. Hoover sorgte dafür, dass diese Gerüchte Richard Nixon, den republikanischen Wahlkampfausschuss und eine Vielzahl von Journalisten erreichten.
Mit der Wahl Eisenhowers und Nixons im November 1952 und einer satten republikanischen Mehrheit im Senat und im Repräsentantenhaus endeten zwei Jahrzehnte demokratischer Regierung in Washington – eine Ära, die Joseph McCarthy als »zwanzig Jahre Hochverrat« bezeichnete. Ganz am Anfang hatte Hoover eine kleine und schwache Organisation mit 353 Special Agents und einem Budget weit unter drei Millionen Dollar geleitet. Jetzt stand er an der Spitze einer antikommunistischen Armee mit 6451 Agenten, 8206 weiteren Mitarbeitern und einem Budget von 90 Millionen Dollar.
Wenige Tage nach seinem Wahlsieg ließ der designierte Präsident Hoover zu sich kommen. Er versicherte ihm, er wolle ihn an der Spitze des FBI, solange er Präsident sei; Hoover könne in den kommenden Jahren mit der vollen Unterstützung des Weißen Hauses rechnen. Nicht viele genossen in Washington ein höheres Ansehen. Nur wenige wurden mehr gefürchtet.
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Kein Anstandsgefühl
Jetzt gab es eine direkte Telefonverbindung vom Weißen Haus zu Hoovers Wohnung. Eisenhower nutzte sie nur gelegentlich. Nixon jedoch rief zweimal täglich an, frühmorgens und dann noch einmal am späten Abend.[264]  
Hoover erweiterte seinen Einfluss auf jeden Winkel des immer größer werdenden Apparats der nationalen Sicherheit. Wie er dem neuen Präsidenten am 26. Januar 1953 berichtete, arbeiteten FBI-Agenten jetzt »tagtäglich und in persönlichem Kontakt« zum Weißen Haus, dem Pentagon, dem Verteidigungsministerium, dem Vereinigten Generalstab, der Nationalen Sicherheitsbehörde NSA, der CIA, dem Außenministerium und dem Kongress, zu sechs US-Botschaften, den Stützpunkten des Heeresnachrichtendienstes in Deutschland und Österreich und einem Dutzend weiteren Zentren der globalen Macht Amerikas.[265]  
Hoover saß jetzt im Nationalen Sicherheitsrat neben dem Verteidigungsminister und dem Außenminister. Für den neuen Justizminister Herbert Brownell Jr. war Hoovers Wort Gesetz. Brownells Stellvertreter und Nachfolger William Rogers wurde ein enger Freund Hoovers und traf sich zweimal die Woche zum mittäglichen Arbeitsessen mit dem FBI-Direktor. Hoover war an der Ausarbeitung der politischen Strategien der Regierung in allen Bereichen beteiligt, von der nationalen Sicherheit bis zu den Bürgerrechten.
Unter Eisenhower kam der amerikanische Antikommunismus zu seiner vollen Entfaltung. Hoovers Männer überprüften jeden, der für einen Posten vorgeschlagen war, vom Botschafter bis zum Kongressmitarbeiter. Im Namen der inneren Sicherheit führten sie Säuberungen in allen Regierungsbehörden durch und zerstörten mit ihren Verdächtigungen der Illoyalität oder Homosexualität so manches Leben und so manche Karriere.
Hoovers Einfluss im Außenministerium war immens. Außenminister John Foster Dulles engagierte den FBI-Agenten R. W. »Scott« McLeod als Sicherheitschef. Bei seinen politischen Säuberungen Washingtons sowie der Botschaften und Konsulate in Übersee setzte das FBI unter anderem Lauschangriffe ein, um Liberale und als Linke Verdächtige aus dem Auswärtigen Dienst zu drängen. Zahllose Diplomaten traten verzweifelt zurück.
In allen Organisationen, die Eisenhower schuf, um Amerikas Macht und Einfluss zu demonstrieren, waren FBI-Agenten vertreten, so auch in der United States Information Agency (USIA), die amerikanisches Gedankengut in der ganzen Welt verbreitete. Charles Noone und Joe Walsh, Special Agents des FBI, leiteten die USIA-Operationen zur inneren Sicherheit in Washington und New York. Das FBI führte umfassende Überprüfungen aller Mitarbeiter der USIA durch und untersuchte, von der Kindheit angefangen, jedes Detail ihres Lebens.
»Unsere Bibel war die von Präsident Eisenhower erlassene Executive Order 10450«, erinnerte sich Walsh. »Dieser Erlass bezog sich auf die Sicherheitsüberprüfung von Beschäftigten im Staatsdienst. Wer mit dem Kommunismus, mit Homosexuellen, Alkoholikern und anderen sozialen Abweichlern in Kontakt stand, die eine potentielle Gefahr für die Sicherheit der USA darstellten, wurde nicht in den Staatsdienst übernommen.«
»Es war eine unangenehme Aufgabe, Leute herauszupicken, die der Homosexualität verdächtig waren«, sagte er. »Es gab furchtbar anständige und intelligente Leute in der Behörde, die ich näher kennenlernte und mit denen ich im Rahmen der Projekte gern zusammenarbeitete, die aber dann plötzlich und unwiderruflich von der Bildfläche verschwanden – sie waren einfach weg! Im Laufe der gegen sie geführten Untersuchung hatten sie ihre Homosexualität eingestanden und gekündigt.«[266]  
Niemand in der Regierung war davon ausgenommen, nicht einmal jene, die bereits eine Sicherheitsüberprüfung hinter sich hatten. Stanley Grand war Beamter im Außenministerium und arbeitete mit der CIA an dem Einsatz, der 1954 zum Sturz der Regierung von Guatemala führte. »Es war keine gute Zeit für das Außenministerium«, erinnerte er sich. »Wir mussten alle noch einmal vom FBI überprüft werden, um eine neue Unbedenklichkeitsbescheinigung zu erhalten; die meisten von uns bekamen sie auch. Aber einige nahmen schweren Schaden. […] Ein Beamter, den ich kannte, ein ausgezeichneter Mann, war so deprimiert, dass er Selbstmord beging; er wusste, was für falsche Beschuldigungen sie gegen ihn vorbringen konnten. Es war eine Tragödie.«[267]  
Für Hoover hingegen waren Eisenhowers neue Bestimmungen zur inneren Sicherheit ein Triumph. Sie bestätigten das Vertrauen des Präsidenten in das FBI als Speerspitze der nationalen Sicherheit Amerikas.
Für das Weiße Haus waren Hoovers Berichte über die Sowjets die maßgeblichsten. »Das FBI berichtete mir über eines der Ergebnisse seiner Bemühungen zur Abwehr der kommunistischen Verschwörung«, sagte Justizminister Brownell. »Sie hatten erfahren, dass Stalin krank war und Malenkow seine Amtsgeschäfte führte und nach Stalins Tod dessen Nachfolger werden würde. Tatsächlich starb Stalin am 3. März 1953, und es ist jetzt Geschichte, dass Malenkow sein Nachfolger wurde.«
Als Stalin starb, gab es jedoch keinen US-Botschafter in Moskau, und auch die CIA hatte keine Spione in der Sowjetunion. Der erste CIA-Offizier, der nach Moskau entsandt wurde, wurde von seiner russischen Haushälterin verführt – sie war ein KGB-Oberst –, beim Liebesakt fotografiert, erpresst und 1953 von der Behörde wegen seines Leichtsinns gefeuert. Sein Nachfolger wurde der Spionage überführt, verhaftet und kaum angekommen auch schon wieder abgeschoben.[268]  
Das FBI hatte inzwischen kommunistische Informanten in ganz Amerika. Durch Zeugen, Abhörgeräte und Wanzen, durch Einbrüche und gnadenlose Überwachung infiltrierte das FBI die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten. Viele Kommunisten, die nach dem Smith Act vor Gericht gestellt und verurteilt wurden, landeten stillschweigend im Gefängnis, einige gingen in den Untergrund, andere kooperierten und stellten sich als Zeugen zur Verfügung. Hoover nahm es zwar mit Befriedigung zur Kenntnis, wenn kommunistische Spitzenfunktionäre ins Gefängnis wanderten, aber seine Geheimdienstoperationen waren für ihn weitaus wichtiger als die Strafverfolgung. Beide Aufgaben verlangten unterschiedliche Methoden.
Ein Polizist, der einen Übeltäter erwischt, möchte ihn bestraft sehen. Ein Geheimagent möchte ihn für sich arbeiten lassen. Abwarten und zusehen erforderte unendlich viel Geduld. Hoover besaß sie. Nach zwanzig Jahren Angriffen und zehn Jahren Gegenwehr bekam das FBI allmählich einen Begriff vom Ausmaß der KGB-Operationen in Amerika.
Eine Handvoll Doppelagenten arbeiteten jetzt für das FBI gegen den KGB. Der erste große Durchbruch war der Fall Boris Morros. Geboren 1895 in Russland, im selben Jahr wie Hoover, kam er im Zuge der bolschewistischen Revolution in die Vereinigten Staaten und machte sein Glück in Los Angeles, der Welt der Illusionen. Er fing bei Paramount Pictures an, wo er die Musik für B-Filme schrieb. Nebenher führte er die Boris Morros Music Company.
Im Jahr 1934 hatte er beim sowjetischen Konsulat in New York ein Visum für seinen Vater beantragt, der in seine Heimat Russland zurückkehren wollte. Der Visabeamte, ein Mitarbeiter des sowjetischen Geheimdienstes, fragte ihn: »Wollen Sie Ihrem Land dafür einen Gefallen tun?« Morros willigte ein und konstruierte eine falsche Identität – einen Scheinjob im Berliner Büro von Paramount mit gefälschten Referenzen. Diese falsche Identität diente Wassili Sarubin, dem späteren Chef der sowjetischen Spionage in den Vereinigten Staaten während des Zweiten Weltkriegs, als Tarnung. Sarubin zeigte sich erkenntlich. Er bezahlte Boris Morros dafür, dass er, Sarubin, Morros’ Musikfirma in Hollywood als Deckung für sowjetische Spione benutzen konnte.
Das FBI hatte im Frühjahr 1943 ein Gespräch Sarubins mit dem amerikanischen Kommunisten Steve Nelson abgehört, in dem es darum ging, sowjetische Agenten in das Berkeley Radiation Laboratory einzuschleusen. In jenem Sommer erhielt Hoover den anonymen Brief eines verärgerten sowjetischen Geheimdienstoffiziers in Washington, in dem Sarubin als Chef des sowjetischen Auslandsgeheimdienstes für die Spionage in den Vereinigten Staaten identifiziert wurde. Sowjetische Spione, hieß es in dem Brief weiter, rekrutierten und führten große Netzwerke von Untergrundagenten, die »die gesamte amerikanische Kriegsindustrie plünderten«. Genannt wurden fünf sowjetische Geheimdienstoffiziere, die in den Vereinigten Staaten als Diplomaten und Geschäftsleute getarnt arbeiteten, unter ihnen Boris Morros.[269]  
Doch das FBI wartete vier Jahre, ehe es im Juni 1947 einen Agenten zu Morros nach Los Angeles schickte. Die unerklärliche Verzögerung veranlasste Hoover zu dem bissigen Vermerk: »Was mich beunruhigt, ist die Frage, wie viele ähnliche Fälle es in unseren eigenen Akten gibt. H.«[270]  
Dass sich Morros zur Zusammenarbeit mit dem FBI bereit erklärte, während er zum Schein weiter seinen Herren in Moskau diente, war in der Tat ungewöhnlich. Noch ungewöhnlicher war die Tatsache, dass die Codeknacker des Heeresnachrichtendienstes und das FBI Teile seiner alten sowjetischen Akte entschlüsseln konnten und seine engen Kontakte zum KGB darin bestätigt fanden. Die sowjetischen Chiffrierspezialisten machten nur äußerst selten einen Fehler. Moskaus Codename für Boris Morros, geboren als Boris Moroz, war Frost. Das russische Wort für Frost ist moroz. Jede noch so kleine Lücke im Panzer des sowjetischen Geheimdienstes war ein Geschenk der Kriegsgötter.
Nach zehn Jahren im Dienst Moskaus war Morros jetzt ein Mann des FBI. Das Bureau nannte seinen Fall Mocase. Seine Musikfirma diente nach wie vor als Tarnung für KGB-Operationen in New York und Los Angeles. 1948 gelang ihm ein Durchbruch für das FBI, als er sich die Einladung zu einer Reise nach Genf sicherte, um sich mit Alexander Korotkow zu treffen, der das globale KGB-Netzwerk von Illegalen leitete. 1950 traf er sich erneut mit Korotkow in Moskau. Morros erfand Geschichten über seine Einladung ins Weiße Haus und in den Vatikan zum Nutzen des Kremls. Trotz seiner Zweifel schluckte der KGB alles.
Ein in den frühen 1950er Jahren einzigartiger Fall: Weder die CIA noch das Pentagon hatte einen Agenten im KGB. Nur wenige im Weißen Haus und im Kongress wussten, dass Hoover ein solcher Durchbruch gelungen war.
»Das FBI ist J. Edgar Hoover«
Das FBI wurde nunmehr von drei Untersuchungsausschüssen des Kongresses bei seiner Arbeit gegen die kommunistische Bedrohung unterstützt. Der Ausschuss für unamerikanische Umtriebe machte Jagd auf die Linken in Hollywood und denunzierte Kommunisten innerhalb des Klerus. Der Senatsunterausschuss für Innere Sicherheit verfolgte die sowjetischen Machenschaften bei den Vereinten Nationen und kommunistische Sympathisanten an den Universitäten. Der Ständige Senatsunterausschuss für Untersuchungen hatte jetzt einen neuen Vorsitzenden, Senator Joe McCarthy, einen Republikaner aus Wisconsin.
McCarthy lief seit drei Jahren Sturm gegen die Kommunisten. Einen veralteten, fehlerhaften FBI-Bericht in verstümmelter Fassung nahm er als Grundlage für seine erste falsche Anschuldigung, die ihn 1950 berühmt machte: die Behauptung, das Außenministerium sei mit hunderten Kommunisten durchsetzt. Anders als behauptet, konnte er jedoch keine Liste mit Namen vorweisen, sondern nur eine Zahl, die sich im Laufe der Zeit änderte. Dennoch verdankte der Senator einen Großteil seines Ruhms und seiner Macht dem – oft missbräuchlichen – Rückgriff auf FBI-Berichte, die ihm Hoovers Verbindungsleute beschafften. McCarthy und sein Chefermittler, der ehemalige FBI-Agent Don Surine, lasen stapelweise FBI-Berichte zur kommunistischen Bedrohung. Surine wiederum hielt Hoover über McCarthys Tätigkeit auf dem Laufenden.
Wie seine Kollegen im Kongress bekannte sich auch Senator McCarthy privat und öffentlich zu Hoover. »Niemand muss Ihnen ein Denkmal errichten«, schrieb McCarthy in einer typischen Hommage. »Sie haben sich mit dem FBI selbst ein Denkmal gesetzt, denn das FBI ist J. Edgar Hoover, und ich glaube, wir können sicher sein, dass das immer so bleiben wird.«[271]  
Im Frühjahr 1953, kurz bevor Julius und Ethel Rosenberg hingerichtet wurden, schien die amerikanische Politik reif für Senator McCarthys gnadenlose Version des Antikommunismus. Der Richter, der das Todesurteil gegen die Atomspione gefällt hatte, sagte, ihre Verbrechen seien »schlimmer als Mord«. Diese Rhetorik traf den Nerv der Zeit. Julius Rosenberg habe Stalin die Atombombe in die Hand gegeben, so der Richter, was »meiner Ansicht nach die kommunistische Aggression in Korea bewirkt hat. Das Ergebnis waren 50000 Tote. Und wer weiß wie viele Millionen Unschuldige mehr den Preis Ihres Verrats werden zahlen müssen.« Am 19. Juni 1953 wurden Julius und Ethel Rosenberg auf dem elektrischen Stuhl hingerichtet. Selbst Hoover bezweifelte, dass es politisch klug war, gegen Ethel Rosenberg das Todesurteil zu vollstrecken. Doch das FBI hatte den Weg dafür bereitet.
»Opfer extrem gehässiger Kritik«
Senator McCarthys Attacken waren Rundumschläge, gelegentlich aber, wenn er FBI-Berichte zugrunde legte, landete er einen Treffer. So traf er beispielsweise ins Schwarze, als er zu enthüllen drohte, dass ein hochdotierter Mitarbeiter der CIA wegen homosexueller Praktiken verhaftet worden war; oder als er versuchte, einem Beamten des Internationalen Währungsfonds, den das FBI als sowjetischen Agenten im Verdacht hatte, eine Aussage abzuringen.
Hoover konnte sich in McCarthy einfühlen. Einem Zeitungsreporter sagte er: »McCarthy war ein Marine. Er war Amateurboxer. Er ist Ire. All das zusammengenommen, ergibt eine starke Persönlichkeit, die sich nicht herumschubsen lässt […] Ich kannte Senator McCarthy nicht, bevor er in den Senat kam. Inzwischen habe ich ihn näher kennengelernt, beruflich wie privat. Ich betrachte ihn als einen Freund, und ich glaube, dasselbe gilt auch umgekehrt. Gewiss, er ist umstritten. Er ist ernsthaft und integer. Er hat Feinde. Wenn man Subversive angreift, egal welcher Couleur, seien es Kommunisten, Faschisten oder sogar der Ku-Klux-Klan, wird man zum Opfer extrem gehässiger Kritik. Das weiß niemand besser als ich.«[272]  
Aber als McCarthy anfing, die tragenden Säulen der nationalen Sicherheit einzureißen, war Hoover bemüht, den Schaden für die Sache des Antikommunismus und der amerikanischen Regierung zu begrenzen.
Im Sommer 1953 plante der Senator eine Untersuchung gegen die CIA. In den Exekutivsitzungen seines Untersuchungsausschusses erhob McCarthy Vorwürfe gegen CIA-Mitarbeiter, denen er die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei oder Aktivitäten zur kommunistischen Unterwanderung zur Last legte. CIA-Direktor Allen Dulles war erschüttert: McCarthy hatte ihn gewarnt, die CIA sei »weder sakrosankt noch gegen Untersuchungen gefeit«, wie Dulles an seinen Bruder, den Außenminister, schrieb.[273]  
Von seinen Agenten erfuhr Hoover, dass »Senator McCarthy die CIA als ein sehr ›pikantes‹ Ziel« betrachtete.[274]   Lou Nichols, der Kontaktmann des FBI zum Kongress, berichtete, der Senator und sein Stab hätten »einunddreißig potentiell freundliche Zeugen« geladen, die bereit waren, gegen neunundfünfzig CIA-Offiziere und -Mitarbeiter auszusagen.[275]  
Zu den von McCarthy ins Visier Genommenen zählte James Kronthal, der homosexuelle Leiter eines CIA-Stützpunkts, der im Verdacht stand, von den Sowjets sexuell erpresst worden zu sein, und während der Ermittlungen Selbstmord beging; ein zweiter CIA-Offizier, der eine »intime Beziehung« mit Owen Lattimore hatte, einem Beamten im Außenministerium, der von McCarthy fälschlicherweise als sowjetischer Top-Spion in den Vereinigten Staaten verdächtigt wurde; sowie weitere CIA-Mitarbeiter, denen »Alkoholismus, Perversion, außereheliche sexuelle Beziehungen, Verstoß gegen das Betäubungsmittelgesetz und Missbrauch von CIA-Geldern« vorgeworfen wurde.
Viele von McCarthys Vorwürfen stammten aus unbelegten FBI-Berichten, darunter auch Gerüchten aus dritter Hand. In Sorge, dass FBI-Akten an die Öffentlichkeit gelangten, ließ Hoover dem Senator ausrichten, er solle sich mäßigen. Doch McCarthy holte bereits zum nächsten Schlag aus.
Am 12. Oktober 1953 begann McCarthy mit einwöchigen nichtöffentlichen Anhörungen zur sowjetischen Spionage bei der Fernmeldeaufklärung des Heeres in Fort Monmouth, New Jersey, wo auch Julius Rosenberg gearbeitet hatte. Rosenberg war im Signals Corps Elektroingenieur gewesen, als das FBI erfuhr, dass er insgeheim Kommunist war. Sieben Ingenieure, die bei der Fernmeldeaufklärung in der Abteilung Radar und Funk arbeiteten, waren mutmaßliche Mitglieder des Atomspionagerings. Am Tag, als Rosenberg hingerichtet wurde, waren vier von ihnen immer noch auf freiem Fuß.
Dem Senator lag die dreiseitige Zusammenfassung eines Briefes vor, den Hoover 1951 an General Alexander R. Bolling geschrieben hatte, den Chef des Heeresnachrichtendienstes. Darin wurden die Namen von 35 Mitarbeitern in Fort Monmouth als mutmaßliche Umstürzler genannt. Ein Radarspezialist und ein Elektroingenieur wurden bald darauf nur deshalb entlassen, weil sie Julius Rosenberg gekannt hatten, 33 weitere wurden bis zur Sicherheitsüberprüfung suspendiert; doch es wurden keine Spione unter ihnen gefunden.
McCarthys Wut kannte keine Grenzen mehr. Für die Armee-McCarthy-Anhörungen, das erste große Live-Event der Fernsehgeschichte, war die Bühne bereitet. Am 4. Mai 1954 erreichte die Sendung mit den live übertragenen Anhörungen einen dramatischen Höhepunkt.
McCarthy zog die Abschrift von Hoovers Brief über die 35 als subversiv verdächtigten Mitarbeiter von Fort Monmouth heraus und schob sie dem adretten Staatssekretär für das Heer zu. Hoover war von McCarthys öffentlicher Präsentation des Briefes peinlich berührt. Nicht viele wussten, dass der Senator Zugang zu Hoovers Geheimakten hatte.
Hoover und Präsident Eisenhower kamen nun zu dem Schluss, dass McCarthy mit seinem Angriff auf Heer und CIA der Sache des Antikommunismus schade. Auf ihr Geheiß entschied Justizminister Brownell, McCarthy habe mit diesem Brief unbefugt als geheim eingestufte Informationen genutzt und damit gegen das Bundesgesetz verstoßen. McCarthys Antwort war die Aufforderung an zwei Millionen amerikanische Staatsbeamte, ihm alle Informationen zu schicken, die sie über Korruption, Kommunismus und Landesverrat hatten. Wütend erließ Eisenhower ein Dekret, nach dem kein Regierungsmitarbeiter zu irgendeinem Zeitpunkt einer Vorladung zur Aussage vor dem Kongress zu irgendeinem Thema Folge leisten dürfe. Dies war die weitreichendste Inanspruchnahme des Exekutivprivilegs in der gesamten amerikanischen Präsidentschaftsgeschichte.
Der Druck auf McCarthy wuchs. Er trank morgens Bourbon und abends Wodka und schlief nur ein paar Stunden, bevor er im landesweiten Fernsehen gegen die heimlichen Kommunisten im amerikanischen Regierungsapparat wetterte. Was sich im Fernsehen abspielte, war starker Tobak, das Schattenspiel hinter den Kulissen nicht weniger.
Am 2. Juni 1954, bei einer Armee-McCarthy-Anhörung im Fernsehen, erneuerte Senator McCarthy öffentlich seinen Schwur, gegen die CIA zu Felde zu ziehen.
Der Präsident schlug zurück. Am 8. Juni sagte Eisenhower zu seinen Beratern im Weißen Haus, darunter seinem Pressechef Jim Hagerty: »Jungs, eins weiß ich genau. Mit jeder Drohung von McCarthy, unseren Geheimdienst zu überprüfen, wächst die öffentliche Unterstützung für uns. Wenn ich ihn irgendwie dazu bringen kann, dass er seine Drohung wiederholt, werde ich das mit Freude tun, und dann soll er sein Fett abkriegen.«[276]  
Hoover wies seine Männer an, die Zusammenarbeit mit dem Senator einzustellen. Ohne die FBI-Akten war McCarthy aufgeschmissen. Die CIA versuchte gezielt, ihn zu verwirren. Einer von McCarthys Mitarbeitern hatte versucht, einen CIA-Offizier zu erpressen. Entweder, so seine Drohung, liefere der Offizier McCarthy geheime CIA-Dokumente, oder McCarthy werde ihn öffentlich vernichten. Allen Dulles und sein Spionageabwehr-Experte Jim Angleton wiesen den CIA-Mitarbeiter an, McCarthy gezielt mit Falschinformationen zum Kommunismus unter den US-Streitkräften zu füttern – in der Hoffnung, ihn in die Irre zu führen, wenn sein Angriff gegen die Armee seinen Höhepunkt erreichte.
Am 9. Juni 1954 stürzte McCarthy. Jener Tag war geprägt von seiner erfolglosen Suche nach Spionen in Fort Monmouth. McCarthys Rechtsberater Roy Cohn stellte in der Anhörung Joe Welch zur Rede, den Anwalt der Armee. Welch machte Hackfleisch aus ihm. Cohn wirkte wie eine Kröte in den Fängen eines Adlers. McCarthy, ausgebrannt und verkatert, versuchte Cohn beizustehen. Er hatte mit Welch einen Deal ausgehandelt: Wenn die Armee nicht fragte, wie Cohn dem Militärdienst im Zweiten Weltkrieg und im Korea-Krieg ausgewichen war – worauf dieser keine gute Antwort hatte –, würde er das Thema Fred Fisher nicht zur Sprache bringen. Welch hatte Wort gehalten, McCarthy brach es jetzt. Wohl kaum einer der vielen Fernsehzuschauer hatte je von Fisher gehört, einem republikanischen Anwalt in Welchs Kanzlei. In giftsprühendem Ton denunzierte McCarthy ihn jetzt als Mitglied der National Lawyers Guild, »einem Bollwerk der Kommunistischen Partei innerhalb der Justiz.« Fisher war der Juristenorganisation während seines Studiums an der Harvard Law School beigetreten und kurz nach seinem Universitätsabschluss wieder ausgetreten.
Dann wandte sich McCarthy an Welch.
»Ich glaube nicht, dass Sie die kommunistische Sache jemals wissentlich unterstützt haben«, sagte er. »Ich glaube, Sie helfen ihr unabsichtlich, wenn Sie versuchen, diese Anhörung zu unterlaufen.« Welch war verblüfft, aber keineswegs sprachlos. »Hören wir doch auf, diesen Burschen zu vernichten, Senator«, donnerte er. »Haben Sie denn überhaupt kein Anstandsgefühl, Sir? Ist Ihnen jeglicher Anstand abhandengekommen?«
Mit Joe McCarthys Sturz gewann Hoover seine Rolle als oberster Kämpfer im Krieg gegen den Kommunismus zurück. Präsident Eisenhower verließ sich mehr denn je darauf, dass Hoover die amerikanische Antwort auf die Bedrohungen durch Spionage und Subversion formulierte und zuspitzte.
McCarthy, vom Senat in die Schranken gewiesen, blieb nur noch die Selbstzerstörung. Er trank sich zu Tode. Zu seinem Begräbnis drei Jahre später kam neben Hoover auch ein junger Demokrat, der als Minority Counsel in McCarthy Senatsunterausschuss gesessen hatte: Robert F. Kennedy. Es war der passende Moment für eine Begegnung der beiden Männer.
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Ein Spiel ohne Regeln
Nach dreißig Jahren als FBI-Direktor funktionierten Hoovers politische Kontakte so perfekt, dass die sensibelsten Entscheidungen des Präsidenten fast sofort auf seinem Schreibtisch landeten.
Am 16. Juli 1954 bestellte Präsident Eisenhower den pensionierten Drei-Sterne-General Jimmy Doolittle zu sich. Zehn Jahre zuvor hatte Doolittle den ersten amerikanischen Luftangriff auf Tokio geleitet. Jetzt sollte er dem Präsidenten dabei behilflich sein, die CIA einer gründlichen Überprüfung zu unterziehen. Eisenhower wollte den Bericht bis Oktober.
Hoover wusste schon nach wenigen Tagen von dieser streng geheimen Untersuchung. »Der Präsident hat General Doolittle mit einer gründlichen und objektiven Analyse zu den verdeckten Operationen der CIA beauftragt«, berichtete ihm sein langjähriger Mitarbeiter Pat Coyne, der als anerkannter Geheimdienstexperte für den Nationalen Sicherheitsrat tätig war. Laut Eisenhower sollte Doolittle »jeden Hinweis darauf, dass die CIA nicht effizient arbeitet, aufgreifen und Empfehlungen aussprechen, wie man die Organisation verbessern könnte, auf welche Weise auch immer.« Auf den Punkt gebracht, sollte Doolittle »die Untersuchung so gründlich und erschöpfend durchführen, als würde der Präsident den Auftrag selbst erledigen«.[277]  
Hoover erfuhr auch, was Doolittle dem Präsidenten gegenüber geäußert hatte: Es gebe »jemanden in einer Regierungsbehörde, der ihm für die korrekte und einwandfreie Durchführung von Geheimdienstoperationen äußerst wertvoll sein könnte. Doolittle nannte J. Edgar Hoover als diese Person.«
Hoover hatte starke Zweifel daran, dass sich die Probleme der CIA überhaupt lösen ließen. So schrieb er an seine Berater für nationale Sicherheit: »Ich sehe völlig schwarz, was effektive Korrekturmaßnahmen zur Verbesserung der CIA betrifft. H.«[278]  
Hoover hatte mit seiner persönlichen und fachlichen Geringschätzung des CIA-Chefs Allen Dulles nicht hinter dem Berg gehalten. Während der acht Jahre von Eisenhowers Präsidentschaft ließ er sich nur sechs Mal zu einem Treffen mit Dulles herab. Und er sorgte dafür, dass auch seine Mitarbeiter diese Haltung vertraten.
»Wie um alles in der Welt soll ich mit dem FBI zusammenarbeiten?«, hatte Dulles in einem unachtsamen Moment seinen FBI-Kontaktmann angeschrien. »Ich bemühe mich, aber ihr gebt mir immer wieder eins drauf.«[279]  
Der Doolittle-Bericht gab Hoover einmal mehr die Gelegenheit, seinen Anspruch auf Vorherrschaft auf dem Gebiet des amerikanischen Geheimdienstes zu festigen.
»Die CIA komplett auslöschen«
Al Belmont, der Leiter der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI, indoktrinierte General Doolittle und seine Ermittler am 25. August 1954 drei Stunden lang.
»Doolittle betrachtete das FBI als Vorbild«, berichtete Belmont mit Genugtuung.[280]   »Ich hob in ungewöhnlicher Deutlichkeit hervor, dass das FBI neben seiner Funktion als Instrument der Strafverfolgung auch auf dem Gebiet des Geheimdienstes stark engagiert sei. Ich unterstrich, dass wir keine Mühe scheuten, um stets über sämtliche Aktivitäten der Kommunistischen Partei auf dem Laufenden zu sein. Wir hielten Diplomaten aus der Sowjetunion und ihren Satellitenstaaten unter ständiger Beobachtung; wir vom FBI seien stets wachsam.«
Die CIA dagegen, so Belmont zum Doolittle-Team, sei »überflüssig, ineffektiv, eine reine Verschwendung von Zeit und Geld auf Kosten des Staates«.
Am 6. Oktober 1954 gewährte Hoover Doolittle eine Audienz. Bei der CIA wisse die rechte Hand nicht, was die linke tue, teilte er dem General mit. Ihre Spione hätten wenig oder keine Ahnung davon, was hinter dem Eisernen Vorhang vor sich gehe, und ihre Analysten wüssten noch weniger. Sicher, so räumte Hoover ein, »sind manche ihrer Schwächen und Mängel der Neuartigkeit ihrer Operationen geschuldet«. Der CIA mangle es jedoch an ausgebildeten Mitarbeitern. Es gebe dort kein internes Kontrollsystem; beim FBI spielten gerade diese Inspekteure bei der Sanktionierung und Beförderung der Agenten eine wichtige Rolle. Die CIA könnte einen ordentlichen Schuss dieser Art Disziplin gut gebrauchen.[281]  
Am 19. Oktober 1954 zeichnete Doolittle dem Präsidenten ein düsteres Bild des amerikanischen Geheimdienstes. »Wir stehen einem unversöhnlichen Feind gegenüber, dessen erklärtes Ziel die Weltherrschaft ist«, begann sein Bericht.[282]  
»In diesem Spiel gibt es keine Regeln«, hieß es weiter. »Die bislang anerkannten Normen des menschlichen Handelns gelten hier nicht mehr. Wenn die Vereinigten Staaten überleben sollen, müssen die altbewährten amerikanischen Vorstellungen des ›Fairplay‹ neu überdacht werden. Wir müssen leistungsstarke Spionage- und Spionageabwehrdienste aufbauen und lernen, unsere Feinde zu zermürben, zu sabotieren und zu vernichten, und zwar mit Methoden, die schlauer, raffinierter und effizienter sind als diejenigen, die gegen uns eingesetzt werden.«
Hoovers Bewertung floss in Doolittles streng vertrauliche Schlussfolgerung ein: »Die Ideallösung wäre, die CIA komplett auszulöschen und noch einmal ganz von vorn anzufangen.«[283]  
Dazu jedoch konnte sich Präsident Eisenhower nicht durchringen. Stattdessen richtete er sein Augenmerk auf die sowjetische Bedrohung, die Hoover an die Wand gemalt hatte.
Hoover schürte die Ängste des Präsidenten, es stehe ein verheerender Angriff auf die Vereinigten Staaten bevor. Unter seinem maßgeblichen Einfluss sprach der Nationale Sicherheitsrat eine streng vertrauliche Warnung an den Präsidenten über potentielle sowjetische Aktivitäten aus, die einen Dritten Weltkrieg auslösen könnten. In seinem Bericht vom 28. Februar 1955 hieß es, Spione und Saboteure könnten zivile und militärische Führungskräfte ermorden; Komponenten von Nuklearwaffen und »Mittel zur biologischen, chemischen und radiologischen Kriegsführung« in die Vereinigten Staaten schmuggeln; »Massenvernichtungswaffen« auf amerikanischen Militärstützpunkten zur Explosion bringen; mit Hilfe amerikanischer Kommunisten im Untergrund Bombenanschläge auf Regierungsziele verüben; und »durch Mitglieder der Kommunistischen Partei oder Personen, die von den Sowjets kontrolliert werden, einen bewaffneten Aufstand« organisieren. Diese würden mit »versteckten Waffen, Munition, Sprengstoff und militärischer Fernmeldetechnik« ausgerüstet.[284]  
Des Weiteren informierte Hoover das Weiße Haus, dass das FBI seine Geheimdiensttätigkeit an allen Fronten des Kalten Krieges intensiviere und auf der Suche nach Spionen und Geheimagenten die Überwachung sowjetischer Diplomaten und sowjetischen Botschaftspersonals verstärke. »Es liegen fertige Pläne für die Internierung feindlicher Botschaftsmitarbeiter vor«, versicherte Hoover dem Präsidenten. Das FBI hatte insgesamt 26500 »potentiell oder aktuell gefährliche« Personen in das Sicherheitsregister aufgenommen, die alle auf Befehl des Präsidenten festgenommen und inhaftiert werden würden. Darunter waren auch aus Nordkorea zurückgekehrte amerikanische Kriegsgefangene, von denen manche, so der Verdacht des FBI, bei Verhören durch die chinesischen Kommunisten einer Gehirnwäsche unterzogen worden waren, damit sie sich als Agenten in der amerikanischen Armee einnisteten und im Kriegsfall ihr Land verrieten.[285]  
Hoover erklärte dem Weißen Haus und dem Pentagon, das »wichtigste Ziel« des FBI sei »die Gewinnung fähiger Doppelagenten«, um die sowjetische Führung auf höchster Ebene zu unterwandern und Erkenntnisse über die Absichten und Möglichkeiten des Kreml zu gewinnen.[286]   Er arbeitete bereits an einem Plan, um dieses bisher aussichtslose Ziel zu erreichen.
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Der lange Schatten
Am Morgen des 8. März 1956 sprach Hoover im Weißen Haus vor dem Präsidenten und dem Nationalen Sicherheitsrat. Er teilte ihnen mit, dass er »alle ihm zur Verfügung stehenden Mittel der Informationsbeschaffung nutze«. Er zapfte Telefone an, öffnete Post, installierte Wanzen und brach in die Büros und Tresore verdächtiger kommunistischer Spione und Saboteure in ganz Amerika ein, um einen sowjetischen Überraschungsangriff auf die Vereinigten Staaten zu verhindern.
In seinem Briefing unter dem Titel »Die gegenwärtige Bedrohung durch kommunistische Spionage und Subversion« malte er ein neues Schreckensgespenst an die Wand: eine von sowjetischen Spionen gelegte schmutzige Bombe. Mit Kobalt-60, einem radioaktiven Isotop, das für die Krebsbekämpfung entwickelt worden war, könnten die Sowjets, so warnte er, eine tödliche Fracht in einem Diplomatenkoffer einschmuggeln. In Manhattan zur Explosion gebracht, würde sie hunderttausende töten und die Innenstadt von New York auf Jahre hinaus unbewohnbar machen. Eine solche Waffe könnte die ganze Welt zerstören.[287]  
Die Möglichkeit eines atomaren Angriffs war Eisenhowers täglicher Albtraum. Er fragte Hoover, welche Vorkehrungen das FBI gegen diese Gefahr getroffen habe.
»Manchmal müssen wir uns heimlich Zutritt verschaffen, wo wir das eine oder andere Mal kommunistische Geheimunterlagen fotografiert haben«, erklärte Hoover dem Präsidenten. Alle Anwesenden wussten, dass »heimlicher Zutritt« ungesetzlich war.
Hoover erklärte, FBI-Berichte, die sich auf illegal beschaffte geheimdienstliche Erkenntnisse stützten, würden aus Gründen der Geheimhaltung und zum Schutz des Präsidenten sowie des Justizministers bereinigt. Aus den Berichten wurden sämtliche Hinweise auf Einbrüche und Wanzen gestrichen. Die Erkenntnisse wurden »vertraulichen Quellen« zugeschrieben.[288]  
Der Präsident sprach sich lobend über Hoover aus. Im Sitzungsprotokoll sind keine weiteren Fragen zu den Methoden des FBI verzeichnet.
Hoover verließ das Briefing im Gefühl, dass seine Befugnisse aus dem Freibrief Präsident Roosevelts bestätigt worden waren. Er war überzeugt, dass dieser Freibrief mindestens vier weitere Jahre gültig sein würde. Eisenhowers Wiederwahl galt als sicher – sofern er am Leben blieb, denn er hatte ein halbes Jahr zuvor einen schweren Herzinfarkt erlitten. Und auch Vizepräsident Nixon würde voll und ganz hinter Hoover stehen, wenn er Präsident wurde. Justizminister Brownell hielt ihm ebenfalls die Stange, solange er nicht im Detail wusste, was das FBI im Namen der nationalen Sicherheit tat.
Für all diese Männer verstand es sich von selbst, dass Hoover auf absolutes Stillschweigen angewiesen war. Eisenhower hatte als General die Landung der Alliierten in der Normandie geleitet, die größte Geheimoperation des Zweiten Weltkriegs. Nixon hatte seit seinen ersten Tagen in Washington Einblick in ungeschönte FBI-Berichte erhalten. Und Brownell wusste über Geheimdienstaktivitäten besser Bescheid als alle seine Vorgänger, denn er war 1952 als Ausschussvorsitzender an der Schaffung der Nationalen Sicherheitsbehörde beteiligt gewesen, jenes Ungetüms von einem militärischen Nachrichtendienst, das sich mit dem Abhören elektronischer Kommunikation sowie mit dem Erstellen und Knacken von Geheimcodes befasste.
Auf Hoovers Bitte hatte Brownell die Vorsitzenden der Kongressausschüsse immer wieder um neue Gesetze gebeten, die das Anzapfen von Telefonen ohne richterliche Anordnung erlaubten. Sie lehnten es ein ums andere Mal ab. Hoover hatte die gesetzliche Genehmigung von Mikrophonüberwachungen gefordert – von Wanzen oder »technischen Hilfsmitteln«, wie es im FBI-Jargon hieß –, aber der Kongress wies sein Ersuchen zurück. Der Direktor musste sich auf jene Befugnisse beschränken, die ihm Präsident Roosevelt explizit und Präsident Eisenhower stillschweigend gewährt hatten. Dem Justizminister reichte das. Die näheren Einzelheiten interessierten ihn nicht.[289]  
Hoovers Geheimdienstoperationen bewegten sich am Rand der Legalität und gingen manchmal darüber hinaus. Jede einzelne dieser Aktionen war ein potentielles Desaster, falls etwas schiefging. In Hoovers Augen rechtfertigte das Ergebnis die Risiken. Den Kalten Krieg konnte man nicht durch bloßes Beschatten des Feindes gewinnen.
»Wir taten es alle, es war schließlich das FBI«
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs hatte sich der Etat des FBI verdoppelt. Die nachrichtendienstliche Abteilung war jetzt die mächtigste innerhalb des Bureau, sie beanspruchte die meisten Mittel, das meiste Personal und die meiste Aufmerksamkeit seitens des Direktors. In der Eisenhower-Ära führte die Intelligence Division unzählige Einbrüche und Verwanzungen durch. Die routinemäßige Vernichtung von FBI-Akten gewährleistete, dass es keine genauen Aufzeichnungen darüber gab.
»Observation allein genügte nicht«, erklärte FBI-Mitarbeiter Jack Danahy, ein alter Hase, der schon seit der Zeit der Atomspionageringe mit von der Partie war. »Wir mussten unsere Taktik ändern […] Wir mussten uns aktive Informanten heranziehen, Telefonleitungen anzapfen und Abhörmikrophone installieren, insgesamt ausgefeiltere Methoden anwenden.«[290]  
James R. Healy, der in San Francisco und Nordkalifornien tätig war, erinnerte sich: »Wir hatten ein Team, so eine Art Dreckiges Dutzend, eine Gruppe sehr talentierter Agenten, die im großen Stil die Kommunistische Partei im Untergrund infiltrierten.« Seine Truppe war den »Comfugs dicht auf den Fersen«,[291]   kommunistischen Flüchtlingen, die untergetaucht waren, weil ihnen nach Bundes- und einzelstaatlichem Recht eine Anklage wegen Subversion drohte. Healy und seine Männer missachteten neben vielen anderen Vorschriften auch den FBI-Dresscode, als sie sich tief in den Untergrund begaben.
»Unsere Kleidung passte ins Bild«, sagte er. »Wir trugen alte Klamotten. Manche ließen sich die Haare ein bisschen wachsen. Rasierten sich nicht mehr. Wir glichen uns dem jeweiligen Milieu an, in dem wir diese Leute verfolgten […] Wir wussten, was sie taten, noch bevor manche von ihnen es selber wussten. Unsere Informanten und die entsprechenden Methoden lieferten uns eine Innenansicht des gesamten Untergrundapparats der Kommunistischen Partei.«
Zu den »entsprechenden Methoden« zählten Einbrüche, um Unterlagen zu entwenden und versteckte Mikrophone zu installieren. Im New Yorker FBI-Büro »ergriffen wir damals alle notwendigen Maßnahmen. Dazu gehörten Einbruchdiebstähle, unbefugtes Eindringen, Abfangen von Post im großen Stil«, so Graham J. Desvernine, der 1956 bei der Spezialeinheit Underground Squad anfing. »Wir drangen regelmäßig in die Zentrale der Kommunistischen Partei und ihren Haupttresor ein«, erzählte Desvernine. »Geht rein und sackt alles ein. Wir hatten Schlüssel und so. Ich habe die Schlösser geknackt. Wissen Sie, das Ganze hat irgendwie Spaß gemacht.«[292]  
Nur ein FBI-Projekt war noch heikler als die Underground Squad: ein spezielles, 1954 geschaffenes Spionageteam, das ein »Programm zur Gewinnung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse, das sogenannte Programm C«, aufbaute, so Edward S. Miller, der in San Francisco bei diesem Programm seine ersten Erfahrungen sammelte und später zur Nummer drei im FBI aufstieg. Die international angelegte Operation beinhaltete Einbruchsversuche in die Botschaften und Konsulate der Sowjetunion und anderer Ostblockstaaten in New York, Washington, San Francisco und weiteren Städten. Ein Ziel war es, die Nationale Sicherheitsbehörde dabei zu unterstützen, die Geheimcodes und Chiffrierungsverfahren von Amerikas Feinden zu stehlen.[293]  
Hoovers Männer führten im ganzen Land Einbruchdiebstähle durch, nicht nur in den kommunistischen Hochburgen an der Ost- und Westküste. 1955 erhielt John F. McCormack, ein junger Agent im FBI-Büro von Cleveland, seinen ersten derartigen Auftrag. Zielobjekt war die Wohnung eines mutmaßlichen Kommunisten – eines Stahlarbeiters, der an der Universität New York promoviert hatte. »Wir brachen in seine Wohnung ein, knackten das Schloss […] und fotografierten alles«, erinnerte sich McCormack. »Später konnten wir ermitteln, dass er Verbindungen ins Ausland hatte. Seine Aufgabe bestand hauptsächlich darin, im Fall eines nationalen Notstands im Stahlwerk etwas anzuzetteln, so unsere Vermutung.«[294]   McCormack wusste sehr wohl, dass »man gefeuert oder zumindest festgenommen werden würde«, falls ein Einbruch schiefging. Bei einem Einbruchdiebstahl »durfte man keinen Ausweis oder sonst eine Legitimation mit sich führen«, sagte er. »Wir wussten, wenn etwas passierte, waren wir unter Umständen ganz auf uns allein gestellt. Ich glaube, alle daran beteiligten Agenten taten es wegen des Erfolgserlebnisses. Sie gingen das Risiko ein. Es war mit dem Risiko vergleichbar, bei der Festnahme eines Flüchtigen erschossen zu werden. Wir taten es alle, es war schließlich das FBI.«
In Cleveland, der achtgrößten amerikanischen Stadt in den 1950er Jahren, spürte das FBI sechs kommunistische Funktionäre auf, die festgenommen und nach dem Smith Act unter Anklage gestellt wurden. Nach diesem Gesetz war die Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei praktisch verboten. Alle Angeklagten wurden schuldig gesprochen
Aber jedes dieser Urteile wurde gekippt. Die Gerichte begannen an der rechtlichen Grundlage für die FBI-Ermittlungen zur nationalen Sicherheit zu zweifeln.
In mehreren Entscheidungen zwischen 1955 und 1956 erklärte der Oberste Gerichtshof dutzende nach dem Smith Act gefällte Urteile für unwirksam, lehnte den vom FBI praktizierten Einsatz bezahlter Informanten als Zeugen gegen die Kommunistische Partei ab und bestätigte das Recht der Verteidigung auf Einsicht in Beweismaterial, das im Zuge der FBI-Überwachung gesammelt worden war. Jede dieser Entscheidungen bedeutete einen Rückschlag für Hoover.
Der Oberste Gerichtshof wies Anklageerhebungen ab, die auf Hörensagen und Meineiden professioneller, vom FBI aus den Reihen ehemaliger Kommunisten rekrutierter Zeugen basierten. Der schlimmste dieser Zeugen war Harvey Matusow, ein Schulabbrecher und Armeeveteran, der 1947 in die Kommunistische Partei eingetreten war. Er bot dem FBI 1950 seine Dienste als Informant an und sagte vor Gericht und vor dem Kongress aus, dass die Kommunisten jeden Winkel der amerikanischen Gesellschaft unterwandert hätten, vom Außenministerium bis zu den Pfadfindern. Matusow hatte seine Aussage 1955 in dem Buch False Witness zurückgenommen und nach seiner Verurteilung wegen Meineids 1956 eine Haftstrafe von drei Jahren und acht Monaten in einem Bundesgefängnis angetreten.
Der Oberste Gerichtshof wurde auch auf den fortgesetzten Einsatz von Telefonüberwachung und Wanzen aufmerksam. Mit fünf zu vier Stimmen bestätigten die Richter das Urteil eines einzelstaatlichen Gerichts. Dieses hatte sich bei seinem Urteil auf Beweise gestützt, die durch unbefugtes Eindringen in eine Wohnung und das Installieren von Wanzen erlangt worden waren. Aber fünf Richter zeigten sich auch empört darüber, dass die Wanze in einem Schlafzimmer installiert worden war. Diese knappe richterliche Entscheidung löste bei Justizminister Brownell Besorgnis aus. In einer privaten Unterredung warnte er Hoover, es sich künftig besser zu überlegen, wo er seine Wanzen platzierte.
Eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofs machte Hoover besonders wütend. Danach konnten sich Mitglieder der Kommunistischen Partei bei der Weigerung, ihre Genossen zu verraten, auf den Fünften Verfassungszusatz berufen. Richter Felix Frankfurter formulierte die Mehrheitsmeinung des Gerichts.
Schlussendlich urteilten die Richter am Obersten Gerichtshof, die Regierung habe den Smith Act zu breit ausgelegt, indem sie Worte und nicht Taten – freie Rede statt gewaltsamer Angriffe auf das politische System – für eine Anklage zugrunde legte. Für die Verfolgung amerikanischer Kommunisten wurde damit das Gesetz so gut wie nutzlos. Damit endete ein ganzes Jahrzehnt strafrechtlicher Angriffe gegen die Kommunistische Partei. Im Kampf gegen den Kommunismus war das Recht keine wirksame Waffe mehr.
Die Aufhebung der Urteile schürte Hoovers Zorn und veranlasste ihn zu den kühnsten Attacken, die er je gegen seine Feinde geritten hatte – zu den ehrgeizigsten und zerstörerischsten Operationen in der Geschichte des FBI.
»Werden wir kriegen, was wir wollen?«
Am 18. Mai 1956 nahm der neue Angriffsplan allmählich Gestalt an. Erdacht hatten ihn der Chef der Intelligence Division des FBI, Al Belmont, und sein zuverlässiger Berater William C. Sullivan.
Sie nannten den Plan COINTELPRO, eine Abkürzung für »counterintelligence program«, Spionageabwehrprogramm. Spionageabwehr soll nach gängiger Definition die Bespitzelung durch gegnerische Geheimdienste verhindern. COINTELPRO war mehr als das. Hoover und seine Männer wollten Amerikas Subversive zermürben. Ihre Strategien bekamen durch die Anregungen der Agenten vor Ort den richtigen Schliff, wurden von Sullivan noch verschärft und schließlich von Hoover abgesegnet.
Startschuss für die ersten Operationen war der 28. August 1956. Mit Hilfe der durch Einbrüche, Telefonüberwachung und Wanzen gewonnenen Informationen begann COINTELPRO erst hunderte, dann tausende mutmaßliche Kommunisten und Sozialisten mit anonymen Hassbriefen, angekündigten Steuerprüfungen und gefälschten Dokumenten zu traktieren, die unter den linken Gruppen Misstrauen säen sollten.
Die amerikanische Linke sollte durch Hass, Angst, Zweifel und Selbstzerstörung gelähmt werden. Hierfür bediente sich das FBI kommunistischer Methoden der Propaganda und Subversion. Der öffentliche Ruf und das Privatleben der KP-Mitglieder und all jener, die mit ihnen in Kontakt standen, sollte ruiniert werden.
Insgesamt gab es zwölf große COINTELPRO-Kampagnen gegen das gesamte politische Spektrum, alles in allem 2340 Einzelaktionen. Die meisten Operationen – sofern man deren Akten nicht verbrannt oder geschreddert hatte – waren von Hoover persönlich in blauer Tinte abgezeichnet worden.
»OK. H.«
»Ich stimme zu. H.«
»Ja, und zwar sofort. H.«
Der maßgebliche Kopf hinter COINTELPRO war William Sullivan, jüngst ernannter Leiter des Ressorts Recherche und Analyse in der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI. Geboren 1912 auf einer Farm 55 Kilometer westlich von Boston, Massachusetts, war Sullivan der Anblick brennender, vom Ku-Klux-Klan angezündeter Kreuze auf den Feldern in der Umgebung seiner Heimatstadt vertraut. Diese rassistische, nach dem Bürgerkrieg entstandene Geheimgesellschaft hatte nach dem Ersten Weltkrieg starken Zulauf bekommen. Sullivan war als Lehrer und Finanzbeamter tätig, bevor er vier Monate vor Pearl Harbor ins FBI eintrat.
Er konnte sich noch gut an seine Ausbildung und ideologische Schulung beim FBI erinnern, besonders an die »grandiose Propaganda der Ausbilder: ›Das ist die größte Organisation, die der menschliche Geist je ersonnen hat.‹ Ständig zitierten sie Emerson: ›Jede Institution ist der verlängerte Schatten eines einzelnen Menschen.‹ Das paukten sie uns tagtäglich ein. Sie hämmerten es uns regelrecht ein.«[295]   Durch seine Tatkraft und seinen Ehrgeiz stieg er in der nachrichtendienstlichen Abteilung rasch auf. Trotz seiner äußeren Erscheinung – er sah aus wie ein zerzauster Detektiv mit verschlagenem Blick aus einem zweitklassigen Kriminalfilm – war Sullivan bald Hoovers Berater in Fragen der nationalen Sicherheit, Leiter der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI und führender Kopf von COINTELPRO. In dieser streng geheimen, abgeschlossenen Welt, einem FBI innerhalb des FBI, diente Sullivan als Vollstrecker von Hoovers geheimsten und dunkelsten Forderungen.
»Er war ein virtuoser Verwandlungskünstler«, sagte Sullivan über Hoover. »Einer der größten Scharlatane, die das Land je hervorgebracht hat, und das erfordert eine bestimmte Art von Intelligenz, Scharfsinn und Cleverness.«[296]  
Hoovers Mann fürs Grobe, sein politisch hochtalentierter, zuverlässiger Stellvertreter Cartha »Deke« DeLoach, zeichnete ein ähnliches Bild von Sullivan: »Kühn, brillant, strotzend vor Selbstvertrauen; er hatte etwas Draufgängerisches. Sullivan besaß mehr Ehrgeiz, als für einen Mann gut war, dazu ein leichtes Defizit, wenn es um Prinzipientreue ging. Jahrelang war COINTELPRO seine ganz eigene Domäne, die er zumeist mit Geschick und Wagemut, manchmal aber auch mit heilloser Unbekümmertheit führte.« Manche in den oberen Etagen des FBI fanden, die Kommunistische Partei sei so demoralisiert, dass »es nicht länger wert war, sich darüber Sorgen zu machen«, meinte DeLoach. »Allmählich musste man sich eher um den Architekten von COINTELPRO – Sullivan – Sorgen machen.«[297]  
Sullivans quirliges Talent für Palastintrigen und sein politischer Scharfsinn waren Urkräfte, die das FBI, die nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten und die amerikanische Präsidentschaft zwei Jahrzehnte lang prägten. Um Haaresbreite wäre er nach Hoovers Tod auf dessen Posten nachgerückt – ganz knapp entschied sich Nixon dann doch gegen ihn, woraufhin Sullivan insgeheim den Sturz des Präsidenten mitbetrieb. Am Ende seiner Ära gab Sullivan in einer nichtöffentlichen Senatsanhörung Auskunft darüber, welches Denken das FBI und COINTELPRO antrieb.
Sullivan war eine Falschaussage durchaus zuzutrauen, aber diese Erklärung klang aufrichtig.
»Es ist ein raues, hartes, schmutziges Geschäft und ein gefährliches obendrein. Manchmal konnte es brenzlig werden. Es wurde mit harten Bandagen gekämpft«, sagte Sullivan. Und vom Gesetz war nicht die Rede: »Nicht ein einziges Mal habe ich irgendjemanden, mich eingeschlossen, fragen hören: ›Bewegt sich diese Vorgehensweise, auf die wir uns geeinigt haben, im Rahmen des Gesetzes? Ist sie legal? Ist sie ethisch oder moralisch korrekt?‹ Wir dachten niemals in diese Richtung, denn wir waren Pragmatiker durch und durch. Uns interessierte nur eins: Wird diese Vorgehensweise funktionieren, werden wir kriegen, was wir wollen?«
Sullivan sagte, er und seine Kollegen beim FBI »konnten uns von dieser Denkart, die man uns als junge Männer eingeimpft hatte, nicht befreien«. Sie waren Soldaten im Kalten Krieg. »Diese Denkart, mit der man uns damals, kurz nach Pearl Harbor, indoktriniert hatte, wurden wir nie wieder los […] Es war, als wären wir Soldaten auf dem Schlachtfeld. Wenn ein Soldat einen Feind erschießt, fragt er sich nicht, ob das legal oder legitim oder ethisch richtig ist. Er tut das, was man von ihm als Soldat erwartet. Wir taten, was man von uns erwartete.«[298]  
»Wenn er etwas hasste, hasste er es sein Leben lang«
Das FBI hatte jeden prominenten, politisch aktiven Schwarzen in Amerika seit dem Ersten Weltkrieg ausspioniert. Das Ausmaß der Observation schwarzer Führer beeindruckt angesichts der begrenzten Personalausstattung des FBI, der Vielzahl seiner Aufgaben und der Tatsache, dass der Tag nur vierundzwanzig Stunden hat. Hoover war seine ganze Laufbahn lang überzeugt davon, dass hinter der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung von Anfang an der Kommunismus stand.
Besondere Aufmerksamkeit widmete er William Edward Burghardt Du Bois. Der 1868 geborene, hochbetagte Du Bois war 1910 an die Spitze der National Association for the Advancement of Colored People gewählt worden. Die NAACP war die bedeutendste Bürgerrechtsgruppe Amerikas und stand seit dem Zweiten Weltkrieg im Visier des FBI.
Im Frühjahr 1941 wurden geheimdienstliche Ermittlungen zum kommunistischen Einfluss auf die NAACP aufgenommen und 25 Jahre lang fortgesetzt. Die FBI-Außenstelle in Washington öffnete die Akte, nachdem sie von der Marine gebeten worden war, Ermittlungen zu »15 farbige Messejungen« anzustellen, die gegen weitverbreitete rassistische Übergriffe protestiert hatten (die amerikanischen Streitkräfte blieben im Zweiten Weltkrieg nach Rassen getrennt). Das FBI warb einen Informanten an und suchte bei der NAACP nach »Verbindungen zur Kommunistischen Partei«. Vier Monate vor Pearl Harbor beauftragte die FBI-Zentrale Agenten in Oklahoma City, Ermittlungen zur »Dominanz der Kommunistischen Partei« innerhalb der NAACP anzustellen. Sie berichteten von einem »starken Bestreben seitens der Kommunisten, diese Gruppe zu dominieren […] Folglich werden die Aktivitäten der NAACP künftig genau überwacht und untersucht.«
Das wurden sie. Hoover dehnte die Ermittlungen auf ganz Amerika aus. FBI-Informanten unterwanderten Bürgerrechtskonferenzen in mindestens zehn Bundesstaaten und erstellten Berichte über hunderte NAACP-Mitglieder, darunter auch den Anwalt der Bürgerrechtsgruppe, den späteren Richter am Obersten Gerichtshof Thurgood Marshall.[299]  
Ab dem 2. Oktober 1956 intensivierte Hoover die langjährige Observation schwarzer Bürgerrechtsaktivisten. Er schickte ein COINTELPRO-Memorandum an die Außenstellen, in dem er davor warnte, dass die Kommunistische Partei versuche, die Bürgerrechtsbewegung zu unterwandern.
»Die Situation der Neger« sei für die Kommunisten »ein Problem von höchster Priorität«, schrieb der Direktor.[300]  
Hoover erklärte Präsident Eisenhower, die Kommunisten verstärkten ihre Bemühungen in Alabama, Georgia und Mississippi; sie wollten die Bürgerrechte bei jeder politischen Debatte in Amerika mit ins Spiel bringen; sie forderten die Intervention des Bundes, um einzelstaatlichen Gesetzen zur Geltung zu verhelfen; sie strebten ein Amtsenthebungsverfahren gegen Senator James Eastland aus Mississippi an, den demokratischen Vorsitzenden des Rechtsausschusses, einen Plantagenbesitzer und glühenden Verfechter der Rassentrennung.
Hoover fing an, die neuen führenden Köpfe der Bürgerrechtsbewegung streng zu observieren. 1957 war COINTELPRO für den langen Kampf zwischen schwarzen Amerikanern und ihrer Regierung gerüstet.
Drei Jahre zuvor hatte der Oberste Gerichtshof in dem Fall Brown v. Board of Education die Rassentrennung an öffentlichen Schulen aufgehoben und damit die Fassade des angelsächsischen American way of life angekratzt. Hoover warnte Eisenhower, Kommunisten im In- und Ausland würden das Brown-Urteil als Sieg für sich verbuchen und »sich die Aufhebung der Rassentrennung in jeder Weise zunutze machen«.[301]  
Das Urteil goss Öl in die schwelende Glut des Ku-Klux-Klan. Nur Tage nach der Entscheidung begann der Klan wieder Feuer zu legen.
»Bis zur Brown-Verhandlung war der Ku-Klux-Klan tot«, sagte FBI-Mitarbeiter John F. McCormack, der nach der Kommunistenjagd in Cleveland 1957 mehrere Aufträge im Süden erledigte. »Die Leute hier unten lebten in ihrer abgeschlossenen kleinen Welt. Es gab keine Probleme. Die Schwarzen hatten ihren eigenen Bereich, die Schwarzen hatten ihre eigenen Schulen.« Jetzt mussten die Weißen im Süden die Schwarzen integrieren, so wollte es der Oberste Gerichtshof. In McCormacks Augen befürchteten die Weißen aus der Arbeiterklasse, dass »Schwarze jetzt in ihr Terrain eindrangen. Schwarze würden in dieselbe Schule gehen wie ihre Kinder, Schwarze würden ihre Töchter heiraten, Schwarze würden ihnen die Jobs wegnehmen. Das war ihre Triebfeder […] Und der Klan wuchs.«[302]  
Der Ku-Klux-Klan begann, Dynamitanschläge auf schwarze Kirchen zu verüben, Synagogen niederzubrennen, Menschen mit dem Jagdgewehr von hinten zu erschießen sowie einzelstaatliche und lokale Polizeibehörden zu unterwandern. Er wurde zur gewalttätigsten amerikanische Terrorgruppe des 20. Jahrhunderts. Während der Klan wiedererstarkte, schworen die obersten Sheriffs des alten Südens, sich der neuen Rechtsprechung zu widersetzen. Senator James Eastland aus Mississippi sprach ihnen aus der Seele, als er erklärte, der Widerstand gegen die Rassenintegration sei für angelsächsische Amerikaner ein Akt des Gehorsams gegenüber Gott.
Trotz der Gewalttaten des Ku-Klux-Klan sah Hoover keinen Anlass, gegen die Organisation tätig zu werden. Er wollte nur auf ausdrücklichen Befehl des Präsidenten Ermittlungen gegen den Ku-Klux-Klan einleiten oder ihn unterwandern. »Aus der Zentrale kam die Order, keine hochrangigen Klan-Mitglieder als Informanten heranzuziehen, um nicht den Eindruck zu erwecken, wir würden die Aktivitäten des Klan steuern«, sagte FBI-Mitarbeiter Fletcher D. Thompson aus Georgia.[303]  
Hoover wurde im Washington des 19. Jahrhunderts geboren, einer südlichen Stadt, in der bis weit ins 20. Jahrhundert hinein die Rassentrennung herrschte. In Hoovers Welt kannten die Schwarzen ihren Platz: Sie waren Hausangestellte, Diener und Schuhputzer. Wie in den Unterlagen zu einer COINTELPRO-Mission zu lesen, fürchtete er den Aufstieg eines schwarzen »Messias«.[304]   Er wachte über ein angelsächsisches Amerika, das es zu bewahren und zu verteidigen galt.
»Er war über all die Jahre sehr beständig. Wenn er etwas hasste, hasste er es sein Leben lang«, sagte William Sullivan. »Er hasste den Liberalismus, er hasste Schwarze, er hasste Juden – seine Hassliste war ziemlich lang.«[305]  
Eigentlich war Hoovers Hass auf Ideologien und Interessengruppen noch größer als der auf einzelne Personen; vor allen Dingen verabscheute Hoover alles, was die Stabilität des politischen Systems der USA bedrohte, und wer diese Bedrohung verkörperte, war lebenslang sein Feind.
Hoovers Ablehnung der Rassengleichheit kann seine Feindseligkeit gegenüber der Bürgerrechtsbewegung jedoch nur teilweise erklären.
Anfang 1957 wuchs seine Sorge über einen Zusammenhang zwischen dem Kommunismus und der Bürgerrechtsbewegung. In der Gründung der Southern Christian Leadership Conference (SCLC) mit ihrem noch unbekannten Vorsitzenden, dem siebenundzwanzigjährigen Martin Luther King, sah das FBI diese Gefahr.
Hoover konzentrierte sich zunächst auf Bayard Rustin, den Hauptstrategen von SCLC-Aktionen des zivilen Ungehorsams und gewaltlosen Widerstands – von Boykotten, Sit-ins und Protestmärschen. Über Rustin gab es bereits ein umfangreiches Dossier beim FBI. Der Mann schien wie geschaffen dafür, Hoover auf die Nerven zu gehen. Er war Sozialist, Pazifist, bekennender Schwuler und hatte ein ganzes Register von Haftstrafen wegen Kriegsdienstverweigerung und Unzucht. Er blieb die folgenden 20 Jahre lang im Visier von FBI-Ermittlungen.
Das Gleiche galt für einen weißen New Yorker Geschäftsmann und Anwalt mit dicker Brille, den Rustin Ende 1956 Martin Luther King vorstellte: Stanley David Levison. Er war an der Ausarbeitung der Satzung der Southern Christian Leadership Conference beteiligt. Und er wurde Kings engster Vertrauter – schrieb seine Reden, gab dem Manuskript von Kings erstem Buch den letzten Schliff, erledigte seine Steuererklärung und diente als Testpublikum für Kings erste große Rede an das weiße Amerika, die er am 17. Mai 1957 vor dem Lincoln Memorial hielt.
Zu diesem Zeitpunkt war Levison bereits seit fünf Jahren beim FBI aktenkundig. Man hielt ihn für einen der wichtigsten Geldgeber der Kommunistischen Partei im Untergrund seit 1952. Obwohl es dafür nur Indizien gab, hatte Hoover keinen Zweifel daran.
Trotzdem strich das FBI Levison nur sieben Wochen vor Kings Rede am Lincoln Memorial von seiner Liste der amerikanischen Top-Kommunisten. Dabei stützte man sich auf Hinweise der zuverlässigsten Informanten innerhalb der Kommunistischen Partei. Sechs Wochen nach der Rede, am 25. Juni 1957, vermerkte das FBI, Levison sei »ein Mitglied der Kommunistischen Partei ohne offizielle Funktion und im Bereich der Massenorganisation für die Partei tätig«. Er schien seine Führungsrolle im kommunistischen Untergrund zugunsten eines Engagements für die Bürgerrechte aufgegeben zu haben.[306]  
Hoover glaubte jedoch weiterhin felsenfest daran, dass hinter Martin Luther King und der Bürgerrechtsbewegung der Kommunismus stand.
Hoovers Agenten in Chicago und New York betrieben seit Jahren die Anwerbung eines Mannes, der in der Führung der Kommunistischen Partei Amerikas Respekt und Vertrauen genoss. Die Operation mit dem Codenamen Solo war beispiellos in den Annalen des Kalten Krieges.
Ihre verheerende Konsequenz lag darin, dass sie Hoover in seiner Überzeugung bestätigte, dass die Spitze der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung insgeheim mit Kommunisten durchsetzt war – was ihn dazu bewog, einen offenen politischen Feldzug gegen King zu beginnen.
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»Vertrauen Sie niemandem«
Während eines Staatsbanketts für den König von Marokko am 26. November 1957 führten J. Edgar Hoover und Richard Nixon ein Gespräch darüber, dass Präsident Eisenhower jeden Moment sterben könne.[307]   Eisenhower hatte am Nachmittag zuvor einen Schlaganfall erlitten. Nixon war sofort ins Weiße Haus geeilt, wo ihm der Stabschef des Präsidenten, Sherman Adams, mitteilte: »Sie könnten in vierundzwanzig Stunden Präsident sein.«[308]  
Im Frühjahr 1958 war Eisenhower wieder genesen, bis auf gelegentlich auftretende, geringfügige Einschränkungen im Sprach- und Denkvermögen. Nicht lange nach Eisenhowers Schlaganfall erlitt Hoover wohl selbst einen leichten Herzinfarkt, der nirgends dokumentiert ist und von ihm so weit wie möglich geheim gehalten wurde. Bei beiden Männern führte die Erkrankung zu einer Verhaltensänderung. Sie wurden reizbarer, ungeduldiger und fordernder. Doch während Eisenhower auch in sich ging und auf Tauwetter im Kalten Krieg setzte, wurde Hoover noch härter. Seine wenigen engen Vertrauten beim FBI erlebten ihn als zunehmend aufgeblasen und prahlerisch.
Im gleichen Sommer machte sein Buch Masters of Deceit, ein weitschweifiges Traktat über den Kommunismus, Hoover zum reichen Mann. Das von seinen Mitarbeitern, vorrangig von William Sullivan verfasste und unter seinem Namen und mit seinem Foto auf dem Cover veröffentlichte Werk verkaufte sich mehrere hunderttausend Mal; patriotische Gruppen wie die American League waren Großabnehmer. Eine vom Kongress nur halbherzig durchgeführte Untersuchung nach seinem Tod ergab, dass Hoover 20 Prozent der Nettoeinnahmen aus dem Buchverkauf über eine steuerbefreite Stiftung für pensionierte FBI-Beamte gewaschen und mindesten 71000 Dollar auf der hohen Kante hatte, nach heutigem Wert über eine halbe Million Dollar.
Masters of Deceit erschien im Verlag des sagenhaft reichen texanischen Ölmagnaten Clint Murchison, von dem die lukrative Idee stammte. Murchison war Hoovers stiller Teilhaber. Er hatte auf eine Quelle gewettet: Wenn sie sprudelte, machte er Profit; blieb sie trocken, würde er keinen Cent verlieren. Hoover (und Clyde Tolson, seine Nummer zwei) pflegten im Sommer auf Murchisons elegantem Anwesen in La Jolla, Kalifornien, Urlaub zu machen, und bewohnten dort die beste Suite, Bungalow A. Sie machten Pferdewetten, aßen und tranken, alles auf Kosten des Hauses. »Es war der pure Luxus«, erinnerte sich Hoovers Berater Deke DeLoach Jahre später. Mit den Vergnügungsreisen nach La Jolla schrammte »Hoover ganz nah an einem echten Skandal vorbei«.[309]  
Hoover genoss seine Privilegien. Ein Kreis von Bediensteten, allesamt FBI-Mitarbeiter, umsorgte ihn in seinem Haus an der 30th Place, einer baumbestandenen Straße mit stattlichen, von gepflegten Gärten umgebenen Häusern im Nordwesten Washingtons, wo er seit dem Tod seiner Mutter vor zwanzig Jahren lebte. Das Bureau stellte ihm Chauffeure, Handwerker, Gärtner und Diener zur Verfügung, dazu auch Buchhalter, die seine Honorare in Höhe von mehreren zehntausend Dollar verwalteten: Zuwendungen für Reden und Artikel unter seinem Namen sowie Spenden für seinen Dienst an der Öffentlichkeit, die er von Firmenmagnaten erhielt. Hinzu kamen reichlich fließende Steuermittel, mit denen er seinen luxuriösen Lebensstil finanzierte.
Er hatte fünf auf Hochglanz polierte, gepanzerte Cadillacs in Washington, New York City, Chicago, Miami und Los Angeles stehen. Seine Fahrer brachten ihn an jeden gewünschten Ort. Wenn er sich in Washington aufhielt, also elf Monate des Jahres, verließ er um Punkt 11. 45 Uhr seinen Schreibtisch und begab sich zum Mittagessen ins Mayflower Hotel. Normalerweise bestellte er sich eine Scheibe Roastbeef oder, auf Anraten des Arztes, Hühnersuppe und einen Teller Hüttenkäse. Um 18. 15 Uhr ließ er den Arbeitstag meistens mit einem Jack Daniel’s und einem Steak in Harvey’s Restaurant ausklingen, einem der wenigen kulinarischen Tempel in der Nähe des Kapitols. Seine Hängebacken und Triefaugen waren ein Spiegel seiner Ess- und Trinkgewohnheiten.
Hoover kam allmählich zu Bewusstsein, dass sich sein Leben dem Ende zuneigen könnte. Laut Gesetz musste er seinen Posten als FBI-Direktor in sechseinhalb Jahren aufgeben, an seinem siebzigsten Geburtstag. Er versuchte, sich über den Mehrheitsführer im Senat, Lyndon B. Johnson aus Texas, eine lebenslange Pfründe zu sichern. Johnson wohnte seit 1945 gegenüber von Hoover an der 30th Place. Gelegentlich lud er Hoover auf einen Whiskey oder sonntags zum Frühstück ein. Die beiden verband eine Freundschaft, oder was man in Washington für Freundschaft hielt. Genauer gesagt, waren sie politische Verbündete. Gemeinsam entwarfen sie eine spezielle Gesetzesvorlage. Lyndon B. Johnson peitschte die Vorlage im Kongress ohne Gegenstimme durch. Der Beschluss garantierte Hoover vom Juli 1958 bis zu seinem Tod das volle Gehalt. Johnson sorgte dafür, dass Hoover beim FBI nie abdanken musste.
Der Kongress katzbuckelte, wenn Hoover alljährlich vor dem Rechts- und dem Bewilligungsausschuss Rechenschaft ablegte. Bei seinen öffentlichen Aussagen übernahm der Hochstapler in ihm das Regiment; seine rituellen Auftritte waren bühnenreif. Er nahm die Lobhudeleien der Vorsitzenden entgegen und lieferte seinerseits Zahlenmaterial, das die Crime Records Division zusammengestellt hatte, sein PR-Büro. Mit hochgestochenen Worten schilderte er die Rote Bedrohung. »Der Kommunismus«, so Hoover, »stellt eine massive Bemühung dar, nicht nur die Welt, sondern die menschliche Natur zu verändern.«[310]  
Dabei spielte die Kommunistische Partei im politischen Leben Amerikas keine große Rolle mehr. Sie war durch die Prozesswelle des Justizministeriums Anfang der 1950er Jahre erschüttert und anschließend fünf Jahre lang von Untergrundeinheiten des FBI zermürbt worden. Gespalten durch Chruschtschows Abrechnung mit der Diktatur Stalins 1956 versetzten ihr die ersten COINTELPRO-Aktionen den endgültigen Schlag. Die Partei hatte seit dem Zweiten Weltkrieg mindestens drei Viertel ihrer Mitglieder verloren. Es gab nur noch etwa 22000 eingetragene Kommunisten. Eine Vielzahl von ihnen waren Undercover-Agenten und verdeckte Informanten des FBI, der Großteil jedoch pensionierte Überlebende der Razzien gegen die Kommunisten in den 1920er Jahren.
Hoover musste die Partei weiterhin als tödliche Bedrohung darstellen. Das FBI brauchte einen großen Feind, um seine Macht zu erhalten und sich den Rückhalt des amerikanischen Volks und seines Präsidenten zu sichern.
Das Einzige, wovor Hoover Angst hatte, waren undichte Stellen. Ihnen galt seine ständige Sorge. Er befürchtete, durch die Enthüllung seiner Geheimdienstoperationen kompromittiert zu werden. Der internen Kontrolle des FBI vertraute er nicht. Fälle, die seinen Ruf beschädigen konnten, behielt er scharf im Auge. Die geheimdienstlichen Ermittlungen sollten öffentliche Anerkennung bringen – Erfolge auf dem Feld der nationalen Sicherheit, die Schlagzeilen machten. Und dafür war die Engelsgeduld nötig, die Hoover bisher ausgezeichnet hatte.
»Der amerikanische Geheimdienst steckt noch in den Kinderschuhen«
Ein betrunkener sowjetischer Spion namens Reino Häyhänen spazierte im April 1957 in die Amerikanische Botschaft in Paris. Er sei ein KGB-Offizier und fünf Jahre in den Vereinigten Staaten aktiv gewesen. Häyhänen war von New York nach Moskau zurückbeordert worden und fürchtete jetzt zu Recht um sein Leben, denn er hatte es vermasselt. Laut Auftrag hätte er dem kommunistischen Untergrund in Amerika 5000 Dollar übergeben sollen. Stattdessen war er auf Sauftour gegangen und hatte sich ein Flugticket nach Paris gekauft – ohne Rückflug. Der Leiter des CIA-Büros in Paris entschied, ihn zurück nach New York zu befördern und dem FBI zu übergeben. Das FBI ließ ihn in ein Krankenhaus in Staten Island einliefern.
»Es hieß, er sei nicht ganz richtig im Kopf«, erinnerte sich Special Agent Philip C. Mogen.[311]  
Geboren in der Nähe Leningrads, war Häyhänen in den ersten Monaten des Zweiten Weltkriegs mit 20 Jahren vom sowjetischen Geheimdienst rekrutiert worden. Nach dem Krieg strickte der KGB für ihn eine falsche Identität, die er verinnerlichte. Nach fünfjähriger Schulung war seine neue Lebensgeschichte perfekt, inklusive eines gefälschten amerikanischen Reisepasses.[312]   1952 war Häyhänen auf der Queen Mary nach Amerika gekommen und danach als Kurier tätig. Er beförderte verschlüsselte Nachrichten auf Mikrofilm in ausgehöhlten Münzen, Batterien, Füllfederhaltern, Bleistiften und Schrauben. Er deponierte geheimdienstliche Nachrichten in toten Briefkästen – Verstecke in den Parks und auf den Bürgersteigen New Yorks – und holte sie von dort ab.
Gegenüber dem FBI identifizierte er seinen Vorgesetzten als Michail Swirin, der die sowjetische UN-Delegation geleitet hatte. Das FBI besaß umfangreiche Kenntnisse über sowjetische Diplomaten, die als KGB-Spione tätig waren; in den späten 1950er Jahren wurden 16 von ihnen entlarvt. Aufgrund ihrer diplomatischen Immunität konnte keiner von ihnen verhaftet werden, doch alle wurden vom Außenministerium wegen Spionage ausgewiesen.[313]   Bis zum Zweiten Weltkrieg besuchte Swirin mehrmals die USA, aber 1957 verließ er New York für immer.
»Das FBI behielt die Aktivitäten in der Sowjetischen Botschaft und die Reisen der Botschaftsmitarbeiter immer scharf im Auge«, sagte der US-Diplomat William D. Morgan. »Sie konnten nicht sagen, dass sie die Informationen Abhörmaßnahmen verdankten, das hätten sie niemals zugegeben […] Wenn man den Mann dabei erwischte, wie er einen verdächtigen Briefkasten oder Laternenpfahl kontrollierte – mit anderen Worten, bei einer Tätigkeit, die ernsthafte Hinweise darauf gab, dass er ›Aufgaben erledigte, die nicht im Einklang mit seinem Diplomatenstatus standen‹ –, reichte das natürlich, um ihn zur Persona non grata zu erklären.«[314]  
Häyhänen kannte seinen zweiten KGB-Kontaktmann als Oberst Rudolf Abel. Er hatte im Nordosten der Vereinigten Staaten Aufträge für den Oberst erledigt und dabei Nachrichten und Geld überbracht. »Eins muss man sagen: Reino liebte das Leben, aber er besaß genügend Informationen, um uns auf den Fall anzusetzen«, sagte Edmund J. Birch vom FBI, Leiter einer Spionageeinheit, die dem KGB-Oberst Abel auf den Fersen war. Birch ging den Hinweisen nach, die Häyhänen nach einer Flasche Wodka seinem Gedächtnis entlockte.[315]  
Der Oberst benutzte den Decknamen »Emil Goldfus« und lebte zur Tarnung als Künstler mit Atelier in Brooklyn. Birch, der eine versteckte Kamera in einem Aktenkoffer bei sich hatte, schlich ihm nach, als er ein Restaurant in Manhattan verließ, und knipste den Verdächtigen mehrmals auf der Straße. Dann machte er eine letzte Aufnahme, sprang in ein Taxi und fuhr in die New Yorker FBI-Zentrale an der Kreuzung Third Avenue/69. Straße. Ein Labormitarbeiter entwickelte den Film. »Wunderschöne Bilder von Bäumen, einer Feuerwache, und dann plötzlich eine perfekte Aufnahme seines Gesichts«, erinnerte sich Birch. Häyhänen identifizierte den Mann auf dem Foto sofort als Oberst Abel.
Das FBI hatte die Aktivitäten der Spione, die ihr bisheriges Leben und ihre alte Identität aufgaben, um dem sowjetischen Staat außerhalb des Schutzes von Botschaften und Konsulaten zu dienen, nie ganz nachvollziehen können. Abel wurde von Birch und seinen Agenten, vier dreiköpfigen Teams, rund um die Uhr observiert. Er tat nie etwas auch nur im Entferntesten Illegales. Das FBI »versuchte herauszufinden, wie sein Apparat in New York aufgebaut war«, sagte Birch. »Wir wurden nicht fündig […] und nach einer Weile befand das FBI schließlich wie immer: Genug ist genug.«
Die Verhaftung Oberst Abels am 21. Juni 1957 war die Spionageaffäre des Jahrzehnts. Für Hoover jedoch wurde sie zu einer unerschöpflichen Quelle der Frustration. Die Beweise des FBI beruhten auf Hörensagen und reichten daher für eine Anklage wegen Spionage nicht aus. Die Verhaftung erfolgte durch Einwanderungsbeamte aufgrund des Foreign Agents Registration Act, einem Gesetz zur Registrierung ausländischer Agenten, zu dem das Justizministerium immer dann griff, wenn ein Spionagefall nicht öffentlich verhandelt werden konnte.
Das FBI musste Abel unbedingt knacken. Agenten »befragten ihn wie verrückt, jeden Tag«, monatelang, so Birch. »Er sagte ihnen nichts.« Die erste Reihe von Verhören fand in einem behelfsmäßigen Einwanderer-Gefängnis bei McAllen, Texas, unweit der mexikanischen Grenze statt. Man setzte Abel in einem »Lager für illegal eingewanderte Mexikaner fest, in einem Gitterkäfig, wo es heiß und ungemütlich war«, berichtete FBI-Agent Ed Gamber, der Abel acht Stunden täglich, sechs Tage die Woche verhörte. »Er war wirklich ein loyaler Freund der Sowjets. Er war ein Gentleman; er war höflich; er war ein netter Kerl – außer man stellte ihm Fragen über den KGB.«[316]  
Über zwei Jahre lang wechselten sich Teams von FBI-Agenten ab, um ihn in einer Zelle im Bundesgefängnis von Atlanta zu befragen, einer der schlimmsten Haftanstalten des Landes. »Ich spreche mit Ihnen über alles, was Sie wollen, Kunst, Mathematik, Fotografie, aber fragen Sie mich nicht nach den Hintergründen meiner Geheimdiensttätigkeit«, sagte Abel zu Alden F. Miller vom FBI. »Als ich in New York inhaftiert war, habe ich den Entschluss gefasst zu schweigen. Ich habe damals nichts gesagt und werde auch jetzt nichts sagen.« Das FBI konnte nichts weiter tun, als Abels Gemälde zu fotografieren und auf steganographische Inhalte, also versteckte Botschaften, zu untersuchen. Sie fanden nichts dergleichen.
Erst Jahre später begriff das FBI die Zusammenhänge. Letztendlich fand das Bureau heraus, dass Abel nicht Abel war; und er war auch kein Russe. Sein richtiger Name lautete Willie Fisher, und er wurde 1903 im englischen Newcastle upon Tyne geboren. Er war der lebende Beweis dafür, dass die Sowjets in Amerika ein Spionagenetz hatten, für das Agenten aus der ganzen Welt tätig waren, unter allen möglichen Namen. Gesteuert wurden sie von Meisterspionen in Moskau – mit einer Geduld, von der sich die Amerikaner keinen Begriff machten. Fisher hatte neun Jahre lang unter falscher Identität in den Vereinigten Staaten gelebt; seine Ausbildung und sein erfundener Lebenslauf reichten bis in die frühen 1930er Jahre zurück.
Einen Satz von ihm hatte Birch noch 50 Jahre später im Gedächtnis: »Der amerikanische Geheimdienst steckt noch in den Kinderschuhen.«
Der Fall Abel brachte Eisenhower in Rage. Bei einer Sitzung des Nationalen Sicherheitsrats mit dem Vizepräsidenten und dem Justizminister erklärte er voll Zorn und Enttäuschung: »Wenn wir einen sowjetischen Spion entlarvt haben, müssten wir all unsere geheimdienstlichen Quellen und Methoden aufdecken, um seine Verurteilung zu erreichen. Das FBI kann im Grunde genommen nicht mehr tun, als Spione unter Beobachtung zu stellen.« Er werde den Fall Abel nie vergessen, meinte er grummelnd.[317]   Das tat er auch nicht. Und der Oberst schwieg beharrlich. Fünf Jahre später tauschten ihn die Vereinigten Staaten gegen Francis Gary Powers, den verhafteten amerikanischen Piloten eines abgeschossenen U-2-Spionageflugzeugs, aus.
Die Geschichte hatte für das FBI ein Nachspiel, denn sie bestärkte Hoover darin, die Operation mit dem Codenamen Solo, das kühnste Projekt zur Unterwanderung der Sowjetunion, voranzutreiben.
Solo
Die wertvollsten Geheimagenten des FBI im Kalten Krieg waren zwei Brüder, Morris und Jack Childs. Auf ihrer Arbeit basierte eine Operation des FBI, deren große Risiken durch die noch größeren Erfolgsaussichten gerechtfertigt schienen.
Morris Childs war ein russischer Jude. Er wurde 1902 als Moische Tschilowski in der Nähe von Kiew geboren und wanderte 1911 nach Amerika aus. In den 1930er und 1940er Jahren wurde er eine wichtige Figur in der Kommunistischen Partei und Herausgeber der Parteizeitung Daily Worker. 1948 kam es zum Bruch mit der Partei. Drei Jahre später nahm das FBI im Rahmen eines neuen Programms namens TOPLEV mit ihm und seinem sechs Jahre jüngeren Bruder Jack Kontakt auf. Hochrangige Mitglieder und Funktionäre der Kommunistischen Partei sollten dazu überredet werden, für das FBI als Informanten zu arbeiten. Jack Childs, ein geborener Gauner und Mittelsmann bei den geheimen Finanzoperationen der Partei, ging bereitwillig auf das Angebot ein. Er überredete Morris, ebenfalls als kommunistischer Geheiminformant für das FBI zu arbeiten.
Morris Childs machte als Geheimagent Karriere. Er gewann das Vertrauen der Parteiführung. Im Sommer 1957 schlug man ihn als internationalen Abgesandten vor, um die direkten persönlichen, politischen und finanziellen Verbindungen zum Kreml neu aufzubauen. Wenn Moskau zustimmte, bot sich dem FBI die Gelegenheit, einen Spitzel in die obersten Führungsgremien der Sowjetunion einzuschleusen. Morris Childs würde Hoover als Sekretär der Kommunistischen Partei der USA für auswärtige Angelegenheiten Bericht erstatten.
Hoovers Leiter der nachrichtendienstlichen Abteilung, Al Belmont, konnte seine Begeisterung kaum zügeln. »Wir versuchen bereits seit einer Weile, konkrete Beweise dafür zu finden, dass die Kommunistische Partei Amerikas von der Kommunistischen Partei in Moskau Befehle erhält und von dort gesteuert wird«, schrieb Belmont am 30. August 1957. »Mit solchen Beweisen bekämen wir nicht nur etwas gegen die Kommunistische Partei in die Hand, sondern es würde auch den Ruf des Bureau als Nachrichtendienst enorm stärken«.[318]  
Am 24. April 1958 nahm Morris Childs den TWA-Flug 824 nach Paris, die erste Etappe seiner langen Reise nach Moskau. Er war vom Kreml eingeladen worden und traf sich in den folgenden acht Wochen mehrmals mit den Parteiführern. Wie er erfuhr, sollte sein nächstes Ziel Peking sein. Am 6. Juli hatte er eine Audienz beim Vorsitzenden Mao Tse-tung. Planten die Vereinigten Staaten, in den Krieg in Südostasien einzugreifen?, wollte Mao von ihm wissen. Falls ja, war China wie bereits im Korea-Krieg zum Kampf bereit. »In Asien könnte es viele Koreas geben«, prophezeite Mao.
Im gleichen Sommer, als er zu weiteren Gesprächen mit Parteiführern und dem KGB nach Moskau zurückkehrte, erhielt Morris eine offizielle Einladung, am 21. Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion teilzunehmen. Außerdem stellte man ihm die Zahlung von 348345 Dollar in bar an die Kommunistische Partei Amerikas in Aussicht; das Geld sollte ihm im Laufe der kommenden Monate persönlich durch einen sowjetischen Delegierten bei den Vereinten Nationen in einen Restaurant in Queens, New York, übergeben werden.
Auf dem Parteitag in Moskau im Januar und Februar 1959 traf Morris kommunistische Führer aus der ganzen Welt und hochrangige Nachrichtendienstoffiziere, die mit der Spionage gegen die Vereinigten Staaten betraut waren. Obwohl die Reisen anstrengend waren und seine Gesundheit ruinierten, fuhr er in den folgenden zwei Jahrzehnten zwei- bis dreimal jährlich ins Ausland. Er unternahm 52 internationale Missionen und freundete sich mit den mächtigsten Kommunisten der Welt an. Er kontrollierte die Finanzen der Kommunistischen Partei Amerikas und lieferte Informationen für ihre Außenpolitik. Seine Tätigkeit blieb vom KGB unbemerkt und war nur der obersten amerikanischen Führungsriege bekannt.
Morris Childs’ Berichte machten Hoover zur unumstrittenen Autorität im Weißen Haus. Die Vereinigten Staaten hatten noch nie einen Spitzel in den höchsten Führungsebenen der Sowjetunion und der Volksrepublik China einschleusen können. Morris Childs drang bis ganz nach oben vor und lieferte dem FBI Erkenntnisse, die noch nie ein Präsident zuvor besessen hatte.
Die Akten der ersten Einsatznachbesprechung mit Morris Childs, insgesamt 166 dicht bedruckte Seiten, wurden im August 2011 freigegeben.[319]   Sie zeigen, wie stark seine Arbeit Präsident Eisenhower und Vizepräsident Nixon beeinflusste. Sie tragen dazu bei, einige Rätsel des Kalten Krieges zu lösen, darunter die Frage, warum Hoover Martin Luther King und die Bürgerrechtsbewegung so erbittert bekämpfte, Eisenhower die CIA-Pläne zur Invasion Kubas nicht weiterverfolgte und Nixon erstmals über eine Entspannungspolitik gegenüber der Sowjetunion nachdachte.
Hoover unterrichtete das Kabinett am 6. November 1958 über die Solo-Mission. In den folgenden zwei Jahren schickte er Zusammenfassungen von Morris Childs’ Berichten direkt an den Präsidenten, den Vizepräsidenten, den Außenminister und den CIA-Direktor. Es war ihm geradezu ein Vergnügen, seine Quelle vor Allen Dulles und der CIA geheim zu halten: »Ich lehne es kategorisch ab, die Identität des Informanten preiszugeben, und wenn es Allen Dulles oder wen auch immer noch so auf die Palme bringt. H.«
Hoover lieferte die Information, dass die mächtigsten Kommunisten der Welt – Mao Tse-tung und Nikita Chruschtschow – einander an die Kehle gingen. Der Bruch zwischen Moskau und Peking war für Präsident Eisenhower eine Offenbarung. Bisher hatten die amerikanischen Geheimdienste übereinstimmend erklärt, dass die kommunistischen Führer ein Herz und eine Seele waren. Jahrelang hatte sich Eisenhower auf fehlerhafte geheimdienstliche Erkenntnisse der CIA und des Pentagons über die militärischen und politischen Stärken und Schwächen seiner Gegner stützen müssen. Morris Childs’ Berichte gaben Eisenhower Einblicke, die ihm kein Spionagesatellit und kein Spionageflugzeug jemals liefern konnten. Sie zeichneten ein Bild von der kommunistischen Führung als wirr und streitsüchtig.
Hoover berichtete, Moskau habe entschieden, dass es »die Hauptaufgabe der Kommunistischen Partei Amerikas sei, für die Gleichstellung und Integration der Neger zu kämpfen«. Das FBI stellte fest, dass der Kreml Childs um ein Exemplar von Martin Luther Kings soeben veröffentlichtem ersten Buch Stride Toward Freedom gebeten hatte. King hatte es in Zusammenarbeit mit seinem engen Berater Stanley Levison geschrieben, der früher im kommunistischen Untergrund tätig gewesen war. Dieser Beweis für Berührungspunkte zwischen dem internationalen Kommunismus und der amerikanischen Bürgerrechtsbewegung elektrisierte Hoover. Die Vorstellung, dass sie über Untergrundoperationen miteinander in Verbindung standen, war sein ganzes Leben lang ein elementarer Bestandteil seines Denkens und Handelns.
Hoover informierte das Weiße Haus über ein Treffen zwischen Childs und Anibal Escalante. Escalante gehörte zur politischen Führung der kürzlich siegreichen Revolution in Kuba, er war ein Vertrauter Fidel Castros und der angesehenste kubanische Kommunist in Moskau. Laut Escalante wussten die Kubaner, dass die Vereinigten Staaten einen paramilitärischen Angriff zum Sturz Castros planten. Aufgrund dieser Berichte kamen Eisenhower Bedenken, als er den Vorschlag der CIA erwog, die Insel mit einem Trupp in Guatemala ausgebildeter kubanischer Castro-Gegner zu überfallen. Er segnete den Plan nie ab.
Hoover fütterte Nixon mit Informationen, als der Vizepräsident mit den Vorbereitungen auf seine Moskaureise im Juli 1959 beschäftigt war. Dort verwickelte Nixon Chruschtschow in eine öffentliche Diskussion über die politischen und kulturellen Vorzüge von Kommunismus und Kapitalismus. Childs hatte die höchsten Funktionäre der Kommunistischen Partei für amerikanische Angelegenheiten kennengelernt. Hoover zeigte auf, was sie über die amerikanische Führungsriege dachten und wie sie die Fähigkeiten der aussichtsreichsten Präsidentschaftskandidaten für die Wahl von 1960 bewerteten. Moskau schätzte Eisenhower: Er wusste, was Krieg bedeutet, und war bereit, Wagnisse einzugehen, wenn die Aussicht auf Frieden bestand. Für die Demokraten hatten sie weniger übrig: Senator John F. Kennedy wurde als »unerfahren« und Senator Lyndon B. Johnson als »Reaktionär« bezeichnet. Und was Nixon betraf – die Kommunisten hielten ihn für das Präsidentenamt geeignet, wenn er auch »durchtrieben« und »ehrgeizig« sei. Die Nachbesprechungen der Operation Solo zeigten Nixon, dass ein vernünftiger Diskurs mit Moskau möglich war; ein Jahrzehnt später als Präsident war ihm dieses Wissen sehr nützlich, als er ein harmonisches Verhältnis zu den Sowjets anstrebte.
Bei einem Staatsbankett am 15. September 1959, zu dem Präsident Eisenhower ins Weiße Haus geladen hatte, machte Nixon Hoover persönlich mit Chruschtschow bekannt. Der mit einem Orden dekorierte Chruschtschow litt noch unter dem Jetlag. Nixon, der sich schon auf seine Präsidentschaftskandidatur vorbereitete, gab sich formell und salbungsvoll; Hoover spitzte die Ohren, als der Dolmetscher übersetzte.
»Als ich ihm Hoover vorstellte, horchte er sofort auf und sagte: ›Ich glaube, wir haben gemeinsame Bekannte‹«, erinnerte sich Nixon. »Ich denke, das war eine sehr scharfsinnige Bemerkung Chruschtschows: ›Wir haben gemeinsame Bekannte, also vertrauen Sie niemandem.‹«[320]  
Einer ihrer gemeinsamen Bekannten war Morris Childs. Childs kehrte in der Woche nach dem Staatsbankett im Weißen Haus mit Chruschtschow nach Moskau zurück.
Hoover hielt sich an den weisen Ratschlag des mächtigsten Kommunisten der Welt – »Vertrauen Sie niemandem« –, als er sich auf das Ende der Eisenhower-Ära und die Wahl des nächsten Präsidenten der Vereinigten Staaten einstellte.
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Unmoralisches Verhalten
Hoover gab eine umfassende Überprüfung der FBI-Akten über John F. Kennedy in Auftrag, als sich abzeichnete, dass der Senator die Nominierung bei den Demokraten gewinnen würde. Den Sieg verdankte er dem aufwendigen und kostspieligen Wahlkampf seines Bruders Robert, finanziert von seinem Vater Joseph.
Joe Kennedy war ein alter Kumpel Hoovers: Der mehrere hundert Millionen Dollar schwere, rücksichtslose Geschäftsmann war ein notorischer Schürzenjäger und erbitterter Kämpfer gegen den Kommunismus. Ihre Freundschaft hatte gehalten – trotz Hoovers Weigerung, gegen ein Jahresgehalt von 100000 Dollar die Sicherheitsinteressen der Familie Kennedy zu vertreten.
Auch Robert Kennedy hatte Hoover bereits kennengelernt. Die beiden waren sich mindestens drei Mal im Zusammenhang mit Kennedys Funktion als leitender Vernehmungsbeamter im Rackets Committee des Senats von 1957 bis 1959 begegnet. Während der Anhörungen dieses Ausschusses über das organisierte Verbrechen kam es zu einer dramatischen Auseinandersetzung zwischen Kennedy und dem Boss der Mafia von Chicago, Sam Giancana. Der Mafioso berief sich mit einem Kichern in Richtung Kennedy auf den Fünften Verfassungszusatz. Kennedy schoss zurück: »Ich dachte eigentlich, nur kleine Mädchen kichern, Mr Giancana.«
Hoover empfand das Rackets Committee als Konkurrenz und genoss die Momente, in denen Kennedy aus Unerfahrenheit und Übereifer ins Schleudern kam. Im März 1959 erhob Kennedy einen Vorwurf, den er nicht beweisen konnte: dass nämlich ein Hauptzeuge Geld für Senator Kennedys Präsidentschaftswahlkampf angeboten habe, wenn er dafür im Ausschuss geschont würde. »Das kommt davon, wenn sich der verlorene Sohn zu weit von zu Hause und von Papa fortwagt«, höhnte Hoover in einer Anmerkung zu einem internen FBI-Bericht über Robert Kennedy und das Rackets Committee.[321]  
Hoover hatte sich eigentlich nicht mit der Mafia befassen wollen, obwohl es mittlerweile ein offenes Geheimnis war, dass sie im politischen und wirtschaftlichen Leben des Landes eine Rolle spielte. 1959 waren in New York über 400 FBI-Agenten für die kommunistische Bedrohung zuständig, aber nur vier für die Mafia. Hoover hatte argumentiert, für die Strafverfolgung von organisierter Kriminalität und räuberischer Erpressung seien einzelstaatliche und lokale Polizeibehörden zuständig. Er war der Meinung, Ermittlungen gegen die Mafia könnten das Risiko in sich bergen, dass Agenten bestochen und gekauft wurden, erinnerte sich FBI-Mitarbeiter Graham Desvernine: »Die daraus resultierenden Probleme und die öffentliche Aufmerksamkeit würden sämtliche Vorteile zunichtemachen.«[322]   Hoover hatte die Unterwanderung des Ku-Klux-Klan gescheut, aus Angst, seine Agenten könnten als Unterstützer und Anstifter der Rassisten mit den brennenden Kreuzen dastehen. Er weigerte sich, verdeckte Ermittlungen gegen die Mafia anzustellen, weil seine Männer korrumpiert werden könnten. Die Gründe waren verschieden, aber das Motiv dasselbe: Nur nicht das FBI in Verlegenheit bringen.
Doch aufgrund der Tätigkeit des Rackets Committee und seiner öffentlichen Wirkung sah sich Hoover gezwungen, andere Töne anzuschlagen. Er übertrug seine Taktik gegen den Kommunismus auf den Kampf gegen die Mafia. »Es gab die Entscheidung, dass wir die gleichen Methoden und Ermittlungstechniken, die wir in der Underground Squad benutzt hatten, für das organisierte Verbrechen anwenden sollten«, sagte Desvernine. Einbruchdiebstähle, versteckte Mikrophone, Wanzen und angezapfte Telefone waren »sehr effektive Mittel, um herauszufinden, was sie taten und was sie vorhatten.« Die Erkenntnisse ließen sich natürlich nicht vor Gericht verwenden – »es war reine Nachrichtengewinnung […] du holst dir erst die Informationen und besorgst dir danach Zeugen.« Das FBI bespitzelte Giancana und seine Landsleute in Chicago und Las Vegas ab Sommer 1959.
Hoover kannte zwar Senator John F. Kennedy, aber nicht besonders gut. Was er in den FBI-Akten las, gefiel ihm nicht. Das auf den 7. Juli 1960 datierte neunseitige Resümee über John F. Kennedys Vergangenheit gab Hoover ein ungutes Gefühl, was die politische Zukunft Amerikas betraf. Es enthielt den Vorwurf »unmoralischen Verhaltens«. Die teils zutreffenden Sexgeschichten enthielten die Andeutung, dass der Senator mit der Privatsekretärin seiner Frau schlief. Hoover konnte sich noch dunkel an den ältesten derartigen Fall erinnern: 1942 hatte John F. Kennedy, damals 24 Jahre alt und bei der Navy, eine berüchtigte Affäre mit der verheirateten Inga Arvad, Kolumnistin einer Washingtoner Zeitung und ehemalige Nazi-Sympathisantin. Da man sie beim FBI für eine deutsche Spionin hielt, hatte man sie unter Beobachtung gestellt, ihre Telefonate mit Kennedy abgehört und die Hotelzimmer verwanzt, wo sie sich zu ihren Schäferstündchen trafen.
Die FBI-Akten über Kennedy enthielten auch nicht näher bezeichnete und verifizierte Vorwürfe über »Verbindungen zu Gangstern«.
Am 13. Juli 1960, dem Tag der Nominierung Kennedys als demokratischer Präsidentschaftskandidat, legte das FBI Hoover einen kurzen Lebenslauf Kennedys vor. Darin hieß es, der Senator habe sich während des Wahlkampfs in New York, Las Vegas und Palm Springs mit Frank Sinatra getroffen. Über Sinatra gab es beim FBI schon seit langem ein Dossier. Man vermutete, der Sänger werde versuchen, den Kennedy-Clan im Interesse der Mafia zu beeinflussen. In Sinatras FBI-Akte war auch über seine Verbindung zu Sam Giancana zu lesen, der später bei einem vom FBI abgehörten Gespräch prahlte, er habe Einfluss auf die Kennedys. Das FBI sollte bald herausfinden, dass Sinatra sowohl John F. Kennedy als auch Giancana mit einer leichtlebigen Dame namens Judith Campbell bekannt gemacht hatte, die dem Senator während des Nominierungsparteitags sexuell zu Diensten gewesen war und intime Beziehungen zu beiden Männern unterhielt.[323]  
»Der Präsident drückte seine Verwunderung aus«
Präsident Eisenhower bestellte Hoover zu einer Dringlichkeitssitzung des Nationalen Sicherheitsrates am 13. Oktober 1960 ein. In jenem Herbst war Amerika in seiner nationalen Sicherheit ernsthaft bedroht, insbesondere nach dem Aufstieg des Kommunismus sowjetischer Prägung in Fidel Castros Kuba. Aber der Präsident redete fast die ganze Sitzung über Sex.
Die politische Lage in Washington war angespannt. Bis zur Wahl blieben nur noch 25 Tage, die Kandidaten lagen Kopf an Kopf, und in wenigen Stunden sollte die dritte im Fernsehen übertragene Wahlkampfdebatte zwischen Nixon und Kennedy stattfinden. (In der Debatte an diesem Abend ging es unter anderem um den amerikanischen Geheimdienst und sowjetische Spione. Nixons nervöses Gestammel, als er auf die kommunistische Spionage und das amerikanische Defizit im Bereich der Spionage zu sprechen kam, kostete ihn unzählige Stimmen.)
Der Präsident jedoch ermahnte auf der Sitzung vom 13. Oktober Hoover fast eine Stunde lang, Amerika von Homosexuellen in Spitzenämtern zu befreien.
Zwei junge Mathematikgenies, die als Codeknacker für die Nationale Sicherheitsbehörde arbeiteten, waren in die Sowjetunion übergelaufen. Bernon Mitchell, einunddreißig, und William Martin, neunundzwanzig, waren acht Tage lang nicht zur Arbeit erschienen, ehe es jemandem auffiel. Man munkelte – was durch 50 Jahre später freigegebene Dokumente der Nationalen Sicherheitsbehörde allerdings nicht gestützt wird –, dass Martin und Mitchell ein Liebespaar waren. Sie waren von Washington über Mexiko City nach Havanna und von dort nach Moskau geflogen. Am 6. September tauchten sie auf einer Pressekonferenz in Moskau auf und teilten der Weltöffentlichkeit mit, dass die Nationale Sicherheitsbehörde die diplomatischen Verschlüsselungen und die Geheimdienstcodes amerikanischer Verbündeter wie Frankreich, Indonesien, Ägypten und Syrien geknackt hatte.
Der Präsident forderte von Hoover vollständige Aufklärung. »Bei Mitchell hatte man homosexuelle Neigungen festgestellt«, teilte Hoover dem Präsidenten mit, und »Martin war offenkundig labil«.[324]   Trotzdem hatte ihnen das Pentagon eine Unbedenklichkeitsbescheinigung für die höchste Geheimhaltungsstufe ausgestellt. Der Präsident war empört. Wie Hoover sah auch er einen Zusammenhang zwischen Kommunismus und Homosexualität. Für beide stand außer Frage, dass Homosexuelle besonders anfällig für die Beeinflussung durch ausländische Geheimdienste waren.
»Der Präsident äußerte seine Verwunderung darüber, dass man diese Männer angesichts solcher Informationen weiter beschäftigt hatte«, hielt Hoover in seinem diktierten Memorandum des Gesprächs fest. »Er wies den Vorsitzenden des Vereinigten Generalstabs, General Lyman L. Lemnitzer, an, die Beamten, die diesen beiden Personen die Unbedenklichkeitsbescheinigung ausgestellt hatten, zu sich zu zitieren und ihnen – mit den Worten des Präsidenten – ›die Hölle heiß zu machen‹«.[325]  
Der Präsident bat Hoover um Rat, wie die Regierung sich dieser Bedrohung ein für alle Mal entledigen könne. Hoover erzählte es folgendermaßen:
»Es entspann sich eine Diskussion zwischen dem Präsidenten, dem Justizminister und mir über die Ausarbeitung einer Liste von Homosexuellen, um eine zentrale Stelle zu schaffen, an die man Anfragen über Personen richten konnte, die sich um eine Stelle im Staatsdienst bewarben oder solche Stellen bereits besetzten […]
Der Präsident vertrat die Ansicht, diese Informationen sollten beim FBI zusammenlaufen, und schlug vor, dass wir beim FBI Schritte einleiten sollten, um Hinweise über derartige Neigungen bei Personen zu sammeln, die entweder eine Stelle im Staatsdienst bekleideten oder sich für eine solche bewarben, damit alle staatlichen Behörden sofort Zugriff darauf hätten.
Der Präsident schien sehr besorgt über die gesamte Problematik und ließ keinen Zweifel daran, […] dass er entschieden dagegen war, Personen mit solchen Neigungen auf ihrem Posten zu belassen oder anzustellen.«
Das FBI-Programm über »sexuelle Abweichler« war seit 1951 in Kraft; die Akten füllten hunderttausende Seiten. Präsident Eisenhowers Präsidialerlass von 1953, wonach Homosexuelle vom Staatsdienst ausgeschlossen waren, stellte »sexuelle Perversion« mit Spionage, Sabotage, psychischen Störungen, Drogenabhängigkeit und Mitgliedschaft in der Kommunistischen Partei auf eine Stufe und betrachtete all dies als Bedrohung der nationalen Sicherheit. Beim FBI hatte es jedoch noch nie ein zentrales Register zu Homosexuellen in Amerika gegeben. Das sollte sich nun ändern.
Hoover hatte vielleicht kein eigenes Sexualleben vorzuweisen. Aber er hatte großes Interesse am Intimleben anderer Leute, ganz besonders an dem des künftigen Präsidenten der Vereinigten Staaten.
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»Mord war gang und gäbe«
Ende 1960 wurden Hoover und das FBI in Präsident Eisenhowers Pläne zur Ermordung der Diktatoren Kubas und der Dominikanischen Republik, Fidel Castro und Rafael Trujillo, hineingezogen.
Kurz vor John F. Kennedys knappem Wahlsieg über Richard Nixon im November 1960 begann Hoover die Umrisse dieser dunklen Verschwörungen zu erkennen. Seine Luchsaugen blickten in die Abgründe der Macht. Er entdeckte Verbindungen zwischen der amerikanischen Regierung und dem organisierten Verbrechen.
Am 18. Oktober 1960 schrieb Hoover ein kurz gefasstes Memorandum an Richard Bissell, den Leiter der Abteilung für Geheimoperationen bei der CIA, mit Abschriften an die Führung des Justiz- und Außenministeriums, des Pentagon und der Befehlskette des FBI. Es betraf Sam Giancana und Fidel Castro.
Laut FBI-Berichten, die Hoover gelesen hatte, habe Giancana während eines Essens im besten italienischen Restaurant New Yorks, dem La Scala, damit geprahlt, Castro werde »sehr bald aus dem Weg geräumt werden«, spätestens im November. Der Mafioso sagte, er habe sich dreimal mit dem Auftragskiller in Miami getroffen. Die Mordwaffe sollte eine Giftpille sein. Und wie Hoover bald herausfand, steckte die CIA hinter dem Komplott.
Hoover ordnete eine umfassende elektronische Überwachung Giancanas an. Er ließ nicht nur Wanzen installieren und sein Telefon anzapfen, sondern setzte auch Parabolmikrophone ein. Diese neue Technik, mit der man Gespräche auch aus 100 Meter Entfernung erfassen konnte, wurde gewöhnlich nur in den heikelsten Spionagefällen angewandt. »Ich setze Sie davon in Kenntnis, dass ihr Einsatz in der Vergangenheit auf Fälle der inneren Sicherheit und Spionage von oberster Priorität beschränkt war«, schrieb Hoover an den Leiter des FBI-Büros in Chicago. Die Giancana-Untersuchung war nun eine geheimdienstliche Ermittlung.[326]  
Das FBI erfuhr, dass Giancana einer zehnköpfigen »Kommission« angehörte, die die Aktivitäten der Mafiafamilien in den USA und der Karibik überwachte. Die Bosse wollten ihre Kasinos in Havanna zurückhaben, aus denen Castro sie nach dem Sturz Fulgencio Batistas und seiner Machtübernahme am 1. Januar 1959 vertrieben hatte. Sollte ihnen das nicht gelingen, planten die Mafiosi, ihre Glücksspiel- und Schiebereigeschäfte in die Dominikanische Republik zu verlegen.
Die Mafia schätzte Rafael Trujillo. Der Generalissimus war ein Verbündeter Amerikas und seit 1930 an der Macht. Er übte in der Dominikanischen Republik eine korrupte Schreckensherrschaft aus. Trujillos Vermögen, dem Boden des Inselstaats mit dem Schweiß seiner Bürger abgerungen, belief sich auf hunderte Millionen Dollar. Zu seinen Verbrechen zählten Mord und Entführung auf amerikanischem Boden, die Bestechung und Korrumpierung amerikanischer Senatoren und Abgeordneter sowie der Sturz rivalisierender lateinamerikanischer Staatsführer.
»Der Präsident hatte ein Recht, es zu erfahren«
Hoover hatte eine Fülle von geheimdienstlichen Erkenntnissen über die mörderische Politik in der Karibik Ende der 1950er Jahre zusammengetragen. Zu seinen besten Quellen zählten der ehemalige FBI-Mitarbeiter und jetzige amerikanische Botschafter in der Dominikanischen Republik, seine Agenten und Rechtsattachés in Miami und Havanna sowie der Leiter der Spionageabwehr bei der CIA, James Angleton.
In allen Berichten kam die politische Korruption in Washington zur Sprache. Während Hoovers Zeit beim FBI waren zehn Kongressabgeordnete strafrechtlich verurteilt worden; in fast allen Fällen handelte es sich um Bestechung geringeren Ausmaßes. Doch durch seine geheimdienstlichen Ermittlungen wusste Hoover, dass einige seiner engsten Verbündeten im Senat Schmiergelder von Batista und Trujillo eingesteckt hatten. Nach einem Bericht Angletons an Hoover, der sich auf einen Hinweis des kubanischen Generalkonsuls in New York stützte, hatte »Senator Homer E. Capehart die Summe von 20000 Dollar als ›Honorar‹ dafür erhalten, dass er Batistas Aufnahme in die USA und sein dortiges Asyl in die Wege leitete«. Capehart, ein Republikaner aus Indiana, war seit 1945 einer von Hoovers massivsten Unterstützern im Senat im Kampf gegen den Kommunismus gewesen. Und der amerikanische Botschafter in der Dominikanischen Republik informierte Hoover darüber, dass sein mächtigster Mitstreiter im Kongress, Senator James Eastland aus Mississippi, Geld und andere Gefälligkeiten von Trujillo angenommen hatte – ein Plantagenbesitzer bedachte den anderen mit großzügigen Gaben.[327]  
Hoover scheute strafrechtliche Ermittlungen gegen Kongressangehörige. Fälle, in denen Geld, Sex und Politik miteinander verknüpft waren, stufte Hoover nur sehr selten in die Kategorie Strafverfolgung ein. Für ihn waren das geheimdienstliche Angelegenheiten, und solche Vorgänge bekamen nur er und der Präsident zu Gesicht. Er lieferte schlüpfrige Geheimnisse über Kongressabgeordnete ins Weiße Haus, die sich Roosevelt und die nachfolgenden Präsidenten in der Regel genüsslich zu Gemüte führten.
»Wenn es politischer Sprengstoff war, […] hatte der Präsident ein Recht, es zu erfahren«, sagte Nicholas deBelleville Katzenbach, der spätere amerikanische Justizminister. »Vom FBI kam kaum etwas anderes. Nur wenn Homosexualität oder etwas in der Art im Spiel war […] Sie wissen schon, kleine Mädchen und solche Sachen.«[328]  
Hoover strengte nie einen Prozess wegen Bestechlichkeit gegen Senator Eastland an; es wäre äußerst unangenehm gewesen, gegen seinen Lieblingssenator zu ermitteln, den demokratischen Vorsitzenden des Rechtsausschusses und des Unterausschusses für Innere Sicherheit. Doch er hatte Präsident Eisenhower über andere Kongressabgeordnete informiert, die von Trujillo gekauft wurden. Während einer Konferenz im Weißen Haus hatte Eisenhower selbst zwei von ihnen genannt: die Vorsitzenden der Landwirtschaftsausschüsse von Senat und Repräsentantenhaus, Senator Allen Ellender aus Louisiana und Harold Cooley, Abgeordneter aus North Carolina, beide Demokraten.[329]   Diese Ausschüsse legten die Zuckerimportquoten für die Dominikanische Republik fest; ihre Entscheidungen brachten dem Diktator Millionen; im Gegenzug wurden die Ausschussvorsitzenden großzügig belohnt. Trujillo kontrollierte persönlich rund zwei Drittel der Ernte und bekam den Löwenanteil der Erlöse.
Trujillo hatte sich seinen amerikanischen Verbündeten als Bollwerk gegen den Kommunismus empfohlen. In Interviews mit amerikanischen Zeitungen hatte er behauptet, er habe den Vereinigten Staaten wertvolle Informationen über eine »karibische Komintern« mit Zentrale in der Sowjetischen Botschaft in Mexiko City und Niederlassungen in New York, Miami und Puerto Rico geliefert. Vizepräsident Nixon hatte die Dominikanische Republik bereist und Trujillo öffentlich und privat gelobt. Franklin D. Roosevelt Jr. war einer von Trujillos zahlreichen gutbezahlten Lobbyisten in Washington. Trujillo kaufte sich gute Publicity, indem er Geld an Zeitungs-, Rundfunk- und Fernsehzaren fließen ließ, an Werbeagenturen und Kolumnisten. Dafür hatte er seine Mittelsmänner in Politik und Geheimdienst, die in den 54 Konsulaten der Dominikanischen Republik in den Vereinigten Staaten operierten. Sein gängiger Tarif, um sich die Unterstützung einflussreicher und prominenter Amerikaner zu sichern, waren 25000 Dollar bar auf die Hand.
Das Problem Trujillo war ein Novum in der politischen Geschichte des Landes. Die Vereinigten Staaten hatten durch Staatsstreiche und Komplotte bereits amerikafreundliche Machthaber installiert, aber noch keinen einzigen aus seinem Amt entfernt.
»Arbeiten Sie verdeckt«
Der Präsident, die Dulles-Brüder und J. Edgar Hoover fanden eine ungewöhnliche Lösung für das Problem Trujillo. Sie schickten einen altgedienten FBI-Agenten als neuen amerikanischen Botschafter in die Dominikanische Republik.
Joseph S. Farland war kein typischer Diplomat. Sein Talent lag mehr auf dem Gebiet von Geheimoperationen. Farland war 1943 FBI-Agent geworden. Zu seinen Aufgaben gehörten das Abhören von Telefonen, Einbruchdiebstähle und verdeckte Ermittlungen. Nach seiner Schilderung hatte Hoover ihn zum »Mitglied eines sehr erlesenen Personenkreises« erwählt; er sollte Teil einer »Geheimorganisation innerhalb einer Geheimorganisation« sein, die sowjetische Atomspione bekämpfte. »Wir hatten die Aufgabe, Informationen darüber zu sammeln, wer wer war und wer wem was antat und wie«. Seine neue Aufgabe in der Dominikanischen Republik unterschied sich gar nicht so sehr davon. Seine Order beschrieb er folgendermaßen: »Arbeiten Sie verdeckt und finden Sie heraus, was vor sich geht und was jetzt und in Zukunft passieren wird. Es ist eine heikle Mission, aber mit Ihrem Hintergrund und Ihrer Ausbildung sind Sie der beste Mann im Ministerium. Wir wollen Trujillo nicht eliminieren – also ermorden. Aber wir wollen, dass er sein Geld nimmt und verschwindet.«[330]  
Wenn Trujillos Macht in Frage gestellt wurde, standen die militärischen, wirtschaftlichen und diplomatischen Beziehungen Amerikas auf dem Spiel. Aber Farland schickte weiterhin Berichte, und er ließ nichts weg – weder die Folterkammern noch die politischen Morde oder die Willfährigkeit der amerikanischen Senatoren und Kongressabgeordneten, die sich Trujillo mit Geld und Sex kaufte.
»Trujillo hatte alles unter Kontrolle«, sagte er. »Er eliminierte seine Gegner. Mord war gang und gäbe. Es war durch und durch unmoralisch.«
Farland begegnete seinen Landsleuten unter ungewöhnlichen Umständen. Die Liste der Politiker, die in den Genuss von Trujillos Geld, Rum und Frauen kamen, war lang. Der ehemalige und künftige Botschafter der Dominikanischen Republik in den Vereinigten Staaten, Manuel de Moya, einer von Trujillos wichtigsten Geheimdienstoffizieren, hatte eine Villa außerhalb Santo Domingos, in der sich amerikanische Kongressabgeordnete amüsieren konnten – »ein Liebesnest vor den Toren der Stadt, das mit einer dicken Hecke umzäunt war, so dass man Autos nicht observieren konnte«, nach Farlands Beschreibung. »Das Haus war total verkabelt und mit Spionspiegeln ausgestattet. Es gab alles, was das Herz begehrte. Mehrere Kongressabgeordnete, die sich dort vergnügten, wurden fotografiert und abgehört. Einmal kam ein Senator zu Besuch, und ich sagte zu ihm: ›Herr Senator, mein Team und ich würden Sie gern kurz informieren.‹ Er entgegnete: ›Ich weiß alles, was ich über dieses verdammte Land wissen will. Sie sollen verflucht noch mal nur dafür sorgen, dass in meinem Hotelzimmer genug Schnaps für eine Woche ist.‹«
Farland machte sich in der Botschaft ans Aufräumen. Sein Ansprechpartner in der Dominikanischen Republik war der inkompetente Leiter eines CIA-Büros. »Eines Tages kam er zu mir und sagte: ›Herr Botschafter, es ist mir unangenehm, Sie zu belästigen, aber ich habe mich aus meinem Büro ausgesperrt.‹« Farland »knackte das Schloss und öffnete die Tür«, wie er sich erinnerte. »Das war meine alte FBI-Ausbildung.« Der Büroleiter wurde bald ersetzt.
Farland fand auch heraus, dass der stellvertretende US-Botschafter »definitiv auf Trujillos Gehaltsliste stand […] Der Dummkopf erzählte mir sogar von seinem Besuch in Manuel de Moyas Liebesnest.« Der Botschafter ersetzte ihn durch einen zuverlässigen Mann, Henry Dearborn. Auch Dearborn war empört über die Repräsentanten der amerikanischen Demokratie, die Trujillos Ehrengäste waren. »Senator Eastland gehörte auch dazu«, sagte Dearborn. »Aber er war nicht der Einzige.«[331]  
Farland freundete sich in gewisser Weise mit Trujillo an und gelangte dadurch an einen Packen Informationen über den Aufstieg Fidel Castros in Kuba. »Castro hat unter seinen Offizieren bekannte Kommunisten und erhält finanzielle Unterstützung aus der Sowjetunion«, schrieb Farland am 15. Dezember 1958 in einer streng geheimen Depesche nach Washington, siebzehn Tage vor der Einnahme Havannas durch die Revolutionäre. Die CIA wurde erst viele Monate später auf die Bedrohung aufmerksam.[332]  
Am 29. Januar 1959 äußerte sich Hoover auf einer offiziellen Konferenz im Außenministerium zur Krise in der Karibik. Vor Allen Dulles von der CIA, acht Abteilungsleitern im Außenministerium und dem Leiter der Einwanderungsbehörde hatte er geprahlt, er habe »eine beträchtliche Menge Informationen« über Exilkubaner, die in Miami, New York, New Orleans und im ganzen Land für oder gegen Castro arbeiteten.[333]   Hoover rief jeden Agenten seiner Behörde auf, die Kubaner nicht aus den Augen zu lassen. War Castro selbst ein eingefleischter Kommunist? Wer arbeitete in den Vereinigten Staaten für ihn, wer gegen ihn?
Am 31. März 1959 befragten Hoovers Agenten auf seine Weisung hin einen amerikanischen Abenteurer und Waffenschmuggler, den ehemaligen Marine und Offizier des Heeresnachrichtendienstes Frank Sturgis alias Frank Fiorini. Er lieferte ihnen detaillierte Einblicke in Castros Revolution. Er hatte mit Fidel in den Bergen gekämpft und ihn mit Waffen und Flugzeugen versorgt. Nach der Revolution hatte Castro ihn beauftragt, die amerikanischen Mafiosi aus den Kasinos Havannas zu vertreiben. Sturgis hatte sich seine Chancen ausgerechnet und auf Amerika gesetzt. Er sagte dem FBI, er habe beschlossen, die Seiten zu wechseln: Er »bot seine Dienste als ›Agent‹ für die Regierung der Vereinigten Staaten an« und berichtete direkt an Hoover. (Sturgis arbeitete danach für die CIA und Jahre später für das Weiße Haus. Er war einer derjenigen, die beim Einbruch ins Watergate-Hotel verhaftet wurden.)[334]  
Die meisten FBI-Berichte über Kuba trafen den Nagel auf den Kopf. Sie eröffneten eine Welt voller Geheimnisse, darunter das Zusammenspiel zwischen amerikanischen Kasinobetreibern in Havanna, der Mafia, kubanischen Castro-Gegnern und der CIA. Das FBI machte die eingefleischten Kommunisten im Castro-Lager ausfindig und verortete Castros Bewegung präzise im politischen Spektrum. Ferner bestätigte es Farlands Mitteilung, dass Castro und Trujillo Attentatspläne gegeneinander schmiedeten.
Präsident Eisenhower beschloss, sich beide Diktatoren vom Hals zu schaffen.
Zunächst strich er jeden Dollar Militärhilfe an die Dominikanische Republik. Die Aufgabe, den Generalissimus darüber zu informieren, fiel Farland zu. »Ich ging ganz allein zu ihm«, erinnerte sich Farland in einem auf Band aufgenommenen Zeitzeugeninterview. »Er dagegen hatte seinen Botschafter in den Vereinigten Staaten sowie die Befehlshaber von Heer, Marine und Luftwaffe an seiner Seite. Er ging in die Luft. Sein Gesicht lief rot an. Dann tat er das Unvorstellbare. Er ließ eine Tirade gegen Eisenhower, meinen Präsidenten, vom Stapel. Eisenhower sei dumm, er verstehe nichts von Politik und von den Vorgängen in der Karibik, außerdem nannte er ihn – ich kann das kaum aufs Band sprechen – einen ›Hurensohn‹. An diesem Punkt vergaß ich meine Diplomatie […] Es war an der Zeit, mein Land zu verteidigen, und das tat ich auch. Zum Schluss fügte ich noch hinzu: ›Meiner Meinung nach sind Sie nur ein zweitklassiger Diktator, und Ihr Land ist, verglichen mit meinem, nur ein Fliegenschiss auf der Karte.‹«[335]  
Trujillo trug einen Revolver. Farland dachte bei sich: »Wenn du blinzelst, bist du tot […] aber ich blinzelte nicht. Er blinzelte. Er trat um den Tisch herum zu mir und sagte: ›Herr Botschafter, mein Freund, oftmals machen wir im Eifer des Gefechts Bemerkungen, die wir eigentlich gar nicht so meinen. Vergeben wir einander und vergessen die Sache.‹ Ich konnte mich nicht zurückhalten und sagte: ›Trujillo, als Christ vergebe ich Ihnen, aber vergessen werde ich nicht.‹ Dann drehte ich mich auf dem Absatz um und ging gefühlte 40 Kilometer Richtung Tür, und die ganze Zeit dachte ich, gleich kriege ich eine Kugel Kaliber.38 in den Rücken.«
Insgeheim schmiedete Farland mit Trujillos Gegnern in der Dominikanischen Republik ein Komplott. Ihre Pläne sahen die Ermordung des Diktators vor. »Ich hatte enge Kontakte zum Untergrund«, sagte er. Sie waren so eng, dass er dem Außenministerium eine Liste mit Dissidenten schicken konnte, die bereit waren, »nach Trujillos Ermordung die Regierung zu übernehmen«. Für die Vereinigten Staaten zählte vor allem, dass diese Leute nachweislich Antikommunisten waren. Farland versicherte Washington, dass dem so sei: »Es waren Anwälte, Ärzte, Ingenieure, hochrangige Geschäftsleute, ganz allgemein Leute, die in den Vereinigten Staaten ausgebildet worden waren.«
Farland berichtete, sie forderten eine geheime Waffenlieferung aus den USA, um Trujillo zu töten. Der Wunschzettel der Verschwörer, den Farland der CIA überbrachte, umfasste unter anderem auch ein Mordkommando aus »ehemaligen FBI-Agenten, die die Ermordung Trujillos planen und ausführen werden«, so Richard Bissell, der CIA-Leiter für Geheimoperationen.[336]  
Im April 1960 war Eisenhower zu der Entscheidung gelangt, dass die Vereinigten Staaten Vorkehrungen treffen sollten, um »Trujillo aus der Dominikanischen Republik zu entfernen«. Das sollte geschehen, »sobald sich ein geeignetes Nachfolgeregime findet mit der Zusicherung politischer, wirtschaftlicher und – falls nötig – militärischer Unterstützung seitens der Vereinigten Staaten.«[337]  
Am 13. Mai 1960 bestellte der Präsident Farland und zwei seiner Vorgesetzten im Außenministerium ins Weiße Haus. Laut den Aufzeichnungen seines Militärberaters sagte der Präsident zu Farland, dass »er von Leuten bedrängt werde, die gegen Castro und Trujillo sind«, und dass er »gern hätte, dass beide abgesägt werden«.[338]  
Präsident Eisenhower setzte seinen Wunsch nicht in die Tat um. Die Verschwörungen zum Mord in der Karibik wurden an die Kennedy-Regierung weitervererbt.
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Ein gefährlicher Mann
Die gesamten 1960er Jahre hindurch tobte zwischen J. Edgar Hoover und Justizminister Robert F. Kennedy ein Krieg, der verbrannte Erde hinterließ und das FBI, das Justizministerium und das Weiße Haus aufzureiben drohte.
Robert Kennedy hielt Hoover für »ziemlich beängstigend«. Er sei ein »gefährlicher« Mann, der eine »sehr gefährliche Organisation« leite. Doch es sei »eine Gefahr, die wir kontrollieren können«.
Robert F. Kennedy glaubte Hoover seine Autorität aufzwingen zu können: »Zum ersten Mal, seitdem er FBI-Direktor war, musste er vom Justizminister Befehle und Weisungen entgegennehmen – und konnte nicht über dessen Kopf hinweg entscheiden.«[339]  
Aber Hoover dachte nicht daran, sich von einem überheblichen jungen Mann, der außer beim Präsidentschaftswahlkampf seines Bruders noch nie eine verantwortliche Position innegehabt hatte, Vorschriften machen zu lassen.
Nach Hoovers Ansicht »versuchte Bobby, das FBI zu übernehmen, die Führung an sich zu reißen und es zu verwässern«, so Deke De- Loach, ein enger Berater des FBI-Direktors. »Er versuchte, den ganzen Apparat nach seinen Vorstellungen umzugestalten, aber er hatte weder die Erfahrung noch den nötigen Respekt, um über solche Dinge zu verfügen.«[340]  
Der fünfunddreißigjährige Robert F. Kennedy war 1925 geboren, nur Wochen nachdem Hoover beim FBI das Kommando übernommen hatte. Er hatte weder um das Amt des Justizministers ersucht, noch war er die erste Wahl seines Bruders gewesen. Aber seine Ernennung folgte einer Logik. Bereits die beiden Vorgänger John F. Kennedys hatten ihren Wahlkampfmanager zum Justizminister befördert. Das Amt hatte sich zu einem politischen Posten entwickelt, der vor allem Loyalität erforderte. Und diese Voraussetzung brachte Robert Kennedy mit. Außerdem entsprach es dem Wunsch ihres Vaters, dessen Millionen den Wahlsieg ermöglicht hatten. Hoover hatte seinem alten Freund Joe Kennedy gesagt, er befürworte Roberts Ernennung, was er im Nachhinein bereute.[341]  
Der Präsident und der Justizminister bemühten sich zu Anfang, Hoover respektvoll und höflich zu begegnen, was ihnen nicht leichtfiel. John F. Kennedy hatte gedacht, es würde reichen, Hoover gelegentlich zu einem privaten Mittagessen ins Weiße Haus einzuladen. »Wir taten es nur, um ihn bei Laune zu halten«, sagte Robert F. Kennedy. »Für uns zählte, dass er zufrieden war und auf seinem Posten blieb, denn er war ein Symbol – und der Präsident hatte doch so knapp gewonnen.«[342]  
Aber ein paarmal im Jahr im Weißen Haus zu essen genügte nicht. Nichts war je genug. Fast alles, war Robert Kennedy tat, erzürnte Hoover. Sein Vergehen war gravierend. »Er beleidigte das FBI«, so Robert F. Kennedys Stellvertreter im Justizministerium, Nicholas Katzenbach.[343]  
»Wir wissen nicht, was zu tun ist«
Die ungelösten Probleme mit Fidel Castro und Rafael Trujillo führten zur ersten Konfrontation zwischen Hoover und Robert Kennedy.
Am 16. Februar 1961, in der vierten Amtswoche der neuen Regierung, unterzeichnete Justizminister Kennedy Weisungen, die zur Aufdeckung der politischen Korruption dienten, die das Regime zur Machterhaltung betrieben hatte. Die ersten von insgesamt 582 Telefonüberwachungen und fast 800 Wanzen, zu denen das FBI während Kennedys Präsidentschaft ermächtigt wurde, kamen zum Einsatz.
Das FBI hörte das Kongressbüro von Harold Cooley ab, dem Vorsitzenden des Landwirtschaftsausschusses des Repräsentantenhauses, die Wohnung des Ausschusssekretärs, die Botschaft und die Konsulate der Dominikanischen Republik sowie die Anwaltskanzleien von Trujillos Lobbyisten. Soweit aus den Akten ersichtlich, war dies das erste Mal seit der Regierung Harding, dass ein Justizminister die Telefonüberwachung eines Kongressabgeordneten angeordnet hatte.
Dann aber stoppte Robert F. Kennedy die Ermittlungen, weil sie seine eigenen Interessen gefährdeten. Kongressabgeordnete, Senatoren und Kennedy politisch nahestehende Lobbyisten konnten davon betroffen sein, der Großteil von ihnen konservative Demokraten – politische Strippenzieher, die die Kennedys brauchten, um den Kongress auf Kurs zu halten. Der Einzige, gegen den in diesem Zusammenhang je eine Anklage erhoben wurde, war der Klatschkolumnist Igor Cassini, ein Freund der Kennedy-Familie und Bruder von Jackie Kennedys Lieblingsmodeschöpfer, ein Partylöwe und bezahlter Lockvogel Trujillos. Und die Fakten für diesen Fall lieferte nicht das FBI, sondern ein Enthüllungsjournalist. Robert Kennedy nannte die Trujillo-Untersuchung später den »unangenehmsten« Fall, mit dem er sich je zu befassen hatte, und ordnete ihn damit ganz oben ein. Sie sei »die einzige Untersuchung, die ich abgebrochen habe, seit ich Justizminister bin«.[344]  
Nachdem der Generalissimus in der Nacht zum 30. Mai 1961 außerhalb seiner Hauptstadt in einem Hinterhalt von seinen Gegnern ermordet worden war, blies Kennedy das Ganze ab. Die moralische Unterstützung durch die Vereinigten Staaten reichte nicht aus, um zwölf der insgesamt 14 Verschwörer vor der blutigen Rache durch Trujillos Söhne, Brüder und politische Erben zu schützen, die schnell die Macht an sich rissen. »Das große Problem ist jetzt«, schrieb Robert F. Kennedy kurz nach Trujillos Ermordung, »dass wir nicht wissen, was zu tun ist.«[345]  
Es sollte Jahre dauern, bis das Weiße Haus eine Antwort darauf fand. Letztlich würde Hoover einen neuen Staatsführer für die Dominikanische Republik suchen.
»J. Edgar Hoover feuern? Du liebe Zeit!«
Robert Kennedy machte keinen Hehl daraus, dass ihm der Kommunismus oder die Bürgerrechtsbewegung keine schlaflosen Nächte bereiteten. Seine Hauptsorge galt dem organisierten Verbrechen. Er wollte, dass das FBI die Mafia ins Visier nahm, wie er es während seiner Zeit im Rackets Committee des Senats getan hatte.
Sein Versuch, das FBI unter seine Kontrolle zu bringen – dem Gesetz nach sein gutes Recht –, war ein Kampf, der ihn bis zum Ende seiner Amtszeit aufreiben sollte.
Hoover war empört darüber, dass der Justizminister nicht den Agenten Moskaus, sondern den Mafiabossen an den Kragen wollte. Es machte ihn wütend, dass Kennedy auf die Bekämpfung der sowjetischen Spionage keinen Wert legte. Für seine großartigen Ideen einer nationalen Kommission zur Verbrechensbekämpfung und von Einsatzgruppen gegen die organisierte Kriminalität hatte er nur Verachtung übrig. Und er war entsetzt über Kennedys Vorliebe für Standardmaßnahmen, seine geheimen Deals, seine vertraulichen Gespräche mit einem Angehörigen der Sowjetischen Botschaft, der ein bekannter KGB-Spion war, und über seine Rolle als Allzweckwaffe des Präsidenten für sämtliche innen- und außenpolitischen Probleme.
Besonders erzürnte ihn, dass sein offizieller Vorgesetzter ihn zu sich bestellte und nicht umgekehrt. Von Hoovers Amtsräumen zu Kennedys erhabenen Gemächern war es nur ein kurzer Weg durch die Flure des Justizministeriums. Aber Hoover weigerte sich, diesen Weg zu beschreiten. »Bobby war so gut wie nie in Mr Hoovers Büro und Hoover auch nicht in seinem«, sagte Katzenbach. Da sie einander nicht ertragen konnten, schalteten Hoover und Robert F. Kennedy einen Vermittler ein. Courtney Evans, ein FBI-Agent, den beide kannten und mochten, diente drei Jahre lang als ihr offizieller Kontaktmann. »Courtney erklärte Bobby und Hoover die Dinge auf unterschiedliche Weise«, so Katzenbach weiter. »Wenn er Bobby ein Anliegen Hoovers schmackhaft machen wollte, stellte er es so dar, dass Bobby es schlucken konnte, und umgekehrt genauso.« Beiden Herren zu dienen war eine Aufgabe, an der viele gescheitert wären.
Rückblickend behauptete Evans: »Ich habe die Kennedys davon abgehalten, Hoover zu feuern. Von Zeit zu Zeit regten sie sich furchtbar über ihn auf. Seine Ermittlungen auf dem Gebiet der nationalen Sicherheit hielten sie für eine Verschwendung von personellen Ressourcen.[346]   Aber der Gedanke, den FBI-Direktor zu entlassen, war unvorstellbar. »J. Edgar Hoover feuern? Ach du liebe Zeit!«, sagte Katzenbach. »Ich bezweifle ernsthaft, dass Präsident Kennedy das hingekriegt hätte.«
Nach dem Desaster, das den Vereinigten Staaten im April 1961 in der Schweinebucht widerfuhr, schwor der Präsident jedoch, Dulles zu feuern. Dulles hatte seine Pläne zur Invasion Kubas und zum Sturz Castros als eine sichere Sache verkauft. Das Ergebnis der Invasion in der Schweinebucht: 114 von der CIA angeheuerte Kubaner waren tot, 1189 in Gefangenschaft, und Castro triumphierte.
John F. Kennedy beauftragte seinen Bruder, eine Manöverkritik durchzuführen und den amerikanischen Geheimdienstapparat in Ordnung zu bringen. Eine der zahlreichen offenen Fragen lautete, ob der Präsident Robert F. Kennedy zum neuen CIA-Direktor ernennen würde. Am 20. April, dem Tag nach der gescheiterten Invasion, bestellte der Justizminister Hoover zu sich, um zu erfahren, wie man die CIA seiner Einschätzung nach bändigen könne.
Hoovers unendliche Verachtung der CIA ist in seinen handschriftlichen Memoranden dieses Tages überliefert: »Die CIA spielt schon seit Jahren kein ehrliches Spiel mit uns […] So wenig, wie ein Zebra seine Streifen ablegen kann, kann sich die CIA ändern. H.«[347]   Aber das Gerücht, dass der Präsident vielleicht seinen Bruder an die Spitze der CIA setzen würde, fand er verlockend und interessant. Mit einem Schlag wäre er nicht nur Robert F. Kennedy als Vorgesetzten los, sondern der arrogante Kennedy stünde auch noch vor der unlösbaren Aufgabe, den Makel der Schweinbucht-Invasion vom Familienwappen zu tilgen.
Hoover erstellte einen ausführlichen, dreiteiligen Bericht über den amerikanischen Geheimdienst, den er dem Justizminister per Boten überbringen ließ. Darin wurde die Geschichte der CIA abgehandelt, und er enthielt einen Überblick über die wichtigsten Köpfe der Behörde. Es war ein Abriss der amerikanischen Spionage seit 1941 mit dem Hinweis, Kennedy könne »die Schwächen des amerikanischen Geheimdienstes von heute nicht analysieren, ohne einen Blick auf die Geschichte zu werfen«. Die kommunistische Unterwanderung während des Zweiten Weltkriegs hatte »Situationen und Probleme geschaffen, die die amerikanischen Geheimdienstoperationen bis auf den heutigen Tag beeinflussen«.[348]   Er warnte auch vor einer Reihe hochrangiger CIA-Beamter. Insbesondere nannte er den ehemaligen FBI-Agenten William K. Harvey, der bei der CIA für die Fernmeldeaufklärung zuständig und außerdem ein notorischer Trinker war – er hatte die Ermittlungen gegen den Atomspion Klaus Fuchs vermasselt.
Es ist unwahrscheinlich, dass Robert Kennedy auch nur ein Wort des Berichts las. Harvey wurde eine zentrale Figur bei den neu belebten Verschwörungsplänen der CIA gegen Fidel Castro, die unter strenger Kontrolle des Justizministers standen.
»Agenten sind keine Busfahrer«
Hoover widersetzte sich dem Justizminister, wann immer es ihm passte. In jenen Tagen im Mai 1961 zeigte sich dies erstmals ganz deutlich.
Die Freedom Riders, eine Gruppe schwarzer und weißer Bürgerrechtsdemonstranten, wollten mit einer gemeinsamen Fahrt in einem Greyhound-Bus durch Alabama gegen die Rassentrennung im Süden protestieren. Dank offener und geheimer Quellen, darunter auch Informanten, wusste das FBI Tage vorher von diesem Plan und warnte die Staats- und Ortspolizei von Alabama. In einer konzertierten Aktion wollten die Polizei und der Ku-Klux-Klan den Demonstranten auflauern und sie zusammenschlagen. Auch das war dem FBI bekannt.
Hoover hatte sich bewusst entschieden, dem Justizministerium vorzuenthalten, was er über die Freedom Riders und den Klan wusste. Seine schriftlichen Berichte an Kennedy über die Freedom Riders betrafen vornehmlich das Potential der Kommunistischen Partei in Alabama.
Hoover missachtete direkte Weisungen des Justizministers, die Integrationisten, wie er sie nannte, zu schützen. Joseph G. Kelly, ein siebenunddreißigjähriger FBI-Agent in der kleinen Bürgerrechtsabteilung des FBI, verfolgte das Geschehen vom Hauptquartier aus.
»Der Busfahrer weigerte sich, mit den Freedom Riders weiterzufahren«, erinnerte er sich. »Wir bekamen einen Anruf aus dem Büro des Justizministers, von Nick Katzenbach. Er sagte, der Justizminister Mr Kennedy wolle, dass ein Agent den Freiheitsbus fahre. Damals taten wir natürlich nicht immer, was das Ministerium verlangte, wenn wir fanden, es sei nicht im Interesse des Falls oder des Bureau.
Wir teilten Katzenbach also mit, dass Agenten keine Busfahrer seien, das sei nicht Teil ihres Aufgabengebiets. Er habe doch aus seiner Bürgerrechtsabteilung etliche Anwälte da unten, die könnten ja vielleicht den Bus fahren. Darauf sagte Katzenbach: ›Aber das ist ein Ersuchen des Justizministers.‹ Und ich sagte: ›Ich weiß, aber so lautet unsere Antwort.‹ Dann legte ich auf und rief im Büro des Direktors an, um ihn zu warnen, dass Kennedy anrufen würde, was er auch tat. Der Direktor gab ihm die gleiche Auskunft.«[349]  
»Keiner war vor der Inquisition sicher«
Robert F. Kennedy begann zu begreifen, wie weit Hoovers Macht reichte. Er erkannte, dass Hoover Drähte zum gesamten Apparat der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten hatte. Der Direktor besaß mehr Informationen und Macht als der Justizminister.
Hoover erfuhr Geheimnisse aus dem ganzen Spektrum der amerikanischen Innen- und Außenpolitik. Seine Kontaktmänner und seine getreuen Anhänger sagten ihm, was bei der CIA, auf Capitol Hill und im Außenministerium vor sich ging. Der Justizminister versuchte Hoovers Verbündete und Spione innerhalb der Regierung zu identifizieren und zu neutralisieren. Es kam zum Kampf im Außenministerium – ein klassischer Showdown, bei dem sich Kennedy und Hoover mit gezogener Waffe gegenüberstanden und einander herausforderten zu schießen.
»Wir hatten eine undichte Stelle«, sagte William J. Crockett, Verwaltungschef im Außenministerium unter John F. Kennedy. »Tag für Tag wurde ich vor den Senatsausschuss für Innere Sicherheit zitiert und darüber ausgequetscht, warum bestimmte Personen eine Unbedenklichkeitsbescheinigung erhalten hatten« und welche außenpolitischen Richtlinien es seitens des State Department gab.«[350]  
Hoovers eiserner Unterstützer Senator James Eastland aus Mississippi führte den Vorsitz im Senatsausschuss für Innere Sicherheit. Als Eastland seine »Hexenjagd« begann, so Crockett, »war keiner vor der Inquisition sicher«. Crockett vermutete, dass ein Maulwurf im Außenministerium als Spion für Eastland arbeitete, und wenn Eastland einen Spion im Außenministerium hatte, dann damit auch Hoover. Gemäß einer 1951 offiziell geschlossenen Vereinbarung zur Zusammenarbeit hatte der Ausschuss für Innere Sicherheit jedes Fitzelchen vertrauliche Informationen in ihren Akten an das FBI weitergeleitet. Zwischen Hoover und Eastland gab es seit 1955 eine inoffizielle und streng geheime Vereinbarung zum Austausch vertraulicher Informationen.
Crockett wandte sich hilfesuchend an Außenminister Dean Rusk, der sich an den Präsidenten wandte, welcher wiederum seinen Bruder darauf ansetzte. Robert Kennedy engagierte seinen Sonderberater Walter Sheridan, einen ehemaligen FBI-Agenten und altgedienten Mitarbeiter in der Abhörabteilung der Nationalen Sicherheitsbehörde, den er aus dem Rackets Committee kannte und dort als Vernehmungsbeamten geschätzt hatte. »Sheridan war eine Art Notretter in Kennedys Justizministerium«, so Hoover später zu Lyndon B. Johnson.[351]   Sheridan schlug vor, ein Freund und Kollege aus der Nationalen Sicherheitsbehörde solle sich auf die Suche nach dem Leck im Außenministerium machen. Sheridans Mann wurde auf frischer Tat dabei ertappt, wie er Wanzen installierte und Einbruchdiebstähle beging. Crockett musste ihn fristlos entlassen.
Doch er hatte den Maulwurf identifiziert. »Die undichte Stelle war Otto Otepka, ein hochrangiger Beamter im Security Office und ein Überbleibsel der McCarthy-Ära«, so Crockett. »Er rechtfertigte sein Tun folgendermaßen: ›Ich empfinde es als oberste Pflicht gegenüber meinem Land, die Sicherheitsrisiken aufzudecken, die diese neue Regierung für den Staat mit sich bringt. Ich bin bereit, das Gesetz zu brechen und meine Karriere zu opfern, um dieser Praxis Einhalt zu gebieten.‹« Die Untersuchung über die undichte Stelle erwies sich als zu heikel, um weiterverfolgt zu werden. Der Einsatz der Wanze durfte nicht bekannt werden. Otepka bekam sieben Jahre später unter Nixon einen Posten im Bereich der nationalen Sicherheit.[352]  
Dass Robert Kennedy Walter Sheridan als verdeckten Ermittler engagierte, hat »das FBI brüskiert«, so Katzenbach. In Hoovers Augen rissen sie Befugnisse des FBI an sich. Der Direktor würde nicht zulassen, dass Robert Kennedy seine Befehlsgewalt über den Apparat der inneren Sicherheit untergrub. Die Kontrolle der Geheiminformationen oblag allein ihm.
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»Eine Herrschaft der Angst«
Hoover überzeugte die Kennedys davon, dass Martin Luther King Teil von Moskaus umfassendem Plan war, in den Vereinigten Staaten von Amerika einen Umsturz herbeizuführen.
Er hatte Kings Berater und Redenschreiber Stanley Levison als geheimes Mitglied der Kommunistischen Partei identifiziert. Laut einem Bericht seiner besten und geheimsten Quelle, Solo, hatte Levison die Partei während der Untergrundjahre zwischen 1952 und 1957 zusammengehalten. Levison hatte seine Verbindungen zur Partei in dem Jahr, in dem er für King zu arbeiten begann, ganz offensichtlich gekappt. Aber Hoover gelangte zu der Überzeugung, dass Levison insgeheim immer noch Weisungen aus Moskau erhielt und King marxistisches Gedankengut und umstürzlerische Strategien einflüsterte.
Am 8. Januar 1962 teilte Hoover dem Justizminister schriftlich mit, dass Levison ein Geheimagent des internationalen Kommunismus sei. Robert F. Kennedy konnte sich noch daran erinnern, wie man ihn über Levison ins Bild gesetzt hatte: »Als ich hörte, dass er möglicherweise Verbindungen zu Kommunisten hat, forderte ich das FBI auf, eine gründliche Untersuchung über ihn anzustellen.«[353]  
Am nächsten Tag führten Kennedy und Hoover ein Telefongespräch über das Thema Telefonüberwachung und Wanzen. Der Inhalt ihres Gesprächs bleibt auch 50 Jahre danach unter Verschluss.[354]  
Wenige Tage später trat Robert Kennedy eine Weltreise an. Während dieser Zeit übernahm sein Stellvertreter, Byron »Whizzer« White, der bald zum Richter am Obersten Gerichtshof ernannt werden würde, das Amt des Justizministers. White erbat Einsicht in die FBI-Akten über Levison. Hoover verweigerte die Herausgabe. Seiner Ansicht nach war es wichtiger, die Operation Solo geheim zu halten, die dem FBI das Material für den Vorwurf der kommunistischen Beeinflussung der Bürgerrechtsbewegung geliefert hatte, als die Kennedys auf dem Laufenden zu halten.
Hoover war überzeugt, der KGB versuche, die finanziellen, politischen und Spionageverbindungen zur alten Linken, zu der aufkeimenden Bewegung, die sich die Neue Linke nannte, und insbesondere zur Bürgerrechtsbewegung zu erneuern. Darin bestärkten ihn Erfolge bei FBI-Ermittlungen gegen die Sowjetspionage bei den Vereinten Nationen. Eine dieser Ermittlungen lieferte dem FBI neue Einsichten über Stanley Levison.
Beim FBI gab es 200 Agenten, die die Vereinten Nationen überwachten. Die Telefone in den UN-Büros abzuhören war ein Kinderspiel, Wanzen in den Büros der Sowjetunion und anderer Ostblockstaaten anzubringen schon schwieriger. Einbruchdiebstähle innerhalb des UN-Gebäudes waren riskant und selten. Das FBI tat all dies und behielt gleichzeitig unzufriedene Diplomaten, die in die Vereinigten Staaten überlaufen könnten, scharf im Auge. Die Wanzen des FBI bei den Vereinten Nationen machten es möglich, dass Hoover Präsident Kennedy Echtzeitberichte über die Gespräche hinter verschlossenen Türen liefern konnte, die der stellvertretende Ministerpräsident der Sowjetunion Anastas Mikojan nach der Kubakrise mit der sowjetischen UN-Delegation führte.
Auch FBI-Agent Edmund J. Birch, der an der Ergreifung des KGB-Spions Oberst Abel beteiligt gewesen war, ermittelte im Umfeld der Vereinten Nationen. Birch hatte den Russen Wiktor Lesjowski im Visier, der soeben einen Spitzenposten im UN-Sekretariat angetreten hatte. Er war einer der drei persönlichen Assistenten des neuen Generalsekretärs der Vereinten Nationen, des burmesischen Diplomaten U Thant. Lesjowski, der in einem schönen Apartment am Sutton Place, der elegantesten Adresse in Manhattans East Side wohnte, war KGB-Chef in Indien gewesen. Birch glaubte, dass er mehr im Sinn hatte als die Unterwanderung der Vereinten Nationen. Seiner Vermutung nach arbeitete er politisch darauf hin, Moskaus Verbindungen zur amerikanischen Linken wiederzubeleben.
Birch wurde in diesem Verdacht bestärkt, als ihm das UN-Überwachungsteam des FBI berichtete, Lesjowski habe sich heimlich mit Stanley Levison getroffen.[355]  
Wenige Tage später erteilte der soeben von seiner Weltreise zurückgekehrte Robert Kennedy persönlich die Genehmigung zum Anzapfen von Levisons New Yorker Geschäftsanschluss an der 39. Straße Ecke Fifth Avenue. Zur Sicherheit verwanzten Hoovers Männer auch noch Levisons Büro.
Am 16. März 1962 wurden die Tonbänder eingeschaltet, und sie liefen die folgenden sechs Jahre. Für Hoover war das fast gleichbedeutend mit einem Lauschangriff gegen Martin Luther King, denn Levison war eine Leitfigur der Bewegung und King holte telefonisch regelmäßig seinen Rat ein.
Gerüstet mit reichlich Material aus der Rund-um-die-Uhr-Überwachung Levisons, begann Hoover den Präsidenten, Vizepräsident Lyndon B. Johnson, Justizminister Kennedy, Senator Eastland und viele andere mit ungeschminkten Berichten über King, Levison, die Bürgerrechtsbewegung und die kommunistische Unterwanderung zu bombardieren. Senator Eastlands Ausschuss für Innere Sicherheit lud Stanley Levison vor, damit er bei einer Exekutivsitzung hinter verschlossenen Türen aussagte. Er bestritt unter Eid, Mitglied der Kommunistischen Partei gewesen zu sein. Anschließend berief er sich bei jeder kritischen Frage auf den Fünften Verfassungszusatz.
Hoover blieb den Kennedys eine plausible Erklärung schuldig, warum er dabei blieb, dass Levison ein kommunistischer Agent sei. Die Operation Solo zu schützen sei wichtiger, schrieb er an seine Berater: »Unser Informant darf unter keinen Umständen gefährdet werden.«[356]  
»Schmutziger Klatsch«
Die Macht der Geheiminformationen war eine Waffe, die Hoover immer geladen bei sich trug. Er zog sie, wenn er das Gefühl hatte, dass seine Macht bedroht war – oder wenn es ihm Spaß machte.
Am 22. März 1962 kam der Direktor zu einem seiner seltenen Mittagessen ins Weiße Haus. Die Unterhaltung gab dem Präsidenten Anlass zur Befürchtung, dass Hoover seine dunkelsten Geheimnisse kannte. Es existieren zwar keine Aufzeichnungen über die Begegnung, aber es gibt starke Indizien für das, was sich abgespielt hat.
Es war wohl so, dass Hoover gegenüber dem Präsidenten durchblicken ließ, was er über das Zusammenspiel zwischen der CIA, dem Justizminister, den wiederholten Mordkomplotten gegen Castro, die Beteiligung des Mafioso Sam Giancana und die Affäre des Präsidenten mit Giancanas Geliebter Judith Campbell wusste.
Unmittelbar vor dem Mittagessen mit Hoover hatte der Präsident eine kurze Unterredung mit dem Justizminister. Unmittelbar danach führte John F. Kennedy sein letztes Telefongespräch mit Campbell. Laut einem Bericht aus zweiter Hand sagte der Präsident nach dem Lunch zu einem Berater, er müsse »diesen Mistkerl« J. Edgar Hoover feuern.[357]  
Am 9. Mai fertigte Hoover mit unverhohlener Befriedigung eine Niederschrift seines Vier-Augen-Gesprächs mit Robert Kennedy über das Mordkomplott gegen Castro an. Sie sprachen über »den ›schmutzigen Klatsch‹« über die CIA und Giancana. »Ich drückte mein Erstaunen aus über […] das schreckliche Fehlurteil, einen Mann mit Giancanas Hintergrund für ein derartiges Projekt einzusetzen«, schrieb Hoover.[358]   Robert F. Kennedy kritzelte eine Notiz an seinen FBI-Kontaktmann: »Courtney, ich hoffe, dass das energisch verfolgt wird.«[359]  
Hoover ließ nicht locker. Für ihn stand fest, dass die Freundin des Mafioso Sex mit dem Präsidenten hatte (wie nach Recherchen des FBI fünf weitere Damen neben seiner Ehefrau). Hoover wusste auch, dass Robert Kennedy neue Komplotte zur Ermordung des kubanischen Staatsführers verfolgte.
Hoovers Kenntnisse über den Lebenswandel des Präsidenten und Robert Kennedys politische Komplotte waren potentiell tödliche politische Waffen. Jetzt fuchtelte er damit herum. Hoover ließ beim Justizminister und beim Präsidenten durchblicken, dass er von ihren Todsünden wusste.
Am 11. Juni 1962 fingen die FBI-Wanzen dann die Baritonstimme Martin Luther Kings ein, der Stanley Levison in seinem Büro in der 39. Straße in Manhattan aufsuchte. Ihr Gespräch gelangte dem Justizminister zur Kenntnis. Robert F. Kennedy wusste sehr viel mehr über diese Überwachung, als er je zugab. Er verlängerte persönlich seine Genehmigung der Wanzen in Levisons Büro und erlaubte Hoover außerdem, auch Levisons Privatanschluss abzuhören – dort rief King mehrmals die Woche spätnachts an. Auf diese Weise gewann das FBI Einblicke in die Hoffnungen, Befürchtungen und Träume Martin Luther Kings, die es freigebig mit dem Weißen Haus und dem Justizministerium teilte. Das Bureau hatte einen Berater Levisons namens Jack O’Dell als mutmaßliche Quelle kommunistischer Einflussnahme in der Southern Christian Leadership Conference identifiziert. Mit Levison und O’Dell hatte Hoover zwei gewichtige Argumente, um unbefristete Ermittlungen gegen Kings Hauptquartier und gegen seine Berater in Atlanta zu rechtfertigen.
Robert Kennedy teilte nun Hoovers Verdacht, dass Levison King kommunistisches Gedankengut einflüsterte. »Levison hat ihn beeinflusst«, sagte er. »Sie hatten wohl wirklich dieselben Ziele.«[360]  
Hoover beauftragte die Büros in Atlanta und New York, einen neuen Vorgang zu eröffnen. Er war überschrieben: Communist Infiltration of the Southern Christian Leadership Conference, im FBI-Kürzel: COMINFIL/SCLC – eine großangelegte, umfassende Untersuchung des Kommunismus im Zentrum der Bürgerrechtsbewegung.[361]  
»Wir müssen ihn jetzt bezeichnen«
Die Auseinandersetzung über die Bürgerrechtsbewegung spitzte sich immer mehr zu. Hoovers Haltung grenzte an zivilen Ungehorsam gegenüber dem Justizminister.
Im September 1962, als sich ein Schwarzer namens James Meredith an der Universität von Mississippi, die Schwarzen immer noch den Zugang verwehrte, einzuschreiben versuchte, kam es zu Ausschreitungen der Weißen. Die Regierung schickte schließlich tausende Bundessoldaten nach Mississippi und ließ einen pensionierten rechtsgerichteten Armeegeneral unter dem Vorwurf des Aufruhrs festnehmen. An jenem Samstag, als es am Mississippi brodelte, war Special Agent Fred Woodcock der diensthabende Beamte im FBI-Hauptquartier. »Der Klan mischte sich ein und drohte mit Gewalt«, erinnerte er sich. »Einige der bescheuerten nazifreundlichen Organisationen in diesem Land schalteten sich ebenfalls ein, und sie machten mir das Leben zur Hölle.«[362]  
Die Telefone läuteten ununterbrochen, als ein Anwalt des Justizministeriums Woodcock an die Strippe bekam und Informationen von den FBI-Agenten in Mississippi und ihren Informanten im Ku-Klux-Klan verlangte. »Ich sagte: ›Sie wissen, dass wir Ihnen diese Informationen nicht geben können. Die Beziehung zu unseren Informanten ist vertraulich. Wenn wir ihre Identität preisgeben, können wir das ganze Informantenprogramm einpacken‹«, erinnerte sich Woodcock. »Ein paar Minuten später ruft er mich zurück und sagt: ›Bobby Kennedy möchte, dass Sie sofort in sein Büro kommen.‹«
»Ich war perplex«, sagte Woodcock. »Ich sammle meine Akten und Unterlagen über die Universität von Mississippi zusammen und geh rüber zu Kennedys Büro […] Bobby ist in Hemdsärmeln, und sie kicken mit einem Fußball herum. Wissen Sie, es gab Gerüchte, dass so etwas vorkam, aber ich habe nie geglaubt, dass sie das im Büro tatsächlich machen.«
»Ich möchte, dass sie da runtergehen und diese Klan-Leute verhaften«, sagte Kennedy.
»Und auf welcher Grundlage?«, entgegnete Woodcock. »Weswegen sollen wir sie verhaften?«
»Das ist unwichtig«, sagte Kennedy. »Darüber machen wir uns später Gedanken. Gehen Sie einfach runter und verhaften Sie sie, ziehen Sie sie aus dem Verkehr.«
Woodcock dachte bei sich: »Jetzt bin ich wirklich in Schwierigkeiten. Ich stecke knöcheltief in der Scheiße.«
Der FBI-Agent bot dem Justizminister die Stirn. »Ich glaube, ich kann auch im Namen von Direktor Hoover sagen, dass das ohne einen Haftgrund nicht möglich ist. Wir werden diese Verhaftungen nicht durchführen.« Zurück in seinem Büro schrieb Woodcock ein langes Gesprächsprotokoll an Hoover, in dem er auch die Hemdsärmel und das Ballkicken nicht zu erwähnen vergaß. Es kam zurück »ohne viel blaue Tinte« – nur mit Hoovers »H«. »Deshalb dachte ich, ich habe es wohl richtig gemacht.«
In jenem Sommer hielt Hoover es auf Drängen des Justizministers für klug, eine Handvoll schwarze FBI-Agenten anzustellen. Einer der Ersten war Wayne G. Davis, der nach Detroit geschickt wurde. Schon bald erhielt er einen Anruf: Hoover wollte ihn treffen. »Ich ging rein zu Hoover«, erinnerte sich Davis. »Er redete – die ganze halbe Stunde, die ich bei ihm war – über Martin Luther King.« Hoover lästerte, wie »schlimm und was für ein Heuchler King war und dass er befürchte, die Bewegung, die King anführe, die Southern Christian Leadership Conference, sei von Kommunisten durchsetzt«, so Davis. »Und dann sagte er: ›Tja, war nett, mit Ihnen zu reden, Wayne, Sie machen einen guten Job, nur weiter so.‹«[363]  
»Wissen Sie, Hoover war ein Mistkerl«, sagte Davis. »Er übte eine Herrschaft der Angst aus.«
Das FBI zeichnete unablässig Martin Luther Kings Vorbereitungen für den Marsch nach Washington auf. Zu dieser größten Protestkundgebung der amerikanischen Geschichte sollten in jenem August 250000 Demonstranten in die Hauptstadt pilgern. Und in den Monaten vor dem Marsch warnten Robert F. Kennedy und seine Berater King persönlich wegen seiner Verbindung zu Kommunisten. Ebenso der Präsident der Vereinigten Staaten. King wurde daraufhin im Umgang mit Levison vorsichtiger, hielt aber weiter engen Kontakt zu ihm.
Hoover bombardierte die Kennedys mit Memoranden, in denen er King beschuldigte, eine Führungsrolle in der kommunistischen Verschwörung gegen Amerika zu spielen. Er gab Untersuchungen über die dunkle Geschichte der Verquickung zwischen der Kommunistischen Partei und der Bürgerrechtsbewegung in Auftrag. Er wollte ein stichhaltiges Dokument, das Martin Luther King vernichten würde.
»Die 19 Millionen Neger in den Vereinigten Staaten stellen heute die größte und wichtigste Rassengruppe dar, auf die es die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten abgesehen hat«, hieß es in einem Bericht des Leiters der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI, Bill Sullivan, an den FBI-Direktor vom 23. August 1963. »Seit 1919 haben kommunistische Führer zahllose Strategien und Programme ersonnen, um die Negerbevölkerung zu unterwandern und zu steuern.«
Aber der Bericht hatte keine direkten Beweise für eine Kontrolle durch die Kommunisten liefern können. Hoover kritzelte mit dem Füllfederhalter eine Anmerkung dazu: »Ich für meinen Teil kann die Berichterstattung über King nicht ignorieren […]« Einen Tag nach Kings »I have a dream«-Rede musste Sullivan zu Kreuze kriechen: »Angesichts von Kings mitreißender demagogischer Rede […] müssen wir ihn jetzt, sofern wir das bisher noch nicht getan haben, als den für die Zukunft dieses Landes gefährlichsten Neger bezeichnen, was den Kommunismus, die Negerfrage und die nationale Sicherheit betrifft.«[364]  
Das Ergebnis war »ein politisch wirklich brisantes Dokument«, sagte Nick Katzenbach. Von Hoover unterzeichnet, machte es in Washington die Runde – »im Weißen Haus – in jedem verdammten Winkel –, und es handelte von allen kommunistischen Kontakten Kings«. Es war politischer Zündstoff. Robert Kennedy ordnete an, es zurückzuziehen, aber zu spät. Senatoren und Generäle waren entsetzt. Das Memorandum lieferte Hoover das Druckmittel, das er für eine umfassende Überwachung Kings und der Bürgerrechtsbewegung brauchte.
»Bobby hielt es für absolute Erpressung«, sagte Katzenbach. »Aber er spürte, dass er dem FBI angesichts all der Berichte über Kings kommunistische Verbindungen das Abhören von Kings Telefon nicht verbieten konnte.«[365]  
Am 10. Oktober 1963 und noch einmal am 21. Oktober genehmigte Robert F. Kennedy Hoovers Antrag auf eine unbeschränkte elektronische Überwachung Kings und der SCLC-Zentrale in Atlanta. Der Vorgang war überschrieben: »Martin Luther King Jr./Sicherheitsangelegenheit – Kommunist.« Die Wanzen brachten rasche Ergebnisse. Wenn King unterwegs war, wie häufig in den folgenden Wochen – in Washington, Milwaukee, Los Angeles und Honolulu –, verwanzte das FBI sein Hotelzimmer. Insgesamt ließ das FBI acht Telefone anzapfen und installierte 16 Wanzen, um Martin Luther King abzuhören.[366]   Die Abschriften bleiben laut Gerichtsentscheid bis 2027 unter Verschluss. Aber ihr Inhalt ist ein offenes Geheimnis. Sie dokumentieren in der Hauptsache, wie King laut nachdachte, Pläne für die Bürgerrechtsbewegung schmiedete, Taktiken und Strategien abwog. Die Hotelwanzen nahmen gelegentlich auch die Geräusche von spätabendlichen Partys auf, die unmissverständlich mit Geschlechtsverkehr endeten. Thomas F. McGorray war bei seinem ersten Einsatz als FBI-Agent 1963 mit der Überwachung von Kings Privatwohnung in Atlanta betraut. Niemand stellte in Frage, ob es klug war, Kings Schlafzimmer zu verwanzen.
»Das ist eine moralische Frage«, meinte McGorray.[367]   Für Hoover war es das definitiv.
»Hoover sagte zu mir: ›Was für eine schreckliche Sache‹«, erzählte Jack Danahy vom FBI, der jahrzehntelang Ermittlungen gegen Kommunisten führte, über ein Gespräch im Büro des Direktors. »›Dass Martin Luther King als Geistlicher, als Kirchenmann […] es macht mich einfach krank.‹ Und dann schlug er mit der Faust auf den Glastisch. ›Oh, verdammt‹, sagte er. Er hat tatsächlich die Platte zerschlagen.«[368]   Für Hoovers Missbilligung gibt es auch einen schriftlichen Beleg: »King ist ein ›streunender Kater‹ mit zwanghaften, degenerierten sexuellen Neigungen«, schrieb Hoover am 27. Januar 1964 empört.
Persönlich allerdings hatte er gegen Ende seines vierten Jahrzehnts im Amt allen Grund zur Zufriedenheit, und nicht nur, weil er über seinen Erzfeind Schmutz zutage gefördert hatte.[369]  
Die ausländischen Botschaften und Konsulate wurden nahezu vollständig durch das FBI abgehört, sowjetische Diplomaten und Spione in den Vereinigten Staaten umfassend observiert. COINTELPRO hatte nach siebenjährigen Bemühungen Erfolge gezeitigt: Das Zahlenmaterial des FBI ergab, dass die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten nur noch 4453 Mitglieder hatte – nur etwa fünf Prozent ihrer Stärke in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg. Das FBI hatte die kommunistische Gefahr unter Kontrolle.[370]  
Und als die Kugel eines Mörders Lyndon B. Johnson im Weißen Haus an die Macht brachte, hatte Hoover wieder einen Vorgesetzten, der mit dem größten Vergnügen seine Geheimnisse teilte.
Am 22. November 1963 führte Hoover sein letztes substantielles Gespräch mit Robert Kennedy. Es war kurz und brutal. Hoover hatte Kennedy angerufen, um ihn davon in Kenntnis zu setzen, dass auf seinen Bruder geschossen worden war. »Ich habe Neuigkeiten für Sie«, so hatte er es formuliert – nicht: eine schlechte Nachricht, sondern Neuigkeiten. Fünfundvierzig Minuten später teilte Hoover Robert Kennedy mit, dass sein Bruder tot war.[371]  
Die FBI-Ermittlungen zum Attentat auf Kennedy waren kurz und knapp: Lee Harvey Oswald war der Täter. Der Fall war abgeschlossen. Man sollte Hoover bloß nicht mit Verschwörungstheorien kommen. Die offizielle Untersuchung der Warren-Kommission war für ihn nur eine langweilige Nebenvorstellung. Er misstraute ihrem Leiter, dem Vorsitzenden des Obersten Gerichtshofs Earl Warren, und ließ die Tätigkeit der Kommission durch einen vertrauenswürdigen Informanten innerhalb der Kommission beobachten: den Kongressabgeordneten und späteren Präsidenten der Vereinigten Staaten Gerald R. Ford.
Hoover musste allerdings einer Fülle von Gerüchten über das Attentat entgegentreten. Senator James Eastland, der Vorsitzende des Rechtsausschusses im Kongress, warnte, dass Beamte der CIA und des State Department behaupteten, »Oswald sei ein geheimer Informant des FBI«, und dass »Angehörige des Secret Service versuchten, dem FBI die Schuld an dem Attentat in die Schuhe zu schieben«.[372]   Lyndon B. Johnson und Robert Kennedy teilten die Befürchtung, dass es eine Verschwörung zur Ermordung des Präsidenten gegeben habe. Aber dieser Frage öffentlich nachzugehen war undenkbar. Unter anderem hätte es bedeutet, Hoovers Machtstellung anzugreifen. Dazu war keiner von beiden bereit. Hoover und Allen Dulles, CIA-Direktor von 1953 bis 1961 und gleichfalls Mitglied der Kommission, sorgten dafür, dass niemand ein Wort über amerikanische Pläne zur Ermordung Fidel Castros verlauten ließ. Wenn es aus Rache dafür eine kommunistische Verschwörung zur Ermordung des Präsidenten gegeben hätte, wäre das möglicherweise der Auslöser für einen Dritten Weltkrieg gewesen.
Hoover wusste ganz genau, dass das FBI – in seinen Worten – »grobe Inkompetenz« bewiesen hatte, weil man versäumt hatte, Oswald in den Wochen vor dem Attentat zu observieren. Der psychisch labile Marine war voller Wut zu den Sowjets übergelaufen und als marxistischer Brandstifter zurückgekehrt. Er war im FBI-Büro in Dallas als kommunistischer Agitator bekannt, ein möglicherweise verwirrter Mann, der Castro-freundliche Flugblätter verteilte und in einem Schulbuchdepot beschäftigt war – ein Gebäude mit Blick auf die offiziell angekündigte Route von John F. Kennedys Wagenkolonne. Vier Tage nach dem Attentat erfuhr Hoover, dass Oswalds Name nie im Sicherheitsregister des FBI aufgetaucht war, der Liste jener, die aufgrund »ihrer Ausbildung, ihrer Neigung zu Gewalt und ihrer Führungsrolle bei subversiven Aktivitäten« eine Gefahr darstellten, um die Maßstäbe des FBI zu zitieren.[373]  
»Bei der Ermittlung zu Oswald haben wir es versäumt, einige wichtige Stränge zu verfolgen«, schloss Hoover. »Das sollte uns allen eine Lehre sein.« Er maßregelte Agenten wegen Pflichtversäumnis und schlug damit DeLoachs Warnung in den Wind, offizielle Rüffel könnten als »unmittelbares Eingeständnis« ausgelegt werden, »dass wir die Verantwortung für eine Fahrlässigkeit tragen, die zum Attentat auf den Präsidenten geführt haben könnte«.[374]  
Diesen Eindruck in der Öffentlichkeit wollte Hoover um jeden Preis vermeiden.
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»Haben Sie dieses Telefon angezapft?«
»Edgar, ich höre Sie nicht gut. Was ist los? Haben Sie diese Telefon angezapft?«, fragte der Präsident der Vereinigten Staaten.
»Nein, ich würde sagen nein«, gluckste Hoover. »Ich höre Sie sehr gut, Sir«, sagte er zu Johnson, der das Gespräch selbst auf Band mitschnitt.
Am 27. Februar 1964 war Johnson seit 97 Tagen Präsident. Auf seinem Schreibtisch landeten jeden Morgen, zuverlässig wie die Zeitung auf der Veranda, neue Krisen. An diesem Abend waren es die Brennpunkte rassistischer Morde in dem Touristenstädtchen St. Augustine, Florida, und der Sprengstoffanschlag auf die Florida East Coast Railroad. Johnson betraute Hoover mit der Eisenbahn-Sache. »Ich dulde es nicht, dass Bombenanschläge auf Menschen verübt werden«, sagte er.[375]  
Johnson stützte sich stärker auf Hoover als jeder andere Präsident vor ihm. Er setzte auf ihn in Fragen der nationalen Sicherheit, der Außenpolitik und der politischen Intrige. Er lobte Hoover über den grünen Klee und sagte ihm das auch ganz unverhohlen. Die Schmeicheleien mochten teilweise eloquentes Süßholzgeraspel sein, gelogen waren sie nicht. Johnson wollte an Hoover glauben und hielt an diesem Glauben unerschütterlich fest.
Der neue Präsident leistete Hoover einen Treueeid. »Sie sind mein Bruder«, versicherte Johnson dem FBI-Chef eine Woche nach der Ermordung John F. Kennedys. »Das sind Sie seit fünfundzwanzig, dreißig Jahren […] Ich setze mehr Vertrauen in Sie als in jeden anderen in der Stadt.«[376]  
Ihre politische Beziehung wurde gehegt und gepflegt wie der Rosengarten des Weißen Hauses, wo sie am Freitag, den 8. Mai 1964 anlässlich einer Feierlichkeit zu Ehren des Direktors Seite an Seite standen. Am darauffolgenden Sonntag war Hoover seit vierzig Jahren an der Macht. Im neuen Jahr wurde er siebzig, und dann würde er sich laut Bundesgesetz zur Ruhe setzen müssen. Johnson unterschrieb an jenem Tag einen Präsidialerlass, der die entsprechende Regelung außer Kraft setzte. Hoover würde bis zu seinem Tod Direktor bleiben.
»Jede amerikanische Familie kennt J. Edgar Hoover«, erklärte der Präsident an jenem sonnigen Nachmittag. »Er ist ein Held für Millionen anständige Bürger und ein Fluch für das Böse […] das danach trachtet, unseren Lebensstil zu untergraben, und für Männer, die uns persönlich Schaden zufügen und vernichten wollen. Edgar Hoover ist seit 30 Jahren mein enger persönlicher Freund, und 19 Jahre lang war er mein Nachbar. Dass er meinen Hund geliebt hat, weiß ich, und ich glaube, er hat auch mich als Nachbarn ein wenig geschätzt, und so bin ich stolz und glücklich, gemeinsam mit der ganzen Nation heute Nachmittag diesen stillen und bescheidenen und großartigen Staatsdiener zu ehren.«[377]  
»Diese gottverdammte Kloake J. Edgar Hoover«
Hoover schürte die Angst des Präsidenten, Kennedy und dessen Getreue wollten das Weiße Haus wiedererobern. Johnson konnte diesen Gedanken nicht ertragen. Er tat sich mit Hoover zusammen, um den Justizminister aus dem Kreis der Macht auszuschließen, und speiste ihn mit Schweigen und Lügen ab.
»Ein Problem im Umgang mit dem Präsidenten war, dass diese verdammte Kloake J. Edgar Hoover die ganzen fünf Jahre lang ihren Unrat über dessen Schreibtisch ausgießen durfte«, meinte McGeorge Bundy, Berater für nationale Sicherheit und Kennedy-Mann, der unter Johnson arbeitete und litt.[378]   »Wie viele andere äußerst geschickte Politiker hatte er eine Schwäche für Informationen unter der Hand.«
Johnson zeichnete mehrere qualvolle Gespräche mit Robert Kennedy auf, kurz bevor Kennedy sein Amt als Justizminister niederlegte, um in New York für den US-Senat zu kandidieren.
»Mr Hoover fährt nach Jackson, Mississippi. Soviel ich weiß, ist dort eine Pressekonferenz anberaumt«, sagte Robert Kennedy zu Johnson. »Wenn man ihm bestimmte Fragen zur Verbindung zwischen den Kommunisten und der Bürgerrechtsbewegung stellt, und er darauf so antwortet, wie es in einigen Memos angedeutet wurde, könnte das im ganzen Land zu größeren Schwierigkeiten führen.«[379]  
Johnson erwiderte: »In Ordnung. Wollen Sie, dass ich mit ihm spreche?«
Robert Kennedy zögerte und verhaspelte sich. Sein Unmut war nicht zu überhören: »Wie gesagt, für mich ist es ziemlich schwierig […]«
Ein paar Tage später: »Martin Luther King ist heute Abend in Greenwood, Mississippi, und er wird dort bei einer Massenkundgebung sprechen«, erklärte Robert Kennedy dem Präsidenten. »Sollte er getötet werden, schafft das Probleme aller Art – natürlich sein Tod an sich, aber auch eine Menge andere Probleme.«
Johnson schlug vor, Kennedy solle Hoover beauftragen, King beschatten zu lassen. Der Justizminister erwiderte darauf, er habe nicht die Macht, Hoover Anweisungen zu erteilen.
»Ich habe mit dem FBI nichts mehr zu schaffen«, erwiderte Kennedy. »Das ist eine ziemlich heikle Situation […] Er schickt Berichte an Sie […]«, fuhr Kennedy fort, »ich würde Pläne und Intrigen schmieden, eine Intrige zum gewaltsamen Sturz der Regierung […] als Anführer eines Staatsstreichs« planen.[380]  
Johnson bekundete entsetzt, von solchen Berichten wisse er nichts. Es war nicht die letzte Lüge, die er Kennedy über seine Beziehung zu Hoover auftischen würde.
»Mr Johnson wusste Stärke stets anzuerkennen und auch gezielt einzusetzen«, stellte Deke DeLoach fest, soeben zum Verbindungsmann zwischen Hoover und dem Weißen Haus ernannt. »Hoover ritt damals auf dem Wellenkamm, und Mr Johnson wusste ihn für sich zu nutzen. Auch mit viel Phantasie kann man sie nicht als enge persönliche Freunde bezeichnen. Politisch misstrauten sie einander, aber jeder brauchte den anderen.«[381]  
»Wir haben vor, ihnen den Krieg zu erklären.«
Johnson schaffte es besser als jeder andere Präsident seit Roosevelt, Informationen und Macht im Oval Office zu konzentrieren. Er bewunderte Hoovers Methoden beim Einsatz von Geheiminformationen. Und er benutzte das FBI als politische Waffe, wie es kein Präsident vor ihm je getan hatte.
Johnson brauchte Hoovers Hilfe, um die Macht seines Amts voll und ganz auszuschöpfen – um seinen politischen Einfluss so ungehemmt und verdeckt wie möglich auszuüben, um die kommunistische Bedrohung im In- und Ausland einzudämmen, um seine Freunde und Feinde in Kongress und Supreme Court auszuspähen, um die Speichellecker der liberalen Linken in Schach zu halten und die Drachen rechts außen zu erschlagen.
Besonders effektiv setzte er seine Macht ein, als er Hoover beauftragte, den Ku-Klux-Klan in Mississippi zu zerschlagen, ein Krieg der Staatsmacht gegen die Terroristen des Klans, die nicht nur Kirchen niederbrannten.
Burke Marshall, der Leiter der Bürgerrechtsabteilung im Justizministerium, erinnerte sich, Johnson habe gesagt, dass »drei Hoheitsgewalten« an dem Kampf beteiligt seien: »Erstens die Vereinigten Staaten, zweitens der Staat Mississippi und drittens J. Edgar Hoover.«[382]   Um alle drei zu bändigen, war eine Mischung aus Brachialgewalt und Raffinesse nötig. Johnson brachte es zustande.
Am Sonntag, dem 21. Juni 1964 verschwanden drei Bürgerrechtsaktivisten, nachdem sie in ihrem Kombi aus einem Gefängnis in Philadelphia, Mississippi, geflohen und von Ku-Klux-Klan-Leuten verfolgt worden waren. Man ging davon aus, dass die Vermissten tot waren. In Mississippi wurden 1964 im Durchschnitt jeden Monat 25 Fälle bekannt, in denen Bürgerrechtler erschossen oder verprügelt oder ihre Häuser durch Bomben- und Brandanschläge zerstört wurden. Aber ein Dreifachmord – dem auch zwei Weiße aus dem Norden zum Opfer fielen – war doch ein außerordentlicher Vorfall.
Hoover rief den Präsidenten zwei Tage später im Weißen Haus an. »Wir haben den Wagen gefunden«, berichtete er. Er war zwölf Kilometer außerhalb von Philadelphia in Brand gesetzt worden.[383]  
»Offensichtlich sind diese Leute ermordet worden«, fuhr Hoover fort.
»Vielleicht entführt und nicht ermordet«, sagte Johnson mit schwacher Hoffnung.
»Tja, ich habe meine Zweifel, ob die Leute da unten so nachsichtig mit denen umgehen«, meinte Hoover. »Der Wagen ist völlig ausgebrannt und glüht vor Hitze […]«
»Der Wagen brennt noch?«, fragte Johnson.
»Der Wagen brennt noch«, erwiderte Hoover.
»Wir werden noch mehr derartige Fälle im Süden haben«, erklärte Hoover dem Präsidenten. »Was die Sache noch komplizierter macht, sind die Aufwiegler der Negerbewegung.«
Die Suche nach dem Mörder begann im heißen, feindlichen Terrain von Neshoba County, Mississippi. Der Klan hatte eingeschworene Mitglieder, die bei der Highway Patrol, der Autobahnpolizei von Mississippi (MHP), und für den County Sheriff arbeiteten. Das FBI war in dem Bundesstaat nur schwach vertreten, einige altgediente Agenten, die mit den Strafverfolgungsbeamten vor Ort leben und arbeiten mussten, waren nicht gerade begeistert davon, dass sich die Bundespolizei in den Mord an den drei Aktivisten einschaltete.
Am 24. Juni erschreckte Johnson den FBI-Chef, indem er den pensionierten CIA-Direktor Allen Dulles entsandte, damit dieser mit dem Gouverneur von Mississippi und dem Chef der dortigen Autobahnpolizei sprach. Der Präsident beruhigte Hoover mit ein paar Streicheleinheiten: »Ich habe keinen besseren Freund in dieser Regierung als Sie […] Solange ich lebe […], wird niemand irgendetwas [aus Ihrem Aufgabenbereich] übernehmen. Niemand wird unsere dreißig Jahre währende Freundschaft kaputtmachen können.«[384]  
Am 26. Juni erstattete Dulles dem Präsidenten im Weißen Haus Bericht. Johnson verband ihn mit Hoover. »Sie sollten die Zahl Ihrer Agenten in diesem Staat noch mal überdenken«, riet Dulles dem FBI-Direktor am Telefon. Die Autobahnpolizei und die County-Sheriffs würden »die Sache nicht richtig durchziehen, fürchte ich, wenn ihnen nicht jemand auf die Finger schaut […] Da unten gibt es noch ein halbes Dutzend andere Fälle, die richtig knifflig sind, und es könnte zu Terroraktivitäten aller Art kommen.«[385]  
Hoover war zutiefst skeptisch. »Das ist eine fast übermenschliche Aufgabe, was meinen Sie, Allen?« Während Johnson über die Freisprechanlage mithörte, konzentrierte sich Hoover darauf, wie die Bürgerrechtsaktivisten im Zaum gehalten werden konnten. »Diese Leute sind geschult […] und sie werden in den Häusern der farbigen Bevölkerung wohnen«, sagte Hoover. »Sie werden in jeder Gemeinde Versammlungen abhalten, auf denen sie den Leuten die nötigen Informationen vermitteln«, um sich nach den Gesetzen von Mississippi als Wähler registrieren zu lassen. »Man muss praktisch einen Mann, einen Agenten auf jede dieser Personen ansetzen, sobald sie in den Bundesstaat einreist«, sagte Hoover. »Denn dieser Ku-Klux-Klan – er hat Mitglieder bei der Mississippi Highway Patrol, viele Polizeichefs sind dabei, die Sheriffs.« Hoover wollte, dass sich ein Trupp US-Marshals, nicht das FBI um die Autobahnpolizei kümmerte, und auch um den Nationalen Kirchenrat (National Council of Churches) und die schwarzen Aktivisten. Da meldete sich Johnson wieder zu Wort und wies Hoover an, seine Mannschaft in Mississippi zu verstärken: »Vielleicht können wir einige dieser Terrorakte allein durch die Präsenz Ihrer Leute verhindern.«
Der Präsident rief am Abend des 29. Juni erneut bei Hoover an. Johnson hatte die Mutter des Vermissten Michael Schwerner ins Weiße Haus eingeladen. Hoover war nicht erfreut. »Sie ist Kommunistin«, erklärte er dem Präsidenten. »Sie und ihr Mann sind seit mehreren Jahren aktive Mitglieder der Kommunistischen Partei in New York.«
Johnson vernehmlich hustend und mit angespannter Stimme: »Ist sie tatsächlich Mitglied?«
Hoover, erschöpft: »O ja, sie ist tatsächlich Mitglied.«
Dennoch folgte Hoover den Anweisungen des Präsidenten. »Ich eröffne eine Außenstelle«, sagte er, »ein Vollzeitbüro in Jackson, Mississippi, mit einem leitenden Agenten und einer vollen Belegschaft wie in New York oder San Francisco.«
Am 2. Juli 1964 bat Johnson Hoover, persönlich nach Mississippi zu fahren, um die Allgegenwart des FBI publik zu machen. Der FBI-Direktor hatte seine Zweifel. »Wie man es macht, ist es verkehrt«, meinte er. »Man kann es nicht beiden Seiten recht machen.«
Dann erteilte ihm der Präsident der Vereinigten Staaten eine direkte Weisung.
»Niemand wird Ihnen vorwerfen, etwas verkehrt zu machen«, erwiderte Johnson. »Außer ein paar Kommunisten und ein paar Verrückten und ein paar Wildgewordenen ist in diesem Land niemand gegen Sie. Da ist man sich einig. Es gibt niemanden in diesem Land, der solchen Respekt genießt wie Sie.«
»Überlegen Sie, wie viele Leute Sie ins Team holen können«, sagte der Präsident weiter. »Sie sollten fünfzig, hundert Agenten auf den Ku-Klux-Klan ansetzen und die Sache in den einzelnen Countys durchleuchten. Ich glaube, allein durch ihre Präsenz sparen wir uns eine Division Soldaten […] Ich meine, Sie sollten das allerbeste Nachrichtendienstsystem aufbauen, noch besser, als Sie es bei den Kommunisten gemacht haben. Ich habe gestern Nacht bis ein Uhr morgens Ihre Berichte über die Kommunisten gelesen. Die können ja den Mund nicht aufmachen, ohne dass Sie wissen, was die sagen.«
»Ganz genau«, sagte Hoover.
Johnson wusste, wie er Hoover herumkriegen konnte. »Also, ich möchte nicht, dass diese Ku-Klux-Klan-Leute den Mund aufmachen, ohne dass Sie wissen, was die sagen. Es ist vielleicht nicht nötig, dass es irgendwer weiß außer Ihnen, aber wir brauchen Informationen über diesen Bundesstaat.«
»Wenn ich Truppen entsenden muss […], könnte es richtig brenzlig werden«, fuhr der Präsident fort. »Es wurden 5000 Soldaten angefordert […] Jetzt ganze Divisionen der Army hinzuschicken wäre ein Fehler. Aber ich habe doch genügend FBI-Leute […] Sie überlegen, wo Sie Agenten abziehen können […] Mal sehen, wie viele wir nächste Woche dort einsetzen können.«
»Ich möchte, dass Sie in derselben Weise Informationen sammeln wie über die Kommunisten«, betonte der Präsident.
Als Johnson Hoover auf den Ku-Klux-Klan ansetzte, redete er in einer Sprache, die Hoover verstand. Der FBI-Chef gehorchte. Das FBI sollte Klan-Mitglieder observieren, ihre Organisation infiltrieren und sabotieren, solange Präsident Johnson diese Aktionen anordnete.
»Mr Hoover wäre nie aus eigenem Antrieb dagegen vorgegangen« – nicht ohne Johnsons energischen Befehl«, erklärte Burke Marshall. »Das FBI unternahm nur sehr widerwillig etwas« gegen den Ku-Klux-Klan. »Mr Hoover betrachtete die Bürgerrechtsaktivisten als Gesetzesbrecher. Das FBI war seiner Meinung nach hier mehr als überflüssig« – bis der Präsident ihm befahl, seine Meinung zu ändern.[386]  
Hoover betraute einen seiner Lieblinge, den dickköpfigen, aber hochintelligenten Joe Sullivan, mit der Leitung der Mission in Mississippi. Sullivan ernannte Roy K. Moore zu seinem leitenden Special Agent. Moore war ein ehemaliger Marinesoldat. Ungewöhnlich viele der besten jungen FBI-Leute, die er nach Mississippi schickte, waren Veteranen von FBI-Außenposten aus ganz Amerika.
»Ich möchte Informationen gewinnen, indem wir versuchen, den Klan zu infiltrieren«, erklärte Moore seinen Leuten. »Wir haben beschlossen, ihnen den Krieg zu erklären.«[387]   Vielen Agenten, die erstmals eingesetzt wurden, brachte Moore »Techniken der Nachrichtengewinnung [bei], […] die schon seit den alten Ägyptern in Gebrauch sind«, sagte ein FBI-Neuling namens Billy Bob Williams, ein ehemaliger Marine, der in den trostlosen Dörfern des Mississippi-Deltas Folterkammern und Schlachtfelder des Ku-Klux-Klan aufstöberte.
»Martin Luther King schrie und klagte, dass es nicht genügend Yankee-Agenten unten in Mississippi gebe – und so, man sehe und staune, fand ich mich in Mississippi wieder«, berichtete Donald J. Cesare vom FBI. In Philadelphia, der Brutstätte der Weißen Ritter des Ku-Klux-Klan, einer Stadt mit 40000 Einwohnern, »muss es an die vierzig bis fünfzig Agenten gegeben haben, die den ganzen Ort durchforsteten« und nach Leichen suchten.[388]  
Für einen FBI-Neuling brachte Cesare ungewöhnlich viel Erfahrung mit. Nach Mississippi kam er von seinem ersten Einsatz in Dallas, wo er zum Kennedy-Attentat ermittelt hatte. Zehn Jahre zuvor war er ein Tabak kauender Captain beim Marine Corps gewesen; im Koreakrieg hatte ihn die CIA für paramilitärische Einsätze angeworben. Unter anderem hatte er tibetische Guerillakämpfer ausgebildet, die loyal zum Dalai Lama standen. Er wollte 1963 nach Ostafrika gehen, aber die CIA hatte vor, ihn wieder nach Asien zu schicken. Cesare quittierte den Dienst – und war nun für Neshoba County, Mississippi, statt für Nairobi, Kenia, zuständig. Warum? Weil sein Vater, Polizeichef in Old Forge, Pennsylvania, sich immer gewünscht hatte, dass sein Sohn zum FBI ging.
Cesares Chef, Inspektor Joe Sullivan, fand heraus, wo die drei toten Bürgerrechtsaktivisten verscharrt waren. Sullivan verstand sich »sehr gut mit Maynard King, einem Captain bei der Mississippi State Highway Patrol«, sagte Cesare. Seinen Untergebenen verriet Sullivan nicht, wie er an die Information herangekommen war. Hoover aber wusste es.
Am Abend des 4. August 1964 rief Deke DeLoach im Weißen Haus an, wo er eine Kriegsratsitzung störte. Der Präsident hatte soeben einen alarmierenden Bericht erhalten, dem zufolge Kommunisten am selben Tag amerikanische Schiffe im Golf von Tonkin angegriffen hatten. Es war eine Falschmeldung, wurde aber für bare Münze genommen.
Dieses nachrichtendienstliche Fiasko war der Auftakt für Amerikas Krieg in Vietnam. Am selben Abend erklärte der Präsident dem amerikanischen Volk in einer Live-Sendung im Fernsehen, die Vereinigten Staaten hätten begonnen, Vietnam zu bombardieren.
Mehr Freude bereitete ihm ein Gespräch mit DeLoach.
»Mr Hoover wollte, dass ich Sie sofort anrufe, Sir, und Ihnen sage, dass das FBI sechs Meilen südwestlich von Philadelphia drei Leichen gefunden hat«, berichtete DeLoach. »Ein Suchtrupp aus Agenten hat die Leichen vor 15 Minuten ausgegraben.«
»Sie haben wahrscheinlich eine Vorstellung, wer das Verbrechen begangen hat?«, fragte Johnson.
»Mr President, wir haben ein paar herausragende Verdächtige«, sagte DeLoach. »Und wir haben ausgezeichnete Indizien.«
»Wie haben Sie die Stelle gefunden? Hat Ihnen jemand einen Tipp gegeben?«
»Ja, Sir, jemand, den wir natürlich mit größter Umsicht schützen müssen.«
»Sie haben sicher keine großen Zweifel, um wen es sich bei den Leichen handelt.«
»Mr President, wir sind definitiv der Meinung, dass es die [gesuchten] Leichen sind«, erwiderte DeLoach. »Man musste verdammt tief graben, um sie zu finden.«
Durch Vermittlung von Maynard King, der das FBI zu den Leichen geführt hatte, konnte das Bureau auch das Klan-Mitglied Delmar Dennis anwerben, einen gutaussehenden siebenundzwanzigjährigen Prediger mit fotografischem Gedächtnis. Sullivan setzte Don Cesare als Führungsoffizier für Dennis ein. Der Prediger hatte einen klugen Kopf unter seiner Kapuze. Er konnte sich Autokennzeichen ebenso gut merken wie Telefonnummern, Namen, Tag und Uhrzeit oder Orte. Cesare war befugt, Dennis zu zahlen, was er verlangte, wenn er nur weiter als Geheimagent des FBI im Ku-Klux-Klan arbeitete.
»Ich gab ihm annähernd eine Viertelmillion Dollar«, sagte Cesare – eine Summe, die heute 1,75 Millionen entsprechen würde. Das war mehr Geld, als jeder andere FBI-Informant je zuvor erhalten hatte.[389]  
Delmar Dennis war jeden Dollar wert. »Er identifizierte sämtliche Polizeikräfte in Neshoba County als Klanmitglieder«, berichtete Cesare. Er nannte die Namen der Beamten, die zugereiste Aufwiegler in die Enge trieben, erschossen, töteten und vergruben. »Insbesondere wusste er alles über den Befehl zur Ermordung der drei Bürgerrechtsaktivisten, der von Sam Bowers, dem Großen Hexenmeister des Klan in Mississippi, an die damals von Edgar Ray Killen geleitete Ortsgruppe von Neshoba erging«, sagte Cesare. »Delmar genoss im Klan so großes Vertrauen, dass er sowohl für das FBI als auch für den Klan tätig war – er leitete nicht nur als Kurier Informationen des Klans weiter, sondern verteilte auch Gelder des Klans.«
Es dauerte lange, bis Männer wie Killen und Bowers zur Rechenschaft gezogen wurden; in Killens Fall waren es vierzig Jahre. Delmar Dennis endete als gebrochener und desillusionierter Mann, zerrissen durch seine Rolle als Informant. Aber nach seiner Rekrutierung konnte das FBI innerhalb des Ku-Klux-Klan von Mississippi operieren.
White Hate
Am Tag nach dem Fund der drei toten Bürgerrechtsaktivisten rief Johnson Hoover an. »Ich wusste, dass Sie es schaffen«, sagte der Präsident. »Wenn Sie glauben, dass ich Sie von der Gehaltsliste streiche, nur weil Sie ein bisschen älter werden, sind Sie völlig verrückt. Ich schicke das FBI nicht in den Ruhestand.«
»Das ist sehr nett von Ihnen, Mr President«, erwiderte Hoover mit unverkennbarem Stolz. »Ich habe gerade meine ärztliche Untersuchung hinter mir, und ich habe sie zu hundert Prozent bestanden.«
Dann kam er auf die Mordfälle von Mississippi zu sprechen. »Jeder einzelne dieser Männer wurde erschossen«, sagte er. »Und wir haben die Namen der Täter. Tja, das zu beweisen wird schon ein bisschen schwieriger. Der Sheriff war mit von der Partie. Der Hilfssheriff wusste Bescheid. Der Friedensrichter war verwickelt. Und noch sieben andere. Wir haben also diese ganzen Namen, und wie gesagt, wir konzentrieren uns jetzt auf die Suche nach Beweisen.«
Die Infiltrierung des Ku-Klux-Klan in Mississippi veranlasste Hoover, ein ausgetüfteltes Spionageabwehrprogramm gegen den Klan zu genehmigen.
COINTELPRO-WHITE-HATE wurde am 2. September 1964 eingeführt, zwei Monate nachdem der Präsident Hoover angewiesen hatte, den Ku-Klux-Klan ebenso kompromisslos zu verfolgen wie zuvor die Kommunisten. WHITE HATE lief sieben Jahre und fügte dem Klan schweren, dauerhaften Schaden zu. Agenten im weißen Hemd kämpften gegen Klanmitglieder in weißen Laken wie Dschungelkrieger auf Schlangenjagd, aber sie mussten geschickt vorgehen – mit Türeneintreten allein war es nicht getan. Es galt, Informanten zu rekrutieren und zu führen. Die FBI-Leute mussten eher wie Spione und nicht wie Soldaten agieren. Zweihundert FBI-Agenten hatten an den Mordfällen in Mississippi gearbeitet und 480 Klanmitglieder befragt. Nach der Ermordung des schwarzen Leutnants der Reserve Lemuel Penn bei Atlanta dehnte das FBI seine Arbeit auf die Überwachung jeder größeren Klangruppe in Mississippi, Alabama und Georgia aus. Hier handelte es sich um Fälle der inneren Sicherheit, nicht um strafrechtliche Ermittlungen. Bei der Arbeit stützten sich die Agenten auf Infiltration, Überwachung und Sabotage gegen den Klan und seine mörderischen Anführer.
WHITE HATE nahm im Herbst 1964 einen raschen Aufschwung. Das Programm nutzte alle Techniken, die das FBI in seiner langjährigen Attacke gegen links entwickelt hatte. Im Herbst 1964 verhörten FBI-Agenten einmal die Woche alle bekannten Weißen Ritter des Ku-Klux-Klan, beschuldigten andere Klanmitglieder, Spitzel zu sein und Namen preiszugeben, und säten tiefes gegenseitiges Misstrauen unter den Klanleuten. Kaum einer wusste, wer ein Informant war und wer nicht. Das FBI lockte potentielle Informanten mit hübschen Beträgen, bot regelrechte Bestechungsgelder für Ku-Klux-Klan-Leute, die als Doppelagenten bei einzelstaatlichen und örtlichen Polizeikräften operieren konnten, installierte Wanzen und Telefonabhöranlagen in den Ortsgruppen, beging Einbrüche, um Mitgliederlisten zu stehlen und (in einem Fall) ein geheimes Dynamitlager auszuheben. Die FBI-Infiltration des Ku-Klux-Klan war letztlich effizienter als die Infiltration der Strafverfolgungsbehörden durch den Ku-Klux-Klan.
»Manchmal fand eine Klanversammlung mit zehn Teilnehmern statt, und am nächsten Tag erhielten wir von sechs Personen Berichte darüber«, erzählte FBI-Agent Joseph J. Rucci Jr. »Unsere Klanabwehr war ziemlich effizient. Wir verkehrten auch per Post mit ihnen. Ich weiß noch, dass wir ihnen Postkarten schickten; große Postkarten waren das. Ich erinnere mich an eine, die zeigte ein Klanmitglied und jemanden, der unters Laken guckt, und die Bildunterschrift lautete: »Ich frage mich, wer heute Nacht unter dein Laken guckt.«[390]  
Das Engagement der FBI-Agenten von WHITE HATE war bemerkenswert angesichts der Tatsache, dass ihre Kollegen mit ebenso großer Begeisterung die kommunistische Infiltration der Bürgerrechtsbewegung bekämpften. Das auf die Kommunistische Partei angesetzte COINTELPRO konzentrierte sich auf die Bewegung und ihre weißen Unterstützer unter den Liberalen und jungen Linken. »Das Bureau tat, was von ihm erwartet wurde, und beobachtete ausländische Einflüsse« innerhalb der Bürgerrechtsbewegung, erklärte Billy Bob Williams. Es habe festgestellt, dass nicht wenige Bürgerrechtsaktivisten »in der Sowjetunion oder in Kuba ausgebildet worden waren, und sie alle waren ausschließlich daran interessiert, Unruhe zu schüren«.[391]  
»Ich traue mich kaum noch, auch nur meiner Frau Widerworte zu geben!«
Präsident Johnsons unlängst freigegebene Tagebücher und Telefonprotokolle zeigen, dass er in den Jahren 1964 und 1965 in ständigem Kontakt mit Hoover stand, manchmal telefonierte er zwei- bis dreimal täglich mit ihm und bat um politische Informationen zu verschiedenen Fragen, die oft recht wenig mit den Aufgaben der Bundespolizei zu tun hatten.
In solchen Momenten blühte Hoover auf.
Als sich die schwelenden Rassenkonflikte im September 1964 in den Straßen New Yorks entluden, ließ Johnson den FBI-Chef ermitteln. Hoover machte einen Abstecher nach New York und berichtete dem Präsidenten, dass »die Rassenunruhen […] nicht von Kommunisten angezettelt wurden« – aber dass »Kommunisten sofort aufgetaucht sind«, um die politische Ernte einzufahren. Nebenbei erstattete Hoover dem Präsidenten Bericht darüber, wie es Barry Goldwater mit den New Yorker Juden ergangen war. Senator Goldwater war Johnsons republikanischer Gegenkandidat bei den anstehenden Präsidentschaftswahlen. »Viele dieser Juden, die für Goldwater stimmen wollten – sie dachten nämlich, er sei Jude – haben sich jetzt entschlossen, Sie zu wählen«, versicherte Hoover dem Präsidenten. Die beiden kicherten.[392]  
Drei Wochen vor den Wahlen des Jahres 1964 war Walter Jenkins, Johnsons Stabschef, von einem Einsatzkommando des Sittendezernats dabei ertappt worden, wie er auf einer Toilette des YMCA, einen Block vom Weißen Haus entfernt, Oralsex mit einem Mann hatte. Sexuelle Fallen zum Zweck politischer Erpressung galten als althergebrachte Methode kommunistischer Nachrichtendienste. Nach wenigen Tagen konnte Hoover seinem Präsidenten versichern, dass der Fall keine Auswirkungen auf die nationale Sicherheit hatte.
»Ich bin Ihnen sehr dankbar für Ihre Gründlichkeit und Ihren Patriotismus und die Art und Weise, wie Sie [die Sache] gedeichselt haben, und auch für alles andere, was Sie getan haben«, sagte der Präsident.
»Natürlich weiß ich, in was für einer Klemme Sie waren und welche anderen schrecklichen Belastungen Sie hatten, und es ist schlimm, dass das passiert ist. Aber ich glaube, wir haben es mit Einfühlungsvermögen hinbekommen«, erwiderte Hoover.
»Mein Freund, Sie wissen genau, dass Sie Ihre Pflicht getan haben, wie Ihr ganzes Leben lang, und ich bin stolz darauf. Und jetzt erfüllt mich noch größerer Stolz auf Sie als je zuvor«, erklärte ihm Johnson. »Und solange Ihr Oberbefehlshaber Ihnen gegenüber so empfindet […]«
»Das ist alles, was mich interessiert«, erwiderte Hoover.[393]  
Die Homosexualität seines Chefberaters gab dem Präsidenten dennoch Rätsel auf. »Ich schätze, Sie werden mich über diese Sache aufklären müssen«, sagte Johnson zu Hoover. »Ich schwöre, ich erkenne [diese Leute] nicht. Ich habe keine Ahnung, was es mit ihnen auf sich hat.«
»Das ist etwas, was man manchmal einfach nicht sieht – so wie im Fall von diesem armen Jenkins«, erwiderte Hoover. »Es gibt bestimmte Leute, die haben so einen komischen Gang und so weiter, dass man automatisch denkt, die sind vielleicht ein bisschen seltsam oder auch schwul.«
Eine Woche später saß Robert Kennedy, der sich höchst unbehaglich fühlte, neben Präsident Johnson in einer Limousine, die durch die Straßen von New York fuhr.
Fünf Tage vor der Wahl waren Lyndon B. Johnson und Robert Kennedy, der für den U.S.-Senat kandidierte, zu gemeinsamen Wahlkampfveranstaltungen unterwegs. Der Präsident sprach vorsichtig die Frage des politischen Zündstoffs an, der im Safe von Jenkins’ Büro lagerte. Johnson erklärte Kennedy, der Safe enthalte FBI-Berichte über sexuelle Ausschweifungen von Senatoren und Kongressabgeordneten, die mit Prostituierten Umgang hatten. Der Präsident dachte laut darüber nach, ob man diese Akten kurz vor der Wahl selektiv gegen Republikaner verwenden sollte.
»Er sagte mir, er sei die ganze Nacht aufgeblieben und habe die Akten des FBI über all diese Leute gelesen«, berichtete Kennedy. »Und Lyndon redet ganz freimütig über diese Informationen und das Material«, stellte Kennedy fest. »Wissen Sie, Lyndon spricht über alle mit allen. Und natürlich ist das gefährlich.« Kennedy hatte als Justizminister selbst Einblick in einige dieser Akten genommen. Er meinte, ihre Offenlegung könne »das Vertrauen zerstören, das die Menschen der Vereinigten Staaten in ihre Regierung haben, und uns in aller Welt zur Lachnummer machen«.[394]  
Es waren nicht die einzigen Sex-Dossiers, die das FBI dem Präsidenten hatte zukommen lassen.
Empört, weil Martin Luther King den Friedensnobelpreis erhalten sollte, und zutiefst erbost, weil er das Verhalten des FBI in Bürgerrechtsfragen kritisierte, hielt Hoover am 18. November eine höchst ungewöhnliche Pressekonferenz ab. Er holte mehrere Reporterinnen in sein Büro und verkündete, King sei »der schlimmste Lügner im ganzen Land«. Bei einem Gespräch mit Deke DeLoach zwei Tage später zeigte Johnson eine gewisse Sympathie für Hoovers Standpunkt.
»Er kennt Martin Luther King«, meinte Johnson kichernd. »Ich meine, er kennt ihn besser als jeder andere in diesem Land.«[395]  
FBI-Nachrichtendienstchef Bill Sullivan hatte sein eigenes Abwehrprogramm gegen Martin Luther King in Gang gesetzt. Er hatte ein Paket mit Sex-Tonbändern von FBI-Technikern vorbereiten lassen, schrieb einen Drohbrief und schickte beides an Kings Privatadresse. Seine Frau öffnete das Paket.
»King, gehen Sie in sich«, hieß es in dem Drohbrief, das amerikanische Volk »[wird] Sie bald als das erkennen, was Sie sind – ein übles, abartiges Tier […] Es gibt nur einen Ausweg für Sie. Sie sollten ihn einschlagen, bevor Ihr schmutziges, abartiges, verlogenes Wesen der Nation offenbart wird.«
Der Präsident wusste, dass Hoover Kings Rendezvous hatte aufzeichnen lassen. Und Hoover benutzte diese Aufzeichnungen, um King im Weißen Haus, im Kongress und in seinem eigenen Heim zu blamieren. DeLoach persönlich hatte Reportern und Zeitungsredakteuren die Möglichkeit offeriert, sich die Sex-Tonbänder anzuhören. Als Nicholas Katzenbach, inzwischen Justizminister der Vereinigten Staaten, Wind von der Einladung an die Presse bekam, zitierte er DeLoach in sein Büro und stellte ihn zur Rede.
»Er leugnete derartige Aktivitäten rundheraus und wollte wissen, wer solche Lügen verbreitet hätte«, erinnerte sich Katzenbach. »Mir war vollkommen klar, wer hier in Wirklichkeit log, aber ich hatte keine Möglichkeit, es zu beweisen.« Überzeugt, dass die Bürgerrechtsbewegung vor einer Katastrophe stand, suchte Katzenbach den Präsidenten auf dessen Ranch in Texas auf, wo er sich nach seinem Erdrutschsieg bei der Präsidentschaftswahl im November 1964 einen Urlaub gönnte. Der Präsident hörte seinem Minister zu, stellte ein paar Fragen und tat dann, als ob nichts wäre.[396]  
Johnson konnte nicht umhin, die machiavellische Wucht von Hoovers Attacke zu bewundern. »Eins sag ich Ihnen«, erklärte der Präsident gegenüber Katzenbach am 4. März 1965, »als Martin Luther King [Hoovers] Integrität in Frage stellte, hat der sich verdammt wirkungsvoll gewehrt!«[397]  
Präsident Johnsons Wertschätzung für Hoover erreichte am 25. März 1965 ihren Höhepunkt. Kurz zuvor war die weiße Bürgerrechtsaktivistin Viola Liuzzo ermordet worden. Sie war in Selma, Alabama, nachts mit einem schwarzen Beifahrer auf der Autobahn unterwegs, als ein Wagen neben ihr heranfuhr, von dem aus auf sie geschossen wurde. Das FBI löste den Mordfall im Nu. Gary Thomas Rowe, ein Undercover-Informant, hatte mit drei weiteren Klanmitgliedern in dem Wagen gesessen.
Am 26. März um 8. 10 Uhr unterhielten sich Johnson und Hoover über die Festnahmen.
»Wir hatten einen unserer Männer im Auto«, berichtete Hoover dem staunenden Präsidenten. »Glücklicherweise hatte er keine Waffe und feuerte nicht. Aber er hat die beiden Männer identifiziert, die bewaffnet waren und feuerten […] Wir wissen, wer sie sind, und wir werden sie uns greifen und sie uns im Verhör gründlich vorknöpfen […] Wir haben den Informanten im Büro, und wir reden mit ihm. Natürlich hat er Todesangst, er fürchtet um sein Leben.«
»Wie funktioniert das eigentlich mit Infiltration und Informanten?«, wollte Johnson wissen. »Sie engagieren jemanden, und er schließt sich dem Ku-Klux-Klan an?«
Hoovers Stolz war ihm selbst durch die Telefonleitung deutlich anzuhören. »Man spricht jemanden an, der beim Klan ist, und überredet ihn, für die Regierung zu arbeiten«, erklärte er. »Wir bezahlen die Leute dafür. Manchmal verlangen sie ziemliche Summen, andere wollen nicht so viel. Zum Beispiel mussten wir für diese drei Leichen, die wir in Mississippi gefunden haben, 30000 Dollar bezahlen […] und nachdem wir die Leichen gefunden hatten, stellten wir die Identität eines Mannes fest, und von ihm – wir haben ihn tüchtig in die Mangel genommen, und da lieferte er uns die Namen der anderen neunzehn, von denen zwei gestanden haben.«
Johnson war ganz Ohr. »Das ist großartig, Edgar«, sagte er.
Der Fall war ein zweischneidiges Schwert für den FBI-Agenten Neil Shanahan, der sich um den Klan-Informanten im Wagen, Gary Rowe, kümmerte. »Wir hatten den Fall zwei Stunden nach der Tat gelöst«, erinnerte sich Shanahan.[398]   Aber wie sollte das FBI mit der Tatsache umgehen, dass Rowe in den Mord verwickelt war? »Damals gab es noch keinen Zeugenschutz,« sagte Shanahan, »Ich war sein Zeugenschutzprogramm […] Es war ein Problem, für das es keine Lösung gab.«
Um zwölf Uhr mittags des 26. März standen Lyndon B. Johnson und J. Edgar Hoover Seite an Seite im Oval Office des Weißen Hauses, als sich der Präsident in einer live übertragenen Fernsehansprache an die Nation wandte. Er gab die Verhaftung von vier Klanmitgliedern bekannt, darunter der Geheiminformant des FBI. Der Präsident lobte Hoover und das FBI für die raschen Festnahmen, ohne den FBI-Mann im Wagen zu erwähnen, und verurteilte den Ku-Klux-Klan als »Feinde des Rechts, die jahrzehntelang mit Strang und Gewehr, mit Teer und Federn ihre Nachbarn terrorisiert haben«.
»Wir lassen uns von den Terroristen des Ku-Klux-Klan ebenso wenig einschüchtern wie von den Terroristen in Nordvietnam«, erklärte Johnson. Es war zweifellos das erste Mal, dass ein Präsident die Rassisten mit ihren brennenden Kreuzen im selben Atemzug anprangerte wie den Vietcong. Schweigend und wie versteinert stand Hoover zur Rechten Johnsons.[399]  
Am 13. April 1965 telefonierten sie wieder und schlugen einen vergnügten Ton an. »Ich bin jedenfalls stolz darauf, was Sie in dieser Bürgerrechtssache erreicht haben, und ich meine, die Geschichte wird das auch beweisen«, sagte der Präsident. »Dass Sie einen Mann in dem Wagen hatten, das ist ja wirklich unglaublich! Ich traue mich kaum noch, auch nur meiner Frau Widerworte zu geben! Könnte ja sein, dass Sie jemanden da haben, der mich verhaftet!«
Hoover und Johnson lachten herzlich, ein Geräusch, das in den Annalen der amerikanischen Geschichte selten verzeichnet war. Mit dieser heiteren Note endete eines der letzten unbeschwerten Gespräche, die die beiden führten. Elf Tage später sollte Johnson vor einer Krise stehen, die er nicht meistern konnte. Er würde Hoover bitten müssen, ihn zu retten.
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»Der Mann, auf den ich mich verlasse«
Am Samstag, dem 24. April 1965, kam es in der Dominikanischen Republik zum Aufstand. Präsident Kennedy hatte davon geträumt, aus dem Land einen Vorzeigestaat für die Demokratie zu machen. Jetzt brodelte dort ein Hexenkessel aus Furcht und Hass.
Eine rechtsorientierte Junta hatte am 25. September 1963 Präsident Juan Bosch gestürzt, den ersten frei gewählten Staatschef des Landes; die Bosch-Anhänger hatten zurückgeschlagen. Bosch, ein verträumter Liberaler, war nach San Juan geflohen. Sein Vorgänger Joaquín Balaguer, eine Marionette der einstigen Trujillo-Diktatur, befand sich in New York. In den Straßen der Hauptstadt Santo Domingo floss das Blut in Strömen.
Am 24. April 1965 um 9. 35 Uhr rief Johnson den amerikanischen Diplomaten an, dem er am meisten vertraute, Thomas C. Mann, ein hartgesottener texanischer Konservativer, der Staatssekretär im Außenministerium war.
»Wir müssen diese Regierung dort unten einsetzen und lenken und irgendwie stabilisieren«, erklärte Johnson dem Staatssekretär. »Dieser Bosch taugt nichts.«[400]  
Der Präsident maßte sich also an, den nächsten Regierungschef der Dominikanischen Republik zu bestimmen. Das Problem war aber, dass in der US-Regierung praktisch niemand wusste, was in Santo Domingo los war. Der Leiter des CIA-Büros war wegen eines Rückenleidens außer Gefecht gesetzt. Und den hochrangigen amerikanischen Offizieren in der Hauptstadt flogen die Kugeln um die Ohren.
Aber Hoover und sein Mann in San Juan hatten die Sache im Griff.
Die Position eines leitenden Special Agent war der höchste Rang, den ein FBI-Mitarbeiter erreichen konnte, sofern er nicht im Hauptquartier tätig war, dem »Regierungssitz«, wie Hoover es nannte. Der leitende Special Agent hatte in seiner Stadt einen herausragenden Status inne, in New York ebenso wie in Butte, Montana. Wallace F. Estills Position war noch spezieller, denn er war für ein ganzes Land zuständig: Puerto Rico.
In Hoovers FBI waren nicht viele so welterfahren. Estill war 1917 geboren und 1941 zum Bureau gekommen. Er hatte in Uruguay gegen nationalsozialistische Platinschmuggler ermittelt und in Alaska von Eskimos Informationen über Russland gesammelt. Er war Hoovers offizieller Verbindungsoffizier zur kanadischen Polizei gewesen, und er hatte es irgendwie geschafft, bei alldem gelassen zu bleiben, eine seltene Fähigkeit nach 24 Jahren unter Hoover.
Wally Estill hatte Juan Bosch im puertoricanischen San Juan im Auge behalten. Während Bosch seine Rückkehr an die Macht in der Dominikanischen Republik vorbereitete, hörten Estill und seine Leute Boschs Telefongespräche aus San Juan ab. Die rechtliche Basis für diesen Lauschangriff war bestenfalls fragwürdig. »Wir haben keine Hinweise darauf, dass Bosch US-Gesetze verletzt oder konspiriert hat, um US-Gesetze zu verletzen«, hatte Thomas C. Mann zwei Monate zuvor geschrieben. »Er hat lediglich von seinem Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch gemacht.«[401]  
Aber Hoover und das FBI hatten Bosch bereits 1961 als Kommunisten ausgemacht – ein Vorwurf, den man, war er einmal erhoben, so leicht nicht mehr loswurde.
Der FBI-Chef persönlich genehmigte die unbeschränkte elektronische Überwachung Boschs in San Juan. Hoovers Anweisung erstreckte sich auch auf die Insel, weil Puerto Rico als US-amerikanisches Außengebiet den Gesetzen der Vereinigten Staaten unterstand. »Mit Billigung des FBI wurde Boschs Telefon angezapft«, erinnerte sich Estill. »Das Ergebnis übertraf unsere kühnsten Erwartungen.«[402]  
Das FBI hörte mit, während Bosch und seine Berater in San Juan mit ihren Verbündeten in Santo Domingo sprachen, die den Aufstand angeführt hatten. Die Telefonüberwachung zeigte, dass »Bosch nicht nur nominell, sondern auch de facto den Aufstand führte«, erklärte Estill. »Wir leiteten dies an das Bureau weiter, das wiederum das Weiße Haus informierte.«
Bosch schöpfte Verdacht, dass sein Telefon abgehört werden könnte. »Er ging dazu über, öffentliche Fernsprecher und sogar die Telefone von Freunden und Anhängern [in Puerto Rico] zu benutzen«, sagte Estill. »Mit mündlicher Genehmigung« – durch Hoover – »weiteten wir unsere Überwachung aus, bis wir die (durch das verfügbare Personal allerdings begrenzte) Möglichkeit hatten, buchstäblich jedes Gespräch zu überwachen, das zwischen Puerto Rico und anderen Ländern geführt wurde.«
Am Dienstagmorgen, dem 27. April 1965, riet Staatssekretär Mann Präsident Johnson, in der Dominikanischen Republik »eine Junta einzusetzen«. Am Nachmittag, als sich die Kämpfe zwischen Boschs Anhängern und den Soldaten des Regimes zuspitzten, entsandte Präsident Johnson Schiffe der US-Marine, um rund eintausend Amerikaner von der Insel zu evakuieren. In jener Nacht sprach der Präsident, der keinen Schlaf fand, um 3. 30 Uhr mit dem diensthabenden Offizier im Lagezentrum des Weißen Hauses, der die Bombardierung Vietnams durch die Luftwaffe überwachte.
Am nächsten Tag, dem 28. April, nahm der Präsident dem neuen CIA-Direktor, Admiral William F. »Red« Raborn, ebenfalls Texaner, im Kabinettsaal des Weißen Hauses den Amtseid ab. Alle hochrangigen Beamten der CIA waren anwesend. Als die sechsminütige Zeremonie vorüber war, zog sich Johnson erst einmal ins Oval Office zurück, um acht Minuten lang unter vier Augen mit Hoover zu sprechen. »Mr Hoover äußerte seine große Sorge angesichts der kommunistischen Aktivitäten in dieser Hemisphäre wie auch angesichts des Vietnamkriegs«, heißt es im Tagebuch des Präsidenten.
Am Abend kommandierte Johnson 400 Marinesoldaten in die Dominikanische Republik ab und entsandte damit erstmals seit 1928 amerikanische Truppen in ein Land der westlichen Hemisphäre.
Im Morgengrauen des 29. April wurden die Wachposten der US-Botschaft in Santo Domingo von Heckenschützen unter Beschuss genommen. Johnson kommandierte weitere 1000 Marinesoldaten dorthin ab. Am Nachmittag kam Hoover zu einer zwanzigminütigen Einsatzbesprechung unter vier Augen mit dem Präsidenten ins Weiße Haus. Hoover machte eine globale Bedrohung aus – die Kommunisten seien in der Karibik auf dem Vormarsch, der Kreml lenke den Vietcong, amerikanische Marxisten und ihre Herren in Moskau mobilisierten die Antikriegsbewegung in den Vereinigten Staaten. Die Ereignisse in der Dominikanischen Republik seien Teil eines weltweiten Musters, sagte er.
»Der Feind kontrolliert die Straßen«
Präsident Johnson erhielt von der CIA und Red Raborn eine Menge unzuverlässiger Nachrichten über die Dominikanische Republik. »Meiner Meinung nach ist das ein echter Kampf, der von Mr Castro angezettelt wurde«, versicherte der Admiral dem Präsidenten, was er jedoch schwerlich belegen konnte.[403]  
Johnson wollte ihm glauben. Am 30. April erklärte der Präsident seinem Rechtsberater Abe Fortas, die CIA habe »Männer direkt in diesen Operationen – so wie Hoover einen in diesem Wagen in Alabama hatte –, die wissen, was vorgeht.«
»Und es besteht jetzt kein Zweifel mehr wegen dieses Castro«, fuhr der Präsident fort. »Sie breiten sich auf andere Länder der Hemisphäre aus. Das könnte Teil eines umfassenden kommunistischen Musters sein, das mit Vietnam zusammenhängt […] Wir stehen vor der Wahl, ob wir Castro wollen oder eine Intervention […] Ich glaube, die schlimmste innenpolitischen Katastrophe, die wir zu gewärtigen hätten, wäre die Machtübernahme Castros.«
Am selben Tag entschied der Präsident, mit der ganzen Schlagkraft der amerikanischen Streitkräfte zu intervenieren. Er entsandte den Drei-Sterne-General Bruce Palmer Jr. und die 18. Luftlandetruppe mit der 82. Luftlandedivision in die Dominikanische Republik. Mehr als 20000 Soldaten sowie Sondereinsatzkommandos und Experten für psychologische Kriegsführung unterstützten die Marines. In der Woche zuvor hatte Präsident Johnson weitere 49000 Soldaten geschickt, diese Streitmacht würde er innerhalb weniger Monate verdoppeln und verdreifachen.
Am 1. Mai erteilte General Earle Wheeler, Vorsitzender des Vereinigten Generalstabs, General Palmer den Marschbefehl: »Ihre offizielle Mission lautet, das Leben von US-Bürgern zu schützen. Ihre inoffizielle Mission lautet zu verhindern, dass die Dominikanische Republik kommunistisch wird. Der Präsident hat erklärt, er werde ein weiteres Kuba nicht zulassen. Sie müssen alle nötigen Maßnahmen ergreifen, um diese Mission zu erfüllen.«
Die amerikanischen Streitkräfte stellten sich zwischen die Soldaten der Junta und die Soldaten, die Präsident Bosch die Treue hielten (die »Rebellen« in der Sprachregelung der Amerikaner). In dieser spannungsgeladenen Pattsituation kam es zu Scharmützeln, Angriffen durch Heckenschützen, Granatfeuer und brutalen nächtlichen Razzien gegen Zivilisten.
Geheimdienstliche Informationen standen hoch im Kurs, aber nur FBI-Mann Wally Estill hatte welche zu bieten – dank seiner elektronischen Überwachung Boschs in San Juan und dessen Verbündeten in der Dominikanischen Republik.
»Ein Artilleriebataillon der Rebellen feuerte [in Santo Domingo] einige Salven auf US-Linien ab«, berichtete Estill. »Mein Telefon klingelte, und unsere Vorzimmerdame sagte, das FBI sei am Apparat.« Hoovers Stellvertreter Al Belmont »wollte wissen, ob die Schüsse mit Billigung der Rebellenführung abgegeben worden waren. Ich erwiderte, ich müsste rasch nach oben und den Techniker fragen, was abgehört worden sei, dann würde ich ihn zurückrufen. Er reagierte mit einem entschiedenen NEIN! Er habe Präsident Johnson an der anderen Leitung, und der sei bereit anzuordnen, dass unsere Soldaten mit einem verheerenden Sperrfeuer antworten sollten, das die Rebellen vernichten würde, es sei denn, wir könnten ihm versichern, dass die Rebellen eigenmächtig gefeuert hätten.
Ich rannte nach oben und befragte lauthals die diensthabenden Techniker. Wir hatten gerade einen Anruf vom Hauptquartier der Rebellen an Bosch abgehört, in dem erklärt wurde, ein junger Artillerieoffizier habe das Feuer angeordnet – aus welchem Grund auch immer. Er hatte eigenmächtig und befehlswidrig gehandelt. Der Offizier war von seinem Posten abgezogen worden und sah einer Disziplinarstrafe entgegen. Als ich die Information an Belmont und dieser sie an Johnson weitergab, spürte ich sogar übers Telefon, wie sich die Nervosität legte. Unsere Vergeltungsmaßnahme unterblieb.«
Am 5. Mai sprach Johnson mit George Mahon, der seit dreißig Jahren für die Demokraten im Kongress saß. »Angesichts der Terrormethoden, die sich überall in der Welt entwickeln, fürchte ich, dass das Terrorinstrumentarium in Zukunft immer mehr verfeinert wird, wie bei der Geschichte in Santo Domingo«, meinte der Abgeordnete. »Eines Tages könnten sie sogar das Kapitol in die Luft jagen.«
»Keine Frage«, erwiderte Johnson. »Und dem müssen wir entschieden entgegentreten.«
Der Präsident begegnete der Bedrohung mit einer Anweisung an Hoover, in der amerikanischen Botschaft in Santo Domingo ein FBI-Nachrichtendienstnetzwerk einzurichten. Diese Anordnung dürfte illegal gewesen sein; das FBI hatte hier keine Befugnisse. Hoover nannte die Operation DOMSIT, für dominikanische Situation. Zunächst trommelte er zwei Dutzend Agenten zusammen, die Spanisch sprachen, ernannte sie zum LEGAT, also zum legal attaché (Rechtsattaché), besorgte ihnen Diplomatenpässe und schickte sie noch am selben Abend in die Karibik.
FBI-Mann Paul Brana gehörte zu den ersten zehn Abgesandten. »Sie fliegen uns mit dieser C-130 in die Dominikanische Republik«, einem Militärtransporter mit großen Schlafzimmern im Hauptabteil, sagte Brana. »Wir landen mit der C-130 in der Dominikanischen Republik, und dort warten Helikopter, die uns rüberbringen. Ich sagte: ›Warum fliegen uns die in Helikoptern rüber? Warum fahren wir nicht einfach?‹«
Ein Offizier antwortete: »Tja, der Feind kontrolliert die Straßen.«
»Ich sagte: ›Der Feind kontrolliert die Straßen?‹ Niemand hatte uns aufgeklärt, dass hier Kampfhandlungen stattfanden. Also sind wir mit diesem gottverdammten Hubschrauber aufgestiegen, und ich sehe Maschinengewehrfeuer. Ich sage: ›Mein Gott, niemand hat uns gesagt, dass wir in einen Kampfeinsatz gehen.‹«[404]  
Branas Vorgesetzte hatten ihm erklärt, der Präsident sei »höchst unzufrieden«, weil er über die politische Situation in der Dominikanischen Republik nichts wusste. Auf Johnsons Geheiß sollte das FBI jeden Machtanwärter durchleuchten.
»Er sei der Mann der Zukunft«
Am 14. Mai, als das FBI seine Tätigkeit in Santo Domingo aufnahm, telefonierte der Präsident dreimal mit Hoover. Johnsons letzter Anruf erfolgte um 19. 05 Uhr, mitten in einer zweieinhalbstündigen Kabinettssitzung mit Verteidigungsminister Robert McNamara, dem Berater für nationale Sicherheit McGeorge Bundy, den Staatssekretären im Außenministerium Thomas C. Mann und George Ball sowie CIA-Direktor Red Raborn und dessen Stellvertreter Richard Helms.
Der Präsident wies Hoover an, das FBI auf Joaquín Balaguer anzusetzen, den ehemaligen Präsidenten und Strohmann Trujillos, der im Exil in den Vereinigten Staaten lebte. »Überwachen Sie ihn umgehend in New York«, befahl Johnson. »Ich möchte, dass Sie Ihre Operation für die nächsten achtundvierzig bis zweiundsiebzig Stunden, wo auch immer, intensivieren, wenn Sie keinen zweiten Castro wollen.«
Hoover versprach Vollzug. Das Ergebnis überraschte selbst Präsident Johnson. Innerhalb von 72 Stunden hatte das FBI den Exilanten als vertrauenswürdigen Geheiminformanten rekrutiert.
Am Nachmittag des 17. Mai flog Kennedy Crockett, als leitender Beamter im Außenministerium zuständig für die Dominikanische Republik, zu einem eilig anberaumten Gespräch mit Balaguer nach New York. Das Weiße Haus wünschte, dass Balaguer den 17-Uhr-Flug nach Puerto Rico nahm, um dort mit seinem Rivalen Bosch zusammenzutreffen; den Plan hatte Johnsons Rechtsberater Abe Fortas ersonnen. Johnson und Hoover sprachen um 15. 02 Uhr über das anberaumte Treffen mit Balaguer.
»Ich kam um 15. 40 Uhr im Regency Hotel an«, schrieb Crockett in einem geheimen Memorandum an das Weiße Haus. Balaguer war nicht da. Um 15. 50 war er immer noch nicht aufgetaucht.«[405]  
Fortas und Crockett warteten in der vornehmen Hotellobby. »Balaguer erschien um 15. 55 Uhr«, schrieb Crockett. »Ich sagte ihm, die Zeit sei knapp – ein Taxi stand schon bereit –, ich wolle ihn auf der Fahrt zum Kennedy-Flughafen über die Entwicklungen seit unserem letzten Treffen unterrichten. Balaguer sagte, wir müssten bis 16 Uhr warten, weil sein Koffer noch in dem Wagen sei, der ihn am Hotel abgesetzt hatte, und der komme erst um 16 Uhr zurück. Er schlug vor, in ›seinem Wagen‹ zum Flughafen zu fahren. Ich wandte ein, ich wolle nicht, dass jemand unser Gespräch belausche. Er meinte, das sei kein Problem, weil ›sein Wagen‹ vom FBI gestellt worden sei.«
»›Balaguers Wagen‹ fuhr um Punkt 16. 00 Uhr vor«, schrieb Crockett. »Der leitende Special Agent, der ihn begleitete, war Heinrich von Eckardt.« Balaguer war gerade als Informant für das FBI angeworben worden; von Eckardt war sein Führungsoffizier.[406]  
»Nach gegenseitiger Überprüfung der Referenzen stiegen wir alle ein und fuhren zum Kennedy-Flughafen«, berichtete Crockett. Auf dem Rücksitz versicherten Fortas und Crockett Balaguer, die Vereinigten Staaten würden ihn uneingeschränkt unterstützen – »er sei der Mann der Zukunft in der Dominikanischen Republik, und wir würden nichts unternehmen, ohne seinen kurz- und langfristigen Wert sowohl für die US-Regierung als auch für das Volk der Dominikanischen Republik zu berücksichtigen.« Dann kaufte Fortas für Balaguer ein Ticket nach San Juan. Von Eckardt nahm denselben Flug.
In San Juan schickte FBI-Agent Wallace Estill einen Fahrer, der den ehemaligen Präsidenten am Flughafen abholen und zu einer Besprechung mit Bosch bringen sollte. »Wir hatten dafür gesorgt, dass ihn ein bestimmtes Taxi am Flughafen abholte und ihn zu einem bestimmten Hotel brachte«, erinnerte sich Estill »Und wir hatten in dem Hotelzimmer Mikrophone aufgebaut und nahmen dieses verdammte Gespräch auf, um es nach Washington zu übermitteln. Wir wollten sichergehen, dass Balaguer mitspielte. Und danach setzte von Eckardt Balaguer ins Flugzeug nach Santo Domingo.«
Mehr konnte der Präsident kaum verlangen. Aber er tat es.
»J. Edgar Hoovers Mann«
Eine Minute nach Mitternacht berief Johnson im Weißen Haus eine Besprechung zur Dominikanischen Republik ein, die die ganze Nacht dauerte. McGeorge Bundy, Thomas C. Mann, Abe Fortas und andere Spitzenberater Johnsons hatten sich in San Juan und Santo Domingo mit führenden Figuren der Dominikanischen Republik getroffen. Die Amerikaner schlugen vor, Balaguer und Bosch sollten sich einer Präsidentschaftswahl stellen, sobald sich die Gemüter beruhigt hätten und die Soldaten in die Kasernen zurückgekehrt seien. Unterdessen könne der reiche proamerikanische Geschäftsmann Antonio Guzmán eine Übergangsregierung bilden. Mitten in der Nacht versuchte Johnson, ein Kabinett für die Dominikanische Republik zusammenzustellen.
»Werden sie zulassen, dass Sie J. Edgar Hoovers Mann reinbringen, damit er als Rechtsberater Mr G. Informationen über die üblen Charaktere geben kann, so dass er sie beobachten lässt?«, fragte der Präsident seinen Berater Mann. Die Antwort lautete: ja. Ein Kommando amerikanischer Kommunistenjäger würde unter Führung des FBI der Übergangsregierung helfen. Aber Johnson verwarf den Plan rasch wieder, denn er fürchtete, diese Strategie könne keine kommunistenfreie Regierung garantieren. In seinem Tagebuch hielt er fest, er sei bis 4. 30 Uhr auf gewesen, habe dann etwa drei Stunden geschlafen und um 8. 06 Uhr eine Sitzung im Lagezentrum des Weißen Hauses einberufen.
Am 19. Mai kurz vor zwölf Uhr mittags rief Abe Fortas den Präsidenten an. Der Präsident fragte ärgerlich, ob amerikanische Offiziere in der Dominikanischen Republik rechtsgerichtete Angriffe unterstützten.
Johnson: »Haben wir das Ihrer Ansicht nach getan?«
Fortas: »Ja, Sir.«
Johnson: »Geben wir zu, dass wir es getan haben?«
Fortas: »Nein, Sir.«
Fortas versicherte dem Präsidenten eifrig, er habe eine maßgebliche Liste potentieller militärischer und politischer Führer in der Dominikanischen Republik zusammengestellt, die allesamt frei vom Verdacht linker Tendenzen seien. Der Präsident fiel Fortas ins Wort: »Ich habe Hoover in der anderen Leitung.« Da er unsicher war, wem er trauen sollte, brauchte er Hoovers Hilfe.[407]  
»Also, Edgar, es sieht so aus«, sagte er. »Meiner Meinung nach ist unser Außenministerium keinen Pfifferling wert – und ich würde das niemandem außer Ihnen sagen. Die sind ein Haufen Jammerlappen und haben nie eine Lösung parat […]«
»Also, Fortas, ich habe ihn hinzugezogen«, erklärte Johnson mit noch größerem Nachdruck. »Er steht mir so nahe wie Sie. Er will tun, was ich erledigt haben möchte, wenn man es anständig tun kann.« (Drei Monate später wurde Fortas Richter am Obersten Gerichtshof.)
»Also!«, ereiferte sich der Präsident. »Wir wollen eine Demokratie. Wir wollen dem Willen des Volkes Genüge tun. Wir wollen dazu beitragen, die Willensbildung zu beeinflussen und zu lenken […] Aber sorgen wir dafür, dass es eine antikommunistische Regierung wird […] Die meisten Leute sind antiamerikanisch, weil wir uns wie verdammte Narren aufgeführt und uns wichtig gemacht haben.«
»Ja, das stimmt, wir haben …«, sagte Hoover.
»Also! Ich muss heute eine Entscheidung treffen, ich muss eine Entscheidung treffen«, sagte Johnson. »Aber ich werde mich für niemanden entscheiden, von dem Sie oder Raborn oder ein anderer Verantwortlicher mir nicht versichern, er sei kein Kommunist.«
»Ja, ich verstehe«, erwiderte Hoover.
»Ich weiß nicht, ich bin nicht unfehlbar«, sagte der Präsident. »Verdammt, ich habe in meinem Leben Fehler gemacht.«
»Das tun wir alle«, erwiderte Hoover.
»Sie setzen also die besten Leute darauf an, diese Namen zu überprüfen«, ordnete Johnson an.
»Wir machen uns an die Arbeit und überprüfen sie sofort«, versprach Hoover. »Wir liefern Ihnen diese Informationen wenn möglich noch heute Abend.«
»Überprüfen Sie jeden so weit als möglich …«, sagte Johnson. »Ich möchte nicht einen Monat Arbeit reinstecken, einen Deal aushandeln und 30000 Soldaten entsenden, um am Ende vor den Kommunisten den Schwanz einzuziehen!«
»Vollkommen richtig«, bemerkte Hoover.
»Und Sie sind der Mann, auf den ich mich verlasse und der verhindern wird, dass ich den Schwanz einziehe! Also, das ist nicht gerade vornehm ausgedrückt, aber deutlich, und Sie wissen, was ich will.«
»Wir werden Sie nicht enttäuschen«, sagte Hoover.
»Es geht ums Ganze«
Balaguer war in der Dominikanische Republik jetzt der Auserwählte, und der Segen des FBI-Direktors ebnete ihm den Weg zur Macht.
Balaguer hatte am 27. Mai 1965 erneut seine lauteren Absichten gegenüber dem FBI bekräftigt. So berichtete er dem FBI ausführlich über seine New Yorker Gespräche mit Kennedy Crockett, beim Außenministerium zuständig für karibische Angelegenheiten. Der amerikanische Diplomat bat den Exilpolitiker um zusätzliche Namen von Personen, die für die dominikanische Regierung in Frage kämen, und besprach Balaguers Strategien mit ihm. Balaguer spielte den Mitschnitt des Gesprächs für seine Betreuer vom FBI ab, noch bevor Crocketts Bericht Washington erreichte. Damit gewann er Hoovers Vertrauen.
Die Machtstellung des FBI in der Dominikanischen Republik kostete Hoover voll aus. Das zeigt sich auch in den Anweisungen, die der frischgebackene CIA-Chef Richard Helms an seinen neuen Bürochef in Santo Domingo, David Atlee Phillips, herausgab. Helms war bekannt dafür, dass er seinen Beamten für den Auslandseinsatz lakonische Einzeiler mit auf den Weg gab. Phillips hielt den Augenblick in einer Denkschrift fest:
Wie würde die Anweisung von Helms lauten? Bestimmt würde der Marschbefehl diesmal detailliert ausfallen, die Anforderungen einzeln benannt werden. In den Straßen von Santo Domingo brachten immer noch Menschen einander um. Und der Präsident verfolgte die dortigen Entwicklungen mit großem Interesse. … Aber auch diesmal war die Anweisung ein Einzeiler.
Helms sagte: »Vertragen Sie sich mit dem FBI.«
Sollte das ein Scherz sein? Keineswegs. »Vertragen Sie sich mit dem FBI. Das ist sehr wichtig!«[408]  
Dieser Befehl zeigt, in welchem Maße Johnson auf Hoover angewiesen war.
Am 1. September spielte Hoover in einer Besprechung im Weißen Haus mit Führungskräften der CIA die dominante Rolle. Er machte sich für eine Zwei-Mann-Kampagne stark; ein offener Wahlkampf mit vier bis fünf Kandidaten könne »den Kommunisten eine Steilvorlage bieten«. Hoover warnte, dass auf der Insel zwei- bis dreihundert »hartgesottene, geschickte, geschulte Kommunisten auf freiem Fuß« seien. Die Übergangsregierung müsse »diese Kommunisten ausfindig machen und sofort aus dem Verkehr ziehen; sie haben keinen Mumm, wenn man sie aufgreift und wegsperrt«. Hoover merkte an, das Militär sei für eine solche Aufgabe »zu schwerfällig und schlecht ausgebildet«. Eine starke Staatspolizei würde diesen Zweck besser erfüllen. Daher werde das FBI die Ausbildung und die Ausrüstung für den Aufbau eines neuen Geheimdienstes in der Dominikanischen Republik bereitstellen, für den Aufbau einer Abteilung für Spezialoperationen, einer Geheimpolizei zur Bekämpfung von Umstürzlern.[409]  
Der Präsident bat Hoover, einen neuen US-Botschafter vorzuschlagen: jemanden, der das Zeug hatte, einen von Amerika arrangierten Regimewechsel in der Dominikanischen Republik zu lenken. Hoover hatte schon jemanden im Sinn, »einen guten, zähen Mann, der Stellung beziehen und in der Lage sein wird, die Regierung zu steuern«. Seinen Segen erhielt John Hugh Crimmins, der in der Karibik und in Kuba Erfahrungen gesammelt und überdies tage- und nächtelang in der Notfallzentrale des Außenministeriums die Krise in der Dominikanischen Republik verfolgt hatte. Als der neue Botschafter in der Dominikanischen Republik eintraf, fand er 26 FBI-Rechtsattachés vor, die sich in der amerikanischen Botschaft häuslich eingerichtet hatten. »Diese ganze Operation war wirklich seltsam«, sagte Crimmins. »In der Strategieplanung und bei der Umsetzung politischer Konzepte arbeitete die US-Regierung extrem angespannt. Es war der reine Wahnsinn. Das pure Chaos […] Ach, es war irre.«[410]  
Als Botschafter Crimmins sein Amt antrat, rief Johnson Hoover erneut an, um seine Sorge um die Situation in der Dominikanischen Republik zu äußern. Der Gesprächsmitschnitt weist aus Gründen der nationalen Sicherheit zahlreiche gelöschte Stellen auf.
»Es ist ein schreckliches Durcheinander«, sagte Hoover. »Ich denke, die Lage da unten ist äußerst kritisch […]«
»Mir wäre es gar nicht recht, wenn Ihre Leute von dort abgezogen werden, bevor wir eine Regierung gebildet haben«, sagte Johnson. »Wir werden uns erst zurückziehen, wenn Sie es sagen«, versicherte ihm Hoover.
»Es geht ums Ganze. Wir dürfen dort keine kommunistische Regierung zulassen«, erklärte der Präsident. »Dieses Spiel dürfen wir nicht verlieren, Edgar, sonst übergebe ich an Sie. Ich werde sagen, J. Edgar Hoover hat das gemacht, und ich werde zurücktreten, und dann können Sie und Humphrey übernehmen.« Hoover lachte über die Vorstellung, dass Johnson die Macht an seinen Vizepräsidenten abtreten könnte.
»Er will gewinnen«
Am 25. September kehrte Bosch in seine Heimat zurück, nachdem er in San Juan fünf Monate lang unter dem allumfassenden Überwachungsnetz des FBI gelebt hatte. Amerikanische Soldaten patrouillierten nach wie vor durch die Straßen von Santo Domingo, und die Rechtsattachés des FBI behielten Bosch und seine Verbündeten im Auge. Präsident Johnson wurde mitgeteilt, »FBI-Informanten erhielten eine wachsende Zahl von Berichten, dass Bosch die Wahlen gern um mehrere Monate verschieben würde – wegen der, wie er sagt, derzeit politisch unsicheren Lage«.
Die Vereinigten Staaten kündigten freie Wahlen mit den Kandidaten Balaguer und Bosch an. Aber Richard Helms erklärte Desmond Fitzgerald, seinem Leiter für verdeckte Operationen bei der CIA, wie der Hase lief: »Der Präsident«, sagte Helm, »erwartete von der CIA, die nötigen personellen und materiellen Ressourcen einzusetzen, um die Präsidentschaftswahlen für den Kandidaten zu entscheiden, den die US-Regierung favorisierte. Das Statement des Präsidenten war unmissverständlich. Er will die Wahl in seinem Sinne entscheiden, und er erwartet von der CIA, dafür zu sorgen, dass es geschieht.«[411]  
Die Vereinigten Staaten stellten Balaguer so viel Bares zur Verfügung, wie gefahrlos ins Land geschmuggelt werden konnte. Präsident Johnson hatte angeordnet, dass der Kandidat neben Informationen und Propaganda, geliefert durch CIA und Außenministerium, so viel Wahlkampfmittel bekommen sollte, wie er brauchte.
Balaguer gewann mit 57 Prozent gegenüber Bosch, der 39 Prozent der Stimmen erhielt – ein Erdrutschsieg dank der finanziellen, geheimdienstlichen und politischen Unterstützung der Vereinigten Staaten. Die amerikanische Presse berichtete einmütig, die Wahlen seien frei und fair abgelaufen.
Zehn Tage nach der Wahl erhielt Präsident Johnson zufriedenstellende Nachrichten von seinem Berater für nationale Sicherheit. »Hoover hat Sicherheitsüberprüfungen zu den ersten 35 Ernennungen Balaguers abgeliefert«, hieß es in dem Bericht vom 11. Juni 1966. »Es handelt sich um Kabinettsmitglieder, Staatssekretäre, Mitglieder des Obersten Gerichtshofs und wichtiger unabhängiger Behörden in den Bereichen Staatsbesitz, industrielle Entwicklung, Einwanderung, Fernmeldewesen und Flughafenverwaltung […] In punkto Sicherheit sieht das Kabinett gut aus […] Balaguer hat im Obersten Gerichtshof gründlich aufgeräumt […] Der Justizminister hat ebenfalls eine Unbedenklichkeitsbescheinigung erhalten. Wir können vom neuen Obersten Gerichtshof erwarten, dass er auch in den untergeordneten Instanzen aufräumt.«[412]  
Hoover hatte dazu beigetragen, eine Regierung in den Sattel zu hieven, die von einem FBI-Informanten geführt und von drei Dutzend durch das FBI abgesegneten Ministern, Militärchefs und Richtern geleitet wurde. Joaquín Balaguer, der FBI-Mann in Santo Domingo, war einer der letzten mächtigen Männer der alten Zeiten in Lateinamerika. Er regierte das Land die nächsten 22 Jahre lang mit eiserner Hand.
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Eindeutig illegal
Bis Frühjahr 1966 hatte Johnson fast eine Viertelmillion amerikanische Soldaten nach Vietnam geschickt. Tausende amerikanische Staatsbürger nahmen an Protestmärschen teil, die Hoover mit wachsender Besorgnis verfolgte.
Hinter der Antikriegsbewegung, die von Hanoi bis Harvard und von Beijing bis Berkeley reichte, sah er bedrohlich lange Schatten.
»Die Chinesen und Nordvietnamesen glauben, dass sie mit einer verstärkten Agitation in diesem Land, insbesondere an den Colleges, die Amerikaner so verwirren und spalten können, dass unsere Soldaten aus Vietnam abziehen müssen, damit hier die Ordnung aufrechterhalten werden kann«, sagte Hoover zu Johnson ein paar Tage, nachdem der Präsident begonnen hatte, Kampftruppen einzusetzen: eine albtraumhafte Vorstellung für den Präsidenten, dass Vietnam zu einem politischen Krieg an der Heimatfront werden könnte.[413]  
Die Friedensbewegung beschäftigte inzwischen fast alle Außenstellen des FBI. »Wir hatten fast jedes Wochenende mit Antikriegsdemonstrationen am Alamo und vor Präsident Johnsons Ranch in Johnson City zu tun«, sagte Cyril P. Gamber, der neue Mann im FBI-Büro von San Antonio, Texas. »Die meisten Wochenenden und Feiertage gingen mit der Neuen Linken drauf. Sie demonstrierten auf der einen Straßenseite, der Ku-Klux-Klan und die Nazi Party auf der anderen.«[414]   Wie die Straße zu Johnsons Ranch war auch Amerika zweigeteilt. Das FBI hatte die rechte Flanke unter Kontrolle; von dem, was auf der linken passierte, hatte das Bureau immer weniger Ahnung.
Hoover und sein innerster Kreis sahen die Proteste immer noch durch die Brille der kommunistischen Weltverschwörung. »Die Demonstrationen sind durch zunehmende Militanz gekennzeichnet«, schrieb Hoover in einem Brief an alle Special Agents des FBI. »Je näher der Sommer rückt, desto größer wird die Wahrscheinlichkeit gewalttätiger Ausschreitungen, sei es bei Demonstrationen gegen die US-Außenpolitik in Vietnam, sei es bei Protesten zur Rassenfrage. Wir müssen nicht nur unsere Überwachung verstärken und ausweiten […], sondern auch sicherstellen, dass Hinweise auf solche Ausschreitungen schon im Vorfeld erfasst werden.«
Und weiter: »Wir sind eine Geheimdienstbehörde, und deshalb wird von uns erwartet, dass wir wissen, was passiert oder passieren könnte.«[415]  
Doch damit taten sich die FBI-Agenten schwer, als sich in den sechziger Jahren die Proteste verschärften. Für eine Infiltration der Neuen Linken war das FBI schlecht gerüstet. Und Hoover hatte angefangen, altbewährte Methoden wie Einbruchdiebstahl, Wanzen, Anzapfen von Telefonleitungen und das Öffnen von Briefen in Frage zu stellen. Die Entschlossenheit zur politischen Kriegführung hatte er jedoch nicht verloren, so wenig wie der Präsident seinen Appetit auf Geheiminformationen. Doch der Oberste Gerichtshof und Kongressabgeordnete wurden zunehmend misstrauisch gegenüber der Macht und Allgegenwart der geheimen staatlichen Überwachung. Und weder Johnson noch Hoover wollten dabei ertappt werden, wie sie Amerikaner ausschnüffelten.
»Ich machte mir keine Illusionen«
Der patrizische, aber politisch gewiefte Nicholas Katzenbach, Bobby Kennedys Schützling und Nachfolger im Amt des Justizministers, stellte sich Hoovers Telefonmitschnitten und Verwanzungen entgegen. Er wusste, dass die Abhörmethoden des FBI von niemandem kontrolliert wurden. Das Justizministerium hatte nie Buch über die Abhörgenehmigungen geführt, die es dem FBI erteilte. Und wenn eine Abhöraktion einmal genehmigt war, dann in Hoovers Augen für alle Zeiten. Das FBI sei berechtigt, Wanzen zu installieren, ohne eine übergeordnete Behörde zu informieren, hatte Hoover behauptet. Diese Befugnis habe ihm Franklin D. Roosevelt vor 25 Jahren für unbegrenzte Zeit erteilt, sagte er zu Katzenbach.
»Ich war, offen gestanden, verblüfft, das zu hören«, erinnerte sich Katzenbach.[416]   »Ich machte mir keine Illusionen, dass es mir gelingen könnte, das FBI unter meine Kontrolle zu bringen, aber ich hielt es für möglich, beim Einsatz von Wanzen und Abhöranlagen regelkonformer vorzugehen.«
Er fing an, vom FBI Daten und Fakten zu verlangen – eine Forderung, der das Bureau nur zögerlich nachkam. Seit 1960 hatte Hoover eigenmächtig 738 Wanzen installieren lassen, das Justizministerium war nur über 158 informiert worden, etwa ein Fünftel. Wanzen in Häusern, Büros, Wohnungen und Hotelzimmern zu installieren machte in der Regel ein heimliches Eindringen erforderlich, einen Einbruch, und das war illegal. Auf Hoovers Anweisung hatte das FBI zahllose solcher Einbrüche und black-bag jobs durchgeführt.[417]  
Der Justizminister erklärte, von nun an bedürften Wanzen und Abhöranlagen seiner schriftlichen Genehmigung, die alle sechs Monate erneuert werden müsse. Es erstaunte ihn, dass Hoover offenkundig damit einverstanden war. Johnson hatte beiden gegenüber deutlich seinen Wunsch bekundet, Abhöraktionen auf ein Minimum zu begrenzen – außer bei seinen Gegnern bei den Linken, die den Krieg ablehnten. Katzenbach genehmigte bereitwillig neue Anträge des FBI zur Überwachung von Antikriegsaktivisten der Organisation Students for a Democratic Society (SDS).
Die ersten großen Friedensmärsche nach Washington hatten die Students for a Democratic Society angeführt. Bereits seit ihrer Gründung drei Jahre zuvor wurde diese Studentenorganisation vom FBI überwacht. In ihrem ersten Manifest heißt es: »Der Kommunismus als System basiert auf der Unterdrückung der organisierten Opposition. Die kommunistische Bewegung ist in jeder Hinsicht gescheitert.« Doch Hoover betrachtete die Studentenbewegung nach wie vor durch die sowjetische Brille. Ein rein amerikanischer Protest gegen die Machthabenden war für ihn einfach nicht vorstellbar. Nach jenem ersten Protestmarsch hatte Hoover ans Weiße Haus berichtet, die Students for a Democratic Society seien »weitgehend von Kommunisten unterwandert« und hätten »Antikriegsproteste in 85 weiteren Städten geplant«. Er versprach Johnson einen umfassenden Bericht zum kommunistischen Einfluss auf die Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg.
Hoover wies die Leiter der Abteilung Aufklärung und Innere Sicherheit an, »die Students for a Democratic Society zu unterwandern, um eine umfassende Observierung durch Informanten zu gewährleisten, wie es beim Ku-Klux-Klan und der Kommunistischen Partei selbst der Fall ist. […] Dieser Angelegenheit kommt […] oberste Priorität zu, da der Präsident über die Situation sehr besorgt ist und ein rasches und unverzügliches Handeln wünscht.«[418]   Doch das Bureau hatte in der Neuen Linken nur sehr wenige Informanten. Es gab keine verdeckt operierenden Einheiten, die Cafés und Colleges infiltrierten – noch nicht. Die elektronische Überwachung war für Hoover ein entscheidendes Instrument der Informationsbeschaffung.
»Mit Hilfe von Abhöranlagen und Mikrophonen«, hielt er dem Justizminister vor Augen, habe »das FBI höchst bedeutsame Erkenntnisse gewonnen, die bei der weltpolitischen Entscheidungsfindung helfen und subversive Elemente im Innern des Landes in Schach halten«. Doch Katzenbach lehnte die erneute Erlaubnis zur Verwanzung der studentischen Linken ab. Ihm war die flächendeckende Überwachung Martin Luther Kings noch in schmerzlicher Erinnerung, und er fürchtete die politischen Konsequenzen, wenn eine solche Genehmigung an die Öffentlichkeit käme.
Hoover sagte, er sei »extrem beunruhigt« über diese Entscheidung, berichtete aber, er habe »mit der Verwendung von Mikrophonen komplett aufgehört« und die Installation neuer Abhöranlagen gegen Antikriegs- und Bürgerrechtsbewegungen »strikt beschränkt«.[419]  
Ein perplexes FBI
Die Agenten fragten sich, ob der Alte allmählich die Nerven verlor. Was tat Hoover da? Und warum? Nur wenige im FBI kannten die Antwort. Hoover hatte Grund zu befürchten, der Gesetzesverstoß des FBI könnte aufgedeckt werden.
Senator William Fulbright, ein Demokrat aus Arkansas und Vorsitzender des Senatsausschusses für Auslandsbeziehungen, drohte mit der Schaffung eines neuen Ausschusses zur Kontrolle der geheimdienstlichen Aktivitäten des FBI. Präsident Johnson wies Hoover an, Fulbright, dem er geheime Treffen mit sowjetischen Diplomaten unterstellte, scharf in den Blick zu nehmen. Der weit weniger prominente demokratische Senator Edward Long aus Missouri hatte unterdessen mit Anhörungen zu staatlichen Lauschangriffen begonnen. »Ihm ist nicht zu trauen«, warnte ein Gruppenleiter der Geheimdienstabteilung des FBI.[420]  
Hoover hatte den starken Verdacht, dass Senator Robert F. Kennedy Informationen über die Abhörpraktiken des FBI durchsickern ließ. Er stellte Katzenbach zur Rede. Der Justizminister stritt es ab. »Wie leichtgläubig er sein kann!«, schrieb Hoover.[421]  
»Hoover hat uns die Grundlage entzogen«
Hoover wusste, dass ein politisch brisanter Prozess, in dem es auch um die telefonische Bespitzelung eines dubiosen Washingtoner Lobbyisten durch das FBI ging, alle Instanzen bis hinauf zum Obersten Gerichtshof durchlief.
Der Angeklagte war Fred Black, ein einflussreicher Lobbyist, der in einem Verfahren wegen Steuerhinterziehung das Urteil angefochten und Berufung eingelegt hatte. Im Jahr 1963 hatte das FBI Blacks Suite im Sheraton-Carlton Hotel in Washington abgehört und die Gespräche mit seinem Anwalt aufgezeichnet. Diese heimlichen Mitschnitte waren ganz klar rechtswidrig, ebenso der Einbruch in das Hotelzimmer, um die Wanzen zu installieren. Erbittert stritt Hoover mit dem Justizministerium, ob es juristisch geboten sei, in dem Prozess Black v. Vereinigte Staaten die Überwachung Blacks vor Gericht offenzulegen.
Hoover benutzte den von Johnson neuernannten Richter Abe Fortas als vertraulichen Informanten in diesem Prozess. Deke De- Loach, der Kontaktmann des FBI zum Weißen Haus, fungierte als Mittelsmann. Beim Frühstück mit DeLoach entwarf Richter Fortas eine politische Strategie, um die Bespitzelung Bobby Kennedy anzulasten. »Er [Fortas] war stets bereit, dem FBI zu helfen«, schrieb De- Loach und fügte hinzu, über einen in Verhandlung befindlichen Fall zu sprechen sei »zutiefst unethisch«.[422]  
Hoover konnte nicht verhindern, dass US-Generalstaatsanwalt Thurgood Marshall das Gebaren des FBI vor Gericht offenlegte. (Marshall war während seiner Zeit als Anwalt für die National Association for the Advancement of Colored People vom FBI jahrelang überwacht worden.) Das Gericht wies das Urteil zurück. In den nachfolgenden Monaten entschieden die Richter, die elektronische Überwachung einer öffentlichen Telefonzelle durch das FBI sei verfassungswidrig, und sie verglichen den staatlichen Lauschangriff mit den general warrants, den Blankodurchsuchungsbefehlen der britischen Kolonialmacht zur Niederschlagung der Amerikanischen Revolution.
Die Nachricht vom Lauschangriff des FBI kam in allen Zeitungen auf die Titelseite, wie Hoover es befürchtet hatte. Er hatte die Aktivitäten zur Gewinnung von Geheiminformationen stets unter seiner Kontrolle gehabt. Jetzt, da diese Geheimhaltung zu bröckeln begann, verlor er auch einen Teil seiner Macht.
Am 19. Juli 1966, sechs Tage nach Enthüllung der Abhöraktion gegen Black vor Gericht, untersagte Hoover dem FBI die Durchführung weiterer black-bag jobs und Einbrüche. »Solche Techniken dürfen nicht mehr angewandt werden«, teilte er Sullivan und DeLoach mit.[423]  
Einbrüche seien »eindeutig illegal«, hatte der Leiter der Domestic Intelligence Division des FBI, William Sullivan, dem Direktor in einem offiziellen Memorandum versichert. »Trotzdem werden weiterhin Wanzen installiert und Telefone abgehört, denn diese black-bag jobs sind zur Bekämpfung subversiver Aktivitäten, die unser Land unterminieren und zerstören wollen, von unschätzbarem Wert.«[424]  
Hoovers alte Garde hatte das Gefühl, dem FBI würden Handschellen angelegt. Die Chefs der Abteilungen Geheimdienst und Innere Sicherheit waren durch Hoovers Order wie vor den Kopf gestoßen.
Edward S. Miller, in der FBI-Zentrale inzwischen zur Nummer drei aufgestiegen, meinte: »Zu unserer Zeit beim FBI – also zu Hoovers Zeit und danach – war das Einzige, was wir zur Verfügung hatten, unsere Ermittlungstechniken, mit denen wir gegen die Kommunistische Partei und den Sowjetkommunismus große Erfolge erzielten.« Erfolg und Scheitern des FBI hing davon ab, »dass wir auf die einzige Art und Weise operierten, zu der wir unserer Ansicht nach befugt waren«, sagte Miller, der sich zehn Jahre später wegen black-bag jobs vor einem Bundesgericht zu verantworten hatte.[425]  
Hoover untersagte nicht nur Einbrüche und das Eindringen in Wohnungen und Büros, sondern auch die altbewährte Praxis des FBI, Briefe zu öffnen.
Die Verletzung des Postgeheimnisses durch das FBI lässt sich bis in die Zeit des Ersten Weltkriegs zurückverfolgen. Sie war ein Verstoß gegen den Vierten Verfassungszusatz, der Durchsuchungen und Beschlagnahmen ohne richterliche Anordnung untersagte. Seit 1940, als das FBI von den Briten die alte Kunst erlernte, Briefumschläge behutsam mit dem Skalpell zu öffnen und dann wieder sorgfältig zuzukleben, hatte es dieses Überwachungsinstrument ununterbrochen eingesetzt.
Die Suche nach der heimlichen Kommunikation zwischen Spionen und Subversiven in amerikanischen Posttaschen hatte sich in den sieben Jahren seit 1959 erheblich ausgeweitet. Das FBI hatte verdeckte Operationen in den Postämtern von acht amerikanischen Städten – New York, Washington, Boston, Los Angeles, San Francisco, Detroit, Seattle und Miami – laufen und durchforstete hunderttausende Briefe und Pakete nach Spionagehinweisen. Seit Beginn des Zweiten Weltkriegs hatte das Mitlesen fremder Post zur Identifizierung von vier kommunistischen Spionen und zwei Amerikanern geführt, die den Sowjets militärische Geheimnisse verkaufen wollten. Das Öffnen fremder Post war so offenkundig illegal, dass Hoover nie erwogen hatte, einen Justizminister oder Präsidenten dafür um Erlaubnis zu bitten. Lohnte es sich für das FBI, das Risiko einzugehen? Hoovers Ansicht nach nicht.
Hoovers Anweisungen führten zum Protest in der amerikanischen Geheimdienstszene. Die Nationale Sicherheitsbehörde NSA und die CIA hatten seit 1952 mit dem FBI in dem Bemühen zusammengearbeitet, die Codes der geheimen Kommunikation ausländischer Staaten – ob Freund oder Feind – zu stehlen. Einen entscheidenden Beitrag hierzu leisteten die Safeknacker und Einbrecher von FBI und CIA, die aus ausländischen Botschaften und Konsulaten Codebücher stahlen. Das Verbot von Einbruchdiebstählen erschwerte weitere Erfolge bei den Dechiffrierbemühungen der Kryptographen.
Die militärischen und zivilen Leiter der Nationalen Sicherheitsbehörde, General Marshall Carter und Louis Tordella, suchten Hoover auf, um ihn zu bitten, die alten Methoden des FBI wieder in Kraft zu setzen. Sie erhielten fünfzehn Minuten Zeit, um ihr Anliegen vorzutragen. Die Unterredung insgesamt dauerte zweieinhalb Stunden, in denen Hoover lang und breit von seinen größten Fällen in den dreißiger und vierziger Jahren erzählte. Nach zwei Stunden gelang Carter und Tordella ein Einwurf mit der Bitte, die verdeckte Gewinnung von Geheimdienstinformationen wiederaufzunehmen. Hoover lehnte ab.
»Irgendwer hat den Alten bearbeitet«, sagte William Sullivan zu Tordella. Doch es existieren keine Belege dafür, dass Hoover unter Druck gesetzt wurde. Der FBI-Direktor wusste nur allzu gut, dass seine Behörde irreparabel beschädigt wäre, falls seine Methoden ans Licht kämen. Die Gefahr einer Enthüllung wuchs von Tag zu Tag, das politische Bewusstsein für bürgerliche Freiheitsrechte ebenfalls. Gegenüber gediegenen Liberalen im Kongress und Anwälten der neuen Linken in den Gerichten stand Hoover zunehmend isoliert. Ein konzertierter Angriff auf die rechtswidrigen Techniken der Informationsbeschaffung konnte Hoovers Image als Hüter von Recht und Ordnung in Amerika zerstören.[426]  
Seine Vorsicht kam die FBI-Agenten bei ihrer Verfolgung von Spionen und Saboteuren teuer zu stehen.
»1966 und 1967, als Hoover die geheime Informationsbeschaffung streng reglementierte, hat er uns die Grundlage entzogen«, sagte Bill Cregar, ein ehemaliger Profi-Footballspieler, der beim FBI zum führenden Spezialisten für den sowjetischen Geheimdienst aufgestiegen war. »Ich hielt die technische Überwachung aller Sowjets in diesem Land für dringend geboten. Die Black Panthers waren mir persönlich schnuppe, die Russen nicht.«[427]  
Hoovers Beschränkung eindeutig illegaler Informationsbeschaffung behinderte die Spionagejäger des FBI. Die zunehmende unnachgiebige Konzentration des FBI auf die politischen Proteste in Amerika kostete die Spionageabwehr immer mehr Zeit und Energie. Die Folgen waren evident.
In den nächsten zehn Jahren, zwischen 1966 und 1976, erhob das FBI in keinem einzigen größeren Fall Anklage gegen einen sowjetischen Spion.[428]  
»Einen großen Auftrag erledigen, bevor Sie abtreten«
Der Hunger des Präsidenten nach geheimen Erkenntnissen über die amerikanische Linke wuchs ins Unermessliche. Hoover versuchte, diesen Hunger zu stillen, indem er V-Männer und Informanten in die immer stärker werdende Antikriegs- und Black-Power-Bewegung einschleuste.
Das FBI initiierte das amerikaweite Programm VIDEM (für »Vietnam Demonstrations«) und versorgte das Weiße Haus mit einem stetigen Strom von Informationen über die Wortführer der Bewegung, die Identität der Absender von kriegskritischen Protesttelegrammen an den Präsidenten und die Organisatoren von Anti-Vietnam-Meetings in Kirchen und Universitäten. Nach einer Friedenskonferenz in Philadelphia verfasste das FBI, gestützt auf dreizehn Informanten, einen 41-seitigen Bericht – einschließlich der mitstenographierten Reden und Hintergrundinformationen zu den teilnehmenden Geistlichen und Professoren.
Einige FBI-Agenten bemühten sich nach Kräften, den Präsidenten und den FBI-Direktor in ihrem Verdacht zu bestärken, dass hinter der Antikriegsbewegung die Sowjets steckten. Ed Birch vom FBI, der 1957 den KGB-Oberst Abel enttarnt hatte, verfolgte Anfang der 1960er Jahre die Spur des sowjetischen Spions Wiktor Lesjowski auf seinen Reisen von seinem diplomatischen Posten bei den Vereinten Nationen durch das ganze Land. Er verdächtigte Lesjowski, der sich 1962 mit Martin Luther Kings Berater Stanley Levison getroffen hatte, die amerikanische Linke unter der Hand mit sowjetischen Geldern zu finanzieren. »Dieser Typ war ständig unterwegs«, sagte Birch. »Aber was mich stutzig machte, waren die Orte, die er aufsuchte.« Hierzu zählte die Universität Michigan, wo die Organisation Students for a Democratic Society (SDS) gegründet worden war. »Ich hatte immer den Eindruck, dass er die SDS finanziell unterstützte, aber ich konnte beim FBI niemanden davon überzeugen.« Die Behauptung einer sowjetischen Unterstützung der amerikanischen Antikriegs- und Bürgerrechtsbewegung stand stets auf wackeligen Füßen.[429]  
Im langen heißen Sommer des Jahres 1967 wurden die amerikanischen Städte zu Kriegsschauplätzen. Im ganzen Land kämpften schwarze Amerikaner gegen die Armee, die Nationalgarde und die Polizei. Die Ordnungskräfte schlugen 75 Aufstände nieder, manchmal mit scharfer Munition und tödlichem Schießbefehl. In Detroit, wo die Armee acht Tage lang mit Gefechten und Patrouillen im Einsatz war, starben 43 Menschen, und in Newark, wo das Heer zur Aufstandsbekämpfung mobilisiert wurde, waren es 26. Insgesamt kamen 88 Menschen ums Leben, 1397 wurden verletzt, 16389 von der Polizei festgenommen. Der wirtschaftliche Schaden wurde auf 664,5 Millionen Dollar geschätzt.
Als am Morgen des 25. Juli 1967 in Detroit aus den glimmenden Brandherden die Rauchschwaden aufstiegen, rief Hoover den Präsidenten an, um ihm zeitnah Informationen zukommen zu lassen: das Protokoll eines abgehörten Telefonats zwischen Martin Luther King und Stanley Levison, der vom FBI weiter überwacht wurde.
»Levison, Kings wichtigster Berater und ein heimlicher Kommunist, teilte ihm [King] mit, dass er auf landesweiter Ebene mehr zu gewinnen hätte, wenn er die Gewalt billigen würde«, berichtete Hoover und vertraute dem Präsidenten an, dass seine neuesten Erkenntnisse das Ergebnis einer angezapften Telefonleitung waren.[430]   Hoover sagte, King sei der Ansicht, »der Präsident habe zum jetzigen Zeitpunkt Angst und sei zu Zugeständnissen bereit«. Der Präsident hatte zwar keine Angst vor Martin Luther King, aber er befürchtete, dass die Unruhen von einer unsichtbaren Hand, einer verborgenen Macht im Hintergrund, gesteuert würden. Er glaubte, ausländische Agenten – Kubaner oder Sowjets – würden die Unruhen in den Städten schüren. »Ich möchte, dass Sie Ihre Männer anhalten, die maßgebliche Verbindung aufzuspüren«, wies Johnson Hoover an. »Irgendwo unterwegs werden wir schon was Wichtiges finden.«
Hoover versprach, sofort damit anzufangen. Einen Monat später, am 25. August, initiierte das FBI COINTELPRO – BLACK HATE, das Counterintelligence Program against Black-Hate groups.
23 FBI-Außenbüros wurden angewiesen, »die Aktivitäten der am schwarzen Nationalismus orientierten Black-Hate-Organisationen zu stören, zu diskreditieren oder sonstwie zu neutralisieren«.[431]   Das FBI hatte insbesondere Martin Luther Kings Southern Christian Leadership Conference sowie Stokely Carmichaels und H. Rap Browns Student Non-violent Coordinating Committee (SNCC) im Visier. Hoover bezeichnete King und dessen sehr viel radikalere Mitstreiter in der Bürgerrechtsbewegung öffentlich als »Aufrührer« und »Brandstifter«, die schwarze Aufstände schürten. BLACK HATE ging Hand in Hand mit einem neugeschaffenen Ghetto Informant Program. Noch im selben Jahr 1967 wurden 3000 Personen als FBI-Informanten rekrutiert – viele von ihnen respektable Geschäftsleute, Kriegsveteranen und ältere Mitbürger –, die die schwarzen Gemeinschaften in den amerikanischen Städten observieren sollten. Die Zahl der Mitarbeiter am BLACK HATE und am Ghetto Informant Program stieg – ebenso wie ihr Aktionsradius – bald auf das Doppelte.
Der Aufruhr in den Städten ebbte ab, doch im Herbst 1967 schlossen sich den Friedensmärschen immer mehr Menschen an. In Washington skandierten die Demonstranten: »Hey, hey, LBJ, how many kids did you kill today?« Der Präsident wies das FBI, die CIA und die Armee an, die Verschwörung zum Sturz seiner Regierung niederzuschlagen.
»Ich werde nicht zulassen, dass die Kommunisten hier die Macht übernehmen, und genau das tun sie gerade«, erklärte Johnson gegenüber Verteidigungsminister Robert McNamara, Außenminister Dean Rusk und dem CIA-Direktor Richard Helms am Samstagvormittag, dem 4. November 1967, während einer 95-minütigen Unterredung.
Auf sein Geheiß forcierten liberal Gesinnte wie der neue Justizminister Ramsey Clark und dessen Vize Warren Christopher, der spätere Außenminister Präsident Bill Clintons, die Bespitzelung von Amerikanern durch das Heer und die Nationale Sicherheitsbehörde.[432]   Gemeinsam mit dem FBI überwachten 1500 Mitarbeiter des Heeresnachrichtendienstes in Zivil 100000 amerikanische Staatsbürger. In den folgenden drei Jahren schickte der Heeresnachrichtendienst alle seine Berichte an das FBI. Die CIA beschattete die Führer der Antikriegsbewegung sowie schwarze Militante bei ihren Auslandsreisen und erstattete dem FBI Bericht. Das FBI wiederum überstellte tausende ausgewählte Akten über amerikanische Staatsbürger an den Heeresnachrichtendienst und die CIA. Alle drei Geheimdienste übermittelten die Namen amerikanischer Staatsbürger an die Nationale Sicherheitsbehörde NSA als Teil einer globalen Liste von Verdächtigen. Die NSA schnitt hunderte Telefonate verdächtiger Amerikaner mit und schickte die Abhörprotokolle an das FBI.
Der Präsident hatte alle Hebel in Bewegung gesetzt, um eine Geheimpolizei zu schaffen. Er wollte die Arbeitsweise von FBI, CIA und Heeresnachrichtendienst so koordinieren, dass ein Apparat entstand, der amerikanische Staatsbürger so umfassend überwachte, als wären sie Spione.
Aber die politischen Kräfte waren 1968 weltweit viel zu mächtig, um kontrolliert werden zu können. Nichts vermochte die Ängste des Präsidenten zu zerstreuen. Während Ende Januar 1968 die Tet-Offensive begann, bei der 400000 kommunistische Soldaten in fast allen größeren Städten und Militärgarnisonen Südvietnams zuschlugen, glaubte der Präsident, seine Feinde hätten ihn in Washington umzingelt.
Johnson war ein Getriebener, als er am 14. Februar 1968 mit heiser flüsternder Stimme Hoover anrief.
»Niemand darf erfahren, dass ich Sie angerufen habe«, sagte er. Er sprach langsam, atmete schwer und klang erschöpft.[433]  
»Ich möchte, dass Sie persönlich einen großen Auftrag erledigen, bevor Sie abtreten«, sagte der Präsident. Er wollte eine Intensivierung der Suche nach Spionen in Washington. Er befürchtete, amerikanische Politiker und politische Berater arbeiteten für die kommunistische Sache.
Die elektronische Überwachung ausländischer Botschaften und Konsulate durch das FBI schloss jetzt auch Videoüberwachung sowie Lauschangriffe gegen die Sowjets in Washington und New York ein. Johnson wies Hoover an, die Suche nach Spionen in der US-Regierung zu intensivieren, und verlangte Berichte über Senatoren, Kongressabgeordnete und ihre Mitarbeiter auf dem Capitol Hill sowie über jeden prominenten amerikanischen Staatsbürger, der in geheimem Kontakt mit Kommunisten in ausländischen Botschaften Staatsgeheimnisse stehlen könnte. Mitarbeiter des Kongresses, so seine Vermutung, arbeiteten insgeheim für die Sowjets und spielten dem KGB Regierungsdokumente zu.
»Solange Sie nichts anderes machen – und das heißt, solange Sie und ich hier sind –, möchte ich, dass Sie mit aller Sorgfalt, Umsicht und Urteilskraft, die Sie sich in den vergangenen vierzig, fünfzig Jahren erworben haben, diese Botschaften und die Aktivitäten derer überwachen, die uns stürzen wollen«, sagte der Präsident.
»Ich würde sie sehr genau überwachen und dieser Sache oberste Priorität einräumen. Überprüfen Sie, mit wem sie sprechen, was sie reden, […] ich möchte, dass Sie das persönlich in die Hand nehmen und überwachen.«
Besonders gründlich sollte Hoover politisch verdächtige Kongressmitglieder beobachten. »Ich werde darauf bestehen, dass alle, die mit geheimen Dokumenten zu tun haben, sorgfältig überprüft werden«, fuhr Johnson fort. »Sagen Sie den Ausschussvorsitzenden: ›Der Präsident hat uns angewiesen, jeden zu überprüfen.‹
Denn wenn McNamara hingeht und vor dem Fulbright-Ausschuss erklärt, wir würden den Code der Nordvietnamesen knacken, und wenn dann ein gottverdammter Kommunistenfreund hingeht und es weitersagt, dann ändern die einfach ihre Codes. […] Gehen Sie jeder verdammten Spur nach und überprüfen Sie, wen sie getroffen und mit wem sie gesprochen haben und wann und wie. […] Sie sind der Einzige in der Regierung, der ein Auge darauf hat«, sagte Johnson, »Ich möchte Sie nur auffordern, jetzt gewissenhafter zu sein als jemals zuvor in Ihrem Leben.«
»Ich werde mich persönlich darum kümmern, Mr President«, versprach Hoover.
Das FBI schickte Agententrupps zur Überwachung der diplomatischen Vertretungen von Feinden und Verbündeten gleichermaßen los, insbesondere der Botschaft Südvietnams, Amerikas wankendem Partner im Krieg gegen den Kommunismus, um herauszufinden, ob Amerikaner zusammen mit ausländischen Diplomaten und Spionen den Sturz des Präsidenten betrieben.
»Ein Hort der Stärke in einer Stadt der Schwachen«
Am 31. März 1968 traf Präsident Johnson den Entschluss, nicht zur Wiederwahl anzutreten. In seiner Fernsehansprache an die Nation wirkte er erschöpft, seine Stimme verbittert und verzweifelt.
Zu Johnsons Kummer und Hoovers Ärger wurde Senator Robert F. Kennedy umgehend zum Spitzenkandidaten der Demokraten nominiert. Beide hatten guten Grund anzunehmen, dass ihr schärfster politischer Gegner nächster Präsident der Vereinigten Staaten werden würde. Hoover befürchtete einen Auftrieb der Linken und vor allem den Aufstieg der Radikalen innerhalb der Black-Power-Bewegung. Robert Kennedys Kampagne mobilisierte die schwarzen Wähler Amerikas. Eines seiner Anliegen war jetzt die Politik der Befreiung.
Vier Tage nach Johnsons Verzichtserklärung, sich nicht erneut um das Präsidentenamt zu bewerben, ermahnte Hoover seine Agenten in den Außenbüros, vor den Kräften auf der Hut zu sein, die er als »BLACK HATE« etikettiert hatte: »Wir müssen der Negerjugend und den Gemäßigten klarmachen, dass sie tote Revolutionäre sein werden, wenn sie auf revolutionäre Lehren hereinfallen.«[434]  
Am nächsten Abend wurde Martin Luther King in Memphis ermordet.
Das Attentat entfesselte Wut und Empörung im ganzen Land. Die Flammen loderten auch in der Nähe des Weißen Hauses. Bei seiner Rückkehr von Kings Beisetzung in Memphis blickte Justizminister Ramsey Clark aus seinem Flugzeug hinunter auf Washington. Die Stadt, nächtlich erleuchtet von schwelenden Feuern, erlebte den gefährlichsten Aufstand seit dem Krieg von 1812. Kings Mörder James Earl Ray entzog sich der größten Menschenjagd in der Geschichte des FBI, indem er sich per Bus nach Toronto und dann per Flugzeug nach London absetzte. 66 Tage später wurde er von Scotland Yard festgenommen, als er in ein Flugzeug nach Brüssel steigen wollte.
Am 23. April besetzten die Students for a Democratic Society die Columbia-Universität. Sechs Tage später stürmte die Polizei den Campus und nahm 700 Studenten fest. Das FBI brauchte weitere zehn Tage, bevor es in Aktion trat. Seine Antwort war das »Spionageabwehrprogramm« COINTELPRO – NEW LEFT. Die erste Welle des amerikaweiten Angriffs des FBI auf die Antikriegsbewegung erfolgte nach detaillierten Anweisungen Hoovers und Sullivans an alle Außenbüros, Konflikte innerhalb der Führung der Neuen Linken zu schüren. Die Agenten sollten die Divergenzen zwischen den Students for a Democratic Society (SDS) und den mit ihnen rivalisierenden Splittergruppen verstärken. Sie sollten den – falschen – Eindruck erwecken, hinter jedem Briefkasten stehe ein FBI-Agent und die Organisation sei mit Informanten durchsetzt. Die SDS sollte durch Desinformation zerrüttet und verwirrt werden. Aber COINTELPRO lief den Ereignissen hinterher. Mehr als 100 Universitäten im ganzen Land beteiligten sich inzwischen an den Studentenprotesten. Die Demonstrierenden rissen bei ihren Märschen Barrikaden nieder, während sich an ihren Rändern gewaltbereite Militante tummelten, die bereit waren, nicht nur Molotow-Cocktails zu werfen. Hoover rief seine Special Agents, die in ganz Amerika im Einsatz waren, zu den Waffen. »Ich bin entsetzt über die Reaktion einiger unserer Außenbüros auf die Gewalt- und Terrorakte […] auf dem Campus der Colleges« schrieb er. »Ich erwarte einen schnellen und aggressiven Gegenschlag.«[435]  
Für Hoover sah es so aus, als braute sich ein Sturm zusammen, der heftiger war als alles, was er seit den großen Polizisten-, Kohle- und Stahlarbeiterstreiks mit dem Aufstieg der Linken nach dem Ersten Weltkrieg erlebt hatte. Doch das FBI wusste keine Antwort auf die Gewalt und Wut, die Amerika in jenem Frühjahr erschütterte.
Am 6. Juni wurde Robert Kennedy in Los Angeles ermordet. Millionen von Amerikanern hatten ihre Hoffnung in ihn gesetzt. Hoover sah die Sache nüchterner. »Für die jüngere Generation und all diejenigen, die damals und bis heute Anhänger Kings sind, wurde er zu einer Art Messias«, schrieb Hoover nach Kennedys Tod in einem Memorandum an seine wichtigsten Mitarbeiter.[436]   Kennedys Wahl hätte das Ende von Hoovers Macht bedeutet.
Mit dem Mord wurde der Weg ins Weiße Haus frei für einen Mann, der versprach, Gesetz und Ordnung wiederherzustellen. Der FBI-Chef hatte jetzt Grund zur Hoffnung auf eine Restauration, eine Rückkehr zu republikanischen Wahrheiten und eine Renaissance des FBI. Sein alter Freund Richard Nixon hatte gute Chancen, im November zum Präsidenten gewählt zu werden.
Es war ein Kopf-an-Kopf-Rennen. Im Wettstreit zwischen Nixon und Johnsons Vize Hubert Humphrey ging es um die öffentliche Meinung zum Vietnamkrieg. Mittlerweile waren eine halbe Million amerikanische Soldaten im Einsatz, und jede Woche starben hunderte. Zehn Tage vor der Präsidentschaftswahl, nach einer die ganzen Nacht dauernden Unterredung mit seinen engsten Beratern aus Militär und Geheimdienst, war Johnson bereit, die amerikanische Bombardierung Nordvietnams einzustellen und einen Plan für Friedensverhandlungen zu erarbeiten. Doch der südvietnamesische Präsident Thieu machte in letzter Minute einen Rückzieher.
»Thieu ist nicht mehr dabei«, sagte Johnson am Vorabend der Wahl zu einem Berater. »Er denkt, wir würden ihn in die Pfanne hauen.«[437]  
Das FBI hatte Hinweise auf ein Komplott zur Sabotage von Johnsons Waffenstillstandsplänen in Vietnam. Der Präsident vermutete das Wahlkampfteam Nixons hinter dem Komplott.
Drei Tage vor der Wahl sagte Johnson, er überwache »persönlich den Verkehr«: Telefonate und Telegramme, die das FBI und die Nationale Sicherheitsbehörde in der Südvietnamesischen Botschaft abgefangen hatten. Und er habe Nixons Plan zur Torpedierung der Friedensgespräche aufgedeckt. Er wies das FBI an, Anna Chennault, die bekannteste Vertreterin des chinesischen Antikommunismus, zu überwachen.
Johnson hatte den Verdacht, sie sei Nixons Vermittlerin. Am Montag, dem 4. November, einen Tag vor der Wahl, schickte das FBI-Hauptquartier dem Präsidenten eine streng geheime Nachricht: »Anna Chennault fuhr in ihrem Lincoln Continental von ihrer Wohnung zur Vietnamesischen Botschaft, wo sie rund dreißig Minuten blieb.« Anschließend, so der Bericht weiter, sei sie in 1701 Pennsylvania Avenue gefahren und habe Raum 205 betreten, ein geheimes Wahlkampfbüro Nixons.
Am Vorabend der Wahl resümierte Johnson, was er über die Chennault-Affäre erfahren hatte. »Sie sagt zur Südvietnamesischen Botschaft – sie war eine Kurierin und nichts anderes – sie sagte: ›Ich habe gerade von meinem Chef erfahren […]. Und Sie sagen Ihrem Chef, dass er noch ein Weilchen warten soll.‹ Das ist der Kern der Geschichte.«
Nixon gewann die Präsidentschaftswahl sehr knapp mit kaum einer halben Million mehr Wählerstimmen, einem Siebtel von einem Prozent der gesamten Wählerschaft. Ein Friedensabkommen hätte sich für Humphrey mit Sicherheit positiv ausgewirkt.
Johnson war überzeugt, Nixon habe mit der südvietnamesischen Regierung ein geheimes Abkommen geschlossen, das zum Inhalt hatte: Keine Friedensverhandlungen mit Johnson und Humphrey. Wartet, bis ich gewählt bin. Mit mir bekommt ihr einen besseren Deal.
»Das also ist die Geschichte, Dick«, sagte Johnson in einem hitzigen Telefonat nach Nixons Wahl und beschuldigte ihn einer Handlung, die dem Landesverrat gleichkam. »Und es ist eine schmutzige Geschichte.«
Nixon bestritt sie bis an sein Lebensende. Doch in der Unterredung hatte er die Überzeugung gewonnen, dass der Präsident der Vereinigten Staaten ihn vom FBI hatte abhören lassen.
Johnson hatte nicht vor, an die Öffentlichkeit zu gehen. Schon allein die Tatsache, dass er das FBI veranlasst hatte, Nixons Wahlkampagne zu überwachen, wäre Sprengstoff genug gewesen. Die öffentliche Beschuldigung, Nixon habe die Friedensverhandlungen torpediert, wäre das politische Äquivalent eines Atomkriegs gewesen.
Johnson musste seinen Frieden mit Nixon machen. Am 12. Dezember lud er ihn zu einem zweistündigen Treffen ins Weiße Haus. In ihrer Bewunderung für J. Edgar Hoovers Arbeit fanden sie einen gemeinsamen Boden.
Im Oval Office griff Johnson zum Hörer und wählte Hoovers Nummer. Das kurze telefonische Dreiergespräch wurde nicht aufgezeichnet, doch Nixon erinnerte sich, dass der Präsident zu ihm sagte: »Wenn Edgar Hoover nicht gewesen wäre, hätte ich meinen Verpflichtungen als Oberkommandierender nicht nachkommen können. Punkt. Sie werden sich auf Edgar verlassen müssen, Dick – er ist ein Hort der Stärke in einer Stadt der Schwachen.«[438]  
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Die ultimative Waffe
Als Richard Nixon an die Macht kam, hatte er eine hochfliegende Vision vom Weltfrieden. Gelang ihm deren Umsetzung, würde er eine Nation, die mit sich selbst im Krieg lag, wieder versöhnen können, davon war er überzeugt. Im Fall des Scheiterns befürchtete er den Untergang der Vereinigten Staaten.
Er wollte einen Ausweg aus Vietnam finden. Er glaubte, er könne den Kalten Krieg mit Russland und China beenden. Seine Rechnung, welchen politischen Preis die Übereinkunft mit den Führern des Weltkommunismus kosten würde, war knallhart: »Die Gefahr eines Krieges sinkt, aber das Risiko, ohne einen Krieg durch Subversion und verdeckte Mittel zu Fall gebracht zu werden, steigt proportional.«[439]  
Damit sich seine Hoffnungen für die Welt erfüllten, musste er in Amerika Geheimpolitik betreiben. In seine Pläne und Strategien, von Flächenbombardements bis zur diplomatischen Entspannungspolitik, waren nur wenige enge Berater eingeweiht. Trotzdem war ihm klar, dass eine absolute Geheimhaltung nahezu unmöglich war.
»Vor einem möchte ich Sie warnen«, hatte ihm Johnson im Dezember 1968 im Weißen Haus gesagt. »Die undichten Stellen können Ihr Ende sein.« Er riet Nixon, sich einzig und allein auf Hoover zu verlassen, um seine Geheimnisse zu bewahren und seine Macht zu sichern: »Sie werden sich ein ums andere Mal auf ihn verlassen, um die Sicherheit aufrechtzuerhalten. Er ist der Einzige, dem man voll und ganz vertrauen kann«.[440]  
Aber Nixon traute niemandem voll und ganz – nicht einmal Hoover, einem Mann, den er »meinen engsten persönlichen Freund im öffentlichen Leben« nannte.[441]  
Sie waren seit über zwanzig Jahren Kumpel, wie Nixon es formulierte. Hoover hatte dem unerfahrenen Kongressabgeordneten 1947 alles Wichtige beigebracht. Als Nixon in der politischen Strategie für den Krieg gegen den Kommunismus unterwiesen wurde, machte er seine erste Bekanntschaft mit der Macht. In den 1950er Jahren hatten sie in hunderten vertraulichen Gesprächen ihre Gedanken ausgetauscht. Hoover hatte den Kontakt zu Nixon nie abreißen lassen und Nixon auch während seines langen Exils fern von Washington politisch beraten. Hoover war mehr als nur eine Quelle für Geheiminformationen gewesen. Er war ein hochgeschätzter politischer Ratgeber. Und er hatte nie aufgehört, Nixons Angst vor politischem Umsturz zu schüren.
In den ersten beiden Jahren der neuen Regierung führten die beiden Männer persönlich oder übers Telefon mindestens 38 Gespräche miteinander, bevor Nixon im Weißen Haus seine versteckten Mikrophone installieren ließ. Alle paar Wochen, so erinnerte sich Nixon, »kam er allein zu mir« und sprach lang und breit über die Bedrohungen, mit denen Amerika konfrontiert war. »Vieles davon war äußerst wertvoll«, sagte Nixon. »Und es drang nie etwas davon nach draußen.«[442]  
Sie unterhielten sich stundenlang, beim Dinner im Weißen Haus, bei Hoover zu Hause und auf Nixons Präsidentenyacht. An einem Essen zu viert auf der Sequoia nahm auch Nixons Stabschef H. R. Haldeman teil. »Fast unglaubliches Gespräch«, schrieb Haldeman in sein privates Tagebuch. »J. Edgar redete die ganze Zeit« und gab »detaillierte Berichte großer FBI-Operationen« zum Besten. Hoover war »eine Figur aus vergangenen Zeiten« – und Nixon war »fasziniert von ihm«.[443]  
Ende 1968 besuchte Hoover Nixon im Hauptquartier von dessen Übergangsteam im vornehmen Hotel Pierre in New York. Er hatte ein »dickes, rotes Gesicht« und »sah ungesund aus«,[444]   erinnerte sich John Ehrlichman, der Nixons Berater und Hoovers Verbindungsmann zum Weißen Haus werden sollte. Aber seine Eloquenz war ungebrochen.
Hoover riet Nixon, in der Zeit bis zur Amtsübernahme vorsichtig zu sein, was er zu Johnson am Telefon sage, und auch bei seinen Telefonaten danach aufzupassen. Er könnte nämlich abgehört werden. Wie Hoover erklärte, werde das Kommunikationssystem des Präsidenten durch die Fernmeldeaufklärung des Heeres überwacht, und es würden sämtliche Gespräche kontrolliert, die in der Telefonzentrale des Weißen Hauses eingingen. So wie Nixon es verstand, konnte ein Korporal den Präsidenten belauschen.
Der FBI-Direktor klärte Nixon außerdem gezielt über die Überwachungsbefugnisse eines Präsidenten auf. Jahre später musste Nixon auf parlamentarische Weisung hin eine offizielle Stellungnahme darüber abgeben, was Hoover ihm an jenem Tag gesagt hatte.
Hoover habe darauf hingewiesen, dass das FBI für jeden Präsidenten seit Franklin D. Roosevelt Einbruchdiebstähle, Einbrüche und Lauschangriffe »ohne Durchsuchungsbefehl« durchgeführt habe, so Nixon. Zu seinen Methoden zählten »unerlaubtes Eindringen und das Abhören und Abfangen von mündlichen und schriftlichen Mitteilungen«. Das FBI sei besonders bewandert im Aufspüren von undichten Stellen, erklärte Hoover. Telefone anzuzapfen gehöre zu seinen »effektivsten Mitteln«.[445]  
Nixon lernte auch von Hoover, wie man den Kongress über die Abhörpraktiken belügen kann, ohne erwischt zu werden.
»Das war Hoovers übliche Vorgehensweise«, sagte Nixon in einer geheimen eidesstattlichen Erklärung gegenüber den Watergate-Ermittlern aus, die seit November 2011 öffentlich zugänglich ist.
»Er berichtete mir davon, er sagte: ›Weißt Du, ungefähr einen Monat bevor ich vor dem Bewilligungsausschuss des Repräsentantenhauses aussagen muss, höre ich mit den Aufzeichnungen auf […] so kann ich die Frage, ob wir abhören, verneinen!‹«
Jedes Mal, wenn Hoover seinen jährlichen Auftritt vor dem Kongress absolviert hatte, schaltete das FBI die Tonbänder wieder an.
»Hoover blockte die Frage über fünfzig Jahre immer wieder ab«, sagte Nixon, »ohne dabei offiziell zu lügen.«[446]   Nixon ließ die Praxis des FBI, Telefone anzuzapfen, Wanzen zu installieren und Einbruchdiebstähle zu verüben, wiederaufleben. Sie wurden rasch zur politischen Kultur im Weißen Haus. Er beorderte Hoover zurück in das Feld der politischen Kriegsführung.
»Damit kann man nur auf eine Art umgehen«
Nixon hatte die apokalyptische Vorstellung einer Revolution in Amerika, und durch die politischen Morde, die Ghetto-Unruhen und die Antikriegsdemonstrationen der sechziger Jahre wurden seine düsteren Visionen noch verstärkt. Bei der Parade anlässlich seiner Amtseinführung am 20. Januar 1969 wurde er mit einem kurzen, aber wütenden Hagel aus Steinen, Flaschen und Bierdosen empfangen, die hunderte Antikriegsdemonstranten auf ihn warfen. Während seiner Wahlkampftour war Nixons Mantra gewesen: »Bring Us Together«, bringt uns zusammen. Genau jene Leute, die seiner Ansicht nach Amerika spalteten, brüllten nun seiner schwarzen Limousine auf dem Weg zum Weißen Haus Flüche hinterher.
Seine ersten Amtstage waren von erschreckenden Bombenanschlägen und Schießereien geprägt: Radikale attackierten Rekrutierungsbüros der Armee und Einrichtungen des Reserve Officer Training Corps (ROTC), eines Ausbildungsprogramms der US-Streitkräfte für Offiziere an Universitäten; puertoricanische Nationalisten jagten das Einberufungsbüro in San Juan in die Luft; militante Schwarze verübten aus dem Hinterhalt Attentate auf Polizisten. Hoover hatte verkündet, die Black Panther Party und ihre Anführer seien die größte Bedrohung für die innere Sicherheit der Vereinigten Staaten. Dem Chef der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI, Bill Sullivan, war es gelungen, mit Hilfe von COINTELPRO Informanten ganz oben in der Partei einzuschleusen, die 1969 bereits zu zersplittern begann. Doch über die Studentenbewegung wusste das FBI überhaupt nichts, und die Studenten bereiteten Nixon die größte Sorge.
Nixon schätzte die subversive Gefahr, die von ihnen ausging, als ebenso hoch ein wie die Bedrohung durch die Sowjets, die Chinesen und den Vietcong. In einer seiner ersten großen Ansprachen an das amerikanische Volk ging er auf die Unruhen an amerikanischen Universitäten ein.
»Auf diese Weise gehen Zivilisationen unter«, sagte er. Er zitierte Yeats: »›Alles zerfällt. Die Mitte hält es nicht.‹ Niemand von uns hat das Recht anzunehmen, das könne hier bei uns nicht passieren.«[447]  
Das Machtgefüge in Amerika war in Veränderung begriffen. Nixon gestaltete den Supreme Court um, indem er konservative Richter berief. Er gelobte wiederholt, den Respekt vor dem Gesetz und der Autorität der Präsidentschaft wiederherzustellen. Nixon hatte seinen streng konservativen Wahlkampfmanager John N. Mitchell zum Justizminister ernannt und damit die auf die Regierung Harding zurückgehende Tradition fortgesetzt, seinen Wahlkampfmanager zum Justizminister zu ernennen. Mitchell besaß die gelassene Art eines Pfeifenrauchers und verehrte den Präsidenten glühend. Er würde alles tun, was Nixon von ihm verlangte, und als Justizminister begegnete er Hoover so unterwürfig, wie es der FBI-Direktor forderte. »Die Justizminister erteilten Mr Hoover selten Anweisungen«, sagte Nixon. »Das war sogar für die Präsidenten schwierig.«[448]  
Bereits in seiner ersten Amtswoche verlangte Nixon geheimdienstliche Informationen über die Radikalen. »Er wollte wissen, wer dahintersteckte und was unternommen wurde, um die Saboteure zu ergreifen«, schrieb Ehrlichman. Der Präsident trug seinem Berater im Weißen Haus auf, Hoover aufzusuchen, sich als »sein Freund und Vertrauter im Weißen Haus« vorzustellen und einen direkten Draht für eine geheime Kommunikation mit dem FBI aufzubauen.[449]  
Ehrlichman machte sich mit Vorsicht ans Werk. Sein Stab hatte ihn bereits gewarnt, »dass jedes Treffen in Hoovers Büro heimlich gefilmt oder auf Video aufgenommen wurde. Aber auf das ganze Brimborium, das man als Besucher über sich ergehen lassen musste, war ich nicht vorbereitet«. Vom Flur des Justizministeriums wurde Ehrlichman durch eine zweiflüglige Tür geführt, bewacht von Hoovers persönlichen Bediensteten. Er betrat einen Raum, der vollgestopft war mit Auszeichnungen für Hoover – Plaketten und Ehrenurkunden, die als Emblem den Weißkopfseeadler und die ewig brennende Fackel trugen. Das Vorzimmer führte in einen zweiten, formelleren Raum, in dem hunderte weitere Auszeichnungen präsentiert wurden. Von dort ging es in einen dritten Trophäenraum mit einem auf Hochglanz polierten Schreibtisch. Der Schreibtisch war leer.
»Von J. Edgar Hoover keine Spur«, schrieb Ehrlichman. »Mein Begleiter öffnete eine Tür hinter dem Schreibtisch, ganz am Ende des Raums, und ich wurde in ein Büro geführt, das ungefähr vier mal vier Meter groß war und von Hoover dominiert wurde. Er thronte auf einem riesigen ledernen Schreibtischstuhl hinter einem Holzschreibtisch in der Zimmermitte. Als er aufstand, sah man, dass er und sein Schreibtisch sich auf einem etwa 15 Zentimeter hohen Podest befanden. Mir bot man eine niedrige, purpurrote Ledercouch zu seiner Rechten als Sitzplatz an. J. Edgar Hoover blickte auf mich herab und begann zu reden.« Er redete eine Stunde lang ohne Unterlass: über die Black Panthers, die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten, die Sowjetspionage, den Kongress, die Kennedys und vieles mehr. Aber Informationen über die radikalen Splittergruppen der Neuen Linken, die der Präsident ersehnte, hatte er kaum zu bieten.
Ehrlichman sollte – wie Nixon – lernen, dass das Bureau bei politisch sensiblen Informationen sich »sehr häufig auf Gerüchte, Klatsch und Mutmaßungen stützte«. Selbst bei Berichten, die auf Telefonüberwachung und Wanzen basierten, »waren die Informationen oft Gerüchte um zwei oder drei Ecken herum«.
So verhielt es sich auch beim ersten heißen Tipp, den Hoover Ende Januar 1969 lieferte. Nixon hatte Hoover zu einem Dinner für zwölf Personen ins Weiße Haus gebeten. Die Einladung traf mit einem verblüffenden Memo für den Präsidenten zusammen. Hoover behauptete, ein langjähriges Mitglied des Pressecorps im Weißen Haus, Henry Brandon, der für die Sunday Times in London aus Washington berichtete, stelle eine Bedrohung für die nationale Sicherheit dar.
»Ich rief Mr Hoover an und fragte ihn: ›Worum geht es hier eigentlich?‹«, erinnerte sich Nixon. Er kannte Brandon als den prominentesten Auslandskorrespondenten in Washington, als einen gesellschaftlicher Aufsteiger und Freund des nationalen Sicherheitsberaters Henry Kissinger, der seine Sonntage gern in Brandons Swimmingpool verbrachte.
Hoover sagte, der Reporter werde verdächtigt, für den britischen und den tschechischen Geheimdienst zu spionieren – und dass das FBI Brandon jahrelang abgehört habe, um Beweise dafür zu finden. Das säte einen Gedanken in Nixons Kopf, nämlich dass Reporter anzuzapfen eine Methode war, um die Lecks und ihre Quellen im Weißen Haus zu finden.
Einige Tage später, am 1. Februar 1969, berief Henry Kissinger den Nationalen Sicherheitsrat zu einer streng geheimen Sitzung über den Nahen Osten mit Nixon ein. »Binnen Tagen«, erinnerte sich Nixon in seinen Memoiren, »sickerten Einzelheiten über die Beratungen an die Presse durch. Eisenhower, den ich persönlich über das Treffen unterrichtet hatte, betrachtete jedes Durchsickern von als geheim eingestuften Informationen, sei es in Kriegs- oder in Friedenszeiten, als Landesverrat.«[450]  
Das sahen Nixon und Kissinger genauso. Beinahe wöchentlich erschienen auf den Titelseiten der Zeitungen Artikel über ihre politischen Strategien für die Sowjetunion und Südostasien, die direkt dem Sitzungsprotokoll des Sicherheitsrats entnommen schienen. Kissinger zählte in den ersten hundert Tagen der Nixon-Regierung 21 Zeitungsartikel über die geheimen außenpolitischen Strategien des Präsidenten, die auf undichte Stellen zurückzuführen waren. Als Nixon die Schlagzeilen sah, explodierte er: »Was ist das für eine verfluchte Geschichte? Finden Sie heraus, wer sie hat durchsickern lassen und feuern Sie ihn!« Kissinger lernte, seinen Boss zu imitieren. Manchmal übertraf er ihn sogar noch: »Wir müssen diese Leute zermalmen! Wir müssen sie vernichten!«[451]  
Am 23. April verbrachte Nixon 20 Minuten am Telefon mit Hoover und brütete mit ihm einen Plan aus, um die Lecks zu stopfen. Zwei Tage darauf setzte sich der Präsident mit Hoover und Justizminister John Mitchell im Weißen Haus zusammen.
Nixons eidesstattliche Aussage über das Treffen im Oval Office wegen der undichten Stellen war kurz und bündig: »Hoover informierte mich, dass […] man damit nur auf eine Art umgehen könne […] Er habe die Befugnis, Telefone abzuhören […] Abhören sei die ultimative Waffe.«[452]  
»Ich teilte Mr Hoover mit, wir würden mit diesem Programm fortfahren«, erinnerte sich Nixon. »Ich bestellte Dr. Kissinger zu mir und sagte ihm, er sei dafür verantwortlich, seinen Stab zu überprüfen.« Kissinger kam der Aufforderung selbstverständlich nach. »Er war hier in diesem Raum mit J. Edgar Hoover, John Mitchell und Richard Nixon«, erzählte Kissingers Berater Peter Rodman. »Sie sagen: ›Zapfen wir ein paar Telefone an.‹ Und J. Edgar Hoover und John Mitchell meinen: ›Ja, klar, das können wir machen. Bobby Kennedy hat es ständig gemacht.‹«[453]  
Kissinger sollte Verdächtige herausfischen. Wenn Hoover einverstanden war, sollten ihre Telefone angezapft werden. Die Verantwortung für das Ausfindigmachen und Stopfen der undichten Stellen sollte ausschließlich beim FBI liegen.
Als Hoover am Morgen des 9. Mai den Hörer abhob, schallte ihm Henry Kissingers aufgebrachte Stimme entgegen. Er war wütend wegen einer Titelstory in der New York Times. Nixon hatte Kambodscha, ein neutrales Land, bombardieren lassen mit dem Ziel, dem Vietcong und nordvietnamesischen Versorgungsdepots einen Schlag zu versetzen. Die Bombardierung verletzte das Völkerrecht, aber der Artikel verletzte die Prinzipien der Geheimhaltung. Der Präsident sah darin einen Akt des Hochverrats – »eine undichte Stelle, die direkt verantwortlich war für den Tod tausender Amerikaner.«[454]   Er glaubte, die heimliche Bombardierung könne amerikanische Soldaten retten, die in Südvietnam kämpften. Kissinger war der Überbringer seines Zorns an Hoover, was sich auch Hoovers Gesprächsnotizen entnehmen lässt: »Nationale Sicherheit […] außerordentlich schädigend […] gefährlich.«
Kissingers Abhöraktion lief an. »Dr. Kissinger sagte, er sei sehr dankbar«, schrieb Hoover, »und er hoffe, dass ich der Sache auf den Grund gehen werde, und sie würden denjenigen, der das getan habe, vernichten, wenn wir ihn finden, egal, wer es sei.«[455]  
Hoover übertrug Bill Sullivan, dem Chef der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI, die Aufgabe, die Telefone anzuzapfen. Sullivan folgte den Weisungen aus dem Weißen Haus bereitwillig. Er hatte schon seit Jahren ein Auge auf Hoovers Job geworfen. Jetzt war ihm die volle Aufmerksamkeit der Mitarbeiter des Präsidenten gewiss, und es gab wenig, was er nicht getan hätte, um ihnen zu dienen. Bald schon würde ihm die volle Aufmerksamkeit des Präsidenten gewiss sein.
Sullivan sorgte dafür, dass die umfangreichen Abhörabschriften und -protokolle als »Nicht-für-die-Ablage«-Akten behandelt wurden. Er hielt sie in einem Büro außerhalb der FBI-Zentrale unter Verschluss und lieferte Kissinger und seinem Militärberater Oberst Alexander Haig täglich eine Zusammenfassung davon. Nixon schickte Kissinger zum FBI mit der Anweisung, »Mr Hoover und Mr Sullivan für ihre außergewöhnliche Unterstützung zu danken«. Die Anweisung an Sullivan lautete, »Mr Hoover zu informieren, dass Sie diese Probleme in allen Einzelheiten mit dem Präsidenten erörtert haben, und Mr Hoover zu fragen, ob er weitere Informationen oder Empfehlungen habe, die in dieser äußerst heiklen Situation hilfreich wären«.[456]  
Einige von Nixons engsten Beratern wussten, dass die Abhöraktion in eine rechtliche Grauzone fiel. Nixon sah sich dazu ermächtigt, aus Gründen der nationalen Sicherheit jeden x-Beliebigen auszuspionieren. 1968 hatte der Kongress ein Gesetz verabschiedet, demzufolge der Präsident Lauschangriffe genehmigen konnte, um die Vereinigten Staaten vor ausländischen Spionen und Subversiven zu schützen. Aber diese Abhöraktionen waren nicht gegen KGB-Agenten gerichtet, sondern gegen 13 Regierungsbeamte und vier Zeitungsreporter. In den folgenden zwei Jahren erbrachten die Abhörprotokolle nie auch nur ein Fitzelchen belastender Beweise gegen irgendjemanden, obwohl weiterhin Informationen durchsickerten. Aber sie waren der erste Schritt auf dem Weg zur Watergate-Affäre.
Am 28. Mai um 15 Uhr nahm Nixon im repräsentativen East Room im Weißen Haus neben Hoover Platz. Gemeinsam leiteten sie die Abschlussfeier des 83. Jahrgangs der National Academy des FBI, wo amerikanische und ausländische Führungskräfte im Gesetzesvollzug eine Ausbildung absolvieren können. Minuten zuvor hatte Hoover dem Präsidenten persönlich im Oval Office einige Abhörprotokolle von Kissingers Lauschangriff überreicht.
Im East Room zeichnete Hoover Nixon mit einer goldenen Dienstmarke zum Ehrenmitglied des FBI aus, und Nixon sprach in seiner Rede über Rechtsstaatlichkeit. »Unser Problem«, so der Präsident, »ist es, dafür zu sorgen, dass unsere Gesetze – die geschriebenen Gesetze – überall in Amerika von allen Amerikanern respektiert werden und dass diejenigen, die das Gesetz vollstrecken – die die harte, schwierige, aufreibende und manchmal gefährliche Aufgabe haben, das Recht durchzusetzen –, ihren Verpflichtungen in respektvoller Weise nachkommen«.
»Niemand wusste, was richtig und was falsch war«
Am selben Nachmittag stand in Chicago der junge FBI-Agent Bill Dyson kurz davor, in die Regeln einer gesetzlosen Welt eingewiesen zu werden. Er konnte sich noch sehr gut an diesen Tag erinnern. Es war der Beginn eines neuen Lebens.
Dyson, 28 Jahre alt, war bei seinem ersten Einsatz in Chicago, knapp zwei Jahre, nachdem er beim FBI angefangen hatte. Sein Vorgesetzter sagte ihm, er werde ein Telefon anzapfen. Er konnte sich unter einem angezapften Telefon nichts Genaues vorstellen. Er wusste nicht, wie das funktionierte und auf welcher gesetzlichen Grundlage es geschah. Aber er folgte seinem Vorgesetzten in einen fensterlosen Raum in den tiefsten Eingeweiden der FBI-Außenstelle. Sein Vorgesetzter wies ihm einen Platz zu und sagte: »Hier ist Ihr Gerät.«[457]  
Er sollte die Schicht von vier Uhr nachmittags bis Mitternacht übernehmen und Mitglieder der Students for a Democratic Society abhören. Drei Wochen später traten die SDS zu einer offiziellen Sitzung in Chicago zusammen. Eine Fraktion erklärte, sie wolle einen bewaffneten Kampf gegen die Regierung der Vereinigten Staaten führen. Den ganzen Sommer über und bis in den Herbst hinein belauschte Dyson die Mitglieder der Gruppe, wie sie argumentierten, debattierten und Pläne schmiedeten. Er wurde Zeuge der ungestümen Gründung einer Terrorbande.
»Ich sah ihnen dabei zu, wie sie die Weathermen wurden! Ich war bei ihnen, als sie die Weathermen wurden!«, sagte er. »Es war aufregend. Ich wurde Zeuge, wie Geschichte geschrieben wurde.« Fast genau fünfzig Jahre zuvor, im September 1919 in Chicago, hatten J. Edgar Hoovers Agenten belauscht, wie die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten von Amerika gegründet wurde. Dyson setzte ihre Tradition fort.
Die Weathermen sahen sich als Revolutionäre, die Amerika stürzen konnten – eine Vision, die teilweise dem LSD-Konsum geschuldet war. Sie nannten sich Kommunisten, aber ihre Taktik ähnelte mehr der Taktik der italienischen Anarchisten, die nach dem Ersten Weltkrieg in Washington und in der New Yorker Wall Street Bombenanschläge verübt hatten. »Anarchisten ist ein ziemlich beschönigender Ausdruck für sie«, sagte John Kearney vom FBI, der in New York bei vielen Einsätzen gegen die Weathermen die geheime Squad 47 geleitet hatte und später wegen Einbrüchen ohne richterliche Anordnung unter Anklage gestellt wurde. »Sie waren Terroristen.«
Ihre Führer waren weiß, gutaussehend und gebildet und stammten zum Teil aus wohlhabenden Familien. Sie versuchten ein Waffenbündnis mit den Black Panthers zu schmieden. In Kuba trafen sie sich mit Vertretern der nordvietnamesischen Regierung. Mit einem strengen Gruppendenken, das der Vorsitzende Mao bewundert hätte, drillten sie sich in Disziplin. Sie kämpften miteinander und schliefen miteinander. Und Dyson hörte zu. »Ich wusste mehr über diese Leute als sie über sich selbst. Wenn man ein Telefon abhört, wenn man es gut macht, dann wird man so«, sagte er. »Manchmal lebte ich 24 Stunden mit diesen Leuten, sieben Tage die Woche.«
Aber dann wurden die Weathermen zum Weather Underground. Im Herbst 1969 verlegten sie ihre Aktivitäten von offener Aufwiegelung zu heimlichem Bombenbasteln. Auf einmal waren sie wie vom Erdboden verschluckt. Dysons Mikrophone blieben stumm. Eine Wende, die das FBI wie aus heiterem Himmel traf. Die Abhörspezialisten verfolgten Anrufe zu Münzfernsprechern nach und installierten Funksender in öffentlichen Telefonzellen, aber die Spur blieb kalt. Dem Chef der nachrichtendienstlichen Abteilung Bill Sullivan liefen Angstschauer über den Rücken. Am 8. September 1969 hatte er berichtet, dass die Gruppe »das Potential hat, der Sicherheit dieses Landes sehr viel mehr Schaden zuzufügen, als die Kommunistische Partei es jemals vermocht hat, nicht einmal auf der Höhe ihrer Macht in den 1930er Jahren«.[458]  
Von Chicago aus breiteten sich Geheimzellen der Weathermen mit jeweils vier oder mehr Mitgliedern im ganzen Land aus, von New York bis San Francisco. In jenem Winter jagten sich drei wichtige Mitglieder der New Yorker Gruppe in einem eleganten Stadthaus an der 11. Straße West selbst in die Luft, als sie versuchten, 60 Dynamitstangen zu einer Bombe zusammenzubauen, die Soldaten in Fort Dix, New Jersey, hätte treffen sollen. Nach diesem tödlichen Fiasko ging die Bewegung noch tiefer in den Untergrund, konnte aber während der Nixon-Regierung trotzdem alle paar Monate neue Gewalttaten auf ihr Konto verbuchen und verhöhnte das FBI und das Weiße Haus mit flammenden Flugblättern und Bombenanschlägen an Orten, die als uneinnehmbar galten. Eine Gruppe mit kaum hundert Mann – im Kern ein Dutzend Entscheidungsträger und Bombenbastler – begann die Regierung der Vereinigten Staaten Ende der sechziger, Anfang der siebziger Jahre in den Wahnsinn zu treiben.
Dyson, der als leitender Agent mit dem Fall betraut wurde, nahm sie beim Wort. Er stufte die Bedrohung als äußerst ernst ein, und das taten auch seine Vorgesetzten. Die Botschaft aus dem Untergrund, wie er sie las, zeugte von einem mörderischen Vorsatz: »Wenn ihr den Krieg nicht beendet, werden wir eure Kongressabgeordneten töten. Wir werden eure Senatoren töten. Wir werden den Präsidenten töten.«
»Sie waren in der Lage, sich Zugang zum Kapitol zu verschaffen, in einer Wand eine Bombe einzubauen und sie zielgenau zu zünden«, sagte Dyson. »Sie drangen ins Pentagon ein […] Wenn sie anriefen und sagten, dass sie in genau fünf Minuten hochgeht, dann ging sie auch in fünf Minuten hoch. Was ihre Raffinesse und ihre Fähigkeit zum Bau von Bomben und deren Einbau in Gebäuden betraf, konnten sie es mit jeder Terrorgruppe der Welt aufnehmen.«
Sie verübten 38 Bombenanschläge. Das FBI klärte keinen einzigen Fall auf.
»Wir wussten nicht, wie wir bei Terrorismus ermitteln sollten«, sagte Dyson. »Wir hatten nicht genug Informationen über diese Leute.«
Das stellte das FBI vor ein fürchterliches Problem. Die Antwort darauf waren drastische Maßnahmen. »Es gab bestimmte Leute beim FBI, die eine Entscheidung trafen: Wir müssen etwas unternehmen – irgendwas –, um diese Leute loszuwerden. Was auch immer!«, sagte Dyson. »Nicht gerade sie töten, aber alles andere war möglich. Wenn wir jemanden im Verdacht hatten, dass er mit drinsteckte, hörten wir ihn ab. Installierten eine Wanze. Fingen seine Post ab. Einfach alles!«
Dyson hatte Fragen zur Rechtmäßigkeit: »Kann ich einen Informanten in einen Seminarraum einschleusen? Oder sogar auf dem Campus? Kann ich jede beliebige Studentenorganisation infiltrieren? Was kann ich tun? Und niemand hatte irgendwelche Regeln oder Vorschriften. Es gab nichts […].«
»Das würde uns noch zum Verhängnis werden«, sagte er. »Es würde damit enden, dass FBI-Agenten inhaftiert wurden. Nicht weil das, was sie taten, falsch war. Sondern weil niemand wusste, was richtig und was falsch war.« Wer diesen Unterschied nicht kennt, gilt vom juristischen Standpunkt aus als geistesgestört. Dysons Warnungen vor einer Katastrophe waren prophetisch. Im Laufe der Zeit riskierte die Führungsriege des FBI in Washington und New York, wegen ihrer Tätigkeit gegen die Bedrohung von links im Gefängnis zu landen. So erging es auch den engsten Vertrauten des Präsidenten.
»Nixon setzte das FBI darauf an«
Am 1. Oktober 1969 trafen sich Nixon, Mitchell und Ehrlichman zum Essen in Hoovers Haus. Der Rechtsberater des Weißen Hauses machte sich Notizen über dieses seltene Ereignis. Sie tranken Cocktails in »einem schmuddeligen, fast schon verwahrlosten Wohnzimmer«. An den Wänden hingen alte Hochglanzfotos, die Hoover zusammen mit inzwischen verstorbenen Filmstars zeigten. Im Esszimmer, das von Lavalampen in ein violettes, grünes, gelbes und rotes Licht getaucht wurde, aßen sie Steak mit scharfer Soße. Nach dem Essen wurden in Hoovers Keller Drinks serviert, an einem Bartresen mit Spülbecken, der mit Pin-up-Zeichnungen halbnackter Mädchen geschmückt war.
Das Gespräch war verheißungsvoller. »Hoover bescherte uns Geschichten über nächtliche Einbruchdiebstähle des FBI«, erinnerte sich Ehrlichman. »Er berichtete uns von FBI-Operationen gegen amerikanische Radikale und Ausländer, und wir reagierten begeistert und anerkennend darauf.« Nixon und Mitchell »waren verrückt nach diesem Zeug«. Von diesem Abend an konnte Hoover mit vollem Recht davon ausgehen, dass der Präsident der Vereinigten Staaten wünschte, er, Hoover, solle mit allen ihm zur Verfügung stehenden Befugnissen gegen diese Bedrohung vorgehen.
In jenem Herbst gingen im ganzen Land über zwei Millionen Menschen auf die Straße, um gegen den Vietnamkrieg zu protestieren. Das FBI konnte zwischen den normalen Demonstranten und denjenigen mit Molotow-Cocktails oft nur schwer unterscheiden.
Den ganzen Oktober, November und Dezember hindurch bis hinein ins neue Jahr, das ein neues Jahrzehnt einleitete, gab es fast täglich Berichte über Bedrohungen und Anschläge linksgerichteter Gruppen in Amerikas Großstädten, Universitäten und auch einigen kleineren Ortschaften. Bomben gingen im Rockefeller Center in New York hoch; im Bezirksgericht in Franklin, Missouri; im Sheriffbüro von Sioux City in Nebraska. Die Black Panthers lieferten sich Schießereien mit der Polizei von Chicago, und die Polizei schlug mit Hilfe des FBI zurück und ermordete zwei prominente Führer der Panthers im Schlaf. Bewaffnete schwarze Milizen, darunter eine kleine Gruppe, die als Black Liberation Army bekannt wurde, verbündeten sich mit Mitgliedern des Weather Underground. »Sie legten es darauf an, Polizeibeamte zu erschießen«, sagte William M. Baker vom FBI. »Wenn die Black Liberation Army einen weißen Polizeibeamten mit einem schwarzen Kollegen sah, erschoss sie beide mit dem Ziel, eine Revolution zu schüren, und übernahm dann die Verantwortung dafür. Tja, Präsident Nixon setzte das FBI darauf an.«
In jenem Winter ließ Bill Sullivan auf allen Führungsebenen verbreiten: Das Verbot von Operationen, die Hoover früher als »eindeutig illegal« erachtet hatte, war aufgehoben. Er schwor, alles zu unternehmen, um die Weathermen zu stoppen. Sullivans Stellvertreter Charles D. Brennan, soeben zum Chef der FBI-Abteilung für innere Sicherheit ernannt, äußerte sich ebenso. Er spürte immensen Druck aus dem Weißen Haus, das Land gegen »Angriffe [der Linken] auf die Polizei im Allgemeinen und das FBI im Besonderen« zu verteidigen.[459]   Er glaubte, das FBI müsse der Drohung der Radikalen entgegentreten, »kommandoartige Einheiten zu bilden«, die Terrorakte ausführen würden, »darunter auch Mordanschläge«.[460]  
FBI-Agenten im ganzen Land rüsteten zu neuen verdeckten Operationen, die gleichermaßen gegen friedliche Demonstranten wie gegen gewalttätige Militante gerichtet waren. Eine Einsatzgruppe versuchte die extreme Linke zu unterwandern. Die Undercover-Agenten gaben sich als politisch radikalisierte Vietnam-Veteranen aus, die über jede Menge Waffen und Drogen verfügten. Vier oder fünf von ihnen gefiel ihr neues Leben so gut, dass sie dabeiblieben. »Sie waren ein Häufchen Abtrünnige«, sagte FBI-Mitarbeiter Bernardo Perez, der Jahre später den kniffligen Auftrag bekam, sie im Zaum zu halten.[461]  
Über manche der politisch brisantesten Operationen wusste Hoover nicht Bescheid. Am 1. Januar 1970 war der fünfundsiebzigste Geburtstag des Direktors. Sullivan und viele seiner Top-Agenten merkten, dass sich sein Wahrnehmungsvermögen verschlechterte, dass ihm seine Autorität entglitt und dass er immer weniger mitbekam, was beim FBI tagtäglich vor sich ging.
»Hoover hatte keine Ahnung davon, dass wir bei den Demonstrationen Agenten hatten, die in Jeans und diesen Klamotten wie ganz normale Leute aussahen«, sagte Courtland Jones, ein FBI-Agent, der tagtäglich für Kissingers Lauschangriff geradestehen musste. »Hoovers Reaktion war: ›Wer hat das genehmigt?‹«
»Er war wirklich nicht mehr auf dem Laufenden«, sagte Jones. »Er hätte schon Jahre vor seinem Tod seinen Hut nehmen sollen. Eins tat er nie, und er wollte nichts davon hören: sich jemand heranziehen, der seinen Platz einnehmen konnte.«[462]  
Nur einer wagte es offen, Hoovers Nachfolge zu beanspruchen. Nur einem wäre dies beinahe gelungen. Und das war Bill Sullivan, der Mann, der die dunkelsten Geheimnisse des FBI kannte.
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»Reißt den Tempel ein«
Nach einem halben Jahrhundert als Amerikas oberster Konterrevolutionär besaß Hoover keine unangefochtene Autorität mehr.
Er hatte sich im Weißen Haus, im Kongress und innerhalb des FBI Feinde gemacht, und dort brachte man zunehmend den Mut auf, ihm die Gefolgschaft aufzukündigen. Der Präsident und der Justizminister sprachen über Hoovers Ablösung. Die Kontrolle über Geheiminformationen war immer der Hauptquell von Hoovers Macht gewesen. Die hatte er inzwischen eingebüßt.
Am 1. Juni 1970, einem Montag, traf er eine verhängnisvolle Entscheidung. Später würde er von »dem größten Fehler, den ich je gemacht habe«, reden. Er beschloss, Bill Sullivan zur Nummer drei in der FBI-Hierarchie zu machen und ihm somit die Leitung der Kriminalermittlungen sowie der Nachrichtendienstprogramme zu übertragen. Sullivan war jetzt für das Tagesgeschäft zuständig – einem Mann, der bei seinen Kollegen als »Crazy Bill« bekannt war, konnte so viel Macht leicht zu Kopf steigen.[463]  
Hoover hatte ihn für loyal gehalten. Das war er ursprünglich auch gewesen. Aber Sullivan, Schöpfer und Herrscher über COINTELPRO, ein Meister der politischen Kriegsführung, war unter Hoovers strenger und zunehmend unsicherer Hand zunehmend ungeduldig geworden. Seinen Kollegen von der CIA und seinen Kontakten im Weißen Haus vertraute er an, dass der Boss allmählich keinen Mumm mehr habe. Er sagte auch, das FBI werde im Kampf gegen die radikale Linke an Boden verlieren. Es sei an der Zeit, riet Sullivan dem CIA-Direktor Richard Helms, endlich »dem Wind der Veränderung vorauszueilen, anstatt sich von ihm treiben zu lassen«.[464]  
Jetzt hatte er die Chance, sein Anliegen dem Präsidenten der Vereinigten Staaten persönlich vorzutragen.
Nixon wusste, dass Sullivan für die Telefonüberwachung Kissingers zuständig gewesen war und einige der wichtigsten Journalisten und Kolumnisten Washingtons sowie deren mutmaßliche Informanten in hohen Ämtern abhörte. Ein Jahr zuvor, nachdem die ersten Abhörvorrichtungen installiert worden waren, hatte Nixon den von Ehrgeiz getriebenen neunundzwanzigjährigen Regierungsjuristen Tom Charles Huston zu einem Treffen mit Sullivan ins FBI geschickt. Huston war Nachrichtendienstoffizier beim Heer und führender Kopf bei den Young Americans for Freedom gewesen; Nixon nannte ihn liebevoll einen arroganten Hurensohn. Er machte Huston zum Weichensteller für sämtliche Nachrichtendienstkontakte des Weißen Hauses.
Sullivan erkannte, dass ihm der Präsidentenberater die Tür zum Oval Office öffnen konnte. Bei ihren Geheimkonsultationen während der Jahre 1969 und 1970 pflegte er die Beziehung zu Huston sorgfältig und pries dessen Intellekt und Weitblick; Huston äußerte sich ähnlich überschwänglich: »Ich glaube, es gab niemanden in der Regierung, den ich höher geschätzt hätte«, erklärte Huston.[465]  
In Nixons Auftrag setzte Huston Sullivan darauf an, die ausländischen Finanziers des politischen Gärungsprozesses in Amerika ausfindig zu machen, damit man beweisen könne, dass die radikale Linke und die militanten Schwarzen von der internationalen kommunistischen Verschwörung unterstützt würden. Zu Nixons Missvergnügen ließ sich dieser Wunsch nicht erfüllen. »Präsident Nixon war unersättlich in seinem Verlangen nach Informationen«, sagte Deke DeLoach. »In einem fort bat er das FBI um mehr und noch mehr Informationen, um zu beweisen, dass die Unruhen im eigenen Land durch aufständische Gruppen im Ausland ausgelöst würden. Und das wurden sie nicht.«[466]   Sullivan übte seinerseits massiven Druck auf seine Untergebenen aus – »[er] machte uns die Hölle heiß, weil wir nicht beweisen konnten, dass die Sowjets hinter den Rassen- und Studentenunruhen standen«, berichtete Jim Nolan, damals ein junger FBI-Agent am Anfang seiner Karriere. »Wir wussten, dass sie nicht dahinter standen. Nichts hätte den Sowjets größere Angst gemacht als diese Studenten.«[467]  
Sullivan schob die Schuld für diesen Mangel an Beweisen Hoover in die Schuhe. Zu Huston sagte er, Hoover habe sämtliche offiziellen Verbindungen mit der CIA und dem Militär aus einer jähen Laune heraus gekappt; dem FBI mangle es an Spionageabwehrtechniken, um die Geheimnisse auszukundschaften, die das Weiße Haus interessierten; das Bureau benötige mehr Befugnisse, um Amerikaner auszuspionieren, insbesondere Studenten unter einundzwanzig; die Haltung gegenüber Einbruchdiebstählen, dem Installieren von Wanzen, Telefonüberwachungen und Observationen sei viel zu restriktiv.
Huston leitete diese Vorwürfe an Nixon weiter. Der Präsident glaubte sie gern. Gegenüber seinen Beratern ereiferte er sich, die Top-Secret-Berichte, die er über seine Feinde im In- und Ausland erhalte, seien leeres Geschwafel.
Im Frühjahr 1970 hatte Sullivan einen Plan entworfen, mit dem er den Hunger des Präsidenten nach Geheiminformationen stillen – und sich selbst als Hoovers Nachfolger andienen wollte. Während Sullivans Stern im Weißen Haus aufstieg, begann Hoovers Stern zu sinken.
»Vereint vergrößert sich unser Potential unbegrenzt«
Am Freitag, dem 5. Juni 1970, bestellte Nixon Hoover und Helms ins Weiße Haus. Außerdem erschienen Admiral Noel Gayler, Chef der Nationalen Sicherheitsbehörde, und Generalleutnant Donald Bennett, Leiter der Defense Intelligence Agency.
»Der Präsident hat uns ordentlich eingeheizt«, erinnerte sich General Bennett.[468]  
Nixon war im In- und Ausland auf dem Kriegspfad. Nach Nixons Invasion in Kambodscha und der Eskalation des Vietnamkriegs war an den Universitäten der USA die Hölle ausgebrochen. Nationalgardisten hatten an der Kent-State-Universität in Ohio vier Studenten erschossen. Daraufhin war es im Mai zu über hundert Bombenanschlägen, Brandstiftungen und Schießereien gekommen. Die Weathermen und die Black Panthers, deren Anführer in Kuba und Algerien ideologisch gedrillt worden waren, hatten gezeigt, dass sie in der Lage waren, Anschläge gegen Einberufungsbehörden, Polizeireviere und Banken nach Belieben durchzuführen.
Der Präsident erklärte, der »revolutionäre Terrorismus« sei jetzt die schwerste Bedrohung der Vereinigten Staaten. Tausende Amerikaner unter dreißig Jahre seien »entschlossen, unsere Gesellschaft zu zerstören«; ihre hausgemachte Ideologie sei »so gefährlich wie alles, was sie aus Kuba, China oder Russland importieren könnten«. »Ein guter Nachrichtendienst«, so Nixon, sei »die beste Methode, um dem Terrorismus Einhalt zu gebieten«.[469]  
Nixon forderte »einen Plan, der uns ermöglicht, die illegalen Aktivitäten jener zu beschneiden, die entschlossen sind, unsere Gesellschaft zu zerstören«. Sullivan hatte ihn bereits in der Schublade. Er arbeitete seit zwei Jahren daran. Er würde die Hindernisse, die der Informationsbeschaffung im Wege standen, praktisch beseitigen. Das Weiße Haus gab ihm grünes Licht für die Durchsetzung dieses Ziels.
Sullivan führte fünf Besprechungen mit den Nachrichtendienstchefs und ihren Stellvertretern durch. »Für sich genommen ist jeder von unseren Nachrichtendiensten relativ klein und hat begrenzte Möglichkeiten«, erklärte er beim ersten Treffen am 8. Juni im FBI-Hauptquartier. »Vereint vergrößert sich unser Potential unbegrenzt. Durch gemeinsames Handeln können wir unser Leistungsvermögen in der Informationsbeschaffung enorm steigern und, das ist meine feste Überzeugung, die Antworten erhalten, die der Präsident wünscht.«[470]   Bei der alten Garde wurden hohe Hoffnungen geweckt. »Ich sah diese Sitzungen als perfekte Gelegenheit, wieder zu den Methoden zurückzukehren, die wir brauchten«, erklärte Bill Cregar, beim FBI verantwortlich für die Spionageabwehrprogramme gegen die Sowjets. »Und Sullivan sah es genauso.«[471]   Das Haupthindernis, so sahen es beide, war Hoover selbst. Er wollte die Tätigkeit des FBI nicht mit der CIA und den übrigen amerikanischen Nachrichtendiensten koordinieren. Ganz im Gegenteil: Er hatte die Kommunikation mit seinen Kollegen sogar so gründlich abgebrochen, dass der Kontakt zwischen Huston und Sullivan die einzig verbliebene offizielle Verbindung war.
Das daraus hervorgehende Programm lief unter dem Namen Huston-Plan. Aber es war von A bis Z Sullivans Werk. Und es hatte das heimliche Plazet des Präsidenten der Vereinigten Staaten.
Der Plan forderte eine enge Zusammenarbeit der amerikanischen Nachrichtendienste. Die trennenden Mauern sollten eingerissen werden. Die Restriktionen gegen die Nachrichtenbeschaffung in den Vereinigten Staaten würden fallen. FBI-Agenten und ihre Kollegen bei anderen Nachrichtendiensten könnten ungehindert die Kommunikation amerikanischer Staatsbürger mit dem Ausland kontrollieren, die elektronische Überwachung amerikanischer Dissidenten intensivieren, deren Post lesen, in deren Wohnungen und Büros einbrechen, Studenten in den ersten Semestern verdeckt bespitzeln – kurz gesagt das weiterführen, was das FBI seit Jahrzehnten getan hatte, nur in größerem Umfang, nur besser und in Zusammenarbeit mit der CIA und dem Pentagon.
Der Plan passte zu Nixons Philosophie der nationalen Sicherheit: Tu alles, was nötig ist. Er wusste, dass die Verletzung des Postgeheimnisses gegen Bundesgesetze verstieß und Einbruch auch dann strafbar war, wenn ihn das FBI beging. Aber so konnte man nun mal am besten Informationen sammeln. Und Nixon glaubte, bei einem Präsidenten wäre ein solches Vorgehen nicht illegal.
Huston legte den Plan dem Weißen Haus vor, und er wurde am 14. Juli vom Präsidenten abgesegnet. Aber Hoover sperrte sich. Er »ging an die Decke«, berichtete Sullivan, sobald ihm klar wurde, dass der Plan auf seine Kappe gehen sollte – nicht auf Nixons. Der Präsident hatte nichts unterschrieben, seine Zustimmung war nur mündlich erfolgt. »So stehe ich allein als der Mann da, der die Entscheidung getroffen hat«, sagte er. »Ich werde die Verantwortung persönlich nicht mehr übernehmen, obwohl ich es viele Jahre lang getan habe […] Es wird immer gefährlicher, und wir könnten leicht erwischt werden.«[472]  
Hoover verlangte ein Treffen mit Nixon. Und er ließ es auf eine Machtprobe mit dem Präsidenten ankommen.
Nixon meinte, »angesichts der Terrorkrise« sei der Plan »gerechtfertigt und verantwortbar«. Aber ihm war klar, dass es »kaum eine Rolle spielen würde, was ich entschieden oder gebilligt habe«, wenn sich Hoover sperrte. »Selbst wenn ich ihm eine direkte Weisung erteilt hätte, so hätte er sie zwar zweifellos ausgeführt, aber bald dafür gesorgt, dass ich mich veranlasst sehe, einen Rückzieher zu machen. Es war nicht einmal auszuschließen, dass er aus Protest zurücktreten würde.«[473]  
Auf Hoovers Drängen ließ Nixon den Plan fallen. Nixons engste Berater behaupteten, der FBI-Direktor sei ein unzuverlässiger Verbündeter im Krieg gegen den Terror. »Man muss Hoover klarmachen, wer Präsident ist«, teilte Huston am 5. August Haldeman mit. »Er ist völlig unvernünftig geworden, und sein Verhalten ist den Inlandsoperationen unseres Nachrichtendiensts abträglich […] Wenn er seinen Kopf durchsetzt, entsteht bald der Eindruck, er sei mächtiger als der Präsident.«[474]  
Der einunddreißigjährige Jurist John W. Dean, seit kurzem Berater im Weißen Haus, machte sich die Rettung des Plans zur Aufgabe. Er arbeitete eng mit Sullivan zusammen. Trotz Hoovers Bedenken nahmen die elektronische Überwachung und Einbrüche zu. Das FBI warb gerade mal achtzehnjährige Informanten an. Undercover-Operationen gegen die Linke wurden ausgeweitet. (Das wachsende Kontingent an FBI-Agenten, die sich ihrer Zielgruppe in Aussehen, Kleidung und Verhalten immer mehr annäherten, hatte einen ganz eigenen Korpsgeist – die Agenten nannten sich »Beards, Blacks, and Broads« – Bärte, Schwarze und Miezen.)
Diese Operationen fanden manchmal mit Sullivans Genehmigung, manchmal auf Anordnung von Justizminister Mitchell und manchmal auf Geheiß des Präsidenten statt.
Nach und nach entglitt Hoover die Kontrolle über die mächtigsten Waffen des FBI und ging in die Hände von Nixons Schergen im Weißen Haus über. Sie glaubten, das Ideal der nationalen Sicherheit stehe über dem Gesetz. Und ganz oben auf ihrer Agenda war die Wiederwahl von Richard Nixon.
»Das könnte zur Konfrontation führen«
Der Präsident begann über Hoovers Absetzung nachzudenken. »Mitchell und ich hatten eine zweistündige Unterredung mit dem P[räsidenten]«, schrieb Haldeman am 4. Februar 1971 in sein Tagebuch. »Wir haben die Frage J. Edgar Hoover gründlich erörtert und ob er bleiben sollte.«[475]  
Nixon legte sich eine hinterhältige Strategie zurecht. Er wies Mitchell an, die Abteilung für innere Sicherheit (Internal Security Division) im Justizministerium wiederzubeleben, und zwar unter Leitung von Staatssekretär Robert Mardian, einem glühenden Antikommunisten, den Hoover aber persönlich verabscheute. Nixon veranlasste Mardian und Sullivan, Geheimdienstoperationen gegen die Linke zu intensivieren, und zwar so, »wie J. Edgar es getan hat«. Er sprach von Hoover bereits in der Vergangenheitsform. Ihm war bewusst, dass seine Anordnungen »zur Konfrontation führen« konnten, notierte Haldeman. »Der P[räsident] hat klargestellt, dass Hoover vor Ablauf von Nixons erster Amtszeit ersetzt werden soll. Wir müssen Hoover diesen Punkt in einer Weise verdeutlichen, dass er zurücktritt.«
Der Justizminister sah sich schon einmal nach Kandidaten für Hoovers Nachfolge um. Die besten Karten hatte Sullivan, aber für Mitchells Geschmack war er zu unverhüllt ehrgeizig, ein Prahlhans und Schlitzohr. Mindestens drei weitere Hoover-Berater rangelten um die Position. In den Fluren des Justizministeriums wurde gelästert, was das Zeug hielt. »Man hat mir fünfmal erklärt, dass Hoover gehen muss«, sagte Mardian.[476]  
Während eine wachsende Schar von Hoover-Feinden in Nixons Regierungsmannschaft gegen den FBI-Chef intrigierte, holten seine Gegner im linken Spektrum zu einem Vernichtungsschlag gegen die Macht der Geheimbehörde aus. Das Bureau wurde nun selbst Opfer eines Einbruchdiebstahls, im FBI-Jargon black-bag job. In der Nacht zum 8. März 1971 drangen sie in die mit zwei Mann besetzte FBI-Außenstelle in Media, Pennsylvania, ein, einem friedlichen Vorort von Philadelphia, und hebelten die Glastür des Büros gegenüber vom Amtsgericht aus. Sie hatten leichtes Spiel. Es gab kein Alarmsystem, das die Geheimnisse in Raum 204 geschützt hätte. Es wurden mindestens 800 Dokumente aus den Akten entwendet. Die Täter, die sich Citizens’ Commission to Investigate the FBI (Bürgerausschuss für Ermittlungen gegen das FBI) nannten, blieben die Erklärung schuldig, warum sie ausgerechnet in der Außenstelle von Media eingebrochen waren. Als Barry Green, dessen Familie sich um das Bürogebäude kümmerte, frühmorgens dort eintraf, wuselten »FBI-Agenten und Polizisten überall herum und versuchten herauszufinden, wie das passieren konnte und wer es wohl gewesen war«, erinnerte er sich. »Wer sollte schon in ein FBI-Büro eindringen? Es war, als würde man sich in die Höhle des Löwen wagen.«[477]  
Hoover reagierte auf den Einbruchdiebstahl, als hätte ein Attentäter versucht, ihm das Herz herauszuschneiden. Er vermutete, die Diebe stünden mit den radikalen katholischen Priestern Daniel und Philip Berrigan im Bunde, die wegen der Vernichtung von Einberufungsbefehlen hinter Gittern saßen: Hoover hatte ihnen persönlich in aller Öffentlichkeit und bei äußerst dürftiger Beweislage vorgeworfen, sie hätten ein Komplott zur Entführung Henry Kissingers geschmiedet. Der FBI-Direktor ließ im Weißen Haus verlauten, Verhaftungen stünden unmittelbar bevor. Aber trotz landesweiter Ermittlungen, die über sechs Jahre währten, wurden die Diebe nicht gefasst. Der Fall blieb ungelöst.
Der Bürgerausschuss kopierte die gestohlenen Akten und gab sie an Kongressabgeordnete und die Presse weiter. Es dauerte Wochen, manchmal Monate, bis die Reporter allmählich die Bedeutung der Dokumente erfassten. Es handelte sich um bruchstückhafte Akten zu Undercover-Operationen des FBI, bei denen Informanten in das Gelände von 22 Hochschulen eingeschleust wurden, und um Unterlagen über die Telefonüberwachung der Black-Panthers-Ortsgruppe von Philadelphia. Es verging ein Jahr, ehe es einem Reporter gelang, das Wort zu entschlüsseln, das auf den Akten stand: COINTELPRO. Das Kürzel war außerhalb des FBI unbekannt.
Verzweifelt bemüht, die tiefsten Geheimnisse des FBI vor der Enthüllung zu schützen, ordnete Hoover am 28. April, sechs Wochen nach dem Einbruch in Media, das Ende von COINTELPRO an. Hunderte Operationen, fast alle gegen die amerikanische Linke gerichtet, wurden abgeblasen. Sullivan, der geistige Urheber des Programms, war empört. Seinen Verbündeten erklärte er, Hoover habe die stärkste Waffe aus der Hand gelegt, die das FBI jemals eingesetzt habe, um seine Feinde zu schwächen, unschädlich zu machen und zu vernichten.
Wenige Wochen später brachte Nixon die Operationen erneut in Gang.
»Schnappen wir uns die Scheißkerle«
Die frisch installierten Tonbandgeräte im Weißen Haus liefen, und sie dokumentierten die alte Freundschaft und die neuen Spannungen zwischen Nixon und Hoover.
Am 26. Mai ließ Hoover im Oval Office Erinnerungen wiederaufleben. Er berichtete von der gegenseitigen Abneigung zwischen Präsident Johnson und Justizminister Robert F. Kennedy. Er habe davor gewarnt, Robert Kennedy werde auf dem demokratischen Nationalkonvent von 1964 versuchen, »Lyndon die Nominierung abzujagen«.
»Damit habe ich mich bei Bobby unbeliebt gemacht«, sagte Hoover.
Nixon versuchte dann, Johnsons Tonfall zu imitieren. »Ohne J. Edgar Hoover wäre ich niemals Präsident geworden. Passen Sie auf, dass diese Hurensöhne Sie nicht kriegen.« Beide lachten.[478]  
Später am selben Tag wies Nixon Hoover telefonisch an, alles Nötige zu unternehmen, um die beiden Heckenschützen der Black Liberation Army zu fassen, die zwei New Yorker Polizisten getötet hatten. »Wir brauchen Informationen zur nationalen Sicherheit, und zwar uneingeschränkt«, erklärte Nixon. »In Ordnung? Und sagen Sie dem Justizminister, dass ich das angeregt – na ja, angeordnet – habe und Sie es ausführen. In Ordnung? Sind Sie damit nicht einverstanden?«
»Ich bin voll und ganz einverstanden«, erwiderte Hoover.
»Bei Gott, schnappen wir uns die Scheißkerle«, sagte der Präsident.
»Ich werde mein Möglichstes tun, um die Sache zu klären«, versprach Hoover.
»Bieten Sie alles auf, was Sie haben«, sagte Nixon, »Überwachung, Elektronik, alles.«[479]   Der Präsident hatte das Mantra der nationalen Sicherheit beschworen, Hoover hatte die rituelle Antwort gegeben.
Zwei Wochen später begann die New York Times mit der Veröffentlichung der Pentagon-Papiere, einer streng geheimen Geschichte des Vietnamkriegs. Die Papiere waren von Daniel Ellsberg entwendet worden, der als ziviler Analyst für das Verteidigungsministerium an der Untersuchung gearbeitet hatte. Er war zum engagierten Kriegsgegner geworden und hatte monatelang versucht, einen Abnehmer für die Informationen zu finden. Hoover und Sullivan identifizierten Ellsberg schon bald als Hauptverdächtigen.
Am 17. Juni berichtete Haldeman dem Präsidenten, er vermute, die Brookings Institution, eine Denkfabrik in Washington, sei möglicherweise im Besitz von Akten, die als Beweismaterial gegen Ellsberg geeignet seien. Nixon fasste sofort ins Auge, sie zu stehlen. »Erinnern Sie sich an Hustons Plan? Führen Sie ihn durch«, sagte der Präsident. »Gottverdammt, gehen Sie da rein und holen Sie die Akten. Sprengen Sie den Safe und her damit.«[480]  
Nixon gierte so sehr nach politischen Geheiminformationen, dass er sein persönliches Abhör- und Einbruchsteam zusammenstellte. Er genehmigte die Schaffung einer Geheimtruppe im Weißen Haus, die derartige Aufträge durchführen sollte. Die Gruppe erhielt den Spitznahmen »plumbers«, die Klempner, weil sie anfangs versuchte, die Lecks zu flicken, die dem Präsidenten Kummer machten. Die Klempner führten in seinem Auftrag Einbruchdiebstähle, Telefonüberwachungen und Desinformationskampagnen durch.
Ihr führender Kopf war ein merkwürdiges Genie namens G. Gordon Liddy. Er hatte von 1957 bis 1962 bei Hoovers FBI gearbeitet, war dort zum Fachbereichsleiter aufgestiegen und hatte die dunklen Künste von COINTELPRO gelernt. Liddy erhielt eine Tarnstelle als Rechtsberater des Komitees zur Wiederwahl des Präsidenten (CREEP), dessen Vorsitz John Mitchell führte. Liddy schmiedete Pläne und präsentierte sie persönlich dem Justizministerium. Sie sahen vor, eine Million Dollar für Geheimagenten auszugeben, die führende Kriegsgegner kidnappen und nach Mexiko verschleppen sollten. Ferner wollte man linksliberale Politiker mit Hilfe von Prostituierten, die auf verwanzten Hausbooten arbeiteten, in die Falle locken, Informanten in die Wahlkampftruppen von Nixons Gegnern einschleusen und die Telefone der demokratischen Wahlkampfbüros für die Präsidentschaftskampagne von 1972 anzapfen. Mitchell billigte weder Kidnapping noch Erpressung – im Rückblick, sagte er, hätte er Liddy aus dem Fenster werfen sollen –, aber die Spionageelemente des Plans wurden abgesegnet.
Liddy vermasselte es von Anfang an. Seine erste Mission war ein Einbruch im Büro von Ellsbergs Psychiater, wo er jedoch keine diffamierenden Akten fand. Sein letzter Auftrag neun Monate später war die Verwanzung der Parteizentrale der Demokraten im Watergate-Komplex, wo er und seine Spießgesellen, allesamt ehemalige FBI- und CIA-Agenten, auf frischer Tat ertappt wurden.
»Warum Watergate?«, fragte Ed Miller vom FBI, der selbst viele Einbruchdiebstähle durchgeführt hatte und bald Sullivan als drittmächtigsten Mann beim FBI ablösen würde. »Es war Sullivans Einfluss auf das Weiße Haus zu verdanken […] Sie waren versessen auf Einbrüche, die sie für eine höchst erfolgreiche Ermittlungstechnik hielten. Und damals beschloss das Weiße Haus, eine eigene [Einbrechertruppe] zu schaffen.«[481]  
Wenn Hoover die schmutzige Arbeit, die der Präsident erledigt haben wollte, nicht tat, musste Nixon sie selber erledigen.
»Das gibt einen Aufstand«
Der Präsident hatte die Klempner eingesetzt, weil er bezweifelte, dass sich Hoover für die politische Kriegsführung einspannen ließ. Viele Elemente des Amtsenthebungsverfahrens, das drei Jahre später gegen Nixon angestrengt wurde, fußten auf seiner Enttäuschung über das FBI, seiner Gier nach politischen Geheiminformationen, die Hoover nicht mehr lieferte, und den Einbrüchen und Lauschangriffen, die folgten.
Die Pentagon-Papiere brachten den Stein ins Rollen. Ellsberg, der zunächst untergetaucht war, stellte sich am 28. Juni 1971. Das FBI musste gemäß dem Espionage Act von 1917 gegen ihn ermitteln, was ihn für den Rest seines Lebens hinter Gitter hätte bringen können. Aber »Hoover weigerte sich«, sagte Nixon. »Deshalb führten wir die Ermittlungen hier durch. So einfach war das.«[482]  
Die Intrige zur Entfernung Hoovers aus seinem Amt begann am nächsten Tag.
Die Demontage fing mit einer »bizarren Geschichte« an, wie Nixon sie erzählte: »Edgar Hoover weigerte sich zu ermitteln, weil Marx – Marx’ Tochter mit diesem Hurensohn Ellsberg verheiratet war.« Der Schwiegervater des Hurensohns war weder Karl Marx noch Groucho Marx, wie Nixon hervorhob, sondern Louis Marx, ein wohlhabender Spielzeughersteller, der jedes Jahr bei einer von Hoover geleiteten weihnachtlichen Wohltätigkeitsveranstaltung spendete. Im Hauptquartier wurde er offiziell als Freund des FBI geführt. Sullivan und sein Chef der nachrichtendienstlichen Abteilung Charles Brennan entschieden, dass Marx im Fall Ellsberg verhört werden sollte. Er war bereit, gegen seinen Schwiegersohn auszusagen. Aber Hoover sagte nein. Das Verhör fand trotzdem statt. Daraufhin setzte Hoover Brennan kurzerhand von seinem Posten ab.
Der erboste Sullivan versuchte, im Führungspersonal des FBI eine Revolte anzuzetteln. Das Weiße Haus und der Justizminister erfuhren innerhalb von Stunden von Sullivans Zorn. Mitchell berichtete dem Präsidenten am 29. Juni, im Bureau braue sich eine Revolution zusammen. »Disziplinarrechtlich hat Hoover recht. Aber seine Entscheidung war falsch«, beschied er seinem Justizminister. »Er kann nicht einfach – und ich meine, Sie sollten ihm das sagen – er kann nicht, wo ich doch morgen bei der Graduiertenfeier des FBI spreche und außerdem der Fall Ellsberg anhängig ist –, da kann er doch nichts unternehmen, was in den Reihen des FBI Zwietracht sät. Das gibt einen Aufstand. Man wird sagen: ›Dieser schrullige alte Mann hat es schon wieder getan‹, verstehen Sie. So denke ich darüber.«[483]  
Mitchell erwiderte: »Tja, ich glaube, da gibt es keinen Zweifel, Mr President. Ich meine, das könnte, was ihn betrifft, das Fass endgültig zum Überlaufen bringen.«
Darauf Nixon: »Sagen Sie ihm: ›Ich habe mit dem Präsidenten gesprochen, und, Edgar, er will Sie nicht wegen einer Disziplinarsache in Verlegenheit bringen, indem er die Entscheidung des Direktors aufhebt, aber er hat dazu sehr dezidierte Ansichten. Er kommt doch rüber zum FBI, und schließlich dürfen wir – und er weiß, dass Disziplin wichtig ist, aber er ist ganz entschieden der Ansicht, wir dürfen nicht zulassen, dass die Sache Ellsberg zum Anlass für Zwietracht im Bureau wird. Das könnte zum Aufstand führen.‹ Wäre das so in Ordnung?«
»Ja, Sir«, erwiderte Mitchell. »Wir werden es so versuchen und sehen, wie es wirkt. Ich möchte hoffen, dass er keinen Tobsuchtsanfall bekommt und den Schoß der Familie verlässt.«
Darauf Nixon. »Und wenn es so ist, ich bin bereit.«
Am 30. Juni entschied der Oberste Gerichtshof, dass die Zeitungen das Recht hatten, die Pentagon-Papiere zu veröffentlichen. Der Richterspruch wurde bekannt, während Nixon Hoovers Verdienste vor hundert Absolventen der FBI-Akademie pries.
»Als junger Kongressabgeordneter arbeitete ich mit ihm und anderen im Federal Bureau of Investigation bei wichtigen Ermittlungen zu verschiedenen subversiven Elementen in diesem Lande zusammen«, sagte er. »Eines will ich Ihnen versichern. Jeder, der stark ist, jeder, der für das kämpft, woran er glaubt, jeder, der aufsteht, wenn es schwierig wird, ist zwangsläufig eine kontroverse Figur. Und ich sage, dass es, was ihn betrifft, Kontroversen geben kann, aber die große Mehrheit des amerikanischen Volkes steht hinter Mr Hoover.«[484]  
Die Frage war nur, ob Nixon noch hinter Hoover stand – und umgekehrt. Am folgenden Tag telefonierten sie. Nixon fragte Hoover, was die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs für die Strafverfolgung im Fall Ellsberg zu bedeuten habe.
Präsident Nixon: Wie wirkt es sich Ihrer Ansicht nach auf die öffentliche Meinung aus, Edgar? Das würde ich gern wissen.
Hoover: Was die öffentliche Meinung betrifft, Mr President, denke ich, Sie sollten sich auf keinen Fall dazu äußern.
Präsident Nixon: Tatsächlich?
Hoover: Ja […] Und ich denke, wir sollten enorm vorsichtig sein, was den Fall dieses Ellsberg betrifft. Denn die werden sonst einen Märtyrer aus ihm machen. Die gesamte Presse in diesem Land wird das natürlich tun, sie werden die Sache aufbauschen und ihn als Märtyrer hinstellen. Und wenn man bedenkt, was der Oberste Gerichtshof jetzt entschieden hat, bezweifle ich, ob wir einen Schuldspruch für ihn bekommen.
Der Präsident tobte. »Ich habe gestern Abend mit Hoover gesprochen, und Hoover verfolgt diesen Fall nicht so energisch, wie ich es wünsche«, klagte Nixon gegenüber Haldeman am 2. Juli. »Irgendetwas hält ihn davon ab.«
»Sie haben das Gefühl, dass das FBI nicht richtig an der Sache dran ist?«, fragte Haldeman.
»Ja, vor allem was den Aspekt der Verschwörung betrifft«, sagte Nixon. »Ich möchte, dass wir alle kriegen. Ellsberg interessiert mich gar nicht so, aber wir müssen alle kriegen, die Teil dieser Verschwörung sind.«
Nixon war bis ins Mark davon überzeugt, dass er es mit einer gigantischen Intrige von links zu tun habe – mit einem ganzen Aufgebot an Kräften, das von den Nachrichtendiensten kommunistischer Diktaturen bis zum linken Flügel der Demokratischen Partei reichte – und dass bei diesem Kampf die westliche Zivilisation auf dem Spiel stehe. Am 6. Juli hielt er in dem stattlichen neoklassizistischen Bau, der das Staatsarchiv und die Originalhandschrift der amerikanischen Verfassung beherbergt, eine Rede vor führenden Vertretern der Presse und des Fernsehens. »Wenn ich diese Säulen sehe«, sagte er, »denke ich daran, was mit Griechenland und Rom geschehen ist.
Sie haben ihren Lebenswillen verloren«, fuhr er fort. »Sie fielen der Dekadenz anheim, die die Zivilisation zerstört. Die Vereinigten Staaten sind im Begriff, in diese Phase einzutreten.«
»Eine heftige Auseinandersetzung«
Bill Sullivan stellte ein Ultimatum: Hoover musste gehen. Er suchte Robert Mardian in der Abteilung für innere Sicherheit des Justizministeriums auf und hatte eine furchteinflößende Waffe dabei: zwei Koffer mit Abschriften und Zusammenfassungen von richterlich nicht genehmigten Telefonüberwachungen bei Nixon-Beratern und Journalisten. Die Abhöraktionen verstießen ziemlich sicher gegen das Gesetz; ohne Frage waren sie politischer Sprengstoff. Sullivan erklärte, Hoover werde die Unterlagen womöglich benutzen, um den Präsidenten der Vereinigten Staaten damit zu erpressen – eine beunruhigende, aber wenig plausible Vorstellung.
Zutiefst alarmiert rief Mardian im Weißen Haus an. Der Präsident war in höchster Alarmbereitschaft.
»Der P[räsident] stimmte zu, sich morgen mit J. Edgar Hoover zu treffen und ihn um seinen Rücktritt zu ersuchen«, hielt Haldeman am Freitag, dem 17. September, in seinem Tagebuch fest. Aber noch am selben Tag verzagte Nixon bei dem Gedanken. Er verschob das Treffen und versuchte den Justizminister zu bewegen, er solle den FBI-Direktor auffordern, an seinem siebenundsiebzigsten Geburtstag zu Neujahr zurückzutreten. Mitchell entgegnete, einen solchen Befehl werde Hoover von niemand anderem als dem Präsidenten akzeptieren.
Nixon, der das Gespräch fürchtete, lud Hoover für Montag, den 20. September, um 8. 30 Uhr, zum Frühstück ins Weiße Haus ein. Der FBI-Direktor lieferte eine Glanzleistung ab. »Er versuchte zu demonstrieren, dass er trotz seines Alters physisch, mental und emotional gut gerüstet sei, um weiterzumachen«, berichtete Nixon in seinen Memoiren. »Ich versuchte, ihm so freundlich und dezent wie möglich klarzumachen, als cleverer Politiker müsse er erkennen, dass die Angriffe zunehmen würden.« Er war viel zu dezent. Hoover erwiderte: »Mehr als alles andere wünsche ich mir, dass Sie 1972 wiedergewählt werden. Wenn Sie das Gefühl haben, dass es Ihre Chancen auf eine Wiederwahl verringert, dass ich Leiter des Bureau bleibe, sagen Sie mir Bescheid.«
Der Präsident knickte ein. »Am Ende des Tages«, notierte Haldeman, »kam er dazu, mir von seinem höchst vertraulichen Frühstückstreffen mit J. Edgar Hoover zu berichten. Sagte, es sei diesmal ›unmöglich‹ gewesen. Hoover habe den Köder nicht geschluckt und werde aus politischen Gründen bleiben. Er meint, es sei viel besser für den P[räsidenten], wenn er bleibt. Er wird dann in der Zukunft jederzeit zurücktreten, wenn der P[räsident] es für politisch notwendig hält.«[485]  
Zehn Tage später feuerte Hoover Bill Sullivan und sperrte ihn aus seinen Büroräumen beim FBI aus – eine Entscheidung, die auf der nüchternen Einschätzung beruhte, Sullivan habe den Verstand verloren. Selbst Sullivans treueste Mitarbeiter teilten allmählich diese Befürchtung. »Kann sein, dass er einen Nervenzusammenbruch erlitten hat«, schrieb Ray Wannall, Fachbereichsleiter beim FBI, der Sullivan seit 1947 kannte, »vielleicht ausgelöst durch seine Obsession, FBI-Direktor zu werden.«[486]  
Am Tag seiner Entlassung kämpfte Sullivan vergeblich darum, seine verbliebenen Akten zu retten, die noch erhaltene Kopie des Drohbriefs, den er an Martin Luther King geschickt hatte. Auf dem Korridor lief er dem Mann in die Arme, den Hoover zu Sullivans Nachfolger erkoren hatte, Mark Felt, ein großer, weltmännischer FBI-Veteran, der seit dreißig Jahren für das Bureau tätig war. Felt suchte vergeblich nach den Zusammenfassungen der Telefonüberwachung, die Sullivan entwendet hatte. Felt war überzeugt, dass Sullivan ein Abtrünniger war, der nach der Macht zu greifen suchte, indem er »mit der Paranoia und den politischen Zwangsvorstellungen der Regierung Nixon sein Spiel trieb«. Felt nannte Sullivan einen Judas. Beinahe wäre es zu Handgreiflichkeiten gekommen. Wutentbrannt stiefelte Sullivan davon. Es war ein Abschied für immer.[487]  
Felt suchte Hoover in seinem Allerheiligsten auf, um ihm von dem Streit zu berichten. Hoover hörte zu, schüttelte traurig den Kopf und sah aus dem Fenster. Schon seit langem fürchtete er Verrat aus den eigenen Reihen. »Es gab wenige Menschen, die alles, was ich im Lauf der Jahre aufgebaut hatte, niederreißen konnten«, hatte er geschrieben.[488]   Jetzt sah Felt Hoover zum ersten Mal als das, was er war – ein einsamer alter Mann, allein an der Spitze, der sich nicht länger in Lobhudeleien sonnte, sondern Angst vor der Zukunft hatte.
Der Kampf ums FBI wurde nun mit härteren Bandagen ausgetragen. Hoovers Schicksal war den ganzen Oktober über Gegenstand einer erbitterten Debatte im Oval Office.
Mitchell: Wir haben drüben in Mardians Safe diese Tonbänder, Protokolle und so weiter zu den Hintergrundermittlungen, der Telefonüberwachung, die wir bei Kissingers Mitarbeitern, den Journalisten und so weiter durchgeführt haben […]
Ehrlichman: Wir haben das gesamte Material des FBI.
Mitchell: Hoover stellt den Laden auf den Kopf, um sie zu finden […] Sollen wir sie aus Mardians Büro schaffen, bevor Hoover den Safe sprengt?
Ehrlichman: Hoover fühlt sich ohne eigene Kopien sehr verunsichert, weil er dadurch natürlich Druckmittel gegen Mitchell und Sie in der Hand hätte – und weil sie illegal sind […] Er hat in der ganzen Stadt Agenten, die die Leute ausfragen, um herauszufinden, wo sie sind […]
Präsident Nixon: Er hat nicht einmal seine eigenen?
Ehrlichman: Nein, weil wir sie haben. Sullivan hat sie rausgeschmuggelt und zu Mardian gebracht.
Mitchell: […] Hoover will nicht kommen und mit mir darüber reden. Er hat seine Gestapo einfach überall […] Ich muss Ihnen sagen, ich werde ihn mir vornehmen müssen, was zu einer Mordskonfrontation führen kann […] Ich weiß nicht, wie wir das anpacken sollen, ob wir Mr Hoovers Abgang noch einmal überdenken oder ob ich ihn einfach unter Druck setzen muss […]
Präsident Nixon: Meiner Ansicht nach sollte er zurücktreten, solange er noch Herr der Lage ist, bevor er zum Problem wird […] Er ist auch nicht mehr der Jüngste.
Mitchell: Er wird ja schon ein wenig senil.
Präsident Nixon: Er sollte sich verziehen. Es könnte ja sein, was ich zwar bezweifle, keine Ahnung, vielleicht, vielleicht könnte ich ihn zu mir bestellen und ihn zum Rücktritt überreden.
Mitchell: Soll ich es dann auf diese Konfrontation ankommen lassen?
Präsident Nixon: Wenn er geht, muss er es aus eigenem Antrieb tun. Darauf läuft es hinaus. Und deshalb haben wir hier ein dickes Problem […] Ich glaube, er bleibt, bis er hundert Jahre alt ist. Ich glaube, es gefällt ihm einfach […] Er liebt es.
Mitchell: Er bleibt auf seinem Posten, bis er tot umfällt.[489]  
Haldeman, Ehrlichman, Mitchell und Dean drängten den Präsidenten, dem alten Mann den Laufpass zu geben.
Nixon war am kritischsten Punkt seiner Amtszeit angelangt. Hoovers Loyalität einzubüßen konnte er sich nicht leisten. Wozu mochte er fähig sein, um sich seine Macht zu erhalten? Die Andeutungen zum Thema Erpressung hingen in der Luft.
»Wir müssen die Situation vermeiden, dass er mit einem Paukenschlag geht«, sagte Nixon. »Wir haben es hier mit einem Mann zu tun, der, wenn er stürzt, den Tempel niederreißt und damit auch mich.«[490]  
Dass Hoover die Regierung der Vereinigten Staaten zu Fall bringen könnte, war eine merkwürdige Vorstellung. Sie quälte den Präsidenten. »Ich meine, er hält sich für einen Patrioten, aber jetzt sieht er sich in einer ähnlichen Rolle wie McCarthy«, sagte Nixon. Würde er versuchen, die Säulen der nationalen Sicherheit ins Wanken zu bringen, wie es Senator McCarthy getan hatte? Wenn er zuerst stürzte, wer konnte ihn ersetzen?
Dann hatte er einen Geistesblitz. Warum sollte man nicht Sullivan zurückholen?
Ehrlichman gefiel die Idee. »Sullivan war derjenige, der Ihre sämtlichen Instruktionen zu den geheimen Abhörvorrichtungen ausgeführt hat«, rief er dem Präsidenten in Erinnerung.[491]  
Präsident Nixon: Wird er uns verpfeifen?
Ehrlichman: Das hängt davon ab, wie er behandelt wird […]
Präsident Nixon: Können wir etwas für ihn tun? Ich glaube, das wäre angebracht.
Ehrlichman: Was er will, ist natürlich seine Entlastung. Er wurde ja praktisch rausgeschmissen, und er möchte das Recht, wie ein Ehrenmann in den Ruhestand zu gehen. Ich glaube, wenn Sie etwas für Sullivan tun, wäre Hoover verschnupft. Wie die Dinge liegen, müsste es Teil des Arrangements sein […]
Präsident Nixon: Er würde es wunderbar deichseln […]
Ehrlichman: Wir könnten ihn gut gebrauchen […] Er hat einen Fundus an Informationen und könnte nachrichtendienstliche Ermittlungen und Arbeiten aller Art ausführen.
Nixon ließ sich immer wieder durch den Kopf gehen, Sullivan zum FBI-Direktor zu machen. »Wir müssen einen Fachmann auf diesen gottverdammten Posten setzen«, murrte er einmal. »Sullivan ist unser Mann.«[492]  
»Er hat mich verraten«
Eine flammende Tirade Sullivans traf an ebenjenem Tag bei Hoover zu Hause ein, als die Debatte um die Zukunft des FBI-Direktors im Weißen Haus begann. Es war ein Mittelding zwischen einem Abschiedsbrief unter Liebenden und dem Schreiben eines Selbstmörders. »Dieser vollständige Bruch mit Ihnen war sehr schmerzlich für mich«, schrieb er. Aber er fühle sich verpflichtet zu sagen, dass »der Schaden, den Sie dem Bureau und seiner Arbeit zufügen, das alles herbeigeführt hat«.
Wie in der Anklageschrift einer Strafsache legte er seine Anschuldigungen in 27 durchnummerierten Absätzen dar. Einige befassten sich mit Hoovers Rassenvorurteilen: das Personal des FBI war zu 99,4 Prozent weiß (und zu 100 Prozent männlich). Andere befassten sich mit Hoovers Verwendung von FBI-Mitteln, um sich sein Heim und sein Leben zu verschönern. Wieder andere handelten von dem Schaden, den er dem amerikanischen Nachrichtendienst zugefügt hatte, indem er die Verbindungen zur CIA kappte. Und manche grenzten an den Vorwurf des Hochverrats.
»Sie haben unsere wichtigsten Programme abgeschafft, die darauf abgestellt waren, den Feind zu identifizieren und auszuschalten.« Damit meinte er COINTELPRO und die Einbrüche des FBI in ausländische Botschaften. »Sie wissen, wie viele illegale Agenten allein an der Ostküste operieren. Bis diese Woche, die Woche, in der ich das FBI endgültig verlasse, haben wir keinen Einzigen von ihnen identifiziert. Diese illegalen Agenten sind, wie Sie wissen, unter anderem damit beschäftigt, die Geheimnisse unserer Verteidigung im Falle eines militärischen Angriffs auszukundschaften, so dass unsere Verteidigung fehlschlagen wird. Mr Hoover, denken Sie darüber nach? Sind Sie wirklich imstande, das gründlich zu überdenken? Erkennen Sie nicht, dass wir unsere Regierung und unser Volk verraten?«
Am schärften prangerte Sullivan den Personenkult um Hoover an: »Sie wissen selbst, dass Sie zu Lebzeiten eine Legende geworden sind, und der Sie umgebende Mythos verleiht Ihnen unglaubliche Macht«, schrieb er. »Wir haben alles Erdenkliche getan, um Ihre Legende aufzubauen. Wir haben alles ferngehalten, was Sie stören könnte, und Ihr Büro mit dem beliefert, was Sie hören wollten […] Das gehörte zum Spiel, aber es wurde zum tödlichen Spiel, das zu nichts Gutem geführt hat. Alles, was wir taten, hat dazu beigetragen, Sie von der Wirklichkeit zu entfremden, und das hatte im Lauf der Jahre zwangsläufig Einfluss auf Ihre Entscheidungen.« Er schloss mit einem Appell: »Ich möchte vorschlagen, dass Sie zu Ihrem eigenen Besten, dem des Bureau, der Nachrichtendienstgemeinde und der Exekutive in den Ruhestand gehen.« Sullivan reichte die Hauptpunkte seines Briefes unter der Hand an seine Freunde im Weißen Haus und eine Handvoll Journalisten und renommierte Kolumnisten weiter. In den Salons und Redaktionen Washingtons kursierten Gerüchte: Beim FBI bahne sich eine Palastrevolte an; Hoover entgleite das Szepter.
»Als sich die politischen Angriffe gegen ihn häuften und immer schriller und unfairer wurden«, so Mark Felt, »litt Hoover unter Einsamkeit und der Angst, dass sein Lebenswerk der Zerstörung preisgegeben würde.«[493]  
Der Präsident stellte ihn allmählich kalt. Ein letzter Höhepunkt kam Ende 1971, als Nixon ihn über die Weihnachtswoche auf sein Anwesen in Key Biscayne, Florida einlud und auf der Rückreise nach Washington an Silvester an Bord der Air Force One ein Geburtstagskuchen für Hoover serviert wurde. Aber danach verzeichneten die Protokolle des Weißen Hauses für den Zeitraum von vier Monaten nur noch drei Telefonate des Präsidenten mit Hoover, die insgesamt acht Minuten dauerten. Schweigen senkte sich über die Beziehung.
Das letzte Gespräch mit Hoover, das FBI-Mitarbeiter für die Nachwelt festhielten, fand am 6. April 1972 statt. Ray Wannall, der dreißig Jahre lang für Hoover Kommunisten gejagt hatte, suchte den Direktor in seinem Büro auf, um eine Beförderung zu erhalten. Hoover stimmte ein Klagelied, ein wahres Wehgeschrei an. »Dieser Mistkerl Sullivan hat mich hinters Licht geführt«, sagte er. »Er hat mich komplett ausgetrickst. Ich habe ihn wie einen Sohn behandelt, und er hat mich verraten.« Er jammerte eine halbe Stunde lang. Dann verabschiedete er sich.[494]  
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Verschwörer
In den frühen Morgenstunden des 2. Mai 1972 starb J. Edgar Hoover im Schlaf. Es regnete den ganzen Tag, während der geschlossene Sarg mit seinem Leichnam auf einem schwarzen Katafalk in der Rotunde des Kapitols aufgebahrt war. Hoover wurde auf dem Kongress-Friedhof neben seinen Eltern beigesetzt, nur ein paar hundert Meter von seiner Geburtsstätte entfernt. Vierzig Jahre später sind die Mythen und Legenden immer noch lebendig.
»Er ist genau im richtigen Moment gestorben«, sagte Nixon. »Mein Gott, es hätte ihn umgebracht, dieses Amt zu verlieren. Es hätte ihn umgebracht.«[495]  
Wenige Minuten nachdem Hoovers Sarg das Kapitol verlassen hatte, rief Justizminister Richard Kleindienst seinen loyalsten Mitarbeiter im Justizministerium, L. Patrick Gray, an.
»Pat, ich werde Sie zum geschäftsführenden Direktor des FBI ernennen«, sagte er.
»Sie machen wohl Witze«, antwortete Gray.[496]  
Gray war fünfundfünfzig Jahre alt und hatte nie etwas anderes als ein U-Boot befehligt. Er trug immer noch den Bürstenhaarschnitt der Navy. Der Mann mit dem markanten Kopf und dem vorstehenden Kinn war ein loyaler Gefolgsmann Nixons. Er kannte den Präsidenten seit 25 Jahren, und er verehrte ihn. Über eine Qualifikation allerdings verfügte er: Er würde alles tun, was Nixon verlangte. Jetzt vertraute ihm der Präsident Hoovers Erbe an.
Ehrfurchtsvoll suchte Gray nach Hoovers Beerdigung am 4. Mai das Weiße Haus auf. Nixon gab ihm ein paar vernünftige Ratschläge. »Bilden Sie sich niemals, niemals ein, irgendjemand wäre Ihr Freund«, sagte der Präsident. »Nie, nie, nie […] Sie müssen ein Verschwörer sein. Sie müssen absolut skrupellos vorgehen. Erwecken Sie den Anschein, sie seien ein netter Kerl. Aber unter der Oberfläche müssen Sie hart wie Stahl sein. Nur so kann das FBI geführt werden, glauben Sie mir.«[497]  
Gray war nicht hart wie Stahl. Er war ein nachgiebiger Mensch und hatte keine Ahnung, wie er das FBI in den Griff bekommen sollte. Er wollte nicht als »Eindringling« angesehen werden, der »Hoover in die Annalen der Geschichte verwies und das FBI nach meinem Bild umgestaltete«, schrieb er in seinen posthum veröffentlichten Erinnerungen. Er wusste wenig über das FBI, die Sitten und Gebräuche dort waren ihm nicht vertraut. Das Verhalten der Spitzenbeamten der Behörde konnte er nicht nachvollziehen, und er merkte bald, »dass sie einander belogen und betrogen, wo sie nur konnten«.[498]  
Damit begannen die finsteren Zeiten des FBI. Unter der Leitung von Pat Gray, Mark Felt, der Nummer zwei im FBI, und Ed Miller, dem Leiter der Geheimdienstabteilung, befand sich das von Hoover aufgebaute FBI binnen Monaten am Rand des Abgrunds.
»Nach Hoovers Tod«, erinnerte sich Miller traurig, »ging alles den Bach runter.«[499]  
»Die sensible Frage der Macht des Präsidenten«
Am 15. Mai 1972 wurde George Wallace, der rassistische Gouverneur von Alabama, der 1968 als Präsidentschaftskandidat fast zehn Millionen Stimmen erhalten hatte, von einem verblendeten Attentäter bei einem Wahlkampfauftritt schwer verwundet.
Nixon griff zum Telefon und rief beim FBI an. Mark Felt nahm ab.
»Bremer, der Attentäter, ist in guter körperlicher Verfassung«, berichtete Felt. »Er hat ein paar Schrammen und Blutergüsse und – «
»Gut!«, gab Nixon zurück. »Hoffentlich haben Sie ihn noch etwas mehr in die Mangel genommen.«
Felt lachte. »Der Psychiater hat ihn untersucht«, sagte er und fügte hinzu: »Der Typ hat ein psychisches Problem.«
Auf eins legte Nixon Wert: »Sorgen Sie dafür, dass sich nicht wiederholt, was wir schon einmal erlebt haben – beim Kennedy-Mord, als wir wirklich nicht adäquat ermittelt haben. Ist das klar?« Er ließ nicht locker. »Vergessen Sie nicht, jetzt kümmert sich das FBI, die sind dafür verantwortlich, und ich will keine Ausrutscher. Okay?«
»Selbstverständlich«, erwiderte Felt kurz angebunden. »Sie sind derjenige, der hier den Ton angibt.« Diese Antwort gefiel Nixon. »Genau«, sagte er. »Gut. Danke für Ihre Hilfe, vielen Dank.« Das Gespräch war beendet. »Ja. Mr President«, sagte Felt. »Bye.« Sie wechselten nie wieder ein Wort.
Felt trug im FBI-Hauptquartier sehr viel länger Verantwortung, als er erwartet hatte. Gray war aufgebrochen, um sämtliche 59 FBI-Außenstellen Amerikas zu besuchen und alle leitenden Special Agents persönlich kennenzulernen. Der geschäftsführende Direktor war so oft unterwegs, dass die Agenten in der FBI-Zentrale ihn bereits »Three-Day Gray« nannten. Am Freitag, dem 17. Juni, checkte er in dem noblen Newporter Inn südlich von Los Angeles ein – ebenso wie John Mitchell, nunmehr Leiter des Komitees zur Wiederwahl des Präsidenten (CREEP), und Mitchells treuer Berater bei CREEP, Robert Mardian, ehemals im Justizministerium verantwortlich für innere Sicherheit.
An jenem Wochenende brach in Washington die Hölle los. Die Polizei des District of Columbia verhaftete in den Räumen des Nationalkomitees der Demokratischen Partei im Watergate-Komplex fünf Männer. Der bekannteste war James McCord, ehemals FBI-Agent und CIA-Offizier, jetzt Sicherheitschef bei CREEP. Die Männer hatten Einbruchswerkzeug und elektronische Geräte dabei sowie etwas, das die Polizei für eine als Rauchdetektor getarnte Bombe hielt. Es war ein elektronisches Abhörgerät. Die Verdächtigen hatten druckfrische 100-Dollar-Scheine und Schlüssel für das Watergate Hotel in der Tasche. Ihre Hintermänner waren der Draufgänger und ehemalige FBI-Agent Gordon Liddy, der bei CREEP mitarbeitete, und E. Howard Hunt, ein ehemaliger CIA-Mann, der, wie das FBI schnell herausfand, für den Präsidenten der Vereinigten Staaten tätig war.
Am Sonntagmorgen, dem 17. Juni, hatte Special Agent Daniel Bledsoe Dienst in der Abteilung für Kapitalverbrechen beim FBI, als er den Bericht über den Einbruch in der Nacht zuvor las. Er erkannte Liddys Namen, den er zehn Jahre zuvor beim FBI kennengelernt hatte. Als er las, dass die Einbrecher mit Abhörgeräten erwischt worden waren, leitete er sofort Ermittlungen wegen Verstoßes gegen die bundesstaatlichen Abhörgesetze ein. Gegen 16 Uhr stellte seine Sekretärin einen Anruf des Weißen Hauses durch.
»Agent Supervisor Dan Bledsoe«, sagte er. »Mit wem spreche ich?«
»John Ehrlichman. Sie wissen, wer ich bin?«
»Ja, Sie sind der Stabschef im Weißen Haus.«
»Richtig. Ich habe ein Mandat des Präsidenten der Vereinigten Staaten«, sagte Ehrlichman. »Das FBI muss die Ermittlungen zu dem Einbruch sofort einstellen.«
Bledsoe schwieg.
»Haben Sie gehört, was ich gesagt habe?«, donnerte Ehrlichman. »Werden Sie die Untersuchung einstellen?«
»Nein«, antwortete Bledsoe. »Laut Verfassung ist das FBI verpflichtet zu untersuchen, ob es sich um einen Verstoß gegen geltende Gesetze handelt.«
»Wissen Sie, dass Sie sich dem Präsidenten der Vereinigten Staaten widersetzen?«
»Ja«, antwortete der FBI-Agent.
»Bledsoe, Ihre Karriere ist zum Scheitern verurteilt«, sagte Ehrlichman und legte auf.
Bledsoe rief Mark Felt zu Hause an und berichtete ihm von dem Gespräch. »Er lachte, denn er kannte diese Leute. In seiner Position wusste er, was im Weißen Haus vorging. Er lachte nur.«[500]  
Am Montagmorgen, dem 19. Juni, rief Felt Gray an und sagte ihm, die Ermittlungen des FBI zum Watergate-Einbruch könnten auch das Weiße Haus betreffen. Am Mittwoch, dem 21. Juni, um 16. 00 Uhr berief Gray in der FBI-Zentrale seine erste offizielle Sitzung zum Watergate-Einbruch ein.
Mark Felt war dabei, ebenso Robert G. Kunkel, leitender Special Agent des Washingtoner Büros, und Charles W. Bates, Leiter der Abteilung für die Ermittlung in Strafsachen (Criminal Investigative Division) des FBI. Bates protokollierte diese und viele weitere Sitzungen im Zusammenhang mit Watergate in einem fortlaufenden Memorandum. »Alle waren sich einig«, schrieb er, »dass diese Angelegenheit von größter Wichtigkeit war, dass der Ruf des FBI auf dem Spiel stand und dass die Ermittlungen absolut unparteiisch, gründlich und umfassend durchgeführt werden sollten.«[501]   Gray teilte seinen Leuten mit, John Dean, der Rechtsberater des Präsidenten, werde an allen Vernehmungen des FBI teilnehmen. Er verschwieg, dass er Dean über jeden Schritt des FBI zu unterrichten gedachte und ihm täglich Berichte über die Ermittlungen und Vernehmungen des FBI zukommen lassen wollte.
Am folgenden Tag befragten FBI-Agenten Charles W. Colson, den Sonderberater des Präsidenten, in Anwesenheit Deans. Colson erwähnte, dass der Watergate-Einbrecher E. Howard Hunt im Weißen Haus einen Safe hatte. Dean belog das FBI prompt und behauptete, er habe keine Ahnung von dessen Existenz. Als er allein war, öffnete er den Safe und fand darin zwei Ordner mit Dokumenten: den Beweis für die schmutzigen Machenschaften der »Klempner« im Auftrag des Präsidenten. Dann überlegte er, wie er die Unterlagen vor dem FBI verstecken konnte.
Am Freitag, dem 23. Juni, kurz nach 10 Uhr Vormittag verständigten sich Präsident Nixon und der Stabschef des Weißen Hauses Haldeman auf einen Plan, die Ermittlungen des FBI zu hintertreiben. »Das FBI ist nicht unter Kontrolle, weil Gray nicht genau weiß, wie es zu kontrollieren ist«, sagte Haldeman dem Präsidenten. Der frisch ernannte stellvertretende CIA-Direktor, Generalleutnant Vernon Walters, ein alter Kumpel Nixons, sollte Gray auffordern, sich zurückzuhalten, und dabei die Karte der nationalen Sicherheit und der Geheimhaltungspflicht ausspielen. Haldeman war zuversichtlich, dass Gray und Felt tun würden, was man von ihnen verlangte. »Felt wird kooperativ sein, denn er ist ehrgeizig«, sagte er. »Und es passt ganz gut, weil die FBI-Agenten, die den Fall bearbeiten, mittlerweile das Gefühl haben, dass es genau darum geht. Um die CIA.«[502]  
Die Idee gefiel Nixon. »Großartig!«, sagte er. »Ziehen Sie’s durch. So machen die das, und so machen wir es auch.«
Um 14. 30 Uhr war Walters in Grays Büro. Die Ermittlungen, sagte er zu Gray, berührten die Kompetenzen der CIA. Sobald Walters draußen war, griff Gray zum Hörer, rief Charles Bates an und empfahl, die Ermittlungen zu stoppen. Bates protestierte. »Ich erklärte ihm noch einmal, das FBI habe meiner Ansicht nach keine andere Wahl, als unsere gründliche Untersuchung fortzusetzen und sich über alle Details Klarheit zu verschaffen.«[503]  
Gray rang mit einer Entscheidung, bis er am Mittwoch, dem 28. Juni, um 18. 30 Uhr einem dringenden Ruf ins Weiße Haus folgte. In John Ehrlichmans Büro überreichte John Dean dem geschäftsführenden FBI-Direktor zwei weiße Schnellhefter aus Hunts Safe.
»Die dürfen nie ans Tageslicht kommen«, sagte er zu Gray.
»Und warum geben Sie sie dann mir?«
»Weil sie ein solcher politischer Sprengstoff sind, dass man ihre Existenz gar nicht eingestehen kann«, erklärte Dean. »Ich muss sagen können, dass ich alle Unterlagen Hunts dem FBI übergeben habe. Das tue ich hiermit.«[504]  
In Grays Büro stand ein roter Papierkorb, in dem geheime Unterlagen verbrannt werden konnten. Gray wusste das nicht. Sechs Monate später verbrannte er die Unterlagen in einer Mülltonne im Hinterhof seines Hauses.
»Es besteht kaum ein Zweifel«, hieß es später in einem internen FBI-Bericht, »dass Mr Gray bedauerliche Entscheidungen von historischer Tragweite traf.«[505]  
»Unerbittlich«
In jenem Sommer hatten das Weiße Haus und das FBI eine weitere Krise zu bewältigen. Nixon gab den Befehl, den Krieg gegen Terroristen in Amerika zu verstärken. Doch das FBI hatte den Freibrief zum Einsatz seiner wichtigsten Waffe in diesem Kampf verloren.
Am Montag nach dem Watergate-Einbruch, am 19. Juni 1972, hatte der Oberste Gerichtshof das Abhören von Amerikanern ohne richterliche Anordnung in einem einstimmigen Votum für gesetzwidrig erklärt.
Im Mittelpunkt des Prozesses vor dem Obersten Gerichtshof stand ein flammender Anarchist, einer der zehn meistgesuchten Männer Amerikas. Pun Plamondon, Verteidigungsminister der White Panther Party, deren Parteiprogramm im Wesentlichen auf Sex, Drugs & Rock ’n’ Roll basierte, war angeklagt, im Rekrutierungsbüro der CIA unweit der Universität Michigan in Ann Arbor eine Bombe gelegt zu haben. Seine Anwälte vermuteten zu Recht, dass er abgehört worden war. Der Richter am Bundesgericht hatte dem Antrag der Verteidigung auf Offenlegung der Beweise stattgegeben, die der Staat gegen ihn zusammengetragen hatte. Nixons Justizministerium stellte sich quer. Die Juristen des Präsidenten behaupteten, der Präsident habe ein natürliches und unanfechtbares Recht, nach Belieben Telefonleitungen abzuhören.
Die Regierung konnte sich nicht durchsetzen. Ein Bundesberufungsgericht urteilte, dass auch der Präsident den Bestimmungen des Vierten Verfassungszusatzes unterworfen war – jenem Abschnitt in der Bill of Rights, der die Amerikaner vor Durchsuchungen und Festnahmen ohne richterliche Anordnung schützte.
Der Oberste Gerichtshof hatte Lauschangriffe in den Vereinigten Staaten ohne richterliche Anordnung noch nie zugelassen. Dennoch hatte das FBI seit 1939 auf Anweisung von Präsidenten und Justizministern, manchmal aber auch auf Befehl Hoovers oder seiner Untergebenen geheime Abhöraktionen durchgeführt. Das Ausmaß der elektronischen Überwachung war seither exponentiell gestiegen. Unter Nixon wurden tausende Amerikaner zu Opfern staatlicher Bespitzelung.
Robert Mardian, Chef der Abteilung für Innere Sicherheit, vertrat die Regierung bei der mündlichen Verhandlung vor dem Obersten Gerichtshof. Richter Byron White fragte ihn rundheraus: »Wenn der Präsident beschließt, dass es notwendig ist, John Does Telefon anzuzapfen« – gebe es dann für Doe »überhaupt keine Möglichkeit, etwas dagegen zu unternehmen?«
Mardians Antwort lautete: »Der Präsident der Vereinigten Staaten kann die elektronische Überwachung anordnen, und in diesen Fällen ist es legal.«
Richter Lewis Powell, von Präsident Nixon soeben erst ins Amt berufen, formulierte die einstimmige ablehnende Entscheidung des Gerichts: »Das vorliegende Problem ist für die Menschen in unserem Land und ihre Regierung von großer Wichtigkeit. Es berührt die sensible Frage der Macht des Präsidenten, ausgeübt durch den Justizminister, im Namen der inneren Sicherheit die elektronische Überwachung ohne vorherige richterliche Erlaubnis zu genehmigen. Mehr als fünfundzwanzig Jahre lang haben Präsidenten solche Überwachungen in unterschiedlichem Ausmaß genehmigt, ohne sich an den Kongress zu wenden und ohne eine definitive Entscheidung dieses Gerichts.«[506]  
Diese Macht war jetzt dahin.
»Dem Justizminister wird zwar eine zusätzliche Last auferlegt, aber diese Unannehmlichkeit ist in einer freien Gesellschaft zum Schutz der verfassungsmäßigen Werte gerechtfertigt«, entschied das Gericht. »Nicht minder wichtig wird es sein, der Öffentlichkeit zu versichern, dass das willkürliche Anzapfen von Telefonleitungen und das Installieren von Wanzen zum Abhören gesetzestreuer Bürger nicht zulässig ist.«
Der Regierung stehe es frei, »ausländische Mächte oder deren Agenten« anzuzapfen (sowjetische Spione zum Beispiel), nicht jedoch amerikanische Staatsbürger. Jedenfalls nicht ohne richterliche Anordnung.
Am Tag der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs hatte das FBI mindestens sechs Telefonleitungen des Weather Underground und der Black Panthers angezapft. Diese Bespitzelung musste sofort ein Ende haben.
Die Reaktion des FBI war die Wiederaufnahme von Einbruchdiebstählen, den sogenannten black-bag jobs.
Mitte September 1972 berief Gray im FBI-Hauptquartier eine Konferenz ein, zu der er seine Top-Agenten aus ganz Amerika versammelte. Nixon hatte das FBI – sowie das Pentagon, das Außenministerium, die CIA und die Nationale Sicherheitsbehörde NSA – mit der Erarbeitung eines nationalen Terrorbekämpfungsplans beauftragt.
Mit Entsetzen hatte die Welt verfolgt, wie bei den Olympischen Spielen in München 1972 das palästinensische Terrorkommando Schwarzer September im Olympischen Dorf elf israelische Sportler als Geiseln nahm. Bei einem fehlgeschlagenen Rettungsversuch der deutschen Polizeibehörden starben alle israelischen Geiseln (sowie fünf palästinensische Attentäter und ein deutscher Polizist). Nixon hatte sich mit seinem nationalen Sicherheitsberater Henry Kissinger und seinem Botschafter bei den Vereinten Nationen, George H. W. Bush, getroffen, um Pläne zur Terrorbekämpfung zu erörtern. Seine persönliche Sekretärin Rose Mary Woods berichtete ihm von der bekannten Hellseherin Jeane Dixon, die einen Terrorangriff gegen eine jüdische Zielperson in den Vereinigten Staaten vorhergesagt hatte, beispielsweise gegen Yitzhak Rabin, den damaligen israelischen Botschafter in den USA.
»Sie werden jemanden entführen. Vielleicht jemanden erschießen«, sagte der Präsident und zitierte »diese Wahrsagerin Jeane Dixon« als Quelle seiner Befürchtungen. »Dafür brauchen wir einen Plan. Angenommen, sie kidnappen Rabin, Henry, und verlangen, dass wir alle Schwarzen freilassen, die in den Vereinigten Staaten im Gefängnis sitzen, und erschießen ihn, wenn wir das nicht machen […] was um Himmels willen tun wir dann?«, fragte Nixon. »Wir brauchen einen Notfallplan für Entführungen, für Kidnapping, für alles Mögliche.«[507]  
Am 25. September erließ Nixon eine geheime Präsidialdirektive für eine umfassende Terrorbekämpfungskampagne. Das Ergebnis war der Kabinettsausschuss zum Terrorismus, die erste umfassende Bemühung der US-Regierung, der Bedrohung entgegenzutreten. Der Ausschuss traf sich ein einziges Mal.
»Bei dem Treffen wuschen alle ihre Hände in Unschuld und sagten: ›Macht ihr das vom FBI«, erinnerte sich Gray. Niemand sonst wollte die Verantwortung übernehmen.[508]  
Gray sagte zu Mark Felt und dem Chef seiner Geheimdienstabteilung Ed Miller, er habe »beschlossen, das heimliche Eindringen in Wohnungen und Gebäude erneut zu genehmigen«, erinnerte sich Miller. »Tja, ich fand das wirklich gut.«[509]  
Im Oktober 1972 begannen die ersten Razzien gegen palästinensische politische Gruppen in den Vereinigten Staaten. Beim ersten Einbruchdiebstahl stahlen FBI-Agenten Dokumente einer Organisation namens Arab Educational League in Dallas. Das FBI holte sich einen Mitgliedsausweis aus dem Safe der Organisation, klopfte bei ihnen an und drängte sie aus dem Land. Jahre später schrieb Gray, Einbrüche und Diebstahl seien »eindeutig illegal« gewesen, doch er habe geglaubt, er führe damit die Anweisungen des Präsidenten aus.
Noch im selben Monat begann das FBI mit Einbruchdiebstählen bei Freunden und Angehörigen von 26 flüchtigen Mitgliedern des Weather Underground. Entsetzt erfuhr Gray, dass kein einziger der Untergetauchten gefasst worden war, obwohl seit drei Jahren amerikaweit nach ihnen gefahndet wurde.
Er gab die Anweisung, sie »bis zur Erschöpfung zu jagen«: der Befehl eines U-Boot-Kommandanten. »Unerbittlich«, schrieb er an Felt. Mindestens sieben Einbrüche wurden von der Squad 47 verübt, einer Geheimeinheit mit Sitz in der New Yorker FBI-Dienststelle. Unter Leitung von Special Agent John Kearney war diese Einheit seit den 1950er Jahren auf Einbruchdiebstähle spezialisiert.[510]  
Keiner dieser Einbrüche brachte Hinweise ans Licht, die zur Verhaftung der Flüchtigen geführt hätten.
Aber sie hatten Ermittlungen gegen die Führungsspitze des FBI durch ein Großes Bundesgeschworenengericht zur Folge.
»Ich wusste, dass irgendjemand nicht dichthalten würde«
Am 15. September 1972 wurden die FBI-Veteranen Liddy und McCord sowie die fünf anderen Watergate-Einbrecher wegen des Lauschangriffs auf das Hauptquartier der Demokratischen Partei vor Gericht gestellt. Damit endete die Anklage. Die Watergate-Untersuchung war an eine Mauer gestoßen.
Felt und seine engsten Mitarbeiter im FBI trafen die Entscheidung, die Behinderung der Justiz nicht hinzunehmen. Sie hatten persönliche wie berufliche Gründe dafür. Sie handelten instinktiv, um die Hindernisse bei den FBI-Ermittlungen aus dem Weg zu räumen. Sie wussten, dass die Verschwörung und Vertuschung vom Weißen Haus gesteuert worden war. Ihr tiefster Groll richtete sich gegen die Tatsache, dass der Präsident Pat Gray an die Spitze des FBI berufen hatte, den sie als einen Handlanger der Politik betrachteten.
»Das hat uns alle tief gekränkt«, sagte Charles Bolz, Leiter der Abteilung Bilanzbetrug beim FBI. Felt war Hoovers rechtmäßiger Erbe. »Felt wäre die erste Wahl des Direktors gewesen. Aber der Direktor war tot. Und Mark Felt hätte auf seinen Posten aufrücken müssen. Deshalb tat er es. Er wollte herausfinden, was dort lief. Und, Junge, er hat es tatsächlich herausgefunden.«[511]  
Wenige Wochen vor den Präsidentschaftswahlen im November 1972 fingen Felt und seine Verbündeten an, Informationen an die Presse durchsickern zu lassen. Felt wurde 33 Jahre später berühmt, als er zugab, er sei »Deep Throat«, die FBI-Quelle, der die Washington Post ihre bahnbrechenden Berichte über die Watergate-Ermittlungen verdankte. Aber Felt war nicht der Einzige, der insgeheim mit der Presse sprach. Die Aufzeichnungen von Felts erstem dokumentierten Interview mit Bob Woodward von der Post sind jetzt veröffentlicht. »Es gibt einen Weg, den Watergate-Knoten zu lösen«, sagte er zu Woodward am 9. Oktober 1972. »Die Dinge laufen aus dem Ruder.« Eine politische Operation gegen die Feinde des Präsidenten war außer Kontrolle geraten. Gray wusste davon, der Justizminister und CREEP-Chef John Mitchell wusste davon. Und wenn Mitchell es wusste, dann wusste es auch der Präsident. Richard Nixon war sich im Klaren darüber, dass eine Aufdeckung diese Tatsachen zu einem »Ruin … ich meine Ruin« führen würden. Und wenn die Fakten herauskamen, würden sie Richard Nixon »ruinieren … wirklich ruinieren«.
Felt sorgte dafür, dass die Fakten an die Öffentlichkeit gelangten, indem er die Informationen mit vier weiteren FBI-Agenten teilte. Bob Kunkel und Charles Bates standen bei den Watergate-Ermittlungen zusammen mit Felt in der FBI-Kommandokette ganz oben. Kunkel, leitender Special Agent des Washingtoner Büros, hielt Felt auf dem Laufenden, und Bates protokollierte dieses und viele weitere Treffen im Zusammenhang mit Watergate in einem fortlaufenden Memorandum. Dick Long und Charles Nuzum, der Leiter beziehungsweise verantwortliche Agent in der Abteilung Wirtschaftskriminalität des FBI, leiteten die Ermittlungen in der Watergate-Affäre.
Bates und Long teilten einer Handvoll Kollegen mit, was sie getan hatten. Die Gerüchte begannen zu kursieren.
»Am Ende eines jeden Tages setzten sie sich zusammen und besprachen den Verlauf und die Ergebnisse der Untersuchung«, sagte Paul Daly, ein Agent in der Geheimdienstabteilung des FBI. »Sie trafen eine Entscheidung, die bewusste Entscheidung, Informationen an die Presse weiterzugeben, weil das Weiße Haus die Ermittlungen behinderte. Und weil sie dadurch angespornt wurden weiterzumachen.«[512]   Ganz normale FBI-Agenten verwandelten Geheimnisse in Information, und FBI-Führungskräfte gaben diese Informationen an Journalisten, Staatsanwälte, Bundesgeschworenengerichte und die Öffentlichkeit weiter. Das war der Anfang vom Ende der Nixon-Präsidentschaft.
Ohne das FBI wären die Journalisten verloren gewesen. Die Washington Post und das Time Magazine waren die Ersten, die feststellten, wie komplex die Watergate-Affäre auf unterschiedlichen Ebenen war. Die New York Times und die Los Angeles Times zogen nach. Nicht alle ihre Berichte waren korrekt, doch insgesamt ergab sich das Bild einer ganzen Verschwörungsserie vonseiten des Weißen Hauses zur Ausschaltung der politischen Gegner des Präsidenten mit Hilfe von Spionage und Sabotage.
Richard Nixon, dessen Wiederwahl bevorstand, nahm dies zur Kenntnis. »Ich wusste, dass irgendjemand nicht dichthalten würde«, sagte er bitter, als die ersten enthüllenden Berichte in den Zeitungen erschienen. Zehn Tage später wusste er, wo die undichte Stelle war.
»Wir wissen, was durchgesickert ist, und wir wissen, wer es hat durchsickern lassen«, teilte Haldeman dem Präsidenten am 19. Oktober mit.[513]  
Präsident Nixon: Ist es jemand im FBI?
Haldeman: Ja, Sir […] Jemand von sehr weit oben.
Nixon: Jemand aus dem Umfeld von Gray?
Haldeman: Mark Felt.
Nixon: Aber warum zum Teufel sollte er so etwas tun?
Haldeman: Schwer zu sagen. Und wir können nichts darüber verlauten lassen, weil sonst unsere Quelle auffliegen würde.[514]   […] Mitchell ist der Einzige, der das weiß. Und er plädiert unbedingt dafür, dass wir – dass wir lieber nichts unternehmen, weil –
Nixon: Etwas unternehmen? Niemals!
Haldeman: Wenn wir gegen ihn vorgehen, geht er hin und erzählt alles. Er weiß alles, was man im FBI nur wissen kann.
Nixon: Klar.
Haldeman: Er hat zu absolut allem Zugang […] Gray hat Schiss. Wir müssen ihm sagen, dass er sich vorsehen soll […]
Nixon: Was würden Sie mit Felt machen? […] Mein Gott! Wissen Sie, was ich mit ihm machen würde? Dieser Mistkerl!
Der Präsident und das FBI befanden sich nun in einem Untergrundkrieg. Justizminister Kleindienst legte auf Anweisung des Weißen Hauses Gray fünfmal nahe, Felt zu feuern. Doch der geschäftsführende FBI-Direktor konnte sich nicht dazu durchringen. Denn Felt war der Mächtigere. Vielleicht wusste er nicht über alles Bescheid, »was man im FBI nur wissen« konnte, aber er und seine Chefermittler wussten mehr als sonst irgendjemand außerhalb des Weißen Hauses. Ihr Wissen gab ihnen die Macht, sogar gegen den Präsidenten selbst vorzugehen.
»Landesverräter«
Kurz nach Nixons erdrutschartigem Wahlsieg am 7. November 1972 wurde Gray schwer krank. Er begab sich ins Krankenhaus unweit seiner Wohnung in Stonington, Connecticut, und unterzog sich einer Unterleibsoperation. Am 3. Dezember wurde er entlassen, aber seine Ärzte verordneten ihm Bettruhe bis zum Ende des Jahres. Während Grays zweimonatiger Abwesenheit führte Mark Felt das FBI.
Gray, nach wie vor geschäftsführender FBI-Direktor, wusste nicht, ob Nixon vorhatte, den Senat um seine Bestätigung im Amt als FBI-Direktor zu bitten, wie es gesetzlich vorgeschrieben war. Er hatte keine Ahnung, ob Nixon ihm vertraute. Bald sollte er Grund haben, sich zu fragen, warum er jemals Nixon vertraut hatte.
Begleitet von John Ehrlichman, betrat er am 16. Februar 1973 um 9. 09 Uhr zum zweiten Mal in seinem Leben das Oval Office. Nixon kam sofort zum Thema: Bei der Anhörung im Senat zu Grays Nominierung käme es möglicherweise zu einer Konfrontation über die Frage der Befugnis des Präsidenten, Geheimoperationen zu veranlassen.
»Man wird Ihnen wahrscheinlich Fragen stellen wie zum Beispiel: Wissen Sie über andere Dinge Bescheid, die das FBI gemacht hat? Haben Sie mit den Telefonabhöraktionen im Inland zu tun?«, begann Nixon. »Ich würde sagen: ›Ja, das müssen wir machen […] Was sollen wir denn machen? Wollen Sie, dass Menschen erschossen werden?‹« Gray hatte einen Blackout.
»Terrorismus«, sagte der Präsident. »Oder auch Entführung. Und auch damit mussten Sie sich befassen. Manchmal ist es erforderlich, Telefonleitungen anzuzapfen. […] Wir dürfen uns nicht das Recht nehmen lassen, diese Waffe zu benutzen. Die Vorstellung, dass wir eine Menge politische Gruppierungen abhören, ist Quatsch.« Gray war sprachlos.
Dann kam der Präsident wieder auf Watergate zurück. »Würde es Ihnen schaden oder nützen, wenn Sie dorthin gehen und dazu in die Mangel genommen werden?«, fragte Nixon.
Endlich hatte sich Gray wieder gefasst. »Mr President, ich bin derjenige, der mit dieser Angelegenheit am besten umgehen kann«, sagte er zuversichtlich. »Ich hatte von Anfang an ständig damit zu tun. […] Ich glaube, die Regierung hat es verdammt richtig gemacht, in dieser Sache aktiv zu werden.« Das war Gepolter, und Nixon wusste das.
»Bisher waren Sie nicht in der Lage, gegen diese undichten Stellen etwas zu unternehmen, oder?«, fragte Nixon. »Wir haben herausgefunden, dass die ganze Geschichte aus dem FBI kommt.«
»Also, ich bin nicht ganz bereit, das zu glauben, Mr President«, erwiderte Gray.
Was mit Felt sei, fragte Nixon scharf.
»Es wäre sehr sehr schwierig, Felt in dieser Position zu halten, wenn dieser Vorwurf gegen ihn nicht geklärt ist«, sagte Nixon. »Unter Hoover sind solche Sachen nicht nach außen gedrungen. Als Hoover da war, haben wir nie von einer undichten Stelle gehört. Ich konnte hier in diesem Büro über alles mit ihm reden. Und der Grund dafür ist nicht, dass sie ihn liebten, sondern dass sie ihn fürchteten. Den Mann an der Spitze müssen alle fürchten. […] Genau so muss das Spiel gespielt werden. Man muss brutal sein, knallhart und von allen respektiert. […] Dass aus der CIA Sachen nach außen dringen, kann ich verstehen, diese gottverdammten Waschlappen. Aber wenn aus dem FBI etwas nach außen dringt, dann sollte die ganze verdammte Mannschaft gefeuert werden.«
Nixon schäumte jetzt vor Wut, er steigerte sich immer mehr hinein. »Sie müssen das durchziehen, wie die damals im Krieg«, fuhr der Präsident fort. »Wenn die Deutschen im Zweiten Weltkrieg durch die Ortschaften zogen und einer ihrer Soldaten aus dem Hinterhalt getroffen wurde, dann haben sie sämtliche Bewohner zusammengetrommelt und gesagt: Entweder ihr redet, oder ihr werdet alle erschossen. Ich glaube wirklich, so muss es gemacht werden. Ich meine, Sie können dort nicht den netten Kerl spielen.«
»Das habe ich nicht getan«, protestierte Gray. »Die Jungs wissen, dass sie mich nicht anlügen können, wie sie Mr Hoover angelogen haben.«
Nixon herrschte ihn an. »Offen gesagt, meine ich Disziplin bezüglich hochsensibler politischer Angelegenheiten. Angelegenheiten, die unsere Seite betreffen«, sagte er. »Angenommen, gegenüber jemandem von der Presse ist etwas durchgesickert. Ich muss mich hier darauf verlassen können, wenn Sie da rausgehen und etwas machen und auf einen Stapel Bibeln schwören, dass Sie es nicht getan haben«.
»Ja«, sagte Gray. »Ich verstehe.«
»Ich habe niemand anderen«, sagte Nixon. »Ich kann nicht irgendein Arschloch von außerhalb anheuern.«
»Es gab Zeiten«, sagte er, die Stimme bebend vor Zorn, »und, und, und Lyndon Johnson hat mir genau dasselbe gesagt –, wo ich das Gefühl hatte, der Einzige in dieser gottverdammten Regierung, der an meiner Seite steht, ist Edgar Hoover. […] Er hätte sich den Arsch aufgerissen, wenn er gesehen hätte, dass etwas falsch läuft, dass jemand uns anpisst«, sagte Nixon. »Sie müssen es genauso machen wie Hoover.«
Grays Schilderung zufolge wandte sich der Präsident Ehrlichman zu, der leicht nickte, als wollte er sagen: Nur zu. Nixon schien sich zu beruhigen und kam wieder auf sein Anliegen zurück.
»Ich glaube, es wird eine verdammte Bestätigung geben«, sagte er. »Sie müssen damit rechnen, dass es hart auf hart geht und Sie Blessuren abkriegen. Aber wenn Sie die verdammte Bestätigung kriegen, kann ich Ihnen sagen, dass Sie wahrscheinlich nur vier Jahre bleiben werden. Dann wird man Sie rauswerfen. Gehen Sie also hin und tun etwas für das Land.«
»Wie Sie wissen, würde ich den Direktor des FBI nie um etwas bitten, was falsch ist«, sagte der Präsident. »Trotzdem werde ich den Direktor des FBI bisweilen bitten müssen, Dinge zu tun, die dem Schutz der Sicherheit dieses Landes dienen.«
»Kein Problem«, sagte Gray.
»Dieses Land«, fuhr Nixon fort, »dieser Beamtenapparat – Pat, Sie wissen das – wimmelt bestenfalls von illoyalen Leuten und schlimmstenfalls von Landesverrätern, Pat.«
»Von Landesverrätern«, wiederholte Gray pflichtschuldig und wie benommen.
»Wir müssen sie zu fassen kriegen, sie brechen«, sagte Nixon.
»Ja«, sagte Gray. »Das weiß ich.«
»Und wir kriegen sie nur durch Sie zu fassen, verstehen Sie?«
»Stimmt. Damit habe ich keine Probleme.«
Nixon war zufrieden. Er hatte einen Nachfolger ausgewählt. Jetzt lächelten alle.
»In dem Moment, in dem Sie bestätigt werden«, sagte der Präsident, »müssen wir die Art von Beziehung aufbauen, die wir zu Hoover hatten.«[515]  
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»Das wird das FBI nicht überleben«
Am 3. März 1973 parkte ein smarter Iraker Ende zwanzig mit Koteletten und modisch ausgestellten Jeans seinen gemieteten Plymouth Fury und checkte im Skyway Hotel am John F. Kennedy International Airport in Queens, New York, ein.
Er war acht Wochen vorher in New York angekommen. Kurz danach hatte das FBI vom israelischen Geheimdienst den Hinweis erhalten, der Mann sei möglicherweise ein Agent der Terrorgruppe Schwarzer September, die unter dem Kommando Jassir Arafats stand, des Führers der Palästinensischen Befreiungsorganisation PLO. Die Gruppe Schwarzer September hatte kurz zuvor den amerikanischen Botschafter und seinen Stellvertreter im Sudan ermordet.
Ein FBI-Agent verhörte den Iraker, der erklärte, er wolle in den Vereinigten Staaten eine Flugschule besuchen und Flugzeugpilot werden.[516]  
Das Verhörprotokoll wurde abgeheftet und geriet in Vergessenheit. Dem Agenten konnte man das nicht zum Vorwurf machen, schuld war die Behörde, die nicht wusste, wie man gegen einen Terroristen ermittelt. Seit den Terroranschlägen in und nach dem Ersten Weltkrieg hatten es die Vereinigten Staaten mit keiner länderübergreifenden Verschwörung zum Massenmord mehr zu tun gehabt.
Am Morgen des 4. März parkte der Iraker seinen Fury am Terminal der israelischen Fluggesellschaft El Al auf dem Kennedy-Flughafen, wo die israelische Premierministerin Golda Meir wenige Stunden später ankommen sollte. Seine beiden Komplizen stellten ihre Autos zur selben Zeit auf der Fifth Avenue in Midtown Manhattan vor zwei israelischen Banken ab.
Am 5. März begannen Mitarbeiter des Sprachendienstes der Nationalen Sicherheitsbehörde (NSA) in der neugeschaffenen Abteilung zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus mit der Übersetzung einer frisch abgefangenen Nachricht der irakischen Vertretung bei den Vereinten Nationen. Die Nachricht war nach Bagdad geschickt und an die PLO weitergeleitet worden. Sie enthielt die Grundzüge eines mörderischen Plans.
Während man bei der NSA die Nachricht entzifferte, wurde an der Ecke 43. Straße/Fifth Avenue ein Dodge Dart, Baujahr 1973, von einem Abschleppdienst weggeschafft. Am nächsten Morgen wurde an der 47. Straße/Ecke Fifth Avenue ein Plymouth Duster, Baujahr 1972, abgeschleppt. Beide standen in einer Parkverbotszone. Als ein Mitarbeiter der Autoverleihfirma Olin an den Abschlepphof am Hudson River kam, um den Dart auszulösen, und den Kofferraum öffnete, staunte er nicht schlecht.
Das Bombenräumkommando der New Yorker Polizei wurde gerufen und kam mit seinen besten Leuten. Im Kofferraum des Dart und später auch des Duster fanden sie Benzinkanister, Propangasflaschen, Semtex-Plastiksprengstoff, Sprengkapseln, Batterien und Zünder. Auf dem Armaturenbrett lag Propagandamaterial des Schwarzen September und der PLO, eingewickelt in hebräische Zeitungen.
Die Bomben sollten am 4. März zur Mittagszeit zünden. Wären sie explodiert, wären hunderte Menschen getötet oder schwer verletzt und tausende in Angst und Schrecken versetzt worden. Aber alle Bomben hatten den gleichen fehlerhaften Zündmechanismus.
Die Polizei war über den ersten versuchten Bombenanschlag im Krieg zwischen arabischen Terroristen und den Vereinigten Staaten gestolpert.
Am 6. März um 18. 15 Uhr schaltete sich das FBI ein. In Washington informierte die Nationale Sicherheitsbehörde das Bureau über die verschlüsselte Nachricht nach Bagdad und warnte vor einer dritten Autobombe vor dem El-Al-Terminal am Kennedy-Flughafen. Am späteren Abend fanden das FBI und die New Yorker Polizei den Fury und öffneten den Kofferraum.
Die Bombe am Kennedy-Flughafen war dieselbe wie in Manhattan, sogar der Zündmechanismus wies den gleichen Fehler auf, aber die Bombe war doppelt so groß. Wäre sie wie geplant explodiert, wäre ein fast 50 Meter hoher Feuerball in den Himmel aufgestiegen, und die Schockwelle hätte noch in 150 Meter Entfernung das El-Al-Terminal und die Landebahn verwüstet. Flugzeuge in 100 Meter Höhe wären aus ihrer Bahn geworfen worden.
Das FBI fand auf der Propangasflasche in dem Fury einen Fingerabdruck. Dann vergingen 18 Jahre, ehe der Bombenbauer anhand dieses Fingerabdrucks identifiziert werden konnte.
Doch schon einen Tag später fand das FBI heraus, dass alle drei Autos von dem Iraker gemietet worden waren, den das Bureau Wochen zuvor verhört hatte. Die Agenten konnten die Spur des Verdächtigen rasch zum Skyway Hotel am Kennedy-Flughafen verfolgen, wo sie Bausätze von Bomben fanden. Sie entdeckten eine Banküberweisung in Höhe von 1500 Dollar, die der Iraker aus Beirut erhalten hatte. Sie analysierten die Handschrift auf dem Vertrag mit der Autoverleihfirma und auf der Anmeldung für den Flugunterricht an der Teterboro School of Aeronautics.
Den FBI-Agenten entging jedoch der gefälschte Pass, den der Iraker in seinem Hotelzimmer hinter der Klimaanlage versteckt hatte; ein Wartungstechniker entdeckte ihn Monate später. Auch den Komplizen kamen sie nicht auf die Spur. Bis zum heutigen Tag stehen die beiden Männer im Verdacht, den israelischen Luftwaffenattaché in Washington, Yosef Alon, ermordet zu haben. Alon, ein hochrangiger Verbindungsoffizier des israelischen Geheimdienstes zu Washington, wurde vier Monate später vor seinem Haus in Maryland erschossen. Die Ermittlungen des FBI zu dem Mord blieben ergebnislos. Der Fall ist offiziell noch ungelöst.
Bis zum 15. März ermittelte das FBI, dass der Iraker für alle drei Bomben verantwortlich war. Es gab der Untersuchung den Codenamen Tribomb.
Sechs Jahre später wurde der Mann bei seiner Ausreise aus Deutschland von der bayerischen Grenzpolizei festgenommen und verhört. Er hatte sich mit einem gefälschten französischen Pass ausgewiesen. Im Kofferraum seines Autos fand die Polizei neun weitere Pässe, außerdem 40 Kilo Sprengstoff, acht elektronische Zeitschaltuhren und Sprengkapseln sowie 12500 US-Dollar in bar. Der Sprengstoff war in das Packpapier einer Konditorei in Beirut eingeschlagen, die als Tarnung für Terroristen bekannt war. Der Verdächtige blieb sieben Monate in Untersuchungshaft und wurde von deutschen und israelischen Geheimdienstagenten verhört. Er verriet nichts. Schließlich schoben ihn die Deutschen nach Syrien ab. Das FBI erhielt keine Kenntnis davon.
Die Tribomb-Ermittlungen verliefen im Sande. Der Fall war 15 Jahre alt, als Mike Finnegan vom FBI ihn wieder hervorholte. Im Oktober 1990 arbeitete er bereits seit zwei Jahren daran, als er den entscheidenden Hinweis erhielt. Die Geheimdienste der Vereinigten Staaten und ihrer Verbündeten hatten für den Irak die höchste Alarmstufe ausgerufen. Saddam Hussein war in Kuwait einmarschiert, ein amerikanischer Gegenangriff nur noch eine Frage der Zeit. Der Hinweis kam in Form brandneuer geheimdienstlicher Erkenntnisse der Israelis: Der irakische Verdächtige hieß Khalid Mohammed el-Jessem und war ein hochrangiger PLO-Mann mit engen Verbindungen nach Bagdad. Das FBI erließ einen weltweiten Fahndungsaufruf. Mit Erfolg. Der Tribomb-Verdächtige wurde an dem Tag festgenommen, als der Erste Golfkrieg begann. Er befand sich am Flughafen Rom und war auf dem Weg nach Tunis, um am Begräbnis seines engen Mitstreiters Salah Khalaf teilzunehmen. Der Mitbegründer der Organisation Schwarzer September war ermordet worden, weil er sich gegen Saddam Hussein gestellt hatte.
Das FBI hatte noch den Fingerabdruck von der Bombe in dem Fury. Finnegan übermittelte ihn der italienischen Polizei. Er gehörte el-Jessem. Die Italiener verhafteten ihn und überstellten ihn nach langem juristischen Gerangel an das FBI.
Am 5. März 1993, auf den Tag genau 20 Jahre nach der Aufdeckung der Tribomb-Verschwörung und eine Woche nach dem ersten Terroranschlag auf das World Trade Center, musste sich der Iraker vor einem Bundesgericht in Brooklyn verantworten. Sein Prozess dauerte dreieinhalb Tage. Für die Geschworenen drehte sich alles um den Fingerabdruck. Sie sprachen ihn nach dreistündiger Beratung für schuldig. Der US-Bezirksrichter Jack B. Weinstein verurteilte ihn zu 30 Jahren Haft. Das FBI habe »systematisch und sorgfältig« gearbeitet, erklärte der Richter bei der Urteilsverkündung. »Die Datenspeicherung der Behörde war vorbildlich, ihre Beharrlichkeit eindrucksvoll.« Das FBI habe den internationalen Terroristen gezeigt, dass es in der Lage sei, »sie an jedem Ort der Welt zur Strecke zu bringen«.
Es hatte eine Generation gedauert, bis das FBI diesem Anspruch gerecht wurde. Erst mussten seine geheimdienstlichen Befugnisse beschnitten werden, bevor es noch einmal ganz von vorne beginnen konnte.
Die Demontage begann in der Woche, als die Tribomb-Geschichte ihren Anfang nahm.
»Ein gefährliches Spiel«
Als das FBI seine erste Bewährungsprobe gegen den internationalen Terrorismus zu bestehen hatte, war ein Machtkampf entbrannt, der die Regierung der Vereinigten Staaten in ihren Grundfesten erschütterte. Auf der einen Seite stand der Präsident der Vereinigten Staaten, auf der anderen das FBI – beide mit dem Anspruch, den Rechtsstaat zu verteidigen.
»Das wird das FBI nicht überleben«, sagte Präsident Nixon am 1. März 1973 zu seinem Berater John Dean. »Das wird es nicht überleben.«[517]  
Zu Nixons Entsetzen hatte L. Patrick Gray bei seiner Ernennungsanhörung angeboten, Senatsmitgliedern das komplette, unzensierte Aktenmaterial zu den Watergate-Ermittlungen zur Verfügung zu stellen. Nixon war davon ausgegangen, Gray wäre so versessen auf den Posten, dass er alles tun würde, was das Weiße Haus verlangte – sogar, die Straftaten der Watergate-Affäre zu vertuschen.
»Um Himmels willen«, knurrte der Präsident, »er hat wohl den Verstand verloren.«[518]  
Der Bruch der Geheimhaltung kam einer Kapitulation gleich, fast als würde man einem Feind ein scharfes Schwert in die Hand geben. Nixon wusste ziemlich genau, was in den FBI-Akten stand, da Gray John Dean neun Monate lang Kopien davon ausgehändigt hatte. Sie enthielten den Beweis für eine ausgeklügelte Verschwörung zur Behinderung der Justiz.
Nixon kam zu dem Schluss, dass er einen schweren Fehler gemacht hatte. Er hintertrieb die Ernennung Grays und versuchte, die Kontrolle über das FBI zurückzuerlangen. Sein kaltblütiger Plan bestand darin, Horrorgeschichten über Machtmissbräuche des FBI während der Präsidentschaft Kennedys und Johnsons zu verbreiten, unter anderem über die Bespitzelung Martin Luther Kings. Die Details dazu kannte er aufgrund eines Informationsgesprächs Deans mit Bill Sullivan, dem neuernannten Leiter der Drogenermittlungsbehörde Office of National Narcotics Intelligence im Justizministerium. Das Weiße Haus würde diese Geschichten an den Rechtsausschuss des Senats übermitteln, und die Senatoren würden Gray dazu befragen, der nicht wahrheitsgemäß darauf antworten konnte. Um John Ehrlichmans unnachahmliche Formulierung zu benutzen, würde er ganz langsam ins Abseits driften. Seine Ernennung würde scheitern, und ein loyalerer Mann würde an die Spitze des FBI berufen werden.
Am 13. März 1973 schlug Dean Bill Sullivan vor. Nixon gefiel die Idee. »Für Sullivan spricht, dass er unbedingt wieder ins FBI zurückwill«, sagte Dean.
»Das lässt sich leicht machen«, antwortete Nixon.[519]  
Doch während der Präsident seinen Plan schmiedete, saßen zwei FBI-Beamte im Senat, mit der Waffe, die Gray ihnen ausgehändigt hatte.
Das einzige Mitglied des Rechtsausschusses, das sich die Zeit nahm, die unzensierten Watergate-Ermittlungsakten zu lesen, war Senator Roman Hruska, ein republikanischer Law-and-Order-Mann aus Nebraska. FBI-Agenten hatten ihm 26 dicke Bände überbracht, dazu Zusammenfassungen und Analysen, und er hatte sechs Stunden lang darin geblättert, von vier Uhr nachmittags bis zehn Uhr abends. FBI-Agent Angelo Lano berichtete an seine Vorgesetzten, der Senator sei zu dem Schluss gekommen, Dean habe »uns belogen«,[520]   als er dem FBI den Inhalt des Bürosafes des Watergate-Einbrechers Howard Hunt vorenthalten hatte. Das FBI zu belügen war eine kriminelle Handlung, die mit bis zu fünf Jahren Haft bestraft werden konnte.
Einer der Watergate-Ermittler des FBI gab diese Information an den demokratischen Senator Robert Byrd aus West Virginia weiter, der sich offen gegen Grays Nominierung zum FBI-Direktor ausgesprochen hatte. Byrd führte den entscheidenden Schlag. Am 22. März 1973 fragte er Gray auf den Kopf zu, ob Dean das FBI getäuscht habe.
Gray antwortete: »Schlussendlich muss ich feststellen, dass das vermutlich korrekt ist, ja, Sir.«[521]   Gray verschwieg, dass er selbst die Dokumente zerstört hatte, die Dean aus dem Safe genommen hatte.
Nach Grays vernichtender Aussage gegen Dean kamen die Vertrauten des Präsidenten im Oval Office zusammen und verfielen in voreiliges Triumphgeschrei. Ehrlichman berichtete, der Vorsitzende des Rechtsausschusses und wichtigste Unterstützer des FBI im Kongress, Senator James Eastland aus Mississippi, habe Grays Ernennungsanhörung ausgesetzt. »Gray ist erledigt«, sagte Ehrlichman zum Präsidenten. »Er hat Ihren Berater einen Lügner genannt«, fügte Haldeman hinzu. »Er ist definitiv erledigt«, sagte Dean, »denn ich werde ihn wohl erschießen.« Großes Gelächter, das letzte, das auf den Tonbändern des Weißen Hauses aufgezeichnet ist.[522]  
Am späten Sonntagabend, dem 15. April, rief Ehrlichman Gray zu Hause an und überbrachte ihm schlechte Nachrichten. Angesichts einer drohenden gerichtlichen Klage hatte John Dean beschlossen, seinen Kopf dadurch zu retten, dass er seine dunkelsten Geheimnisse vor einem Bundesgeschworenengericht enthüllte. »Dean hat offenbar beschlossen, alles zuzugeben«, sagte Ehrlichman zu Gray. »Eine der Fragen, die sie ihm gestellt haben, scheint die nach den Umschlägen gewesen zu sein, die er Ihnen übergeben hat.«[523]  
Gray war entsetzt. »Was soll ich denn jetzt machen, verdammt nochmal?«, sagte er. »Mir bleibt nichts anderes übrig, als es abzustreiten.«
Zwei Tage später klopften auf Mark Felts Anweisung hin die Watergate-Ermittler des FBI an die Tür des Weißen Hauses. »Ich bin beunruhigt«, sagte Ehrlichman zum Präsidenten.[524]   »Das FBI hat unsere Polizei im Weißen Haus soeben zur Beweisauskunft aufgefordert.« Es wollte die Namen der Personen, die am 18. Juni 1972 Zutritt zum Weißen Haus erhalten hatten.

Präsident Nixon: Gütiger Himmel.
Ehrlichman: Was nun, verdammt?
Präsident Nixon: Was stand an dem Tag an?
Haldeman: Wann?
Präsident Nixon: Ähm, am 18. Juni.
Haldeman: Am 18. Juni.
Ehrlichman: Das war der Tag, an dem die Wanzen installiert wurden … Vielleicht geht es um die Sache mit Hunts Safe. Ich wette, es ist wegen Hunts Safe …
Präsident Nixon: Holen Sie einen Rechtsberater.
Haldeman: Und den Justizminister.
Präsident Nixon: Holen Sie den FBI-Direktor her.

Am 26. April legte Gray gegenüber Justizminister Kleindienst offen, welche Rolle er bei der Vernichtung der Beweismittel im Watergate-Fall gespielt hatte. Der Justizminister rief sofort den Präsidenten an. »Das ist eine unglaubliche Dummheit«, sagte Nixon. »Er wird zurücktreten müssen.«[525]  
Gray war 361 Tage lang geschäftsführender Direktor des FBI. Seine Zukunft sah düster aus. Jahrelang wurden strafrechtliche Ermittlungen gegen ihn geführt. Er erwog einen Selbstmord und kam sein Leben lang nicht über die Schande hinweg.
Mark Felt war sicher, an die Spitze des FBI berufen zu werden, doch er hatte sich getäuscht. Er war drei Stunden lang geschäftsführender FBI-Direktor, bevor sich Nixon für den Republikaner William D. Ruckelshaus entschied, der der neugeschaffenen US-Umweltschutzbehörde Environmental Protection Agency vorstand. Diese Entscheidung war für alle Beteiligten unverständlich, auch für Ruckelshaus selbst. Aber Nixon drängte ihm eine Stunde lang den Posten geradezu wütend auf.
»Ich habe den Präsidenten noch nie so aufgewühlt erlebt«, erinnerte sich Ruckelshaus. »Ich machte mir Sorgen um sein inneres Gleichgewicht.«[526]  
Am Ende trafen sie eine Abmachung: Ruckelshaus würde vorübergehend das Amt des FBI-Direktors übernehmen, so lange, bis Nixon den Richtigen gefunden hatte, der in Hoovers Fußstapfen treten konnte. Doch wenn Ruckelshaus’ Vorstellungsgespräch schwierig verlief, dann war sein erster Arbeitstag noch schwieriger. Auf seinem Schreibtisch – Hoovers Schreibtisch – lag ein Brief an den Präsidenten, unterzeichnet von Mark Felt und allen seinen Spitzenmitarbeitern, die damit gegen Ruckelshaus’ Ernennung protestierten. Das sei nicht persönlich gemeint gewesen, sagte Ruckelshaus. »Sie hatten lediglich das Gefühl, es sei unangebracht, einen Umweltschützer zu Hoovers Nachfolger zu ernennen.«
Ruckelshaus eilte zu einer hastig einberufenen Stabsbesprechung ins Büro des Justizministers. »Dick Kleindienst kündigte höchst erregt seinen Rücktritt an«, sagte Ruckelshaus. »Er war extrem verbittert.«
Felts Schicksal wurde ein paar Tage später besiegelt.
Für Nixon stand zweifelsfrei fest, dass Felt die Quelle für einen vernichtenden Bericht war, der am Freitagmorgen, dem 11. Mai, auf Seite 18 der New York Times erschien und detailliert die sogenannten Kissinger-Wanzen auflistete, die auf Anweisung Nixons ab 1969 zum Ausspionieren von Präsidentenberatern und prominenten Journalisten eingesetzt wurden.
»Felt – jeder soll wissen, dass er ein gottverdammter Verräter ist, den man verdammt genau beobachten soll«, sagte Nixon am nächsten Tag zu seinem neuen Stabschef, General Alexander Haig. »Selbstverständlich muss er gehen … dieser Hurensohn.« Auf Anweisung des Präsidenten forderte Ruckelshaus ihn auf, das FBI zu verlassen. Daraufhin arrangierte Felt als Informant Deep Throat ein geheimes Treffen mit Bob Woodward von der Washington Post. Der Präsident sei der Hauptverschwörer in der Watergate-Affäre, sagte er.[527]  
Im FBI begann eine hektische Suche nach den zusammenfassenden Berichten und Abschriften der Kissinger-Abhörbänder, die Bill Sullivan aus dem FBI-Hauptquartier herausgeschmuggelt hatte. Bis zum Abend des 11. Mai hatte das FBI Sullivan, Haldeman, Ehrlichman und John Mitchell vernommen. Mitchell belog das FBI, als er sagte, er habe keine der Abhöraktionen gebilligt, auch wenn er zugab, darüber informiert gewesen zu sein.
Sie waren Teil eines »gefährlichen Spiels, das wir spielten«, räumte er ein. Er sagte dem FBI, wo es die Abschriften zu suchen habe. Am nächsten Tag waren die FBI-Ermittler im Weißen Haus.[528]  
»Die Abschriften wurden zwei Wochen nach meinem Amtsantritt an einem Samstag in John Ehrlichmans Safe gefunden«, erinnerte sich Ruckelshaus. »Ein FBI-Agent, den ich ins Weiße Haus schickte, um diese und andere Unterlagen in Ehrlichmans Büro zu bewachen, war völlig perplex, als der Präsident der Vereinigten Staaten ihn am Kragen packte und ihn fragte, was er da tue.«
Jetzt begann ein erbittertes Tauziehen um die Kontrolle der staatlichen Macht. Die vom Senat einberufenen Watergate-Anhörungen rangen Nixons Fußsoldaten belastende Aussagen ab. Zeitungsberichte lieferten die harten Fakten. Doch fast allen Informationen lag als Quelle die Ermittlungsarbeit des FBI zugrunde. Und die Flut dieser Informationen schwoll immer weiter an. Die einzelnen Rinnsale verbanden sich zu einem reißenden Strom, jener Kraft, die schließlich zum Dammbruch führte. Mit Rückendeckung von Bundesgeschworenengerichten und Staatsanwälten setzten die FBI-Ermittler die Rechtsstaatlichkeit gegen alle Versuche einer Behinderung der Justiz durch. Und im Einklang mit den Gesetzen vollbrachten die Agenten jenen Akt der kreativen Zerstörung, von dem die radikalen Linken nur träumen konnten.
Sie brachten den Präsidenten der Vereinigten Staaten zu Fall.
»Ein Kopf-an-Kopf-Rennen«
Zum dritten und letzten Mal wählte Nixon einen Kandidaten als Nachfolger J. Edgar Hoovers.
Am 9. Juli 1973 wurde Clarence M. Kelley als zweiter Direktor des FBI vereidigt. Ein Drittel seines Berufslebens, die Zeit zwischen 1940 und 1961, hatte er in Hoovers FBI verbracht, danach war er als Polizeichef von Kansas City erfolgreich gewesen. Kelley war ein umgänglicher und aufrichtiger, bodenständiger Typ aus dem Mittleren Westen. Der Senat hatte seine Ernennung rasch und einstimmig bestätigt.
»Ich glaube nicht, dass ein Cop das FBI führen sollte«, hatte der Präsident einst gesagt. »Polizisten sind zu engstirnig.« Jetzt war er gezwungen, gegen seinen Instinkt zu handeln. Das FBI braucht Recht und Ordnung.[529]  
Nixon flog zu Kelleys Vereidigung nach Kansas City. Es war sein erster öffentlicher Auftritt seit einem Monat. »Ich war erschrocken, wie sehr der Präsident von Watergate gezeichnet war«, schrieb Kelley später. Nixon war ein Getriebener. Er hatte soeben erklärt, er werde bei den Untersuchungen des Senats nicht kooperieren. Ein Amtsenthebungsverfahren wurde im Kongress ernsthaft diskutiert. Die Untersuchungen führte der neuernannte Sonderermittler Archibald Cox, der Nixon aufforderte, seine präsidialen Dokumente und Akten herauszugeben. Eine Woche später wurde bekannt, dass im Weißen Haus geheime Tonbänder existierten. Cox verlangte die sofortige Herausgabe der Bänder. Nixon trotzte ihm und entließ ihn im Oktober aus dem Amt. Auch Justizminister Elliot Richardson und sein Vize Bill Ruckelshaus fielen Nixons Sperrfeuer zum Opfer – eine Entlassungsorgie, die schnell unter dem Schlagwort Samstagnacht-Massaker (Saturday Night Massacre) bekannt wurde.[530]  
»Ich erinnere mich, dass mich diese Tage fast überforderten«, schrieb Kelley. Zu den schwierigsten Problemen, die er zu bewältigen hatte, gehörte ein prägnanter zweiseitiger Bericht, den Ruckelshaus ihm am Tag seiner Amtsübernahme übergeben hatte und in dem die dringendsten Probleme des FBI aufgelistet waren. Ganz oben auf der Liste standen die juristischen und moralischen Fragen im Zusammenhang mit den geheimdienstlichen Operationen des FBI, unter anderem die Installation von Wanzen sowie die Bespitzelung und Schikanierung der amerikanischen Linken.
Kelley war in Sachen Geheimermittlungen ein unbeschriebenes Blatt. Er hatte nie einen Einbruchdiebstahl durchgeführt oder einen mutmaßlichen Spion belauscht. Sogar von COINTELPRO hatte er noch nie gehört. »Die Methoden dieser Programme waren mir völlig unbekannt«, schrieb er. »Das waren ganz neue Erkenntnisse für mich.« Als er von den geheimsten Operationen des FBI hörte, wusste er sofort, dass er sie eindämmen musste. »Es war eine heikle und sensible Angelegenheit, dieses Zurückrudern«, erzählte er. Aber er zog es durch.
Am 5. Dezember 1973 schickte er eine schriftliche Anweisung an alle 8767 Agenten des FBI. Er befahl ihnen, alle »Ermittlungsaktivitäten zu unterlassen, die die verfassungsmäßig garantierten Bürgerrechte in irgendeiner Weise verletzen könnten«. Er begann, das System der nationalen Sicherheit zurückzufahren, das Hoover aufgebaut hatte. Am Ende gab das FBI 94 Prozent seiner Geheimermittlungen im Inland auf; mehr als 9000 ungelöste Fälle wurden aus den Akten gestrichen, Posten und Ämter auf dem Gebiet der nationalen Sicherheit in die Criminal Investigative Division verschoben, die Abteilung für Ermittlungen in Strafsachen, und mindestens 645 Agenten von der Jagd auf Radikale abgezogen und auf die Verfolgung gewöhnlicher Straftäter angesetzt.
Kelley setzte der Allmacht der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI ein Ende. Sie wurde erst an der Wende zum 21. Jahrhundert in vollem Umfang wiederhergestellt. In den folgenden Jahren bewegten sich die FBI-Agenten, die in Amerika Terroristen jagten, in einer Rechtswüste und suchten nach Wegweisern, um sich auf unbekanntem Terrain zurechtzufinden.
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Ein Kartenhaus
Das Nachbeben nach dem Zusammenbruch der Nixon-Regierung erschütterte auch das FBI in seinen Grundfesten. Nixon hatte befürchtet, das FBI werde die Offenlegung seiner Geheimnisse nicht überleben. Eine prophetische Voraussage.
Das FBI wehrte sich vor einem Bundesgericht gegen die Offenlegung seiner COINTELPRO-Akten. Als dann aber eine dieser Akten einem alten Feind in die Hände fiel und die ersten Geheimnisse durchsickerten, »brach das ganze Kartenhaus in sich zusammen«, sagte Homer Boynton, der Verbindungsmann des FBI zum Weißen Haus, gegenüber dem Kongress und der CIA.
Der Feind war die Socialist Workers Party, die Sozialistische Arbeiterpartei, mit kaum 2000 Mitgliedern. Die Partei hatte innerhalb des politischen Systems der Vereinigten Staaten agiert, wenn auch am linken Rand. Ihre Präsidentschaftskandidaten hatten nie mehr als den Bruchteil eines Prozents der Wählerschaft für sich gewonnen. Die Ermittlungen des FBI gegen die Sozialisten hatten 1941 zur Verurteilung der Parteiführung wegen politischer Aufwiegelung geführt. In den 1950er und 1960er Jahren infiltrierte das FBI die Partei bis in ihren innersten Kern hinein. Hunderte Parteimitglieder, unter ihnen lokale und nationale Funktionäre, waren Informanten des FBI. Aber keiner von ihnen lieferte jemals den Beweis, dass die Partei an Spionage, Umsturz, Gewalt, Verschwörung oder anderen Verstößen gegen Bundesgesetze beteiligt war. Kein Mitglied war je aufgrund eines terroristischen Akts vor Gericht gestellt oder auch nur eines solchen Akts verdächtigt worden.
Die erste gerichtliche Offenlegung von FBI-Akten nach dem Freedom of Information Act (dem Gesetz über die Auskunftspflicht öffentlicher Einrichtungen) datiert vom 7. Dezember 1973. Die Dokumente enthielten Hinweise darauf, dass das FBI mehr getan hatte, als die Partei nur zu unterwandern. Die Sozialisten entdeckten bald, dass sie Ziel einer umfassenden COINTELPRO-Operation gewesen waren.
Sie verklagten die Regierung der Vereinigten Staaten, das verfassungsmäßig garantierte Recht auf Rede- und politische Versammlungsfreiheit verletzt zu haben. Der zuständige Richter Thomas P. Griesa, ein junger Republikaner, der kurz zuvor von Präsident Nixon ernannt worden war, nahm die Sache ernst, ebenso der Hauptangeklagte, der neue Justizminister William B. Saxbe. Er hatte sein Amt am 4. Januar 1974 angetreten, nachdem Nixon in einem verzweifelten Versuch, die Tonbandaufzeichnungen des Weißen Hauses unter Verschluss zu halten, die Spitzenbeamten im Justizministerium entlassen hatte.
Die offizielle Erwiderung des FBI auf die Klage erfolgte einen Monat später. Das Bureau teilte Richter Griesa mit, die COINTELPRO-Operationen hätten schlicht dazu gedient, »die Öffentlichkeit vor dem Charakter und den Aktivitäten der Sozialistischen Arbeiterpartei zu warnen«. Die Aktionen des FBI seien völlig legal gewesen, und das Bureau bestritt jegliche Beteiligung an Einbruchdiebstählen und dem Eindringen in Privatwohnungen. Die Akten im New Yorker FBI-Büro belegten das Gegenteil. Das FBI hatte also einen Bundesrichter und seine eigenen Dienstherren im Justizministerium belogen. Es war nicht die Straftat an sich, wie Nixon gesagt hatte, es war die Vertuschung.
»Eine wahrheitsgemäße Antwort«, schrieb Richter Griesa später, »würde die Offenlegung dieser Fakten bedingen. Das FBI hat versucht, diese Offenlegung zu verhindern.«
Die Fakten lagen verschlossen im Bürosafe des verantwortlichen Special Agent in New York, John Malone, der schon seit der Truman-Regierung gegen Kommunisten gerichtete Einbrüche verübt hatte. Malone führte das New Yorker FBI-Büro dreizehn Jahre lang, von 1962 bis zu seinem Ausscheiden aus dem Amt im Jahr 1975. Er verkörperte das FBI von gestern und lehnte jeden Wandel strikt ab. Seine Untergebenen nannten ihn einen Betonkopf.
Malones Safe enthielt Unterlagen zu 193 Einbruchdiebstählen bei Zentralen und Büros der Sozialistischen Arbeiterpartei in Manhattan in den 1950er und 1960er Jahren, dazu Beweismittel, die man durch illegale Telefonmitschnitte und das Installieren von Abhörvorrichtungen erhalten hatte, sowie Abschriften von Drohbriefen mit dem Ziel, politische und ethnische Spannungen in der Partei zu schüren und den guten Ruf, die Karriere und das Leben der Parteimitglieder zu zerstören.
»Das FBI bediente sich einer Vielzahl von Taktiken, um diese Einbruchdiebstähle zu verschleiern«, konstatierte Richter Griesa. »Ende 1973 oder Anfang 1974 wies ein FBI-Agent in Washington, der sich mit der Angelegenheit befasste, seinen Kollegen in New York an, das Justizministerium nicht über die Einbruchdiebstähle zu informieren. Bei einem Treffen zwischen dem FBI und dem stellvertretenden Justizminister sprachen die Vertreter des FBI von ›vertraulichen Ermittlungstechniken‹ und wussten, dass diese auch Einbruchdiebstähle einschlossen. Der stellvertretende Justizminister bat um eine Erklärung, was mit diesem Ausdruck gemeint sei. In der Antwort war nicht von Einbruchdiebstählen die Rede.«
Der Richter kam zu dem Ergebnis: »Diese Antworten waren in hohem Maße irreführend.«[531]  
Wie das Weiße Haus konnte auch das FBI die Enthüllung seiner Geheimnisse nicht verhindern. Als Präsident Nixon im Sommer 1974 zurücktrat, wurde im Kongress und an den Bundesgerichten die Forderung nach einer Veröffentlichung der FBI-Akten immer lauter. Justizminister Saxbe wies den unter Druck stehenden FBI-Direktor Clarence Kelley an, die FBI-Unterlagen nach Belegen dafür zu durchforsten, dass Hoovers Agenten amerikanisches Recht verletzt hatten.
Mit den schmutzigen Tricks sei es vorbei, versprach der Justizminister. Eine voreilige Ankündigung.
Hochrangige FBI-Agenten verheimlichten wichtige Kapitel der Geschichte ihrer Behörde vor dem Justizministerium, vor dem Kongress und sogar vor FBI-Direktor Kelley. Ein Special Agent habe tausende Seiten Akten verbrannt, um zu verhindern, dass deren Geheimnisse nach außen drangen, sagte Kelleys Berater Homer Boynton. Er bedauerte, dass man in der FBI-Zentrale nicht ebenso verfuhr.
Agenten in New York und Washington setzten alles daran, die Existenz von fünf umfassenden, bisher noch geheimgehaltenen COINTELPRO-Programmen vor dem FBI-Direktor und dem Justizminister zu verbergen. Eines war gegen eine kleine, aber gefährliche Gruppe von Terroristen gerichtet, die für die Unabhängigkeit Puerto Ricos kämpfte.
»Endloses Sirenengeheul«
Die Gruppe war soeben mit entsetzlicher Gewalt aus dem Untergrund aufgetaucht, ein neuer Name auf der Liste terroristischer Gruppierungen. Doch die Jagd des FBI nach deren Führung dauerte bis ins 21. Jahrhundert.
Die Wurzeln der FALN (Fuerzas Armadas de Liberación Nacional oder Bewaffnete Streitkräfte der nationalen Befreiung) reichen in die Zeit zurück, als Puerto Rico eine amerikanische Kolonie war. Im Jahr 1950, zwei Tage nachdem die Insel dem amerikanischen Commonwealth angegliedert worden war, hatten zwei Männer der Gruppe versucht, Präsident Truman im Namen der Unabhängigkeit Puerto Ricos zu erschießen. Vier ihrer nationalistischen Mitstreiter erschossen und verwundeten im Jahr 1954 fünf Kongressabgeordnete im Kapitol in Washington. Zwanzig Jahre später begannen die FALN, in New York Bomben zu legen.
Der erste Anschlag erfolgte am 26. Oktober 1974 kurz nach drei Uhr früh, als fünf gewaltige Explosionen die Wall Street und das Rockefeller Center in Manhattan erschütterten. Der Sachschaden für Banken und Unternehmen betrug mehr als eine Million Dollar. Der zweite Anschlag erfolgte am 11. Dezember um 23. 03 Uhr, als ein gut getarnter Sprengsatz in East Harlem einen unerfahrenen Beamten der New Yorker Polizei schwer verletzte, der zufällig ein Puerto-Ricaner war. Der dritte Sprengsatz detonierte am 24. Januar 1975 um 1. 22 Uhr im Herzen des Finanzdistrikts.
Richard Hahn vom FBI befand sich bei einem Einsatz zur Beobachtung von Mitgliedern der chinesischen UN-Delegation, die als Spione verdächtig waren, im Norden der Stadt, als er Sirenen hörte, »endloses Sirenengeheul« von Polizeiautos, die Richtung Süden fuhren.[532]  
»Wir machten uns auf den Weg, um zu sehen, was geschehen war«, erinnerte er sich. »Wir vermuteten einen Bombenanschlag auf die Fraunces Tavern.«
Die Gastwirtschaft war eines der ältesten Gebäude New Yorks. Im Jahr 1783 hatte sich Präsident George Washington auf den Eingangsstufen der Fraunces Tavern von seinen Offizieren der Kontinentalarmee verabschiedet. Der Speisesaal im Erdgeschoss war ein beliebter Treffpunkt von Geschäftsleuten und Brokern von der Wall Street. Über eine Treppe gelangte man in den ersten Stock und zum Angler’s Club, einem privaten Verein betuchter Fliegenfischer. Der Sprengsatz war in einer Reisetasche unter der Treppe versteckt gewesen. Vier Menschen starben, 63 wurden verwundet, einige von ihnen schwer. Das Kommuniqué der FALN, die die Verantwortung für den Anschlag übernahmen, war mit »Griselio Torresola« unterzeichnet, der bei dem Anschlag auf Harry Truman ums Leben gekommen war. Nach den Anschlägen in New York kam es nie zu Verhaftungen.
»Es war ein Trommelfeuer von Bomben und das Unvermögen, dem ein Ende zu setzen«, sagte Hahn. Das FBI wusste nichts über die FALN. Kein einziger der 40 FBI-Agenten, die für die Ermittlungen zu dem Fall Fraunces Tavern abgestellt wurden, hatte auch nur den leisesten Schimmer, wer die Mitglieder der Organisation waren oder wo die Gruppe als Nächstes zuschlagen könnte. »Wir hatten ständig neue Verdächtige und stellten Überwachungsteams auf, die sie beschatteten«, berichtete Hahn. »Es gab Aktivisten, die sich ähnlich äußerten wie die FALN in ihren Kommuniqués« – sie marschierten und demonstrierten und hielten öffentliche politische Kundgebungen ab –, »und es war absolut unmöglich herauszufinden, ob unter diesen Aktivisten die Verdächtigen waren, nach denen wir suchten.«
In rascher Folge gab es zwei Dutzend Bombenanschläge, dazu Bombendrohungen, die New York in Angst und Schrecken versetzen sollten. Nach einem solchen Bombenalarm wurden 100000 Büroangestellte aus dem World Trade Center und dem Empire State Building evakuiert. Als dann die FALN Banken und Gebäude im Herzen Chicagos angriffen, schaltete sich Bill Dyson vom FBI ein. Er war einer der wenigen Agenten im Bureau, die von der Denkweise und den Taktiken von Terroristen eine Vorstellung hatten – eine Erfahrung, die er sich in fünf Jahren geheimdienstlicher Untersuchungen gegen den Weather Underground erworben hatte; es waren allerdings fünf erfolglose Jahre gewesen. Er blieb den FALN auf der Spur, die in ganz Amerika 100 weitere Anschläge verübten und den größten bewaffneten Raubüberfall in der Geschichte der Vereinigten Staaten durchführten.
Dysons Tätigkeit führte zum Aufbau der ersten Antiterror-Einsatzgruppe des FBI. Die Task Force war so geheim, dass in der FBI-Zentrale niemand darüber informiert war.
»Alles geschah heimlich«, sagte er. »Wir trafen uns gewöhnlich in Mike’s Tavern. Mike hatte eine Polizistenkneipe, eine richtige Polizistenkneipe, in die man nur reinkam, wenn man klingelte und Mike einen als Polizeibeamten identifizierte. Und wir Antiterror-Ermittler konnten sein Hinterzimmer als Treffpunkt benutzen, wo wir Überwachungen koordinierten und zusammenarbeiteten. Aber das war von niemandem abgesegnet!« Dyson wurde insgeheim als Inspektor der Bundespolizei des Staates Illinois vereidigt, die zusammen mit Beamten des Chicago Police Department verdeckt in der Task Force von Mike’s Tavern mitarbeitete.[533]   Jahre später wurde Dyson von einem Kollegen gefragt, was das FBI-Hauptquartier von diesem Unternehmen hielt.
»Wir haben es nie jemandem in der Zentrale gesagt«, antwortete er.
»Der Sache ganz auf den Grund gehen«
In Washington geriet das FBI zunehmend unter Druck. Der neue Kongress, drei Monate nach Nixons Rücktritt gewählt, war der liberalste seit Menschengedenken. Im Gefolge von Watergate beschlossen der Senat und das Repräsentantenhaus, eine offizielle Untersuchung der geheimdienstlichen Operationen des FBI einzuleiten. Präsident Gerald R. Ford erkannte, dass die Enthüllung dieser Geheimnisse den Ruf der amerikanischen Präsidenten bis zurück zu Franklin D. Roosevelt beschädigen würde. Die wichtigsten Berater des Präsidenten waren um Schadensbegrenzung bemüht und versuchten, die Untersuchung auf die CIA zu beschränken.
»Warum wird nicht auch das FBI einbezogen?«, wollte der ehemalige CIA-Direktor Richard Helms bei einem Treffen mit Präsident Ford im Oval Office nachdrücklich wissen. »Man könnte der Sache auch ganz auf den Grund gehen.«[534]   Der stellvertretende Justizminister Laurence Silberman gab ihm recht. »Das FBI ist womöglich sogar der interessantere Teil«, sagte er am 20. Februar 1975 gegenüber dem Team des Präsidenten für nationale Sicherheit. »Hoover hat Dinge gemacht, die einer genaueren Prüfung nicht standhalten, ganz besonders unter Johnson.«[535]  
FBI-Direktor Clarence Kelley fing an zu begreifen, dass das FBI bei seinen geheimdienstlichen Operationen gesetzwidrig gehandelt hatte. Er befürchtete, der Kongress könnte seinen Agenten strengere Grenzen setzen, und forderte den Präsidenten auf, dieser Bedrohung mit einem Präsidialerlass entgegenzutreten, der die Vollmachten im Bereich der nationalen Sicherheit auch auf das FBI ausweitete.
Das FBI stütze sich auf Gesetze, die »für die Zeit des Bürgerkriegs konzipiert wurden, nicht für das 20. Jahrhundert«, argumentierte er. Der Oberste Gerichtshof habe die Gesetze gegen revolutionäre Umtriebe auf ein »dürres Gerippe reduziert«, sagte er. Sein Verbot von Lauschangriffen auf Amerikaner ohne richterliche Anordnung habe das Justizministerium gezwungen, seine Klage gegen die Führung des Weather Underground fallenzulassen, da die Anklagepunkte auf illegaler Überwachung basierten. Nach geltendem Recht, so Kelley, bezweifle er, dass das FBI in der Lage sein werde, Informationen über »Terroristen und Revolutionäre« zu sammeln, »die die Regierung stürzen oder zerstören wollen«.[536]  
Wenn die Gerichte oder der Kongress die Legalität von Einbruchdiebstählen und des Eindringens in Wohnungen in Frage stellten, war die Antwort darauf deren Legalisierung, so die Ansicht Kelleys und seiner Verbündeten im Justizministerium. Am 9. Mai 1975 behaupteten sie, das FBI könne »ohne richterliche Anordnung Durchsuchungen durchführen, die das Eindringen in Privaträume einschlossen«, wenn der Präsident den Befehl dazu erteilt habe.[537]  
Aber Watergate hatte mit der alten Vorstellung Schluss gemacht, der Präsident besitze monarchische Macht. Im herrschenden politischen Klima war der Anspruch, das FBI könne auf Anweisung des Weißen Hauses Straftaten begehen, nicht zu halten, nicht einmal, wenn es dem Schutz der nationalen Sicherheit diente. Nach fast siebzig Jahren ohne externe Kontrolle war das FBI nicht länger unantastbar.
»Sie haben meinen Namen!«
Eine Konfrontation bahnte sich an. Trotz starken Widerstands im FBI-Hauptquartier las man in den Kongressausschüssen zur Untersuchung der Geheimoperationen bereits die FBI-Akten und nahm beeidigte Aussagen von deren Führung zu den Akten.
Ein Scharmützel in den Fluren des FBI bildete den Auftakt zu einem langen Krieg.
Das FBI war aus dem Gebäude des Justizministeriums ausgezogen und in die Pennsylvania Avenue gewechselt. Das neue J. Edgar Hoover Building, offiziell eingeweiht am 30. September 1975, kostete 126 Millionen Dollar. Es war das hässlichste Gebäude in Washington und sah aus wie eine vom ZK der KPdSU erbaute Parkgarage.
Kongressmitglieder ließen sich durch das Gebäude führen. James R. Healy vom FBI, ein glühender Verteidiger des Bureau und ein großer Bewunderer Hoovers, hatte die Aufgabe, dem demokratischen Kongressabgeordneten Robert Drinan aus Massachusetts alles zu zeigen. Der Jesuit, Pazifist und ein Gegner des Vietnamkriegs, war ein erklärter Feind des FBI.[538]  
Sie kamen an einer Schießanlage in einer Halle vorbei. Healy erklärte, Agenten dürften nur zur Selbstverteidigung auf einen Verdächtigen schießen. »Und wenn er zurückschießt?«, fragte jemand. »Dann erschießen wir ihn«, entgegnete Healy.
»Reverend Drinan rief: ›Die erschießen Menschen! Die erschießen Menschen!‹«, erzählte Healy. »Ich hatte den Eindruck, der Kerl sei übergeschnappt.« Healy führte die Kongressdelegation weiter in einen Raum mit den Registerkarten. Diese Registerkarten waren das Fundament des Hauses, das Hoover gebaut hatte. »Reverend Drinan sagte: ›Ich würde gern sehen, ob mein Name auch dabei ist.‹ Aus Gefälligkeit führte ich ihn zu einer jungen Dame, die die Karten zur Ablage fertigmachte. Ich bat sie, mir ein paar zu geben.« Die Angestellte hielt die Registerkarten mit zitternder Hand hoch. Der Kongressabgeordnete entriss sie ihr.
»Sie haben meinen Namen!«, rief Drinan. »Sie haben meinen Namen!«
Der Kongressabgeordnete verlangte zu sehen, was das FBI über ihn zusammengetragen hatte. Er zählte zu den ersten Amerikanern, die in ihre eigene FBI-Akte Einsicht nehmen durften. Sie enthielt einen Brief, den eine misstrauische Nonne vier Jahre zuvor an Hoover geschickt hatte und in dem sie Father Drinan einen kommunistischen Spitzel innerhalb der katholischen Kirche nannte.
Dies war das Klima, in dem der Senat am 18. November 1975 seine öffentlichen Anhörungen zum FBI begann.
»Es werden Köpfe rollen«
Wie FBI-Direktor Kelley befürchtet hatte, waren die Kongressabgeordneten des Untersuchungsausschusses tief in die Vergangenheit des FBI eingetaucht und hatten einige beschämende Geschichten zutage gefördert: die Bespitzelung Martin Luther Kings, ein 500000 Seiten dickes Aktenregister über Amerikaner, die als Bedrohung der inneren Sicherheit eingestuft wurden, die Missachtung der Bürgerrechte in den COINTELPRO-Kampagnen und den Missbrauch der Ermittlungsbefugnis als Instrument der politischen Kriegsführung.
Der Senatsausschuss kam zu dem Schluss, dass das FBI Amerikaner ohne hinreichenden Tatverdacht bespitzelt hatte. Es habe gegen die geltenden Gesetze und die Verfassung verstoßen, und zwar vornehmlich deshalb, weil »eine lange Reihe von Justizministern, Präsidenten und Kongressen das FBI zwar mit Macht und Verantwortung ausgestattet, es aber versäumt [hatte], ihm die angemessene Hilfestellung, Leitung und Kontrolle angedeihen zu lassen«.[539]  
Doch das Bureau hielt den Kopf dafür hin. Die öffentliche Zustimmung zum FBI sank in den Keller. Die von der Presse geformte Wahrnehmung des Bureau in der Bevölkerung war offenkundig negativ. Die Achtung schwand. Die Angst blieb.
Ein neuer Justizminister – Edward Levi, der fünfte, der innerhalb von drei Jahren dieses Amt bekleidete – hatte diesen Imageverlust kommen sehen. Levi erließ erstmals Richtlinien für die Durchführung von Ermittlungen des FBI. Vor dem Kongress erklärte er, sie seien auf die Überzeugung gegründet, dass »die staatliche Überwachung von Individuen oder Gruppen aufgrund ihrer unpopulären oder umstrittenen politischen Ansichten in unserer Gesellschaft nicht hinnehmbar ist«. Die Richtlinien definierten die Bekämpfung des inneramerikanischen Terrorismus als polizeiliche Aufgabe. Sie beschnitten die Machtfülle des FBI. Bevor das FBI mit einer Ermittlung beginnen könne, müsse es zu der Überzeugung gelangt sein, dass das Zielobjekt einer Untersuchung bereit sei, Gewalt anzuwenden. Ein hoher Anspruch.[540]  
Am 8. Mai 1976 bemühte sich Kelley, öffentlich Abbitte zu leisten: in einer Rede im Westminster College, Missouri, wo Winston Churchill zu Beginn des Kalten Kriegs vor einem Eisernen Vorhang gewarnt hatte, der sich auf Europa herabsenke. Kelley räumte ein, dass das FBI nicht zu rechtfertigende Operationen durchgeführt hatte, und versprach, das werde sich nicht wiederholen.
Sein Auftritt war alles andere als bewegend. Im FBI sprach man umgehend von einer Entschuldigungsrede.
Aber für Entschuldigungen war es zu spät. Sieben Wochen zuvor hatte Kelley auf Anweisung des Justizministers und seiner Bürgerrechtsabteilung, der Civil Rights Division, eine geheime Order an das gesamte FBI übermittelt. Den Agenten wurde aufgetragen, alles zu berichten, was sie über Einbruchdiebstähle wussten, die in den vergangenen zehn Jahren durchgeführt worden waren. Die Antworten waren nahezu immer dieselben: Niemand wusste etwas über Einbruchdiebstähle oder das illegale Eindringen in Wohnungen. Doch die Bürgerrechtabteilung des Justizministeriums fing an, dieses Dickicht aus Lügen und Ausflüchten zu lichten. Der FALN-Ermittler Richard Hahn sagte, bei den FBI-Agenten in New York mache der Satz die Runde: »Es werden Köpfe rollen.«
Im ganzen Land scheuten Agenten nun geheimdienstliche Missionen. Den Fall übernehme ich nicht, sagten sie; oder: In diese Einheit gehe ich nicht. »Niemand will in der Terrorismusbekämpfung arbeiten«, erinnerte sich Bill Dyson, der die amerikaweiten FBI-Ermittlungen gegen die FALN leitete. »Alle suchen das Weite.«[541]   Hunderte von Agenten dachten, dass »niemand mich unterstützen« werde, sagte Dyson. »Dass das FBI nicht hinter mir steht. Dass das Justizministerium nicht hinter mir steht. Dass die Bevölkerung nicht hinter mir steht.«
53 Agenten wurden darüber informiert, dass strafrechtliche Ermittlungen gegen sie eingeleitet worden waren. Sie seien der Beteiligung an Straftaten angeklagt, die im Namen der nationalen Sicherheit begangen wurden. Jeder Agent, der Wanzen installiert hatte oder an Einbruchdiebstählen zur Terrorbekämpfung oder Spionageabwehr beteiligt gewesen war, konnte jetzt angeklagt oder inhaftiert werden.
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»Ein Zustand ständiger Bedrohung«
Das FBI stand nun vor einer außerordentlich schwierigen Aufgabe. Es musste gegen sich selbst ermitteln.
Clarence Kelley hatte der Presse, der Öffentlichkeit und dem Präsidenten gegenüber wiederholt erklärt, das FBI verübe bereits seit zehn Jahren keine Einbruchdiebstähle mehr. Das hatten ihm seine wichtigsten Berater versichert; dasselbe hatten sie vor dem Kongress und vor Gericht unter Eid ausgesagt. Am 8. August 1976, als ihm die Fakten bereits vier Monate vorlagen, musste er zugeben, dass er von Experten hinters Licht geführt worden war – »geschickt, absichtlich und bewusst getäuscht« von Männern an der Spitze der Befehlskette des FBI.[542]  
Kelley hätte ahnen können, dass dieser Tag kommen würde. Er wusste aus eigener Erfahrung – aus seinen 20 Jahren als FBI-Agent –, dass »nur sehr wenige schlechte Nachrichten zu J. Edgar Hoover durchdrangen«. Wie Kelley sich erinnerte, hatte fast jeder im Bureau »Angst, Hoover die Wahrheit zu sagen«; der Direktor sei so »dominant und seine Macht über seine Leute so einschüchternd« gewesen, dass die Agenten die harten Fakten vor ihm verbargen.[543]   Den Grund dafür, dass man ihn getäuscht hatte, sah er in der »arroganten Überzeugung auf höchster Ebene«, dass »alle Aktivitäten und Strategien des FBI unfehlbar und angemessen seien« – in dem bedingungslosen Glauben an das öffentliche Image des Bureau.
Drei Tage nach seiner öffentlichen Beichte, dass er von den geschicktesten Schwindlern des FBI hinters Licht geführt worden war, verkündete Kelley, er habe zwei dramatische Schritte zur Reform des Bureau unternommen.
Erstens schuf er eine neue Stelle für interne Kontrollen; unter dem wachsamen Auge der Staatsanwälte aus dem Justizministerium eröffneten FBI-Agenten dutzende strafrechtliche Ermittlungen gegen Mitarbeiter in den eigenen Reihen.
Zweitens entriss er der nachrichtendienstlichen Abteilung ihr Herzstück. Abgesehen von Ermittlungen gegen Spione ausländischer Geheimdienste würde das FBI Fälle der nationalen Sicherheit von nun an wie normale Straftaten behandeln. Es würde keine geheimdienstlichen Ermittlungen gegen subversive Amerikaner mehr geben. Das war der härteste Schlag gegen Hoovers Gespenster aus der Vergangenheit.
»Erniedrigend und entwürdigend«
Justizminister Edward Levi hatte von seinem ersten Amtstag an Zweifel an der Unfehlbarkeit des FBI.
Levi war einer der angesehensten Juristen Amerikas. Der kahlköpfige Mann mit Brille und Fliege, Sohn und Enkel von Rabbis, war Präsident der Universität Chicago gewesen, bevor er zurück ins Justizministerium wechselte, wo er während des Zweiten Weltkriegs gearbeitet hatte. Wie sein Vorgänger Harlan Fiske Stone, der Hoover ein halbes Jahrhundert vorher zum FBI-Direktor ernannt hatte, stellte er die Rechtsstaatlichkeit über die Macht der Politiker. Eine Geheimpolizei sah er als Bedrohung einer freien Gesellschaft.
Levi machte es sich gerade in seinem Ledersessel bequem und bewunderte die prächtige Holzvertäfelung in seinen neuen Räumlichkeiten, als »plötzlich unangemeldet ein FBI-Agent in der Tür stand«, wie er erzählte. Der Agent stellte sich als Paul Daly vor. »Er legte mir ein Blatt Papier auf den Tisch, bat mich um die Vollmacht für das Anzapfen eines Telefons ohne richterliche Genehmigung und wartete auf meine Unterschrift.«[544]  
»Darüber muss ich erst einmal nachdenken«, sagte Levi. »Die Agenten könnten dabei erwischt werden.«
»Es ist bereits installiert«, erwiderte Daly. »Das Mikrophon ist bereits installiert.« Das war das übliche Prozedere: zuerst einbrechen und das Mikrophon anbringen, dann die Abhörgenehmigung einholen. Das FBI hielt sich nicht an die übliche Reihenfolge.
Levi war erstaunt. »Ihm blieb die Luft weg«, erinnerte sich Daly.[545]  
Der Justizminister lehnte Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Überwachungen ohne richterliche Genehmigung ab. Er glaubte, dies würde das Land nach der Watergate-Affäre nicht akzeptieren. Zu seiner Bestürzung musste er erfahren, dass die FBI-Führung den Kongress und die Gerichte über die fortgesetzte Praxis von Einbruchdiebstählen belogen hatte.
Er machte sich daran, erstmals in der Geschichte des Bureau Richtlinien für FBI-Ermittlungen zu erstellen. Dabei wandte er das Prinzip an, dass die Regierung nicht das Gesetz brechen sollte, um das Recht durchzusetzen. Im Justizministerium richtete er eine klare Kommandokette ein, um kriminelles Fehlverhalten der Agenten zu untersuchen. Kelley sollte ihm direkt über sämtliche Fälle von Rechtsverstößen beim FBI Bericht erstatten.
»Wir verlangen von unseren Agenten nicht, dass sie einander verpfeifen«, hatte Kelley gesagt.[546]   Aber auch diese Praxis wurde allmählich ausgehöhlt.
Im Hauptquartier herrschte Krisenstimmung, seit das FBI im Zuge der Watergate-Untersuchung strafrechtliche Ermittlungen gegen Mark Felt eingeleitet hatte, den entlassenen stellvertretenden Direktor. In den letzten Tagen der Regierung Nixon wurde Felt vom Bureau beschuldigt, Dokumente aus der Behörde herausgeschmuggelt und an die New York Times weitergeleitet zu haben. Auf den Diebstahl von FBI-Akten standen bis zu zehn Jahre Gefängnis. Felt wurde von FBI-Agenten mit dem Vorwurf konfrontiert und über seine verfassungsmäßigen Rechte belehrt. Er hatte zuerst die Agenten und dann auch noch in einem persönlichen Brief den Direktor über seine Beteiligung an der Sache nach allen Regeln der Kunst belogen.
»Lieber Clarence«, hatte er geschrieben. »Als Hauptverdächtiger in einem Fall zu gelten, der ein abscheuliches Beispiel für extreme Illoyalität gegenüber dem FBI darstellt, ist erniedrigend und entwürdigend.« Dann fügte er noch hinzu: »Im Übrigen bin ich nicht Deep Throat«.[547]  
Kelley vermutete zu Recht, dass eine Gruppe hochrangiger Agenten in einer konzertierten Aktion die geheimen Watergate-Informationen hatten durchsickern lassen, und er ging mit gutem Grund davon aus, dass Felt die Geheimaktion geleitet hatte. Aber er war auch seit zwanzig Jahren mit Felt befreundet. Seine Loyalitäten – dem FBI und Felt gegenüber – zwangen Kelley dazu, Felt vor Strafverfolgung zu bewahren. Er würde das FBI nicht kompromittieren. Kelley sorgte dafür, dass die Ermittlungen gegen die undichte Stelle gestoppt wurden, und feuerte den Mitarbeiter, der sie aufgrund eines nicht näher spezifizierten Falls von Machtmissbrauch angeregt hatte. Aber zu diesem Zeitpunkt hatten sich Felts Probleme bereits vervielfacht. Seine Frau war körperlich und psychisch erkrankt und beging später Suizid. Seine Tochter war in eine Hippie-Kommune in Kalifornien abgetaucht. Er wurde zum zweiten Mal Ziel einer strafrechtlichen Ermittlung durch das FBI. Und diesmal war es nicht zu verhindern.
Am 19. August 1976 unternahm das FBI eine Razzia in ihrem eigenen Hauptquartier. Zwei Teams von FBI-Agenten unter der Leitung von Strafermittlern aus der Bürgerrechtsabteilung des Justizministeriums führten die Durchsuchungen in Washington durch. Ein weiteres Team übernahm die Außenstelle in New York. Dort stießen die Agenten auf versteckte Dokumente, die nie zuvor ein Außenstehender zu Gesicht bekommen hatte. Mit Hoovers »Nicht-für-die-Ablage«-System, aufgebaut vor dem Zweiten Weltkrieg, sollten Beweise für Einbrüche und Lauschangriffe des FBI für immer im Verborgenen bleiben. FBI-Agenten mussten die Originalunterlagen ihrer geheimen Ermittlungen vernichten. Aber sogar Hoover unterlief in Sachen nationale Sicherheit gelegentlich ein Schnitzer. Er hatte in seinem Büro einen Ordner mit der Aufschrift »Black Bag Jobs« aufbewahrt, der eine detaillierte Beschreibung der »Nicht-für-die-Ablage«-Regeln enthielt. Irgendwie hatte der Ordner die Vernichtungsaktion von Hoovers persönlichen Akten nach dessen Tod überlebt. Er brachte die Ermittler in New York auf die Spur von 25 Originalakten, die auf unerklärliche Weise noch existierten. Die Ermittlung konzentrierte sich auf eine Reihe von Einbrüchen in New Yorker Wohnungen von Verwandten und Freunden untergetauchter Mitglieder des Weather Underground. Die Einbrüche waren 1972 und 1973 von Männern der FBI-Einheit Squad 47 unter Leitung von John Kearney verübt worden.
Als Kearney, soeben nach 25 Jahren beim FBI in den Ruhestand versetzt, die Tageszeitung aufschlug, las er über die »Gründung einer Sonderabteilung im Justizministerium für Ermittlungen gegen die Squad 47«, wie er sich erinnerte. »Dort interessierte man sich dafür, welche unüblichen Ermittlungsmethoden eingesetzt worden waren, um die Flüchtigen zu finden. Mir war zu Ohren gekommen, dass einige Agenten vor einem Großen Geschworenengericht ausgesagt hatten, und dann bekam ich einen anonymen Anruf. Der Anrufer sagte: ›Ich musste dich hinhängen, John.‹«
Kearney drohte eine Anklage wegen Verschwörung. Er war der erste hochrangige FBI-Agent, der wegen einer Straftat gegen die Vereinigten Staaten vor Gericht gestellt werden sollte.
In der FBI-Zentrale beauftragte Clarence Kelley einige vertrauenswürdige Agenten mit einer Gegenuntersuchung, um herauszufinden, in welche Richtung das Justizministerium ermittelte. Sie fanden rasch heraus, dass Kearney das Hauptziel einer strafrechtlichen Klage war. Aber er war nicht der Einzige. Am 26. August, eine Woche nach den Razzien, wurden Mark Felt und Ed Miller, der ehemalige Leiter der nachrichtendienstlichen Abteilung, zu einer nichtöffentlichen Aussage vor ein Großes Geschworenengericht geladen. Die beiden Männer entschieden sich für eine gewagte juristische Strategie. Sie gaben unter Eid zu Protokoll, sie hätten die von der Squad 47 begangenen Einbruchdiebstähle genehmigt. Pat Gray, der geschäftsführende FBI-Direktor, habe das Ganze abgesegnet.
Diese Aussage bewog die Ankläger dazu, den Fall noch einmal intern zu diskutieren. Ihre Debatte ging bis in die höchsten Ebenen des Justizministeriums. Wenn sie Felt und Miller anklagten, hing Gray auch mit drin. Sie würden Hoovers Nachfolger wegen einer Straftat vor Gericht stellen müssen.
Ein solches Verfahren würde die langjährigen FBI-Methoden auf dem Gebiet der nachrichtendienstlichen Ermittlungen kriminalisieren. Faktisch würde es das FBI als Institution unter Anklage stellen.
Felt und Miller glaubten, sie könnten im Fall eines Gerichtsverfahrens die Geschworenen davon überzeugen, dass das FBI befugt war, im Dienste der nationalen Sicherheit das Recht zu beugen – eine Befugnis, die ihnen unmittelbar durch den Präsidenten der Vereinigten Staaten übertragen worden sei. Sie wollten geltend machen, dass der Amtseid des Präsidenten, die Verfassung zu schützen und zu verteidigen, ihm das Recht gewähre, die Tür eines amerikanischen Staatsbürgers aufzubrechen und in seine Wohnung einzudringen. Ein Präsident, so ihre Argumentation, dürfe die Rechte des Einzelnen zum Schutz der Interessen des Landes verletzen.
Eine Hürde stand ihnen noch im Weg: Sie mussten es beweisen. Nach dem Gesetz würden sie darlegen müssen, dass sie die Einbrüche begangen hatten, um die Vereinigten Staaten gegen Agenten eines ausländischen Staates zu verteidigen. Felt und Miller teilten die Vermutung, dass die untergetauchten Mitglieder des Weather Underground von Kuba und Vietnam direkt unterstützt wurden. Um diese Behauptung zu stützen, verfasste das FBI in Chicago eine eidesstattliche Erklärung, über hundert eng bedruckte Seiten lang. Belege dafür fehlten. Die Präsidenten Johnson und Nixon hatten vom FBI wiederholt den Nachweis dafür eingefordert, dass die Weathermen ausländische Geheimagenten waren und von Feinden der Vereinigten Staaten finanziert wurden. Aber das FBI konnte keine schlagkräftigen Beweise vorlegen.
Am Sonntagmorgen posaunte Felt in der Talkshow Face the Nation in die Welt hinaus, was er vor dem Großen Geschworenengericht ausgesagt hatte: Er habe die Einbrüche genehmigt. Es seien geheimdienstliche Operationen gewesen, die der nationalen Sicherheit dienten. »Man muss sich entscheiden, ob man ein FBI möchte, das versucht, Gewalt zu unterbinden, noch bevor sie entsteht, oder eben nicht«, sagte er. »Ich halte es für gerechtfertigt, und ich würde es morgen wieder tun.«
Ed Miller drückte sich Jahre später eleganter aus. Er verwies auf das jahrhundertealte Gewohnheitsrecht. Das Haus eines Mannes ist seine Burg, räumte er ein. Aber niemand kann seine Burg gegen den König verteidigen.[548]  
Das Argument ließ sich bis zu den Anfängen der Vereinigten Staaten zurückverfolgen. »Die Sicherung vor äußerer Gefahr ist das Ziel, das das Verhalten einer Nation am nachhaltigsten prägt«, hatte Alexander Hamilton 1787 geschrieben. »Sogar eine überaus starke Freiheitsliebe wird sich nach einiger Zeit den Diktaten dieser Zielsetzung beugen. Die gewaltsame Zerstörung von Leben und Eigentum, die der Krieg mit sich bringt, und die unablässige Anstrengung und Anspannung, die bei einem Zustand ständiger Bedrohung herrschen, werden sogar äußerst freiheitsliebende Nationen dazu zwingen, um der Ruhe und Sicherheit willen zu Einrichtungen Zuflucht zu nehmen, die tendenziell ihre bürgerlichen und politischen Rechte gefährden. Zur Erhöhung ihrer Sicherheit sind sie schließlich dazu bereit, das Risiko einer Verringerung ihrer Freiheit einzugehen«.[549]  
»Das überlebensgroße Bild des FBI«
Bis zum 21. September 1976 war ein von einer ausländischen Macht verübter Terroranschlag in den Vereinigten Staaten noch nicht vorgekommen.
An jenem regnerischen Morgen erschütterte, ungefähr 800 Meter vom Weißen Haus entfernt, eine Explosion den Sheridan Circle in Washington. Orlando Letelier, ehemals chilenischer Botschafter in den Vereinigten Staaten, war in einer Straße der Hauptstadt durch eine gewaltige, im Fahrgestell seines Autos versteckte Bombe getötet worden. Sein sechsundzwanzigjähriger amerikanischer Berater Ronni Moffitt starb ebenfalls bei dem Anschlag. Letelier und Moffitt passierten die Embassy Row, als die Bombe in die Luft ging.
Letelier hatte in der Regierung Präsident Allendes gedient – zuerst als Botschafter, dann als Außenminister und schließlich als Verteidigungsminister. Allendes sozialistische Regierung hatte sich 1970 bei freien Wahlen durchgesetzt, obwohl sich die CIA alle Mühe gegeben hatte, es zu unterbinden. Präsident Nixons Weisungen hatten gelautet, Allendes Machtübernahme mit allen Mitteln zu verhindern. Allende konnte sich drei Jahre halten, ehe er beim Putsch durch den extrem rechten General Augusto Pinochet getötet wurde. Die Militärjunta setzte Letelier ein Jahr lang auf einer frostigen Insel im Südatlantik fest. Dann wurde er ausgewiesen.
Kurz nach seiner Ankunft in Washington, wo er gegen das Pinochet-Regime zu Felde zog, schmiedete die chilenische Geheimpolizei DINA Pläne zu seiner Ermordung.
Pinochet und seine Verbündeten – rechtsgerichtete Staatschefs aus fünf südamerikanischen Ländern – wollten grenzüberschreitend zusammenarbeiten, um sich weltweit ihrer linken Feinde zu entledigen. Die Aktion trug den Codenamen Operation Condor. Die DINA rekrutierte mordgierige kubanische Castro-Gegner und den amerikanischen Glücksritter Michael Townley für das internationale Todeskommando. Vor dem Mord an Orlando Letelier war man sich im Außenministerium unter Henry Kissinger und bei der CIA unter George Bush senior sehr wohl bewusst, dass die Operation Condor politische Morde einschließen konnte. Bei beiden Behörden gab es jedoch starke Zweifel, dass General Pinochet die Folgen eines Terrorakts in Washington riskieren würde. Die meisten amerikanischen Geheimdienstoffiziere schienen der gleichen Meinung zu sein. Mit einer Ausnahme.
»Die Operation Condor umfasst die Bildung von Spezialeinheiten aus den teilnehmenden Staaten, um Sanktionen bis hin zum Mord auszuführen«, schrieb Robert Scherrer, Rechtsattaché des FBI in Buenos Aires, in einem geheimen, vierseitigen Bericht an das Hauptquartier sieben Tage nach dem Mordanschlag. Er mutmaßte, Pinochet und seine Agenten könnten dafür verantwortlich sein.
Vor allem den Bemühungen des FBI ist es zu verdanken, dass der Mord an Orlando Letelier für Aufsehen sorgte: Der Fall war der Beweis für staatlich sanktionierten Terrorismus im Amerika des 20. Jahrhunderts.
Das die Angelegenheit beharrlich und gründlich verfolgt wurde, hatte auch mit der Wahl Jimmy Carters im November 1976 zu tun, des ersten politischen Führers, der die Menschenrechte ins Zentrum seiner Präsidentschaft rückte. Carter verfolgte gegenüber den Feinden der Vereinigten Staaten von Amerika einen ungewöhnlichen Ansatz. »Frieden bedeutet nicht einfach nur die Abwesenheit von Krieg«, sagte er nach seiner Nominierung. »Frieden bedeutet das aktive Bemühen, den internationalen Terrorismus auszurotten.«
Doch der neue Präsident hatte seine liebe Mühe, die Instrumente des amerikanischen Geheimdiensts und der Strafverfolgung unter Kontrolle zu bekommen. Die Kongressuntersuchungen gegen die CIA und das FBI – und die strafrechtlichen Ermittlungen innerhalb des Bureau – hatten bei beiden Behörden für Unruhe und Verbitterung gesorgt. Keine von beiden war zu einer Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Terrorabwehr bereit. Die Regierungen Nixon und Ford hatten sich um eine koordinierte Antwort auf die Gefahr terroristischer Akte aus dem Ausland bemüht. Auch Carter versuchte sich darin. Terrorismus im Ausland war ein kriegerischer Akt, der mit Soldaten und Diplomatie beantwortet wurde; Terrorismus im Inland war ein Verbrechen, das in die Zuständigkeit des FBI fiel. Die Vereinigten Staaten waren noch Jahre von einer Strategie entfernt, um die Strafverfolgung und das Geheimdienstpotential so zu kombinieren, dass Terroristen daran gehindert wurden, Unheil zu stiften.
Nach Carters Amtsantritt im Januar 1977 wusste man im FBI-Hauptquartier nicht so genau, woran man war. Das sollte über ein Jahr so bleiben. Der Präsident hatte klargestellt, dass er sich einen neuen FBI-Direktor wünschte, konnte sich aber offenbar für keinen entscheiden. Clarence Kelley geriet – wie zuvor Pat Gray – ins Abseits.
»Was mich beim FBI mit am meisten beunruhigt«, hatte Kelley bei seiner Ernennungsanhörung ausgesagt, »ist das Gefühl eines permanenten Führungsvakuums und die dort verbreitete Ansicht, man habe seine rechtmäßig erworbene Vorrangstellung eingebüßt.«[550]  
Wie er weiter ausführte, habe er gehofft, er könne »dem FBI sein Selbstvertrauen zurückgeben«. Aber damit war er gescheitert, und das wusste er. »Das überlebensgroße Bild des FBI und die Macht und der Ruhm, die damit einhergingen, sind beträchtlich geschrumpft«, resümierte er gegen Ende seiner Amtszeit. »Das FBI ist vom Olymp herabgestiegen. Und wie sich herausstellt, sind wir Normalsterbliche […] Aber das Bild von J. Edgar Hoovers FBI war so groß und makellos, dass das Fehlverhalten – ob tatsächlich, eingebildet oder völlig übertrieben – jetzt extrem viel Aufmerksamkeit auf sich zieht.«[551]  
Damit müsse es jetzt vorbei sein, hatte er gefordert. Das amerikanische Volk könne »ein gelähmtes und angeschlagenes FBI« nicht länger hinnehmen.[552]  
»Was fehlte, war gute Geheimdienstarbeit«
Präsident Carter hatte sich ein ganzes Jahr lang nach einem neuen Leiter für das FBI umgesehen. Sein Justizminister Griffin Bell, ein alter Freund von ihm, der Richter am Bundesberufungsgericht in Georgia gewesen war, zog mehr als 50 Kandidaten in Betracht. Schließlich entschied er sich für einen Kollegen, Richter William H. Webster, einen gemäßigten Republikaner, der unter Richard Nixon Bundesrichter geworden war. Richter Webster gehörte der Christian-Science-Kirche an und war der Inbegriff von Frömmigkeit, Anstand und Ehrlichkeit. Präsident Carter schätzte diese Eigenschaften, die auch sein eigenes Image prägten.
Webster war aber auch arrogant und rüde. »Er hatte diese stahlblauen Augen«, sagte Homer Boynton, der ehemalige FBI-Agent, der zwei Jahre lang Websters Verwaltungschef gewesen war. »Seine Stimme wurde ganz leise. Tja, die meisten Männer, für die ich arbeitete, fingen zu brüllen an, wenn sie sauer waren. Er streckte das Kinn vor und durchbohrte einen mit seinen stahlblauen Augen, und dann fühlte man sich so klein mit Hut. Er konnte brutal sein.«[553]  
Vom ersten Tag an stellte Webster klar, dass er mit »Richter« angesprochen werden wollte. Seine Ernennung begründete die Tradition, dass Präsidenten einen Richter an die Spitze des FBI setzten. So sollte es bis zum Ende des 20. Jahrhunderts praktiziert werden.
Bei seiner Vereidigung zum dritten Direktor des FBI am 23. Februar 1978 sagte Webster, das Bureau werde »die Aufgaben erledigen, die das amerikanische Volk von ihm erwarte, und zwar so, wie es die Verfassung vorschreibe«. Manche Agenten beunruhigte diese Aussage. Webster brauchte fast zwei Jahre, um sich beim FBI einen inneren Zirkel vertrauenswürdiger Mitarbeiter aufzubauen. Mindestens ebenso lange brauchte er, um die »beinharten Hoover-Betonköpfe«, wie er sie nannte, in den Griff zu bekommen, »die alten, etablierten Leute«, die aus Loyalität gegenüber Hoover seine Methoden widerspruchslos fortsetzten und Webster ständig erklärten, dass sie genau das täten, was Hoover gewollt hätte. »Ich hatte gewisse Probleme damit, dieses Denken zu korrigieren«, sagte er später.[554]  
Webster stellte zu seiner Überraschung fest, dass das FBI ohne einen rechtlichen Rahmen operierte. Das Bureau hatte keine Satzung – kein rechtlich bindendes, vom Kongress verabschiedetes Gründungsdokument, das seine Aufgaben definierte. Das hatte es nie gegeben. Und das gibt es bis heute nicht. Webster forderte von Anfang an ein Gesetz, das festlegte, »was die Menschen von uns erwarten – nicht was wir nicht tun dürfen, sondern was man von uns erwartet«. Er arbeitete zwei Jahre an einem Entwurf, in enger Abstimmung mit dem Kongress. Weder Präsident Carter noch Präsident Reagan zogen mit; das Ganze war eine Totgeburt.
Webster war gezwungen, wie er es formulierte, »so zu tun, als hätten wir eine Satzung«.[555]  
Stattdessen bekam das FBI den Foreign Intelligence Surveillance Act (Gesetz zum Abhören in der Auslandsaufklärung). Er war Ergebnis eines jahrelangen Ringens zwischen Kongress, FBI und CIA und sah die Gründung eines speziellen Gerichts vor, dessen Richter vom Obersten Richter der Vereinigten Staaten berufen wurden. Die Richter traten in einem schalldichten Raum im obersten Stock des Justizministeriums zusammen und berieten ausschließlich Anträge auf Telefon- und elektronische Überwachungen durch amerikanische Geheimdienstoffiziere – und zwar nach geltenden Gesetzen. Sechzig Jahre lang, vom Beginn der Ära Hoover an, hatte sich das FBI seine eigenen Regeln gemacht, was Telefonüberwachungen und Wanzen betraf. Das Gericht legte dem Bureau keine Steine in den Weg – in den folgenden 20 Jahren genehmigte es über 17000 Anfragen, ohne eine einzige Ablehnung. Doch das Ziel der Überwachung musste der Agent eines ausländischen Staates sein. Die nachrichtendienstlichen Operationen des FBI erfolgten von nun an im Rahmen von Recht und Gesetz.
Die Fähigkeit des FBI, diese Standards zu erfüllen, sollte kurz nach Richter Websters Vereidigung zweimal auf die Probe gestellt werden – einmal im Verborgenen und einmal schmerzhaft vor den Augen der Öffentlichkeit.
Am 8. April 1978, nach einem ungewöhnlich heftigen diplomatischen Muskelspiel, nahmen zwei FBI-Agenten Michael Townley, den amerikanischen Auftragskiller für General Pinochets Geheimdienst, in Chiles Hauptstadt Santiago fest. Sie brachten ihn zu einem eingehenden Verhör nach Miami. Townley hatte die Bombe gebaut, die Orlando Letelier tötete. Das FBI trug lange und gründlich die Beweise zusammen, die zur strafrechtlichen Verurteilung und Inhaftierung der von General Pinochet beauftragten Attentäter führten, darunter auch der Geheimdienstchef des Generals. Die Beweise waren so erdrückend, dass sogar eine Mordanklage gegen den Diktator selbst erwogen wurde.
Am 10. April kam es zur Anklage in 32 Punkten gegen Ed Miller, den ehemaligen Leiter der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI; gegen Mark Felt, den ehemaligen stellvertretenden FBI-Direktor; und gegen Pat Gray, den ehemaligen FBI-Chef. Der Vorwurf – basierend auf einem 60 Jahre alten Gesetz, das hauptsächlich der Verfolgung von Ku-Klux-Klan-Mitgliedern diente – lautete: »Verschwörung zur Schädigung und Schikane amerikanischer Staatsbürger« mittels Durchsuchung ohne richterliche Genehmigung.
Die Anklagen brachten hunderte FBI-Agenten in Rage, die in den 1970er Jahren geheimdienstliche und Terrorismusfälle bearbeitet hatten. Dazu zählten 69 Männer, die zur Zeit der Nixon-Regierung unter Gray, Felt und Miller tätig gewesen waren. Jetzt mussten sie sich den internen Ermittlungen im Justizministerium und im FBI stellen, die sie ihren Posten, ihre Pensionsbezüge und vielleicht ihre Freiheit kosten würden. Keiner konnte sagen, wie vielen von ihnen ein Gerichtsverfahren drohte.
Es waren zum Teil die gleichen Agenten, in deren Verantwortung die heikelsten Einsätze gegen die Feinde der Vereinigten Staaten fielen. Sie wandten sich hilfesuchend an Richter Webster, damit er ihnen Handlungsdirektiven gab – und die Absolution erteilte. Webster entschied, dass sich bis auf sechs Agenten niemand wegen der Einbrüche ohne richterliche Genehmigung schuldig gemacht hatte, und sorgte dafür, dass die Betreffenden intern gemaßregelt wurden, nicht öffentlich. Letztendlich strengte das Justizministerium nur gegen Felt und Miller Verfahren an. Grays Fall wurde fallengelassen – zur Entrüstung der Staatsanwaltschaft –, ebenso die Anklage gegen John Kearney, der zu seiner Verteidigung anführte, lediglich die Befehle seiner Vorgesetzten ausgeführt zu haben.
Die nachrichtendienstliche Abteilung, früher der kräftigste Ast von Hoovers FBI, war durch das Justizministerium zermürbt worden, und gegen Ende der 1970er Jahre hatte sie an Stärke und Kompetenz eingebüßt. Diejenigen, die dort geblieben waren, wollten den Bemühungen, sowjetische und chinesische Spione in den Vereinigten Staaten aufzuspüren, neuen Schwung geben. Dazu sollten FBI-Agenten angeheuert und ausgebildet werden, die diese Sprachen beherrschten und länger als die üblichen zwei Jahre in der Abteilung blieben. Sie wollten die restlichen untergetauchten Mitglieder des Weather Underground und die flüchtigen FALN-Führer aufspüren. Der Ku-Klux-Klan war bezwungen, aber in den Vereinigten Staaten schossen überall Neonazi-Gruppen aus dem Boden. Und es gab bewaffnete Partisanen, die noch offene Rechnungen aus den Kriegen in Europa zu begleichen hatten: Serben und Kroaten, Türken und Armenier, die IRA. Insgesamt ergaben sich bis zu 100 neue Fälle von Terrorismus in den Vereinigten Staaten.
Webster machte sich Sorgen, ob das FBI in der Lage war, gegen diese Bedrohungen anzukommen. »Was fehlte, war gute Geheimdienstarbeit«, sagte er. »Wir mussten unsere geheimdienstlichen Fähigkeiten verbessern.«[556]  
»Eine Jahrhundertflut«
Robert Hanssen, in dritter Generation Polizist in Chicago, war 1976 in das FBI eingetreten. Er blieb 25 Jahre im Dienst. Er wurde ein Spion für Moskau, stahl eine erstaunliche Palette amerikanischer Geheimnisse und blieb bis zum Ende des Jahrhunderts unentdeckt.
Hanssen hatte bereits in jungen Jahren gelernt, dass die Dienstmarke ein guter Schutz für Geheimnisse sein konnte. Sein Vater hatte in der Red Squad der Chicagoer Polizei gearbeitet und Linke gejagt und schikaniert; er hatte seine Macht und Autorität missbraucht wie schon sein Vater vor ihm. Hanssen wusste über einige ihrer schmutzigen Machenschaften Bescheid.
»Sein Vater und sein Großvater waren korrupte Polizisten – und das wusste er«, sagte Richard L. Ault vom FBI, einer der Mitbegründer der Behavioral Science Unit, der Abteilung für Verhaltensforschung an der FBI Academy, der Hanssen nach seiner Verhaftung befragte. »Er sagte selbst: ›Meine Messlatte war nicht besonders hoch.‹ Die Entscheidung, Spion zu werden, fiel ihm nicht schwer.« Sein Motiv war Geld, insgesamt über 600000 Dollar, aber er tat es auch, weil er glaubte, es würde nicht auffliegen.
Im März 1979 hatte Hanssen den zweijährigen Dienst in der FBI-Abteilung für Abwehr der Sowjetspionage in New York angetreten. Mit fast 25 war er politisch konservativ eingestellt, ein dezidierter Antikommunist und ein frommer Katholik, der jeden Tag zur Messe ging – lauter ungewöhnliche Attribute für einen FBI-Agenten. Und wie viele Kollegen in seiner Abteilung war Hanssen nicht für die geheimdienstliche Tätigkeit ausgebildet worden. Die Abteilung hatte ihre glorreichen Zeiten hinter sich. Sie galt im Hauptquartier als »Stiefkind«, wie Ault es formulierte, ein träger Seitenarm, wo große Leistungen dünn gesät waren.[557]   Die FBI-Verwaltung hielt Kurse, in denen man mit den Feinheiten der Spionageabwehr vertraut gemacht wurde, für Zeitverschwendung. Das nötige Wissen lernte man, wenn überhaupt, in der Praxis. Mike Mason – später wichtigster Berater von FBI-Direktor Robert S. Mueller III – erhielt an der FBI Academy eine typische dreistündige Einführung in die Spionageabwehr. Er erinnerte sich, sein Ausbilder habe gesagt, diese Arbeit sei ein Übel, das man mit allen Mitteln vermeiden solle. Mason nahm es sich zu Herzen. »Ich hatte keine Ahnung, was Geheimdienstarbeit war«, sagte er. »Ich wusste nur, dass ich nichts damit zu tun haben wollte.«[558]  
Hanssens Vorgesetzte hatten sein herausragendes Talent schon ein paar Wochen nach seinem Arbeitsantritt erkannt. Er war einer der wenigen beim FBI, die mit Computern umgehen konnten. Sie beauftragten ihn mit der Schaffung einer elektronischen Datenbank zu den sowjetischen Diplomaten und mutmaßlichen Spionen der Sowjets in New York. Er kannte sich mit einer Technologie aus, die in den kommenden Jahren die Welt revolutionieren sollte – besonders mit der Verbindung von Netzwerken und mit Informationsübertragung.[559]  
Das Bureau war dabei, ein neues Sicherheitssystem für seine Computer zu entwickeln. Hanssen entdeckte rasch dessen Mängel und Lücken.
Zu seinen Aufgaben zählte bald ein monatlicher Bericht zur FBI-Überwachung der Sowjets. Er verbrachte viele Stunden im Aktenraum des FBI, um sich über die bisherigen Aktivitäten des FBI gegen den KGB und den sowjetischen Militärnachrichtendienst GRU zu informieren. So kam er auf die Identität einer Handvoll langjähriger Quellen des FBI innerhalb der sowjetischen Vertretungen in New York.
Im November 1979 marschierte Hanssen unbemerkt in die Manhattaner Zweigstelle von Amtorg, der sowjetischen Handelsmission, die seit 60 Jahren als Deckmantel für Spionage diente. Die Zweigstelle wurde von hochrangigen GRU-Offizieren geleitet. Hanssen wusste, an wen er sich wenden musste. An jenem Tag bot er seine Dienste als Spion an. Er übergab ein Bündel Dokumente zur elektronischen Überwachung der Wohnungen von in New York lebenden Sowjets, und er entwickelte ein System zur Übermittlung neuer Geheiminformationen alle sechs Monate über verschlüsselte Funkbotschaften. Hanssens nächste Lieferung enthielt eine aktuelle Liste aller Sowjets in New York, die das FBI für Spione hielt. Eine seiner Enthüllungen erschütterte die sowjetischen Nachrichtendienste in ihren Grundfesten: Der GRU-Generalmajor Dimitri Poliakow arbeitete seit 1961 für Amerika. Die meiste Zeit war er bei den Vereinten Nationen eingesetzt gewesen. Die Sowjets riefen Poliakow im Mai 1980 nach Moskau zurück. Es ist wahrscheinlich – wenn auch innerhalb des FBI weiterhin umstritten –, dass Poliakow danach bewusst falsche Informationen weitergab, um den amerikanischen Nachrichtendienst irrezuleiten und zu verwirren.
Hanssens Zuständigkeitsbereich beim FBI wuchs. Er sollte die Haushaltsanfragen für die geheimdienstlichen Operationen des Bureau in New York vorbereiten. Aus den beantragten Geldern ließen sich die Ziele des FBI für die kommenden fünf Jahre ersehen – und die geplanten Projekte in Zusammenarbeit mit der CIA und der Nationalen Sicherheitsbehörde. In Hanssens dritter Lieferung an die Sowjets waren diese Pläne detailliert beschrieben. Und dann beschloss er, in Deckung zu gehen.
Selbst wenn Hanssen zu diesem Zeitpunkt aufgehört hätte zu spionieren – der Schaden, den er bis dahin angerichtet hatte, war beispiellos in der Geschichte des FBI. William Webster persönlich führte eine Manöverkritik durch, nachdem der Fall 2001 ans Licht gekommen war. Er nannte ihn »einen unglaublichen Angriff«, eine epochale Katastrophe, eine »Jahrhundertflut«, die alles zerstörte, was ihr im Weg war.[560]  
Hanssen legte seine Kontakte zu den Sowjets in New York auf Eis, als ein großer Spionagefall gegen einen amerikanischen Spion kurz vor der Aufdeckung stand. Die Ermittlungen hatten sich über die ganzen Vereinigten Staaten und bis nach Frankreich, Mexiko und Kanada erstreckt, ehe sich das FBI im Sommer 1980 auf Joe Helmich konzentrierte, einen pensionierten Armeeangehörigen, der als Chiffrierer tätig gewesen war. Ein Jahr später wurde er festgenommen und zu einer lebenslangen Haftstrafe verurteilt, weil er den Sowjets die Codes und Handbücher für das KL-7-System verkauft hatte, das Grundwerkzeug für die Verschlüsselung von Funksprüchen, das die Nationale Sicherheitsbehörde entwickelt hatte. Helmich war ein kleiner Unteroffizier mit Unbedenklichkeitsbescheinigung für die höchste Geheimhaltungsstufe; sein Geheimnisverrat hatte zwischen 1963 und 1966 bei Geheimtreffen mit sowjetischen Nachrichtendienstoffizieren in Paris und Mexiko City stattgefunden; sie zahlten ihm 131 000 Dollar. Dafür hatte er den Sowjets so etwas wie einen Generalschlüssel verkauft, mit dem sie die geheimsten Funksprüche der amerikanischen Nachrichtendienste während des Vietnamkriegs knacken konnten.
Hanssen zog aus diesem Fall eine wichtige Lehre: Die Ermittlungen hatten 17 Jahre gedauert. Das FBI konnte einen Spionageabwehrfall über eine ganze Generation weiterverfolgen. Bei Spionage gab es keine Verjährung.
»Die Terroristen sollen eines wissen«
Amerikas Krieg gegen den Kommunismus erreichte mit der Wahl Ronald Reagans seinen Höhepunkt. Reagan war bereits seit 1947 Fußsoldat in diesem Krieg gewesen. Damals hatte er als Geheiminformant für das FBI gearbeitet, als auf Linke in Hollywood Jagd gemacht wurde. Er war überzeugt, dass der Kampf gegen den Kommunismus und der Kampf gegen den Terror auf demselben Schlachtfeld stattfanden.
»Liebe Amerikanerinnen und Amerikaner, ich freue mich, Ihnen heute mitteilen zu können, dass ich soeben ein Gesetz unterschrieben habe, das Russland endgültig den Garaus machen wird«, verkündete Reagan einmal grinsend während der Mikrophonprobe für seine wöchentliche Rundfunkansprache. »Die Bombardierung beginnt in fünf Minuten.« Der Witz gewährt einen Einblick in das Denken des Präsidenten. Reagan wollte seine gesamte Macht gegen die Russen aufbieten. Er verdoppelte das Budget des FBI, der CIA und des Pentagon und vervierfachte die Ausgaben für Geheimwaffen und verdeckte Operationen. Er wollte die Muskeln und Sehnen des amerikanischen Geheimdiensts stählen für die Schlacht gegen Moskau und seine Protegés.
Der Präsident berief sich bei seiner Begnadigung von Mark Felt und Ed Miller auf die Notwendigkeit der Terrorbekämpfung. Die FBI-Veteranen waren zwei Tage nach Reagans Erdrutschsieg verurteilt worden. Ein Bundesgeschworenengericht hatte sie der Verschwörung zur Verletzung der verfassungsmäßigen Rechte von Amerikanern für schuldig befunden. Während der Verhandlung hatten sie offen zugegeben, Einbrüche und Durchsuchungen ohne richterliche Genehmigung angeordnet zu haben. Aber sie betonten, aufgrund der Weisung des Präsidenten sei es ihre Pflicht gewesen, so zu handeln. Präsident Nixon selbst hatte bei der Verhandlung ausgesagt, ebenso fünf ehemalige Justizminister. Im Zeugenstand verteidigte Nixon seine Haltung: Ein Präsident sei ermächtigt, das Gesetz zu brechen, und das FBI sei ermächtigt, auf seine Weisung hin im Namen der nationalen Sicherheit Straftaten zu begehen. Präsident Reagan sah das genauso. Sein langjähriger Stabschef, Berater und späterer Justizminister Edwin P. Meese verfasste eine Erklärung zur uneingeschränkten Begnadigung Felts und Millers.
Der Präsident unterschrieb die Begnadigung, kurz bevor ihn ein geistesgestörter Attentäter am 30. März 1981 mit mehreren Schüssen schwer verletzte. »Mark Felt und Edward Miller haben hervorragende Dienste für das Federal Bureau of Investigation und für unser Land geleistet«, heißt es in dem Dokument. »Ihnen wurden von höchster Regierungsebene Befugnisse übertragen«, und sie »handelten nach einem hohen Grundsatz, um dem Terrorismus, der unser Land bedrohte, Einhalt zu gebieten«.
In seiner Begnadigung hob der Präsident diesen Grundsatz hervor. »Amerika befand sich 1972 im Krieg«, hieß es dort. »Felt und Miller folgten einer Vorgehensweise, die sie für notwendig hielten, um den FBI-Direktor, den Justizminister und den Präsidenten der Vereinigten Staaten über alle Aktivitäten feindlicher ausländischer Staaten und ihrer Kollaborateure in diesem Land auf dem Laufenden zu halten.« Die Fakten sprachen dagegen; Zielscheibe des FBI waren nicht die Agenten ausländischer Staaten. Doch die Begnadigung war eine politische Entscheidung. Reagan und seine mächtigsten Berater wollten die Regierung wieder in die Lage versetzen, die Bürger des Landes nach Belieben auszuspionieren. Sie wollten die unter den Präsidenten Ford und Carter aufgestellten Regeln abschaffen und das FBI eigene Richtlinien für Telefonüberwachungen und Wanzen festlegen lassen. Reagan schwor mehrmals, den amerikanischen Nachrichtendienst von der Leine zu lassen, die geheimdienstlichen Kräfte wiederzubeleben und rechtliche Hürden im Krieg gegen den Terror auszuräumen.
Außenminister Alexander Haig verkündete kurz nach seiner Vereidigung, dass die Sowjetunion die gefährlichsten Terrorgruppen der Welt ausbilde, finanziere und bewaffne. Der neue CIA-Chef, Reagans gewiefter Wahlkampfmanager William Casey, ließ verlauten, der KGB sei die Zentrale des internationalen Terrorismus. Der Vorwurf enthielt ein Körnchen Wahrheit: Nach dem Kalten Krieg enthüllten russische Archive, dass der KGB in den 1970er Jahren eine Handvoll mordgierige palästinensische Kämpfer unterstützt und dass die Stasi in der DDR Radikalen Unterschlupf gewährt hatte, die 1979 versucht hatten, Haig zu töten. Aber diese Tatsachen waren dem Präsidenten und seinem Team für nationale Sicherheit nicht bekannt. Und sie brauchten sie auch nicht für ihre kämpferische Rhetorik.
»Die Terroristen sollen eines wissen«, hatte Präsident Reagan eine Woche nach seiner Amtseinführung verkündet. Wenn sie angriffen, würde Amerika »rasch und effektiv Vergeltung üben«.
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Der Preis des Schweigens
Der erste große Terrorabwehrfall, mit dem das FBI unter Präsident Reagan konfrontiert war, betraf Amerikas Verbündete im Krieg gegen den Kommunismus. Stanley Pimentel vom FBI nannte sie »eine der qualvollsten Ermittlungen« in seiner langen Karriere.[561]  
El Salvadors rechtsgerichtetes Militärregime, das von den Vereinigten Staaten unterstützt wurde, kämpfte gegen eine kleine linke Guerillatruppe. Die Armee und ihre Todeskommandos töteten rund 65000 Zivilisten, darunter Priester, Nonnen, Kirchenmitarbeiter, Gewerkschaftsführer, Studenten und Bauern. Zu den Ermordeten zählten auch drei amerikanische Nonnen und eine kirchliche Laienmitarbeiterin. Es waren »vier unschuldige Kirchenfrauen, die versuchten, ihre Arbeit zu tun – den Armen zu helfen«, sagte Pimentel. Im Dezember 1980 hatte man sie aus einem Lastwagen gezerrt, entführt, vergewaltigt, aus kurzer Distanz erschossen und dann an einem staubigen Straßenrand abgeladen. Es war ein klarer Fall von vorsätzlich geplantem Mord, ein abscheulicher Akt in einem schmutzigen Krieg.
Pimentel, der Rechtsattaché des FBI in Zentralamerika, sah sich mit erheblichen politischen Hürden konfrontiert. Außenminister Haig ließ durchblicken, die Nonnen hätten für die linken Guerilleros in El Salvador Partei ergriffen, der Farabundo Martí National Liberation Front. (Die FMNL hatten politische Morde verübt, wenn auch weit weniger als die Regierung.) Die Regierung Reagan begann, die Militärhilfe an El Salvador zu verdoppeln und vervierfachen. Armee- und Geheimdienstoffiziere aus El Salvador arbeiteten mit CIA-Agenten zusammen.
Pimentel fand jedoch einen Verbündeten, einen jungen politischen Mitarbeiter in der amerikanischen Botschaft in El Salvador, der über einen Informanten innerhalb des Militärregimes verfügte. Pimentels Ermittlung führte bis in die höchste Befehlsebene. Er hegte den starken Verdacht, dass der Chef der Nationalgarde, General Carlos Eugenio Vides Casanova, den Mordbefehl erteilt hatte.
»Ich ging zu Casanova«, sagte Pimentel. Er forderte den General auf, ihm die Waffen der fünf Mordverdächtigen auszuhändigen, allesamt einfache Mannschaftssoldaten. Die Gewehre wollte er an das FBI-Labor schicken, zusammen mit den bei der Obduktion der Leichen entfernten Kugeln und den am Tatort gesicherten Fingerabdrücken. Wie er bald herausfand, hatte Vides Casanova die Mordwaffen verstecken lassen; der General wollte dem FBI saubere Waffen übergeben.
»Vides Casanova war äußerst verstimmt, dass wir ihn bei dieser Lüge ertappt hatten«, sagte Pimentel. »Er wurde natürlich sehr zornig.« Letztendlich bekam Pimentel die richtigen Waffen doch, packte sie in einen Diplomatenkoffer und fuhr sie zum Flughafen, um das Beweismaterial in die Vereinigten Staaten überstellen zu lassen. Auf dem Rollfeld erwartete ihn eine bewaffnete Konfrontation. »Wir wurden von ungefähr 50 Soldaten der Nationalgarde umstellt, alle mit automatischen Pistolen und Gewehren«, sagte Pimentel. Er selbst hatte eine .357er Magnum mit sechs Kugeln. Er konnte sich behaupten, und der Diplomatenkoffer verschwand im Bauch des Flugzeugs.
Das FBI-Labor ordnete ein Gewehr sowie mehrere Kugeln und Fingerabdrücke den Soldaten am Tatort zu. Mit Hilfe dieser Beweise wurden vier Angehörige der Nationalgarde des Mordes überführt. Vides Casanova kam allerdings ungeschoren davon. Er wurde 1984 Verteidigungsminister in El Salvador.
In all den Jahren arbeiteten FBI-Agenten in den Vereinigten Staaten und Pimentel aneinander vorbei. Kurz nach Reagans Amtseinführung setzte das Bureau eine landesweite Terroruntersuchung gegen CISPES (Committee in Solidarity with the People of El Salvador) in Gang. Der Zusammenschluss linker amerikanischer Aktivisten hatte nach der Ermordung der vier amerikanischen Kirchenfrauen enormen Zulauf bekommen. Die Ermittlungen des Bureau stützten sich fast ausschließlich auf Informationen, die Vides Casanova und seine Geheimdienstoffiziere dem FBI-Informanten Frank Varelli geliefert hatten.
Varelli, der Sohn des ehemaligen Chefs der Nationalpolizei in El Salvador, bot seine Dienste einem FBI-Agenten in Dallas an, der vollkommen unerfahren im internationalen Intrigenspiel war. Varelli behauptete, über geheime Quellen auf höchster Regierungsebene in El Salvador zu verfügen. Er vertraute dem Agenten an, CISPES habe eine Terrorallianz mit den linken Guerilleros der FMLN geschmiedet, gemeinsam mit der Sowjetunion, Kuba, Nicaragua und Libyen. Man glaubte ihm jedes Wort.
Das FBI ermittelte gegen 2375 Amerikaner, die in Verbindung mit den 180 CISPES-Ortsgruppen in ganz Amerika standen. Das Bureau stellte die politisch Verdächtigen unter Foto- und Videoüberwachung, unterwanderte ihre Versammlungen und Kundgebungen mit verdeckten Agenten und Informanten, ermittelte gegen ihre Kirchengruppen und Studentenorganisationen, sah sich ihre Steuer- und Telefonunterlagen an, durchsuchte ihren Müll und setzte sie aggressiven Befragungen aus.
Die Ermittlungen erstreckten sich über vier Jahre und blieben ergebnislos.
Schließlich nahm das FBI Frank Varelli genauer unter die Lupe. Man kam zu dem Schluss, dass vieles, was er berichtet hatte, »offensichtlich falsch« war, wie Websters wichtigster Strafrechts- und Terrorabwehrberater Oliver B. »Buck« Revell es formulierte. »Manches war frei erfunden«, sagte Revell vor dem Geheimdienstausschuss des Senats aus. »Und manches hatte er aufgrund der Kontakte, die er in El Salvador geknüpft hatte, zusammenfabriziert.«[562]  
Diese Kontakte waren Geheimdienstoffiziere, die für General Vides Casanova arbeiteten. Der General hatte das FBI manipuliert und in die Irre geführt.
Präsident Reagan verlieh Vides Casanova den militärischen Verdienstorden Legion of Merit, zusammen mit einer Green Card, die ihm den Umzug nach Florida ermöglichte. Von 1988 an »lebte er dick, dumm und glücklich in der Gegend von Fort Lauderdale«, sagte Pimentel.
»Der Gerechtigkeit ist nicht Genüge getan worden«, resümierte er.[563]  
»Ich glaubte immer, wir wären perfekt«
Während Präsident Reagan im Ausland Krieg gegen den Kommunismus führte, stahlen amerikanische Überläufer für die Sowjets Geheimnisse aus dem Allerheiligsten des amerikanischen Geheimdienst-Establishments. Gemeinsam hatten sie den größten Angriff auf amerikanische Militärgeheimnisse seit den Atomspionen im Zweiten Weltkrieg gestartet.
Im Juli 1981 übergab der französische Staatspräsident François Mitterrand Präsident Reagan persönlich eine aufschlussreiche Geheimakte, das sogenannte »Farewell Dossier«. Sein Inhalt entstammte 4000 KGB-Dokumenten, die ein Überläufer in den 1970er Jahren geliefert hatte. Die Vereinigten Staaten brauchten Monate, um die Zusammenhänge zu durchschauen. Die Unterlagen beschrieben die Arbeit von Linie X, einer Abteilung des KGB-Direktorats für Wissenschaft und Technologie. Sie schilderten, wie sich die Sowjets osteuropäischer Spionagedienste bedienten – besonders der Polen und Tschechen –, um Waffentechnologie aus den Vereinigten Staaten zu stehlen.
»Sie waren versierte Informationsbeschaffer im Dienste der Sowjetunion«, sagte Webster. »Dank einiger sehr interessanter und hilfreicher Bemühungen des französischen Nachrichtendiensts, der mit hochrangigen KGB-Offizieren zu tun hatte, wurden wir auf ihr Programm zum Diebstahl unserer Technologie in den Vereinigten Staaten aufmerksam. Die Inventarliste, die sie geliefert hatten, beziehungsweise der Wunschzettel, den man ihnen gab, ermöglichte es uns, ihre Aktivitäten zu verfolgen.«[564]  
Das FBI strengte Strafverfahren gegen Angehörige des polnischen Geheimdiensts und für sie tätige Amerikaner an – hauptsächlich betrügerische Waffenhändler und Soldaten in Geldnot. Ein pensionierter Marineinfanterist verkaufte für 250000 Dollar mehr als 100 Unterlagen über amerikanische Atomwaffensysteme. Ein Manager bei der Hughes Aircraft Company erhielt 110000 Dollar für Informationen über die neuesten amerikanischen Radargeräte, Flugabwehrsysteme und Flugabwehrraketen.
Der tschechische Geheimdienst hatte sogar noch größere Erfolge vorzuweisen: Er unterwanderte die CIA. Zehn Jahre lang, vom Februar 1973 bis zum August 1983, hatte der eingebürgerte Amerikaner Karl F. Koecher, der die Behörde von seiner Loyalität gegenüber Amerika überzeugen konnte, für die CIA gearbeitet. Während dieser Zeit übergab er seinen kommunistischen Leitoffizieren streng geheime Daten, darunter die Namen von CIA-Mitarbeitern, die im In- und Ausland gegen die Sowjets arbeiteten.
Der ungarische Geheimdienst hatte in Westdeutschland Feldwebel Clyde Conrad rekrutiert, der Zugang zu dem Safe hatte, wo die 8. Infanterie-Division ihre geheimen NATO-Operationspläne für einen Dritten Weltkrieg verwahrte. Für über eine Million Dollar verkaufte Conrad streng geheime Akten mit den Standorten der NATO-Atomwaffen sowie den Schlachtordnungen der Truppen, Panzer und Flugzeuge. Für ihn arbeitete ein Agentenring, bestehend aus mindestens einem Dutzend amerikanischen Soldaten und Veteranen, die 14 Jahre lang ohne Unterlass Geheimnisse durch den Eisernen Vorhang schmuggelten.
Conrad wurde, was Ausdauer und Umfang seiner Spionagetätigkeit betraf, nur von John Walker übertroffen. Der ehemalige Marinesoldat und Privatdetektiv hatte seinen Bruder, seinen Sohn und seinen besten Freund für einen Ring rekrutiert, der die streng geheimen Funkcodes der Navy an die Sowjets verkaufte. Das FBI kam Walker erst auf die Schliche, nachdem seine Exfrau Barbara mehrmals im Bureau angerufen und ihn als Spion bezichtigt hatte. Man nahm sie fünf Monate lang nicht ernst, weil sie jedes Mal, wenn sie anrief, und auch jedes Mal, wenn ein Agent zu einer Befragung zu ihr nach Hause kam, betrunken war. Aber als das FBI dann die Ermittlungen gegen Walker aufnahm, wurde er bereits nach drei Monaten dabei ertappt, wie er versuchte, 129 Marinedokumente der höchsten Geheimhaltungsstufe an den KGB zu übergeben. Er hatte den Sowjets seit 1967 Schlüssel für die Dechiffrierung von Funknachrichten der amerikanischen Marinestreitkräfte verkauft. »Es besteht wenig oder kein Zweifel daran, dass er für den Tod zahlloser Soldaten in Vietnam verantwortlich ist«, sagte Robert W. Hunter vom FBI, der Walker verhaftete.[565]  
Das FBI entlarvte mindestens 68 Amerikaner, die in den 1980er Jahren für die Sowjets Geheimnisse stahlen. Aber es konnte nie stichhaltige Beweise dafür liefern, dass Moskau hinter einer gegen die Vereinigten Staaten gerichteten Terrororganisation stand.
Auch wenn die amerikanische Führungsspitze weiterhin die Gefahr eines staatlich finanzierten Terrorismus an die Wand malte, war die Zahl der Angriffe an der Heimatfront stark gesunken. Während sich die Spionagefälle des FBI zwischen 1981 und 1985 verdreifachten, sank die Anzahl der Terrorismusfälle auf einen von ehemals fünf Fällen pro Monat. Am häufigsten schlug die FALN zu, tötete Angehörige der US-Marine, verübte Bombenanschläge auf FBI-Büros in New York und raubte sieben Millionen Dollar aus einem gepanzerten Geldtransporter in Connecticut. Die untergetauchten Mitglieder des Weather Underground holten zum letzten Schlag aus, sie legten eine Bombe unter eine Bank vor den Amtsräumen des US-Senats; bei der Explosion, die am 7. November 1983 um 22. 58 Uhr stattfand, wurde niemand verletzt, aber im Besprechungsraum der Republikaner gingen Wände, Spiegel und Kronleuchter zu Bruch. Das war jedoch ein letztes Aufbäumen. Zum ersten Mal seit 20 Jahren, seit den Anfängen der Antikriegsbewegung und dem Wiedererstarken des Ku-Klux-Klan, gingen keine Bomben mehr hoch.
Im Bureau wusste niemand, ob die terroristische Bedrohung einschlief oder nur eine Verschnaufpause einlegte. William Webster tendierte zu Ersterem. Sein engster Berater Buck Revell war jedoch der festen Überzeugung, dass sie zurückkommen würde.
»Das fünfte Rad am Wagen«
Revell, der 1964 als FBI-Agent angefangen hatte, war von allen Abteilungsleitern seiner Zeit der politisch versierteste. Wie viele der besten Agenten in der Geschichte des FBI hatte er im US Marine Corps gedient; er zog sich auf allen Ebenen Vertraute heran. Er trug Cowboystiefel und redete wie ein Westernheld; seine Denkungsart war jedoch subtiler als sein Stil.
Revell wurde zum Weichensteller für Terrorismus- und Geheimermittlungen beim FBI. Er sah sich als aussichtsreichen Kandidaten für die Nachfolge Richter Websters, und er verhehlte seine Ambitionen nicht. Er hatte eine große Vision, was die Befugnisse des FBI betraf. Eine von ihm geschaffene Terrorabwehrabteilung sollte weltweit operieren können.
Webster meldete Zweifel an. »Zu Anfang war er nicht gerade begeistert«, so Revell. Der Direktor hatte seine Gründe: Ungefähr 400 FBI-Agenten, nur fünf Prozent der gesamten Truppe, hatten überhaupt Erfahrung mit Terrorermittlungen, und die meisten von ihnen scheuten die politischen und rechtlichen Risiken dieser Tätigkeit.[566]   Revell überredete Webster trotzdem zu der öffentlichen Aussage, Terrorbekämpfung gehöre neben Spionageabwehr, Wirtschaftsverbrechen und organisiertem Verbrechen zu den vier Hauptprioritäten des FBI.
Er fing an, sich regelmäßig mit dem Director of Central Intelligence William J. Casey und den Führungsspitzen des Clandestine Service, der Abteilung für verdeckte Operationen der CIA, zu treffen. Bald wurde er Verbindungsmann des Bureau zu einer geheimen Terrorabwehrgruppe des Weißen Hauses unter Führung von Oberstleutnant Oliver North, Stabsoffizier des Nationalen Sicherheitsrates. Der Marineoffizier hatte bereits unzählige Geheimmissionen im Nahen Osten und Zentralamerika geleitet. Revell war besser darüber auf dem Laufenden, was sich im Weißen Haus tat, als Webster. Der Direktor gab seinem Stellvertreter gern einen Teil seiner Macht, Autorität und Verantwortung ab. Er war in tiefer Trauer über den Tod seiner Frau, die nach langer, schwerer Krankheit vor einigen Monaten im Alter von 57 Jahren gestorben war.
Im Vorfeld der Olympischen Spiele 1984 in Los Angeles hatte Revell eine kleine Armee innerhalb des FBI aufgebaut. Die zwölf Jahre zuvor von der Terrorgruppe Schwarzer September verübten Anschläge während der Olympischen Spiele in München waren den Organisatoren noch frisch im Gedächtnis. Keiner wollte so etwas noch einmal erleben. Das FBI schuf ein 50 Mann starkes Geiselbefreiungsteam – viele davon Veteranen aus dem Vietnamkrieg mit Training in Kommandoeinsätzen. Gefördert durch gute Publicity nahm die Kampfkraft der Truppe stetig zu. Schon bald umfasste ihr Arsenal Helikopter, gepanzerte Personentransporter und Panzer. Die Olympischen Spiele gingen nahezu störungsfrei über die Bühne; der größte Schrecken war die Entdeckung zweier Drachenflieger, von denen das FBI annahm, sie könnten von palästinensischen Terroristen für eine Kamikaze-Operation eingesetzt werden. In jenem Herbst lief in Los Angeles aber nur eine Sache schief.
Am 3. Oktober 1984, nach einer zweimonatigen Ermittlung, die mit dem Erlöschen der Olympischen Fackel begonnen hatte, wurde der undisziplinierte und untalentierte Spionageabwehragent Richard Miller als erster FBI-Mitarbeiter wegen Spionage unter Anklage gestellt.
Der Fall Miller war eine unappetitliche Angelegenheit. Miller war ein altgedienter Agent, seit 20 Jahren in der Spionageabwehr tätig, dessen Leben in den Monaten, bevor er Spion wurde, in die Brüche ging. Der Vater von acht Kindern war wegen Ehebruchs von den Mormonen aus der Kirche ausgeschlossen worden. Beim FBI war er wegen Fettleibigkeit zwei Wochen lang ohne Bezahlung vom Dienst suspendiert worden. Kurz nach dieser Disziplinarmaßnahme ging er auf die Anwerbungsbemühungen einer Frau ein, von der er wusste, dass sie KGB-Agentin war. Swetlana Ogorodnikow verleitete Miller dazu, ihr gegen sexuelle Gefälligkeiten sowie 15000 Dollar in bar und ein 25-seitiges FBI-Handbuch für die Verfolgung ausländischer Spione auszuhändigen. Miller wurde verurteilt und bekam 20 Jahre Gefängnis.
»Miller war ein Tölpel«, sagte Patrick J. Mullany vom FBI, der die Ermittlung führte. »Er hätte von vornherein nie zum FBI gehen dürfen. Ein schlimmer Fall.« Zwar war die Preisgabe von Geheimunterlagen eine ernste Sache, der größere Schaden erwuchs dem FBI jedoch dadurch, dass es seinen Ruf als Truppe, die gegen ausländische Spione gefeit war, verlor. Das Bild eines verzweifelten Mannes, der Geheimnisse für Sex mit einer russischen Spionin verkaufte, blieb bei idealistischen jungen FBI-Agenten haften. »Das war meine erste Erfahrung mit Spionage«, sagte Betsey York, damals ganz frisch in der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI. »Ich hätte im Traum nicht gedacht, dass irgendjemand beim FBI jemals etwas Falsches tun würde. Weil ich immer glaubte, wir wären perfekt. Und als Richard Miller dann ins Gefängnis kam […] zerbrach etwas in mir.«[567]  
Kurz nach dieser Verhaftung wurden die Dienste von Revells Geiselbefreiungsteam benötigt. Aber es handelte sich nicht um eine Rettungsmaßnahme, sondern um eine Terrorabwehroperation.
Das FBI war Robert Jay Mathews auf der Spur, dem Anführer der paramilitärischen Sekte The Order. Die Gruppe war aus der Aryan-Nations-Bewegung hervorgegangen, einer Koalition weißer Rassisten, die in Amerika ein Inferno anrichten wollten. Die Mitglieder von The Order nannten sich als Tribut an Hitlers Sturmabteilung SA Brüder Schweigen oder Silent Brotherhood. Sie traten mit einer Welle von Verbrechen in Erscheinung, die von Colorado bis Kalifornien reichte, darunter zwei Morde, ein Bombenanschlag auf eine Synagoge und bewaffnete Raubüberfälle auf gepanzerte Geldtransporter, bei denen über drei Millionen Dollar erbeutet wurden. Mathews wollte eine rechte Revolution anzetteln und in den Vereinigten Staaten einen Umsturz herbeiführen. Die amtierende Regierung nannte er »Zionistische Besatzungsregierung«.
»Mathews sah sich als Robin Hood der radikalen Rechten«, schrieb William H. Matens vom FBI. »Er raubte die reichen Juden aus und verteilte die Beute an Arier. So brachte er all die radikalen Gruppierungen – den Ku-Klux-Klan, Skinheads, Neonazis, Survivalisten, Steuergegner und militante Farmer – auf einen Nenner.« Das FBI erfuhr zu seinem Erstaunen, dass The Order hunderte eingefleischte Anhänger dazu aufrief, »Pläne für die Sabotage von Dämmen und anderen Infrastruktureinrichtungen wie das Fernmeldewesen und die Energieversorgung zu schmieden, um das öffentliche Leben in amerikanischen Städten lahmzulegen«.[568]  
Als Mathews bei der letzten von The Order verübten Entführung eine Handfeuerwaffe zurückließ, besiegelte er seinen Untergang. Das FBI verfolgte seine Spur zu einer Hütte auf Whidbey Island, einer Insel im Bundesstaat Washington, 50 Kilometer nördlich von Seattle im Puget Sound.
Revell schickte das Geiselbefreiungsteam auf die Insel. Am 4. Dezember 1984 brach dort die Hölle los. Während sich das Team noch mit dem verantwortlichen Special Agent aus Seattle über die Vorgehensweise auseinandersetzte, eröffnete Mathews das Feuer. Das FBI schlug zurück. Die Tränengaskanister der Agenten gerieten in Brand, und die Hütte brannte nieder. Rettung oder gar Verhaftung war nicht möglich. Von Mathews blieb nur ein Häufchen Asche übrig. Sein Tod befeuerte die Hassphantasien einer ganzen Generation gleichgesinnter Fanatiker. Einer von ihnen war Timothy McVeigh, der zehn Jahre später die Bombe in Oklahoma City legte. Bei dem Anschlag kamen 168 Amerikaner ums Leben. Die Operation auf Whidbey Island galt als Desaster.
Aber Revell und seine Terrorabwehr-Cowboys verdienten sich vier Monate danach ihre Sporen, als sie ein Komplott zur Ermordung des indischen Premierministers Rajiv Gandhi während dessen Amerika-Besuchs vereitelten. Das FBI hatte durch New Yorker Sikhs von dem Mordplan erfahren. (Gandhis Mutter Indira, vor ihm Premierministerin, war von nationalistischen Sikhs ermordet worden; sechs Jahre später ereilte ihn dasselbe Schicksal.) Revell setzte Tom Norris, einen Undercover-Agenten aus dem Geiselbefreiungsteam, auf die Verschwörer an. Norris gab sich als Auftragsmörder aus. Der ehemalige Navy SEAL sah mit seiner furchteinflößenden Visage – er hatte in Vietnam ein Auge verloren – tatsächlich wie ein Killer aus. Norris, der das Komplott aufdeckte, wurde anschließend in die indische Botschaft eingeladen, um Gandhis Dank entgegenzunehmen.
Webster scheute normalerweise verdeckte Ermittlungen; wenn sie ins Auge gingen, ließen sie das Bureau wie die amerikanische Geheimpolizei aussehen. »Ich wollte das FBI nicht in eine Gestapo verwandeln«, sagte er. »Aber manchmal war eine Undercover-Operation das einzige Mittel.«[569]  
Im Juni 1985 stieg Buck Revell offiziell zur Nummer zwei beim FBI auf. Jetzt war er für das Tagesgeschäft zuständig und beaufsichtigte außerdem sämtliche großen Fälle – geheimdienstliche, investigative, strafrechtliche und Terrorabwehruntersuchungen. Außerdem war er der offizielle Verbindungsmann des FBI zum Weißen Haus und zur CIA.
Seit dem Tod J. Edgar Hoovers hatte kein FBI-Mitarbeiter eine solche Machtfülle auf sich vereint. Und keiner wurde mit einer solchen Fülle von Krisen konfrontiert.
Die US-Terrorabwehr wurde durch eine Reihe von Entführungen im Libanon auf eine harte Probe gestellt. Mehrere Amerikaner verschwanden in den Armenvierteln Beiruts. Die Entführungsserie hatte fünfzehn Monate zuvor begonnen; eines der ersten Opfer war der Leiter eines CIA-Büros. Die Kidnapper nannten sich Islamischer Dschihad. Aber das war nur der Oberbegriff für ein Bündel verschiedener Gruppierungen, das man in den Vereinigten Staaten nicht durchschaute.
Der Kongress verabschiedete neue Gesetze, die das FBI ermächtigten, die Kidnapper zu verfolgen. Zum ersten Mal hatte das Bureau die gesetzliche Befugnis, Terroranschlägen gegen Amerika im Ausland nachzugehen. Die Order aus dem Weißen Haus lauteten: Tut etwas, egal was, um die Geiseln zu befreien. Revell musste gemeinsam mit der CIA einen Plan entwickeln. Aber im Herbst 1985 wurde sein Verhältnis zur CIA empfindlich gestört.
Am 22. September verschwand der CIA-Beamte Edward Lee Howard aus den Vereinigten Staaten. Die CIA hatte ihn für einen verdeckten Einsatz in Moskau auserkoren. Zu seiner zweijährigen Vorbereitung gehörte auch, dass er einige der sensibelsten Akten der CIA über amerikanische Operationen gegen die Sowjets las. Howard stand kurz davor, seinen Posten anzutreten, als die CIA entschied, dass er doch nicht der richtige Mann für den Job sei: Er war ein Trunkenbold und pathologischer Lügner. Howard wurde wegen seiner Verfehlungen entlassen, was ihn verbitterte. Die CIA war sich wohl bewusst, welche Folgen seine Flucht haben konnte; man ersuchte das FBI, ihn zu überwachen. Aber das Bureau verlor seine Spur. Howard nahm einen Flug nach Helsinki und lief zu den Sowjets über. CIA und FBI schoben sich nach alter Tradition gegenseitig die Schuld dafür in die Schuhe.
Die Howard-Affäre war nur einer von einem Dutzend großen Spionagefällen, die aufflogen. Zwei Wochen danach, am 9. Oktober 1985, nahm Robert Hanssen insgeheim seine Tätigkeit als kommunistischer Spitzel innerhalb des FBI wieder auf. Inzwischen war er bei der Abteilung für Abwehr der Sowjetspionage in New York in eine leitende Funktion aufgestiegen. Prompt meldete er dem obersten KGB-Offizier in Washington, dass er bald Dokumente über »bestimmte hochsensible und streng abgeschottete Projekte der amerikanischen Geheimdienstgemeinde« liefern würde.
Hanssen hielt Wort. Er schickte den Sowjets ein komplettes Kompendium der FBI-Operationen, bei denen Doppelagenten eingesetzt wurden, sowie die Warnung, das FBI grabe einen Tunnel in den Keller der neuen sowjetischen Botschaft, einen Überblick über die neuesten Bemühungen des Bureau, sowjetische Nachrichtendienstoffiziere anzuwerben, eine Beschreibung, wie die Nationale Sicherheitsbehörde Übertragungen des Moskauer Kommunikationssatelliten entschlüsselte, die Details der Budgetanträge der CIA für die nächsten fünf Jahre und vieles mehr. Es war der größte Geheimnisverrat in der Geschichte des Kalten Krieges – mit einer Ausnahme.
Aldrich Ames, der beim Clandestine Service der CIA die Abwehr gegen Sowjetspione leitete, war in jenem Frühling selbst sowjetischer Spion geworden. Wie Hanssen sammelte Ames fleißig Geheiminformationen für die Sowjetunion. Neben den Namen hunderter weiterer Geheimdienstmitarbeiter und den Einzelheiten ihrer Operationen verkaufte Ames auch die Namen sämtlicher Sowjets, die für die Vereinigten Staaten spionierten.
Bereits nach wenigen Wochen erkannten Revell und die leitenden Beamten der Spionageabwehr beim FBI, dass etwas Schreckliches passiert war: Zwei der wichtigsten Doppelagenten des FBI wurden aus der sowjetischen Delegation nach Moskau zurückbeordert. Bald befand sich fast jeder sowjetische Nachrichtendienstoffizier, der insgeheim für die Vereinigten Staaten spionierte, entweder hinter Gittern oder unter der Erde.
Der KGB war eindeutig im Besitz von Insiderwissen über die wichtigsten Geheimmissionen des Bureau. Wie Moskau das zuwege gebracht hatte, war eine andere Frage. Das FBI wollte die Toten, das Verschwinden von Menschen und die verpatzten Operationen zunächst dem Überläufer Edward Lee Howard anlasten. Aber Howard wusste nichts über die Doppelagenten des FBI. Und auch nichts über die Bemühungen des FBI, Offiziere aus den Reihen der sowjetischen Abordnungen in Washington und New York anzuwerben – und Ende 1985 missglückte praktisch jede dieser Operationen.
Die Jagd nach der undichten Stelle wurde mit großer Energie und Intensität begonnen. Im Lauf von zwei Jahren gerieten aber die Ermittlungen ins Stocken, traten auf der Stelle und wurden schließlich ganz eingestellt. Das FBI stand vor einem Rätsel. Die CIA wirkte desinteressiert. Die Spionageabwehrchefs der beiden Behörden waren stocksauer aufeinander. Sie verweigerten die Zusammenarbeit. Sie kamen dem Fehler nicht auf die Spur. Nach ihren Erkenntnissen musste die Problemquelle eine Wanze, ein angezapftes Telefon oder ein Computer sein. Es konnte sich unmöglich um einen amerikanischen Spion handeln.
Verräter wie Hanssen und Ames konnten jahrelang unentdeckt arbeiten, weil bei der amerikanischen Spionageabwehr Chaos herrschte. Während der vergangenen 40 Jahre hatten FBI und CIA nur selten miteinander kommuniziert. Dass sie einander misstrauten und sich anschwiegen, fügte der nationalen Sicherheit Amerikas größeren Schaden zu als die Sowjets.
Revell hatte ein noch größeres Problem zu meistern. Am 4. Oktober 1985 wurde ihm die Verantwortung für eine gemeinsame Operation mit der CIA zur Befreiung der amerikanischen Geiseln im Libanon übertragen.
Für Ronald Reagan stand die Operation ganz oben auf der Prioritätenliste. Der Präsident war fassungslos, als er erfuhr, dass das FBI ebenso wie die übrige amerikanische Geheimdienstgemeinde keine Ahnung hatte, wo die Gefangenen festgehalten wurden und von wem. »Reagan machte sich große Sorgen um das Schicksal der Geiseln«, erinnerte sich Bob Gates, damals Leiter des nachrichtendienstlichen Direktorats der CIA. »Keine lauten Worte oder scharfen Verurteilungen – nichts im Stil von Johnson oder Nixon. Nur ein fragender, leicht gequälter Blick und dann die Bitte – »Wir müssen diese Menschen da rausholen« –, die fast Tag für Tag, Woche für Woche, Monat für Monat wiederholt wurde. Darin lag der unausgesprochene Vorwurf: Was für einen verdammten Geheimdienst leiten Sie, wenn Sie diese Amerikaner nicht finden und retten können?[570]  
Peter Kilburn, ein Bibliothekar an der amerikanischen Universität in Beirut, war zehn Monate lang im Libanon festgehalten worden. Oberst North teilte Revell mit, dass die Vereinigten Staaten zwei Millionen Dollar für seine Freilassung zahlen würden. Die Mittel wurden von dem politisch äußerst rührigen texanischen Milliardär H. Ross Perot zur Verfügung gestellt. Informanten im Nahen Osten sollten als Mittelsmänner dienen; das FBI würde das Geld übergeben. Revell war gegen den Freikauf. Er sagte, bei einer Lösegeldzahlung würde er nicht mitmachen. Oberst North kam bald mit einem neuen Konzept. Das FBI sollte zwei Millionen Dollar von der Federal Reserve Bank erhalten, sie mit einer chemischen Lösung behandeln und den Kidnappern im Libanon übergeben. Das Lösegeld würde sich innerhalb von zwei Stunden selbst zerstören.
Revell staunte über den Plan, der aus Mission: Impossible hätte stammen können. Aber er ließ sich nicht darauf ein. Und Peter Kilburn wurde auf Befehl des libyschen Obersts Muammar al-Gaddafi ermordet, bevor das Ganze umgesetzt werden konnte.
Gaddafis Geheimdienst hatte am 5. April 1986 ein Bombenattentat auf die West-Berliner Diskothek La Belle verübt, einen beliebten Treff für in Berlin stationierte amerikanische Soldaten. Dabei starben zwei amerikanische Unteroffiziere und eine türkische Besucherin. Darüber hinaus wurden 230 Personen verletzt, darunter 79 Amerikaner. Präsident Reagan ließ zur Vergeltung Tripolis und Bengasi bombardieren; dabei wurden laut Berichten mindestens 15 Personen getötet und über 2000 verwundet. Gaddafi schickte daraufhin seine Spione nach Beirut, kaufte Peter Kilburn frei und ließ ihn am 17. April exekutieren.
Als das FBI erfuhr, dass Gaddafi sich für die Bombardierungen in Libyen mit einem Angriff auf die Vereinigten Staaten rächen wollte, organisierte es einen Gegenschlag. Libysche Geheimdienstagenten versuchten sich mit der Gangsterbande El Rukn aus Chicago zu verbünden. El Rukn war aus den in den 1960er Jahren gegründeten Blackstone Rangers hervorgegangen, einer politisch motivierten Straßengang. Ihre Führer gaben sich nun den Anschein, strenggläubige Islamisten zu sein, betrieben jedoch Drogen- und Waffenhandel; die Religion war ein Deckmantel für ihre kriminellen Aktivitäten. Durch das Abhören von El Rukn erfuhr das FBI, dass der libysche Staatsführer die Gang dafür bezahlen wollte, Angriffe auf politische Ziele in den Vereinigten Staaten zu verüben. Er hatte auf die Falschen gesetzt. Die Leute von El Rukn kannten sich zwar mit dem Kokainhandel aus, aber sie hatten keine Ahnung von Terrorverschwörungen. Das FBI eröffnete umgehend eine verdeckte Ermittlung und schickte einen Undercover-Agenten zu den Führern von El Rukn. Der Agent gab sich als Waffenhändler aus und verkaufte ihnen einen Raketenwerfer. Daraufhin konnten die Rädelsführer rasch als Terrorverdächtige festgenommen werden.
Einige Wochen darauf führte das FBI eine ähnliche verdeckte Ermittlung gegen eine rechtsextreme Söldnergruppe durch, die in dem isolierten südamerikanischen Land Surinam den Umsturz plante. Drei Undercover-Agenten des FBI hatte die aus 13 Abenteurern bestehende Truppe infiltriert – einer gab sich als durchgeknallter Vietnamveteran aus, einer als religiöser Eiferer und ein dritter als Waffenhändler.
Am 28. Juli 1986 versammelte sich die Gruppe auf einem Privatflugplatz bei New Orleans, ausgerüstet mit Waffen, Munition und den Einsatzplänen für eine Revolution. Das FBI verhaftete alle.
Während diese Fälle Schlagzeilen machten, wurde Revell immer tiefer in die geheimen Regierungsintrigen hineingezogen. Das Weiße Haus war dabei, auf eigene Faust eine internationale verdeckte Operation durchzuführen.
Am 30. Juli 1986 erklärte North Revell, Justizminister Ed Meese habe mit Billigung des Präsidenten einen Plan abgesegnet, der vorsah, für die Freilassung von Geiseln amerikanische Raketen an den Iran zu verkaufen. Die Reagan-Regierung wollte todbringende Waffen gegen das Leben von Amerikanern eintauschen.
Revell machte gute Miene zum bösen Spiel. Aber er dachte bei sich: Ist das legal? Er fragte sich, warum North ihm diese brisante Information anvertraut hatte. Seiner Vermutung nach sollte das FBI auf diese Weise von noch verborgeneren Plänen abgelenkt werden. Sein Instinkt trog ihn nicht. Er teilte seine Zweifel Webster mit; der Richter zog Meese zu Rate. »Der Justizminister schien kein Problem damit zu haben – und das war verwunderlich«, erinnerte sich Revell.[571]   Meese hatte ihnen – fälschlicherweise – versichert, dass alle Waffenlieferungen durch den Präsidenten schriftlich genehmigt worden waren.
Wenn der Präsident das getan hatte, schloss der FBI-Direktor, dann konnte es nicht illegal sein.
Revell wusste, dass North seine 100-Stunden-Arbeitswoche zwischen den Geiseln im Libanon und den Konterrevolutionären in Zentralamerika teilte. Die Contras führten in Nicaragua einen Guerillakrieg gegen den Kommunismus und versuchten die rechtmäßig gewählte marxistische Regierung zu stürzen. Dass North die Contras unterstützte, war kein Geheimnis. Der Kongress der Vereinigten Staaten hatte die amerikanische Militär- und Finanzhilfe für die Contras gekappt, denn ihre Soldaten folterten und exekutierten bei Gefechten gefangen genommene Zivilisten, darunter auch Kinder. Das FBI hatte eine Untersuchung gegen einige Abenteurer eingeleitet, von denen man annahm, dass sie Waffen nach Zentralamerika schmuggelten. Und es ging neuen Hinweisen auf Waffenschiebereien nach, in die die Fluggesellschaft Southern Air Transport oder kurz SAT aus Miami verwickelt war.
»Am 8. Oktober rief mich Oliver North an«, erinnerte sich Revell. »Ihn trieb die Sorge, ob das FBI womöglich dahinterkommen könnte […] dass SAT bei der Sache mit den Geiseln im Iran mit drinsteckte.« North hatte die Fluggesellschaft dafür engagiert, Waffen in den Iran zu liefern – und an die Contras. Justizminister Meese signalisierte sowohl Webster als auch Revell ganz klar, von der Untersuchung die Finger zu lassen. Einige Wochen hielten sie sich daran, bis allmählich Einzelheiten durchsickerten.
Die Geheimnisse kamen ans Licht, weil die verdeckten Operationen der Vereinigten Staaten so schlecht vorbereitet und so miserabel ausgeführt wurden, dass sich ihr Scheitern nicht vor der Öffentlichkeit verbergen ließ. Zunächst wurde die Rolle des Weißen Hauses bei illegalen Waffenlieferungen an die Contras bekannt, weil ein Transportflugzeug der Southern Air Transport abstürzte. Dann enthüllte ein Zeitungsbericht in Beirut, dass das Weiße Haus Waffen in den Iran schmuggelte.
Der Präsident stritt in der Öffentlichkeit alles ab. Aber Revell wusste, dass es stimmte.
Am Nachmittag des 13. November 1986 bat das Weiße Haus Revell darum, eine Rede durchzusehen, die Präsident Reagan am Abend an das amerikanische Volk richten würde. Als er den Entwurf in Norths Büro eingehend studierte, stieß er auf fünf Punkte, die offensichtlich falsch waren.
»Wir haben keine – ich wiederhole, keine – Waffen oder andere Dinge gegen Geiseln eingetauscht, und das werden wir auch nicht tun«, hieß es in der Rede des Präsidenten. Die Vereinigten Staaten würden niemals »diejenigen stärken, die den Terrorismus unterstützen«; sie hätten lediglich »Verteidigungsgüter und Ersatzteile« an den Iran geliefert. Sie hätten ihre neutrale Haltung im Krieg der verbrannten Erde zwischen Iran und Irak beibehalten; sie hätten niemals Waffenlieferungen von Miami aus in Auftrag gegeben.
Revell wusste, dass all das nicht der Wahrheit entsprach. Er informierte Richter Webster, der den Justizminister darauf aufmerksam machte. Man ignorierte ihn.
»Ich war so etwas wie das fünfte Rad am Wagen«, sagte Revell.[572]  
»Der Präsident hat uns gebeten, die Klappe zu halten«
Der Präsident folgte in seiner Rede fast wortwörtlich dem Entwurf, er ließ keine Lüge aus.
Oberst North und sein Vorgesetzter, der nationale Sicherheitsberater des Präsidenten Admiral John Poindexter, machten sich in aller Eile daran, ihre Akten zu schreddern und ihre Computerdateien zu löschen. Aber im Weißen Haus kristallisierte sich eine wichtige Tatsache heraus: Dass die Regierung Millionen Dollar Profite aus den Waffenverkäufen an den Iran abgeschöpft und das Geld dafür benutzt hatte, die Contras zu unterstützen.
»Das ist eine echte Bombe«, hatte Vizepräsident George Bush senior am 22. November nach einer Unterredung mit Justizminister Meese in sein neues Tagebuch notiert. »Das gibt eine Riesenaufregung […] Der Präsident hat uns gebeten, die Klappe zu halten, und genau das werden wir tun.«[573]  
Mit dem Stillschweigen war es nach drei Tagen vorbei. Am 25. November gab Meese in einer kurzen öffentlichen Erklärung zu, dass die Raketen verkauft und das Geld umgeleitet worden waren.
Nur Stunden später durchsuchten FBI-Agenten Oliver Norths Büro. Sie konnten ein Dokument aus Norths »burn bag«, einer Papiertüte zum Verbrennen von Geheimdokumenten, sicherstellen – eine kunstvoll manipulierte Erklärung zur Unterstützung der Contras, abgegeben bei einer geheimen Aussage vor dem Kongress. Darauf fanden sie die Fingerabdrücke von Clair George, dem Leiter des Clandestine Service bei der CIA. Das war der Anfang einer sechs Jahre währenden Untersuchung, die bis in die höchsten Ebenen der zivilen und militärischen Geheimdienste Amerikas hinaufreichte, der politisch brisanteste Fall, mit dem das Bureau seit der Watergate-Affäre konfrontiert war.
FBI-Agenten führten umgehend Befragungen von Vizepräsident Bush, Justizminister Meese, den engsten Beratern des Präsidenten im Weißen Haus und der Führungsspitze der CIA durch. Eine Handvoll Agenten, die unter äußerster Geheimhaltung arbeiteten, förderten im Nu die wichtigsten Beweise in dem Fall zutage: 5000 E-Mails zwischen Admiral Poindexter, Oberst North und dem Stab des Nationalen Sicherheitsrats. In einer forensischen Meisterleistung konnten die FBI-Agenten die Backups des internen E-Mail-Systems des Weißen Hauses retten und wiederherstellen, in denen die Waffenverkäufe und die Umleitung der Mittel dokumentiert waren.
Das Beweismaterial des FBI nötigte den Präsidenten der Vereinigten Staaten am 4. März 1987 auch zu einer bemerkenswerten Beichte.
»Die vergangenen drei Monate habe ich mich nicht zu den Enthüllungen über den Iran geäußert«, sagte Reagan am 4. März 1987 in seiner Rede zur Lage der Nation im Fernsehen. »Und Sie müssen sich gefragt haben: ›Tja, warum sagt er uns nicht, was los ist? Warum spricht er nicht zu uns wie in der Vergangenheit, wenn es eine Krise oder Tragödie gab?‹ Andere haben sich vielleicht gedacht: ›Warum verkriecht er sich da im Weißen Haus?‹«
»Nun, der Grund, warum ich bis jetzt geschwiegen habe, ist folgender: Sie haben ein Recht auf die Wahrheit«, sagte der Präsident.
»Ich habe für mein Schweigen einen Preis bezahlt«, fuhr er fort. »Vor ein paar Monaten habe ich dem amerikanischen Volk versichert, dass ich nicht mit Waffen für Geiseln bezahlt habe. Mein Herz und meine besten Absichten sagen mir noch immer, dass dem so ist. Aber die Fakten und Beweise sagen mir das Gegenteil.«
Die Fakten und Beweise zeigten, dass die höchsten Offiziere der CIA und der Nationalen Sicherheitsbehörde in Erfüllung von Reagans Befehlen mit einer bemerkenswerten Betrüger- und Gaunerbande zusammengearbeitet hatten. Sie hatten bei den Waffen-gegen-Geiseln-Deals eklatante Dummheiten begangen oder gebilligt. Der Präsident hatte gegen seine von der Verfassung auferlegte Pflicht verstoßen, die Gesetze der Vereinigten Staaten gewissenhaft zu vollziehen.
Reagan schloss seine Rede mit der Ankündigung, er hoffe, das Vertrauen in seine Regierung wenigstens teilweise wiederherstellen zu können: Er habe William Webster vom FBI zum CIA-Direktor ernannt. Webster sei ein Mann von »untadeligem Ruf«, sagte der Präsident. »Er weiß, was Rechtsstaatlichkeit bedeutet.« Die Wahl schien naheliegend zu sein: Der Kongress und ein unabhängiger Staatsanwalt ermittelten gegen die Führungsriege der CIA, und drei Dutzend mit rechtlichen Anordnungen zur Beweisauskunft ausgerüstete FBI-Agenten durchforsteten tausende streng geheime Akten auf der Suche nach Beweisen für Meineid und Strafvereitlung. Der unabhängige Staatsanwalt sollte zu dem Schluss kommen, dass Präsident Reagan, der Verteidigungsminister, der CIA-Direktor und ihre Berater das Recht umgangen oder gebrochen hatten. Aber Präsident Bush senior begnadigte schließlich alle, denen eine strafrechtliche Anklage drohte – darunter auch den Leiter für verdeckte Operationen bei der CIA Clair George und den Leiter der CIA-Spionageabwehr Duane Clarridge.
Es tat es Ronald Reagan gleich, der Mark Felt und Ed Miller begnadigt hatte. Er ließ im Namen der nationalen Sicherheit den Rechtsstaat mit Füßen treten.
Dennoch leitete Richter Webster eine neue Ära bei der CIA ein. »Mit Websters Ego, seiner mangelnden Erfahrung mit auswärtigen Angelegenheiten und seiner kleinkarierten Weltsicht wären wir ja noch klargekommen«, sinnierte Clarridge. »Aber womit wir nicht klarkamen, war die Tatsache, dass er Jurist war. Bei seiner Ausbildung zum Juristen und Richter war es immer darum gegangen, dass man nichts Illegales tun durfte. Er konnte nie akzeptieren, dass die CIA genau das tut, wenn sie im Ausland operiert. Wir brechen die Gesetze dieser Länder. So kommen wir an Informationen. Deshalb sind wir im Geschäft.«[574]  
Clarridge und seine Kollegen bei der CIA gingen gegen Webster auf die Barrikaden. Sie waren der Meinung, er verstehe nicht, worum es bei Geheimoperationen gehe. Websters Nachfolger beim FBI hatte mit fast identischen Problemen zu kämpfen.
Buck Revell und die restliche FBI-Führung fanden die Ernennung von William Sessions, einem Bundesrichter aus Texas, merkwürdig und überraschend. Richter Sessions schien das Engagement des FBI auf dem Gebiet der nationalen Sicherheit bewusst zu ignorieren.
Nach dem Amtsantritt des Richters am 2. November 1987 begann der Fokus des FBI zu verschwimmen. Sessions wusste nicht, wie man eine Organisation leitet und Ermittlungen beaufsichtigt. Nach fast sechs Jahren als Direktor hatte er weder die Behörde im Griff noch das Vertrauen seiner Untergebenen gewonnen. Sessions gab in aller Öffentlichkeit zu, er wisse wenig über die Rolle des FBI auf dem Gebiet der nationalen Sicherheit und gar nichts über die Bedeutung von Geheimoperationen. Seine Aufgabe schien er als vornehmlich repräsentativ zu betrachten, und er sollte, lange bevor er seine Stelle verlor, die Kontrolle über das FBI verlieren. Buck Revell fand, dass die Terrorabwehrkompetenzen des FBI unter Sessions »quasi neutralisiert« worden waren.[575]   Ende der 1980er Jahre, so glaubte er, sei die Fähigkeit des FBI, »unserer Verantwortung in der Terrorabwehr nachzukommen, auf nahezu null gesunken«.[576]   Mit Anbruch des neuen Jahrzehnts unterbot Sessions diese Marke noch. Er versetzte über ein Drittel der Agenten, die für die Terrorbekämpfung tätig waren, in die Abteilung für Straßenkriminalität.
Das FBI glaubte offensichtlich, dass »Terrorismus keine große Gefahr war«, so Richard Marquise, der das Zentrum für Terrorismusforschung und -analyse des FBI leitete, eine kleine, unwichtige Abteilung im Hauptquartier. Marquise, Sohn eines FBI-Agenten, stieß 1971 zum FBI, drei Jahre bevor sein Vater in Pension ging. Er hatte unter sämtlichen Direktoren gearbeitet, auch unter Hoover. Als viele seiner Kollegen die Abteilung längst verlassen hatten, blieb er der Terrorabwehr treu und kämpfte gegen die verbreitete Ansicht an, dass die Bedrohung der Vereinigten Staaten mit dem Abflauen des Kalten Kriegs geringer wurde.
»Terroristen sind im Ausland aktiv«, erklärten ihm seine Vorgesetzten. »Sie greifen uns hier nicht an.«[577]  
Marquise sah das anders. »Wir warteten alle darauf, dass ein ganz großes Ding passiert.«
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Bei der Untersuchung des Bombenanschlags auf den Pan-Am-Flug 103 über Lockerbie war das FBI darauf angewiesen, mit CIA-Analysten, schottischen Polizisten, deutschen Geheimdienstleuten und libyschen Doppelagenten zusammenzuarbeiten. Solche Verbindungen beruhten auf Vertrauen – einem Vertrauen, wie es sich zwischen Polizisten und Spionen im In- und Ausland selten einstellt. Ganz allein konnte das FBI einen Fall, der Landesgrenzen und Ozeane überschritt, jedenfalls nicht lösen.
Pan-Am-Flug 103 von London Heathrow nach New York startete am Mittwoch, dem 21. Dezember 1988, um 18. 25 Uhr. Die Hälfte der Passagiere war von Frankfurt kommend zugestiegen. Achtundzwanzig Minuten später zerriss eine Explosion die Boeing 747. Über Lockerbie ging ein Feuerregen nieder.
Von den 259 Personen an Bord waren 181 Amerikaner. Elf Menschen starben am Boden. Die schottische Polizei begann Beweismittel zu sammeln, die auf einer Fläche von 2200 Quadratkilometern verstreut lagen. Unterstützt vom britischen Nachrichtendienst, stellten sie bald fest, dass ein mit dem hochexplosiven Sprengstoff Semtex gefüllter Koffer in das Flugzeug geschmuggelt worden war.
Nach internationalem Recht war das FBI zuständig, denn das Flugzeug stammte aus den USA. Aber die Führungsriege des Bureau hatte keine Ahnung, wie sie vorgehen sollte.
»Das FBI war für so umfangreiche Ermittlungen nicht gerüstet«, erklärte Richard Marquise. »Ich mache die behördlichen Strukturen dafür verantwortlich.«[578]  
Marquise übernahm am 3. Januar 1989 die Leitung der FBI- Task-Force zu Lockerbie, die aus vier Agenten und drei Auswertern bestand. Auf der Suche nach Hinweisen prüfte er wochenlang die Passagierliste. Um diese Liste rankten sich allerhand Verschwörungstheorien. Unter den Passagieren waren der CIA-Offizier Matt Gannon und Chuck McKee, ein Major aus dem Nachrichtendienst des Heeres, die sich in Beirut neunzig Stunden die Woche um die Freilassung der neun amerikanischen Geiseln bemüht hatten, die nach wie vor im Libanon festgehalten wurden. Gannons Schwiegervater war stellvertretender Leiter einer geheimen Abteilung innerhalb der CIA, des Clandestine Service, und hatte viele Jahre lang im Nahen Osten gearbeitet. In Lockerbie starben sechs Beamte des State Department und der führende Nazijäger des Justizministeriums. Ein weiterer Reisender, ein amerikanischer Geschäftsmann, trug denselben Namen wie ein Terrorist, der mehrere Jahre zuvor ein kuwaitisches Linienflugzeug entführt hatte.
Die Liste der Verdächtigen spiegelte praktisch alle erbitterten Auseinandersetzungen zwischen Amerikanern und Arabern im Nahen Osten. George Bush senior, soeben zum Präsidenten der Vereinigten Staaten gewählt, meinte, die Syrer steckten dahinter. Buck Revell vom FBI vermutete, die Iraner hätten es getan: Schließlich hatte die USS Vincennes ein halbes Jahr zuvor Flug 655 der Iran Air über dem Persischen Golf abgeschossen, ein fehlgeleiteter Angriff durch die Schuld eines amerikanischen Admirals, der im Juli 1988290 Passagieren das Leben kostete. Die CIA verdächtigte Ahmed Dschibril, einen führenden palästinensischen Terroristen, und stellte die Theorie auf, er hätte das Flugzeug im Auftrag der Iraner in die Luft gejagt. Außerdem konnte man immer auf den libyschen Oberst Gaddafi zurückgreifen. Er hatte geschworen, die Bombardierung von Tripolis durch die Amerikaner im Jahr 1986 zu rächen, die ein Vergeltungsschlag für den Anschlag auf die Berliner Diskothek La Belle war, bei dem zwei US-Soldaten ums Leben gekommen waren.
Der Einzige, der handfestes Beweismaterial besaß, war John Boyd, der Polizeichef von Lockerbie, dessen Beamte zu Fuß die Hügel und Täler durchkämmt hatten. Sechs Wochen nach Beginn der Ermittlungen hatte einer von Boyds Leuten das fingerspitzengroße Bruchstück einer Funkleiterplatte gefunden, und das FBI wusste, dass der Semtex-Sprengstoff in einem schwarzen Ghettoblaster von Toshiba gesteckt hatte. Dies war über viele Monate der einzige weiterführende Hinweis.
»Es ging quälend langsam voran«, sagte Marquise. »In Washington will jeder eine Antwort. Sofort. Wer hat das getan? Wie ist es passiert?«
Im Mai 1989 lud das FBI über hundert amerikanische, britische, schottische und deutsche Ermittler zu einer Konferenz in ein Hotel bei Washington ein. Jedes Land und jeder Nachrichtendienst verfolgte seine eigenen Spuren. Es gab keine Zusammenarbeit und keine wirkliche Kommunikation.
Sechs Monate nach dem Anschlag wurde die Lockerbie-Task-Force des FBI aufgelöst. Nur Marquise und eine kleine Gruppe von Terrorexperten arbeiteten weiter an dem Fall.
Den Sommer und Herbst über versuchten die Schotten, hunderttausende Beweisfragmente zusammenzufügen. Praxisnahes Training erhielten sie dabei von FBI-Veteranen wie Richard Hahn, der sich seit fünfzehn Jahren – seit dem unaufgeklärten FALN-Anschlag auf die Fraunces Tavern in New York – mit den Trümmerhaufen von Terroranschlägen beschäftigte. So lernten sie zum Beispiel, dass der Schaden nach einer Semtex-Explosion anders aussieht als bei durch Feuerhitze verschmorten Teilen.
Die Schotten kamen bald zu dem Schluss, dass sich zusammen mit dem Radiorekorder, der die Bombe enthielt, Kleidungsfetzen mit dem Etikett »Made in Malta« in einem kupferbraunen Koffer der Marke Samsonite Silhouette befunden hatten. Aber das verrieten sie dem FBI nicht. Dann entdeckten die Deutschen einen Computerausdruck, aus dem hervorging, dass am Flughafen Frankfurt ein einzelner Koffer von einem Air-Malta-Flug in das Flugzeug der Pan Am verladen worden war. Aber das verrieten sie den Schotten nicht. Im Januar 1990 traf sich das internationale Ermittlerteam erneut, diesmal in Schottland, und auch diesmal wusste keiner über die Ermittlungsergebnisse des anderen Bescheid. Marquise hatte das ungute Gefühl, dass die Lösung des Falls in den Sternen stand.
»Wir haben tonnenweise Probleme mit der CIA. Jede Menge Rivalitäten«, sagte Marquise. »Die Schotten machen ihr eigenes Ding. Die Deutschen geben ihre Akten nur an die Schotten weiter, wenn sie Lust dazu haben. Auch das FBI macht nach wie vor sein eigenes Ding […] Jeder macht nach wie vor sein eigenes Ding.«
Im Juni 1990 zahlten sich dann kleine Gefälligkeiten aus. Stuart Henderson, der neue Chefermittler in Schottland, reichte ein Beweisstück an Marquise weiter: das Foto des winzigen Fragments einer Platine, die mit einem Fetzen der Kleidung aus Malta verschmort war. Die Schotten hatten sich an 55 Firmen in 17 Ländern gewandt, ohne das Fragment identifizieren zu können. »Sie hatten keine Ahnung. Nicht die geringste Ahnung«, berichtete Marquise. »Also sagten sie, wahrscheinlich mit einem Augenzwinkern: ›Probiert ihr das mal. Versucht ihr euer Glück.‹«
Das Kriminallabor des FBI gab das Foto an die CIA weiter. Ein Analyst der Behörde besaß das Foto einer praktisch identischen Platine, die vier Jahre zuvor von zwei Libyern auf der Durchreise im senegalesischen Dakar beschlagnahmt worden war. Auf der Rückseite standen vier Buchstaben: MEBO. Niemand wusste, was MEBO bedeutete.
Seit dem Anschlag auf den Pan-Am-Flug 103 waren achtzehn Monate vergangen.
»Die Kommandokette gekappt«
Der Fall Lockerbie war ein Mosaik aus Mutmaßungen und Hypothesen. Auf der Führungsebene des FBI glaubten die wenigsten, dass er noch zu lösen sei. Jemand musste die Sache in die Hand nehmen.
Robert Swan Mueller III. wurde Ende Juli 1990 zum Leiter der Abteilung für Strafrecht im Justizministerium ernannt. Trotz seines aristokratischen Auftretens kam er bei den FBI-Agenten und ihren Vorgesetzten gut an. Sie nannten ihn Bobby Three Sticks. Mueller hatte einen scharfen Verstand, war sehr umgänglich und schätzte handwerklich gute Arbeit. Der künftige FBI-Chef war die geborene Führernatur. Und er kam von der Marine.
Nach seinem Studium in Philadelphia und Princeton hatte er als Zugführer bei der Marineinfanterie in Vietnam gedient. In einem offiziellen Bericht vom 11. Dezember 1968 über eine Schlacht in der Provinz Quang Tri wurde sein Mut bei einer Vernichtungsmission gelobt. Gegen ein Aufgebot von 200 nordvietnamesischen Soldaten bewegte sich Leutnant Mueller »furchtlos von einer Stellung zur nächsten, leitete das zielgenaue Konterfeuer seiner Leute und sprach ihnen Mut zu. Unter völliger Missachtung der eigenen Sicherheit führte er […] persönlich eine Gruppe durch das unter Feuer stehende Terrain, um einen lebensgefährlich verletzten Marineinfanteristen zu bergen, der in einer Stellung jenseits der eigenen Linien gefallen war.«[579]   Neben anderen Auszeichnungen erhielt er den Bronze Star für Tapferkeit.
Sein Aufstieg in eine leitende Position im Justizministerium erfolgte in einem für das FBI kritischen Moment. Saddam Hussein war in Kuwait einmarschiert, die Vereinigten Staaten rüsteten zu einem Krieg am Persischen Golf. Beim FBI registrierte man die nervösen Zuckungen der Terrorwarnungen, die als Drohungen des Irak gegen Ziele in den Vereinigten Staaten gedeutet wurden. Aber Geld und Personal für die Terrorabwehr waren knapp, Tendenz sinkend. Genauso verhielt es sich mit der Moral, ein Zustand, an dem der Führungsstil von FBI-Direktor William Sessions keinen geringen Anteil hatte. »Die volle Aufmerksamkeit von Direktor Sessions zu bekommen war eine echte Herausforderung«, berichtete Bill Baker, der frisch ernannte Leiter der Abteilung für Ermittlungen in Strafsachen beim FBI, der eine enge und wichtige Allianz mit Mueller schmiedete.[580]  
Mueller übertrug Marquise die volle Verantwortung für Lockerbie. Nie zuvor hatte ein Geheimdienstanalyst des FBI eine so große Ermittlung geleitet. Marquise war Baker direkt unterstellt, und Baker hatte nur Mueller über sich. Seine Anweisung lautete, aus Informationen Beweise zu machen.
»Wir haben die Kommandokette im Hauptquartier buchstäblich gekappt«, sagte Marquise. »Wir haben die CIA hinzugezogen. Wir haben die Schotten hinzugezogen. Wir haben den MI5 nach Washington geholt. Und wir haben uns an einen Tisch gesetzt und gesagt: ›Wir müssen anders an die Sache rangehen. Wir müssen es richtig anpacken […] Wir müssen anfangen, Informationen auszutauschen.‹«
Marquise hatte bisher nicht die Befugnis gehabt, zum Hörer zu greifen und seine Kollegen in Schottland anzurufen. Sein erstes Telefonat führte er im November 1990. Von da an wurde vieles anders.
Marquise erfuhr, dass ein schottisches Amtsgericht das Rätsel von MEBO gelöst hatte. Mebo war eine Schweizer Elektronikfirma, die seit knapp zwanzig Jahren mit Libyen Geschäfte machte. Dank dieser Information fand er heraus, dass Edwin Bollier, einer der Firmeninhaber, wenige Tage nach dem Lockerbie-Anschlag persönlich einen ausführlichen Brief bei der amerikanischen Botschaft in Wien abgegeben hatte.
Ohne den Hinweis der Schotten hätte das FBI nie danach gesucht. Im Wesentlichen besagte er: Der Anschlag auf den Pan-Am-Flug 103 war eine libysche Operation gewesen. Bollier wusste, wovon er sprach. Mebo hatte für die Libyer ausgeklügelte Zeitschaltuhren gebaut.
Bolliers Brief – entscheidendes Beweismaterial in einer internationalen Terrorismusermittlung – hatte fast zwei Jahre lang ungelesen herumgelegen.
Marquise wusste aus bitterer Erfahrung, wie oft das FBI keine Ahnung hatte, was in den eigenen Akten stand. Das Bureau war eine Pyramide aus Papier, und daran änderte sich bis ins 21. Jahrhundert wenig. Als Marquise von 1986 bis 1988 das Terrorism Research and Analytical Center (Zentrum für Terrorismusforschung und -analyse) leitete, hatte das Bureau die Datenbank Terrorist Information System aufgebaut. Das System war »vollkommen unbrauchbar«, sagte er. »Man brauchte alle Zeit der Welt, um Dinge einzugeben, und konnte nichts abrufen […] Da hieß es dann bei wahrscheinlich 95 Prozent der großen Fälle im Bureau ›No record‹, kein Eintrag. Wir versuchten jahrelang, es den Leuten zu verkaufen, aber es war einfach nicht benutzerfreundlich. Es war eine großartige Idee, die nicht funktionierte.«
»Wir würden die Strafverfolgung einleiten«
Anfang 1991 hatte Marquise in groben Umrissen eine Anklage aufgrund von Indizienbeweisen gegen Gaddafi und Libyen beisammen. Er merkte, wie Schwung in die Sache kam.
»Wir haben FBI-Agenten, die mit schottischen Polizisten zusammenarbeiten oder sich mit maltesischen Polizisten zusammentun und Hinweisen in Malta nachgehen und an einem Strang ziehen«, sagte er. »Wir tauschen unglaublich viele Informationen aus. Wir können mit den Namen libyscher Geheimdienstoffiziere aufwarten. Und einer von ihnen ist ein gewisser Abdel Baset Ali al Megrahi.«
Ein Ladeninhaber auf Malta identifizierte Megrahi auf einem Foto als den Käufer der Kleidungsstücke, die am Tatort in Lockerbie gefunden worden waren. Unterlagen der Einreisebehörde zeigten, dass Megrahi am Tag des Kaufs auf Malta gewesen war. Als im Februar 1991 der Golfkrieg tobte, lud das FBI Edwin Bollier zu einer einwöchigen Befragung vor. Zögernd identifizierte er Megrahi als den libyschen Chef einer Scheinfirma, die in Zürich mit Mebo Geschäfte machte.
»Ich bin ziemlich aufgeregt«, sagte Marquise. »Alle sind ziemlich aufgeregt.« Er informierte Robert Mueller, der ihn nüchtern daran erinnerte, dass noch viel zu tun war.
Marquise musste Informationen in Beweise verwandeln. Er brauchte einen Zeugen, der Megrahi mit dem Samsonite-Koffer in Verbindung brachte, in dem der Plastiksprengstoff gewesen war. Und er musste jemanden finden, der wusste, dass der Koffer die Bombe vom Air-Malta-Flug 180 zum Pan-Am-Flug 103 transportiert hatte. Wieder wandte er sich an die CIA. Mit einiger Verspätung teilten ihm die CIA-Leute mit, sie hätten einmal am internationalen Flughafen von Malta einen libyschen Informanten namens Abdul Madschid Giaka gehabt. Er war vier Monate vor Lockerbie CIA-Zuträger geworden und war es immer noch, als die Pan-Am-Maschine explodierte. Aber die CIA hatte ihn ein paar Monate später fallenlassen, weil sie glaubte, er erfinde Geschichten, um seine Verbindungsleute auszunehmen.
Marquise hätte für sein Leben gern mit Madschid gesprochen, ganz gleich wie dubios er der CIA erscheinen mochte. Im Juni 1991 holte ihn die CIA von einem Schiff der US-Marine vor der maltesischen Küste und flog ihn nach Virginia, wo ihn das FBI verhören konnte. Die CIA-Agenten, die ihrem Informanten nicht trauten, stellten eine Bedingung: Niemand darf es erfahren.
Marquise wog das Pro und Contra ab, dann brach er die Abmachung und rief seinen schottischen Kollegen an. »Wenn Sie jemandem davon erzählen, werde ich gefeuert«, erklärte er Stuart Henderson. »Der Mann ist in den Vereinigten Staaten. Wir glauben, er könnte einiges wissen, sind aber nicht sicher. Wir fangen morgen an, ihn zu befragen.‹«
Madschid wurde im September 1991 mindestens zwei Wochen lang eingehend befragt. Er gab an, dreierlei zu wissen: Megrahi identifizierte er als Geheimdienstmann, der bei der libyschen Fluggesellschaft als Sicherheitschef arbeite. Megrahis Untergebener in Malta habe ein Geheimlager mit Semtex-Sprengstoff gehabt. Und er habe Megrahi in den Wochen vor dem Lockerbie-Anschlag am Flughafen von Malta mit einem großen braunen Koffer gesehen. Zweifellos war Madschid ein unzuverlässiger Zeuge. Aber das FBI vertraute darauf, dass er in diesen drei Punkten die Wahrheit sagte. Marquise meinte, er habe Material für eine Klage, die vor Gericht bestehen konnte.
Es lief auf die Frage hinaus: Gerichtsprozess oder Krieg. Die Entscheidung lag beim Präsidenten.
Die Vereinigten Staaten konnten versuchen, Megrahi zu entführen; die Festnahme von Terroristen im Ausland war zuvor schon gelungen. Ihn aber in Libyen zu fassen überschritt die Möglichkeiten der CIA und des Militärs. Man konnte versuchen, ihn zu töten. Das kam damals aus Gewissensgründen nicht in Frage: Kurz vor Lockerbie hatte Israel ein Team von Auftragsmördern nach Tunis geschickt, um Abu Dschihad zu töten, den zweiten Mann in der palästinensischen Befreiungsorganisation PLO, und die Vereinigten Staaten hatten dies öffentlich als politisches Attentat verurteilt.
Der Präsident konnte Libyen mit Bomben und Raketen angreifen. Fünf Jahre zuvor hatte Reagan Gaddafi nach dem Anschlag libyscher Spione auf die Diskothek La Belle in Berlin angegriffen und zur Rechtfertigung das Selbstverteidigungsrecht nach Artikel 51 der Charta der Vereinten Nationen angeführt. Aber damals war das Beweismaterial hieb- und stichfest gewesen. Der Fall Lockerbie verlangte nun ebensolche Beweise.
Präsident George Bush senior hielt Terroristen für Verbrecher und nicht für feindliche Kombattanten. Er entschied sich dafür, vor Gericht zu ziehen. Mueller pflichtete ihm energisch bei. Man würde den Weg beschreiten, den das Recht eröffnete. Marquise sagte dazu: »Wir würden die Strafverfolgung einleiten und der Weltöffentlichkeit die Ergebnisse vorlegen.«
Megrahi wurde am 15. November 1991 in den Vereinigten Staaten und in Schottland angeklagt. Es dauerte fast zehn Jahre, bis er verurteilt wurde. Nach weiteren zehn Jahren stand zweifelsfrei fest, dass Oberst Gaddafi persönlich den Bombenanschlag auf die Pan-Am-Maschine als mitleidlose Vergeltungstat gegen die Vereinigten Staaten und das Vereinigte Königreich angeordnet hatte. Der Kreis von Rache und Vergeltung schloss sich, als ein amerikanisches Predator-Aufklärungsflugzeug den Feinden des Oberst half, ihn aufzuspüren, ehe sie ihn, 23 Jahre nach Lockerbie, töteten.[581]  
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Der blinde Scheich
In derselben Woche, als im Fall des Pan-Am-Flugs 103 Anklage erhoben wurde, kam am Strafgerichtshof in Manhattan ein Mordfall zur Verhandlung. Angeklagt war El-Sayyid Nosair, ein ägyptischer Einwanderer, der, ganz in Weiß, ein Scheitelkäppchen und ein langes Gewand trug. Er war Anhänger eines heiligen Kriegers, des sogenannten blinden Scheichs Omar Abdel Rahman, und wurde beschuldigt, Meir Kahane getötet zu haben, den Führer der Jewish Defense League, die später vom Staat Israel als Terrororganisation bezeichnet wurde.
Im Publikum saß Emad Salem, ein kahlköpfiger, bärtiger Veteran der ägyptischen Armee, der für 500 Dollar die Woche als FBI-Informant arbeitete. Salem mischte sich unter die Verbündeten des Angeklagten, plauderte in den Pausen auf dem Korridor mit ihnen und erfuhr einiges über ihr Leben.
Salem, ein einnehmender Mensch, war im Woodward Hotel in Midtown Manhattan Hausdetektiv gewesen, als Nancy Floyd, eine Spionageabwehragentin des FBI, ihn im April 1991 ansprach. Floyd erklärte ihm, in dem Hotel stiegen immer wieder mutmaßliche russische Spione ab. Ob er ihr helfen könne, sie im Auge zu behalten?
Salem erwiderte unumwunden: Wen interessieren schon der Kalte Krieg und die Russen? Ich kann Ihnen vom heiligen Krieg und dem blinden Scheich erzählen.
Agentin Floyd hatte noch nie vom blinden Scheich gehört. Das hatten die wenigsten. Aber sie mochte Salem, der ein sympathischer Kerl war, und sie gab ihm einen Vertrauensvorschuss. Sie warb ihn als Informanten an und stellte ihn ihrem FBI-Kollegen John Anticev vor, der seit vier Jahren beim FBI war und bei der Joint Terrorism Task Force, der gemeinsamen Antiterror-Einsatzgruppe, in New York arbeitete.
Anticev interessierte sich brennend für El-Sayyid Nosair. Das FBI hatte einige seiner Genossen beim Zielscheibenschießen mit halbautomatischen Waffen und paramilitärischen Übungen fotografiert. Aber im Mordfall Kahane sah das FBI keine Verbindung zum Terrorismus, und auch die Rolle, die der blinde Scheich dabei spielte, blieb im Dunkeln. Die Task Force hatte nach Nosairs Verhaftung 47 Kartons Beweismaterial aus seiner Wohnung sichergestellt und das Material eingelagert. In einer der Kisten war Nosairs auf Arabisch verfasstes Tagebuch mit seinen Aufrufen zum heiligen Krieg und ausführlichen Erörterungen von Plänen für einen Anschlag auf New York, um »die Gebäude ihrer zivilisatorischen Säulen zu zerstören […] und ihre hohen Weltgebäude, auf die sie stolz sind«.[582]  
Das Tagebuch blieb drei Jahre lang unbeachtet. Damals hatte das FBI nur einen Übersetzer, der des Arabischen mächtig war. »Wenn es vernünftig übersetzt, bearbeitet, beglaubigt und analysiert worden wäre«, sagte Buck Revell später aus, hätte das FBI eine unmittelbare Verbindung »zwischen dem Mörder Meir Kahanes und der Gruppe [gesehen], die konspirierte und schließlich den Bombenanschlag auf das World Trade Center verübte«.[583]  
Wer konnte sich vorstellen, dass der Geist der Anarchisten, die gegen Ende des Ersten Weltkriegs an der Wall Street und in Washington Bombenanschläge verübt hatten, wiederauferstanden war? Wer hätte vermutet, dass sich der Zorn der Islamisten, der die Sowjetarmee aus Afghanistan vertrieben hatte, gegen Amerika richten würde? Wer hätte gedacht, dass dem Bureau eine weitere Schlacht im alten Konflikt zwischen Christen und Muslimen bevorstand? All das überstieg im Frühjahr 1991 jede Vorstellungskraft. Die Ermittlungen der Terrorbekämpfer beim FBI, die in jenen Monaten begannen, richteten sich vor allem gegen kleine rechtsgerichtete Gruppen – die Los Angeles Area Skinheads, die Aryan Women’s League, die Texas Reserve Militia –, deren Anhänger eher dazu angetan waren, sich selbst zu schädigen, als den Frieden und die Sicherheit der Vereinigten Staaten zu bedrohen.
»Wir haben uns ziemlich gut gefühlt«, sagte Buck Revell über diese Zeit. »Der Kalte Krieg war vorbei, wir glaubten, unsere Seite hätte gewonnen, der Kommunismus in den USA und die ihm nahestehenden Organisationen existierten praktisch nicht mehr. Der Kommunismus als Weltbewegung war weitgehend in Verruf geraten. In den Vereinigten Staaten hatten wir den Terrorismus im Griff, und auch weltweit war er auf dem Rückzug […] Alles in allem hatten wir angesichts der Terrorismusbedrohung trotz der vielen Probleme, die sich immer wieder stellten, unsere Sache gut gemacht.«[584]  
Emad Salem eröffnete dem FBI einen Blick in die Zukunft. Das FBI war auf diese nicht vorbereitet.
»Die Erde unter ihren Füßen beben lassen«
Salem verfolgte den Mordprozess gegen Nosair, der am 4. November 1991 begann, und er freundete sich rasch mit den Unterstützern des Angeklagten an. Sie waren begeistert, als die Geschworenen nicht einig wurden. Es stand außer Frage, dass Nosair Kahane getötet hatte. Dennoch wurde er nur wegen Waffenbesitz und Körperverletzung verurteilt. Bei der Urteilsverkündung sagte der Richter, die Geschworenen seien wohl nicht bei Sinnen gewesen. Dann verhängte er die Höchststrafe von 22 Jahren Haft gegen Nosair und erklärte: »Ich meine, der Angeklagte hat sich einer Vergewaltigung dieses Landes, unserer Verfassung, unserer Gesetze sowie der Menschen schuldig gemacht, die sich um ein friedliches Zusammenleben bemühen.«[585]  
Salem besuchte Nosair im berüchtigten Attica State Prison; die lange Fahrt ins Hinterland machte er mit Leuten aus dem Umfeld des Scheichs. Bald hörte er mit, wie sie Bombenanschläge gegen die Symbole amerikanischer Macht planten. Salem lernte den Scheich kennen, den geistigen Urheber des Plans, und er hörte aus erster Hand von dem Vorhaben, den Dschihad nach Amerika zu tragen. »Salems Infiltration war so erfolgreich, dass er praktisch von Anfang an vertrauten Umgang mit Abdel Rahman pflegte«, staunte Andrew McCarthy, ein streitbarer Bundesanwalt in Manhattan.[586]  
Salem lieferte dem FBI Namen und Identität fast aller Beteiligten, die das World Trade Center in die Luft jagen wollten. Ihr Zielobjekt kannte er nicht. Aber seine neuen Freunde verrieten ihm, es sei etwas Großes, etwas, das die Welt noch nie gesehen habe. Das war neu in den Annalen des FBI: Informationen aus erster Hand über ein Terrorkomplott, das gerade Gestalt annahm.
Die Zelle hätte lange vor den Anschlägen ausgehoben werden können – und müssen. Aber Ende Juni 1992 kamen die Ermittlungen abrupt zum Erliegen, denn das FBI ließ Emad Salem als Informanten fallen.
Die Entscheidung traf Carson Dunbar, der neununddreißigjährige Chef der FBI-Spionageabwehr in New York. Er vermutete, Salem arbeite als Doppelagent für den ägyptischen Geheimdienst. Bezeichnenderweise wog die Befürchtung, Salem könnte ein Auslandsagent sein, schwerer als seine Warnung vor einem Terrorangriff. Aber Dunbar und seine Agenten plagte die noch tiefer sitzende Angst, dass Salem als Teil seiner Tarnung selbst als Terrorist aktiv werden musste.
»Wir konnten nicht zulassen, dass du eine Bombe baust«, bekam Salem von dem FBI-Agenten Anticev zu hören. »Wenn diese Bombe, sagen wir mal, in einer Synagoge hochgeht und zwei, drei Menschen tötet, und dann kommt raus, dass ein Agent des FBI am Bau der Bombe beteiligt war – vergiss es, sie würden durchdrehen, die Presse würde behaupten, wir hätten Bescheid gewusst. Wir würden strafrechtlich verfolgt, Leute würden gefeuert werden.«[587]   Das FBI würde eine unaussprechliche Blamage erleben.
FBI-Agentin Floyd war entsetzt über Dunbars Entscheidung. »Die Sache wurde von Anfang an völlig falsch angepackt«, erklärte sie Salem. Sie meinte, dass »die Leute im Dezernat keine Ahnung hatten, wie sie vorgehen sollten […] Dass die Vorgesetzten nicht wussten, was los war. Dass sie sich nicht die Zeit genommen hatten, sich mit den Fakten der Vergangenheit zu beschäftigen.«
Salem kannte die Geschichte besser als die meisten. Der blinde Scheich gehörte seit vielen Jahren zur Führungsriege des Ägyptischen Islamischen Dschihad. Er predigte, politische Gewalt werde von Gott gebilligt. In Kairo hatte er im Gefängnis gesessen, nachdem er das Attentat auf Präsident Anwar Sadat im Jahr 1981 ideologisch befürwortet hatte.
Der Scheich stand mit gutem Grund auf der Liste der Terrorverdächtigen des Außenministeriums, dennoch hatte er 1990 ein Visum für die Vereinigten Staaten erhalten. Ein CIA-Beamter, undercover als Konsularbeamter im Außenministerium tätig, hatte es ausgestellt – ein unerklärlicher Patzer, da der Scheich in den CIA-Akten als »Ägyptens militantester sunnitischer Geistlicher und enger Bundesgenosse der Bewegung Ägyptischer Dschihad« bezeichnet wurde.[588]  
Und er machte kein großes Geheimnis aus seinen Bestrebungen. »Wir müssen Terroristen sein«, predigte er am 16. Januar 1993 in einer Moschee in Brooklyn. »Wir müssen die Feinde des Islam terrorisieren, ängstigen und verstören und die Erde unter ihren Füßen beben lassen.«
»Das wird die ganze Welt wahnsinnig machen«
Am 19. Januar 1993, in den letzten Stunden der Amtszeit von George Bush senior erschütterte eine Palastrevolte das FBI. Gegen William Sessions wurde der Vorwurf des Amtsmissbrauchs in seiner Funktion als Direktor des Federal Bureau of Investigation erhoben.
Im FBI-Hauptquartier isoliert, ohne Bezug zu seinen täglichen Pflichten, verzückt über die formellen Vergünstigungen seines Amts, hatte Sessions seine Autorität verspielt. Die interne Revolte gärte, seit Sessions 18 Monaten zuvor Buck Revell, der bestens vernetzt und sein stärkster Rivale war, dazu verdammt hatte, das Ende seiner Dienstzeit in Dallas abzuwarten.
Jetzt hatte das Justizministerium einen 194-seitigen Bericht fertiggestellt, der Richter Sessions mit Bagatelldelikten belastete: versuchte Steuerhinterziehung, Verwendung von Regierungsgeldern für den Bau eines Sicherheitszauns um sein Haus im Wert von 9890 Dollar, Behinderung von Ermittlungen wegen eines angeblichen Amigogeschäfts bezüglich einer Hypothek auf sein Eigenheim, Amtsanmaßung zum eigenen Vorteil. Jedes Delikt für sich genommen war schlimmstenfalls ein Amtsvergehen. Zusammengenommen bezeugten sie die mangelnde politische und persönliche Integrität und die Charakterlosigkeit des FBI-Chefs. »Ich muss Sie bitten, für Ihr Bureau und für Ihr Land das Richtige zu tun«, schrieb Revell an Sessions. »Treten Sie zurück, wenn Sie noch einen Funken Anstand haben und bevor Sie einer Behörde, die zu ehren und zu achten Sie sich verpflichtet haben, weiteren Schaden zufügen.«
Seit Hoover war jeder Direktor vom Senat für eine zehnjährige Amtszeit berufen worden, die der Präsident nach Belieben beenden konnte. Bush hätte dem Rat seines Justizministers folgen und Sessions entlassen können, bevor der nächste Präsident am 20. Januar seinen Amtseid leistete. Doch er beschloss, die Sache als giftiges Abschiedsgeschenk dem nächsten Präsidenten, Bill Clinton, aufzubürden.
Stolz und trotzig weigerte sich Sessions, seine Verfehlungen zuzugeben. Er tat so, als habe er die Rücktrittsrufe nicht gehört, obwohl sie aus den eigenen Reihen kamen. Sechs Monate verstrichen – sechs entscheidende Monate – mit einem machtlosen Mann an der Spitze, der schon zu viele Schläge eingesteckt hatte und nun isoliert in seinem Büro beim FBI saß.
Die Führung und Kontrolle des FBI gehörte nicht zu Präsident Clintons Stärken. Sessions blieb bockig. Die ersten beiden Kandidatinnen, die Clinton für das Justizministerium nominierte, schieden rasch aus; beide hatten gesetzwidrig illegale Einwanderinnen als Kindermädchen engagiert. Ohne Justizminister konnte er schwerlich den FBI-Chef feuern. Am 11. Februar 1993, drei Wochen nach seinem Amtsantritt, traf Clinton seine definitive Wahl: Janet Reno, die Oberstaatsanwältin des Bundesstaates Miami. Sie war die erste Frau, die dieses Amt bekleidete, und blieb länger als jeder ihrer Vorgänger im 20. Jahrhundert auf ihrem Posten. Ebenso wie ihr Präsident hatte sie nichts als Kummer mit dem FBI.
»Als ich mein Amt antrat, merkte ich bald, dass das FBI nicht wusste, [was für Daten] es hatte«, sagte Reno später aus. »Die rechte Hand wusste nicht, was die linke tat.« Bei Anbruch des Internetzeitalters lebten Agenten in einer 64-Kilobyte-Welt. Wenn das FBI endlich neue Informationstechnologie installiert hatte, war sie schon wieder veraltet. Entsetzt stellte Reno fest, dass man beim FBI nicht einmal die einfachste Datenbanksuche durchführen konnte. Das Bureau brachte es nicht fertig, Ermittlungsakten in einem Computersystem zu speichern und Informationen abzufragen. Die Außendienststellen standen weder untereinander noch mit dem Hauptquartier im Austausch. Die Agenten hatten keine Möglichkeit, miteinander in Kontakt treten. Auch bei der FBI-Elite, die zur Terrorbekämpfung eingesetzt wurde, stapelten sich Papierakten auf dem Fußboden, Abhörprotokolle blieben ungelesen, weil es an Übersetzern fehlte, und niemand erkannte Zusammenhänge.
»Manchmal dachte ich, wir hätten Fortschritte gemacht, aber dann stießen wir auf etwas anderes, von dem wir nicht wussten, dass es uns fehlte«, sagte Reno. »Das FBI tat sich sehr schwer, dieses Problem zu lösen.«[589]  
Das Beste und das Schlimmste über das FBI erfuhr sie wenige Tage nach ihrem Amtsantritt.
Am Freitag, dem 26. Februar 1993, detonierten 700 Kilogramm Sprengstoff in der Tiefgarage des Nordturms des World Trade Centers. Es war der größte Bombenanschlag in den Vereinigten Staaten seit 1916, als die Black-Tom-Explosion Manhattan erschütterte und bei der Freiheitsstatue auf der anderen Seite des New Yorker Hafens Narben hinterließ.
Bei dem Anschlag im World Trade Center starben sechs Menschen, über tausend wurden durch die Detonationswelle, den Rauch und die Granatsplitter verletzt. Die Betondecken der sechsstöckigen Tiefgarage brachen bis zum Fundament ein. Die Explosion riss ein 30 Meter großes Loch. Drei Tage nach dem Anschlag wurde in den Trümmern ein aufschlussreiches Stück geborgen: das demolierte Fahrgestell eines Kleinlasters mit der Fahrzeugidentifikationsnummer. Es gehörte zu einem Ryder Van, der eine Woche zuvor in New Jersey angemietet worden war. Für das FBI war es ein Glückstreffer, dass einer der Verschwörer beim Autoverleih erschien, den Diebstahl des Lasters meldete und seine Kaution von 400 Dollar zurückverlangte.
»Wie schnell das alles ging und wie viel Glück im Spiel war, ist einfach phänomenal«, staunte Richard Hahn am Tatort im World Trade Center. Damals war er seit zwanzig Jahren als Terrorermittler beim FBI tätig.[590]   Vier Verschwörer wurden verhaftet, doch die Festnahmen erfolgten nicht schnell genug.
Der Bombenbauer hatte das Land verlassen. Abdul Basit Mahmoud Abdul Karim – besser bekannt als Ramzi Yousef – war fünfundzwanzig Jahre alt, stammte aus Pakistan und war im Dezember aus Afghanistan in die Vereinigten Staaten gekommen. Der selbstsichere und redegewandte junge Mann sprach sieben Sprachen und hatte an britischen Universitäten Chemie und Maschinenbau studiert. Er gehörte zu einem globalen Netzwerk, das sich von den Canyons der Wall Street bis zu den Bergen des Hindukusch erstreckte.
Die Verschwörung war noch im Gange. Ihre Konturen waren für das FBI kaum zu erkennen. Viele Verschwörer waren in New York untergetaucht.
In aller Bescheidenheit wandte sich der FBI-Mann John Anticev wieder an Emad Salem und bat ihn, erneut undercover für das FBI zu arbeiten. Es kam zu einem bitteren Wortwechsel. Salem war empört, weil man ihn aus den Ermittlungen herausgedrängt hatte.
»Ich habe euch gesagt, dass sie in New York City Bomben zünden werden, und ihr habt rein gar nichts unternommen«, tobte er. »Ihr habt mich fallenlassen.«
Anticev entgegnete, seine übervorsichtigen Vorgesetzten hätten ihm mit ihrem »bürokratischen Mist […] ständig Steine in den Weg gelegt«.
»Ich möchte mit dem Leiter des FBI sprechen«, forderte Salem. »Die Informationen, die ich geliefert habe, waren teuer und wertvoll genug, um den Arsch des Landes vor dieser Bombe zu retten […] Wie viele Katastrophen wären entstanden, wenn das World Trade Center einstürzt, weil ein paar blöde Arschlöcher Muslim spielen?«[591]  
Salem sprach nicht mit dem FBI-Chef, der ohnehin praktisch in Isolationshaft lebte. Aber nach einer qualvollen Diskussion stieg er wieder als FBI-Informant ein. Salem erhielt über eine Million Dollar für seine Arbeit. Er war tapfer und scheute keine Gefahr. In kritischen Augenblicken war er kurz davor, in die Rolle des Agent provocateur zu schlüpfen. Aber er lieferte die Beweise, die den blinden Scheich hinter Gitter brachten.
Am 7. Mai 1993 hatte Salem eine lange Unterredung mit dem Sudanesen Siddig Ali, einem der engsten Berater des blinden Scheichs. Er erfuhr, dass der Scheich den Sitz der Vereinten Nationen in die Luft sprengen lassen wollte – »das große Haus«, wie er es nannte. Salem besprach die Sache dann mit dem Scheich persönlich. Am 23. Mai suchte der Informant den Scheich in seiner Wohnung in Jersey City auf; in seiner Aktentasche hatte er ein Aufnahmegerät.
»Im Hinblick auf die Vereinten Nationen wüsste ich gern: Betrachten wir es als das Haus des Teufels?«, fragte Salem. »Denn ich werde einen vernichtenden Schlag führen, keinen Pfusch, wie es im Trade Center gelaufen ist […].«
Der Scheich erwiderte: »Mach einen Plan, mach einen Plan […], um Schaden zuzufügen, um der amerikanischen Armee Schaden zuzufügen. Aber die Vereinten Nationen […] werden für die Muslime nachteilig sein. Es wird ihnen schwer schaden.«
»Also vergessen wir die Vereinten Nationen?«
»Nein.«
»Wir nehmen uns die Armee vor.«
»Ja.«
Am 27. Mai hörte Salem von Siddig, der Anschlag gegen die Vereinten Nationen sei wieder auf der Tagesordnung. Und er hatte zwei neue Ziele: den Lincoln- und den Holland-Tunnel, die Verkehrsadern, die Manhattan mit dem Festland verbanden.
»Das große Haus, darum kümmere ich mich«, erklärte Siddig. »Es werden jeweils fünf Minuten dazwischenliegen. Bumm! Gott, die ganze Welt! Bumm! Das wird die ganze Welt wahnsinnig machen.«[592]  
Der engste Verschwörerkreis traf sich am Abend des 23. Juni 1993 in einem sicheren Unterschlupf in Queens. Das Gebäude wurde durch das FBI ton- und videoüberwacht. Zunächst füllten sie 200-Liter-Kanister mit Treibstoff und Ammoniumnitratdünger, ein Grundrezept für selbstgebastelte Terrorbomben seit den 1970er Jahren. Dachten sie jedenfalls: Salem hatte die Saboteure sabotiert, indem er ihnen Scotts Super Turf Builder im Wert von 150 Dollar besorgt hatte, einen Dünger ohne Explosivkraft.
Die Verhaftungen gingen schnell über die Bühne, mit einer Ausnahme.
Der blinde Scheich suchte in einer Moschee in Brooklyn Zuflucht. Die Frage, wie man mit ihm verfahren sollte, sorgte beim FBI für peinliche Szenen. In den oberen Rängen wollte niemand ein Verfahren gegen ihn einleiten. Sessions und seine Führungsriege zögerten wie ein Mann. Sie schlugen vor, den ägyptischen Präsidenten Hosni Mubarak zu bitten, ihn zu übernehmen. Es wäre viel bequemer, den Scheich abzuschieben und ihn wieder in dem ägyptischen Gefängnis verschwinden zu lassen, aus dem er gekommen war. James Fox, stellvertretender FBI-Chef von New York, war vehement dagegen, den Scheich vor Gericht zu bringen.
Die FBI-Leute wussten, dass eine Anklage ein paar bittere Fragen aufwerfen würde. Agenten und ihre Vorgesetzten in New York hatten schon seit Monaten über die Attentäter des World Trade Center Bescheid gewusst. Die Antiterror-Einsatzgruppe hatte Nosairs Tagebuch in Händen gehabt – und es nicht gelesen. Das FBI hatte Salem 14 Monate vor dem Bombenanschlag als Informanten unter den Dschihadisten platziert – und ihn fallenlassen.
Justizministerin Reno musste ihren Leuten den Rücken stärken. Nach einer einstündigen Diskussion mit der FBI-Führung und ihren leitenden Bundesstaatsanwälten klopfte sie auf den Konferenztisch und beschloss, den Scheich wegen Verschwörung zum Aufruhr anzuklagen. Dabei griff sie auf ein seit den Razzien gegen die Kommunisten der 1920er Jahre selten angewandtes Gesetz zurück.
Ihrem Präsidenten riet die Justizministerin überdies, William Sessions wegen seiner »schwerwiegenden Fehlurteile« als FBI-Direktor zu entlassen. Die Ära Sessions war mit einer verheerenden Konfrontation zwischen mehreren hundert FBI-Agenten, darunter dem Geiselbefreiungsteam, und einer endzeitgläubigen Sekte, den Branch Davidians im texanischen Waco, zu Ende gegangen. Das FBI hatte bei der Belagerung der verbarrikadierten, schwerbewaffneten Gruppe Tränengas eingesetzt und damit ihrem Anführer die Apokalypse geliefert, auf die er gewartet hatte. Achtzig Davidianer, darunter fünfundzwanzig Kinder, starben bei dem Brand, den die Sektierer legten. Richter Sessions schob Janet Reno die Schuld zu.
Bill Clinton sollte es noch oft bereuen, dass er nun erneut einen frommen Richter mit der Leitung des FBI betraute. Louis J. Freeh war sechs Jahre ein verdienter FBI-Agent und danach zehn Jahre ein ausgezeichneter Staatsanwalt gewesen, ehe er 1991 im zarten Alter von einundvierzig die schwarze Robe anlegte und Richter wurde. Er war wohl der am besten qualifizierte FBI-Direktor seit J. Edgar Hoover, und er hielt Clinton für den begabtesten Politiker seit Richard Nixon.
Das machte die Verachtung, die sie zunehmend füreinander empfanden, umso tragischer. Sie schwächte das FBI und schädigte letztlich die Vereinigten Staaten.
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Schwachstellen
Kaum hatte Louis Freeh am 1. September 1993 als fünfter Direktor des FBI seinen Amtseid abgelegt, gab er seinen Ausweis fürs Weiße Haus ab. Er weigerte sich, fürderhin das Oval Office zu betreten. Seine Gründe waren schlicht und einfach. Freeh betrachtete Präsident Clinton nicht als Oberbefehlshaber, sondern als Verdächtigen in einer Strafsache.
Das FBI hatte die erste einer nicht abreißenden Serie von Ermittlungen zu Clintons persönlichem und politischem Verhalten eröffnet. Die Folge war, dass Freeh es außerordentlich schwierig fand, mit Clinton über dieses oder irgendein anderes Thema zu sprechen. Im Lauf von Clintons achtjähriger Amtszeit hatten die beiden nicht mehr als fünf oder sechs Unterredungen, sei es persönlich oder am Telefon.
»Er kam zu der Überzeugung, ich versuchte, seine Präsidentschaft zu ruinieren«, schrieb Freeh in seinen Memoiren. Der Direktor bereute bald, dass er die Leitung des FBI übernommen hatte. Aber sein Amt niederlegen mochte er auch nicht, weil er fürchtete, der Präsident könnte ihn durch einen politischen Gefolgsmann ersetzen.[593]  
Freeh wusste, dass die gestörte Beziehung zum Präsidenten dem FBI schadete. »Der Verlust von Ressourcen, allein der Zeitverlust war enorm«, schrieb er. »Und zwar in einem Maße, dass es sofort extrem problematisch hätte werden müssen.« Aber er fühlte sich gezwungen, Distanz zum Präsidenten zu halten. Im Lauf der Jahre vertiefte sich die Kluft. Und wurde zu einer Gefahr für die Vereinigten Staaten.
»Eine der größten Schwachstellen, mit der unsere Regierung jetzt zu tun hat«, warnte James Steinberg, stellvertretender nationaler Sicherheitsberater, war ein FBI, das schweigend und isoliert abwartete und »vom Präsidenten und vom Weißen Haus völlig abgekoppelt« war. Clintons leitende Antiterror-Berater im Nationalen Sicherheitsrat, Steven Simon und Daniel Benjamin, mussten feststellen, dass Freeh angesichts ihrer wachsenden Furcht vor einem Terroranschlag »außerordentlich unzugänglich« war. »Sein Misstrauen gegen das Weiße Haus wurde so stark, dass es ihn offenbar blind machte«, schrieben sie. Aber sie wussten, dass Clinton dagegen machtlos war: »Das einzige Mittel, das dem Präsidenten rechtmäßig zustand, Freehs Entlassung, war politisch ein Ding der Unmöglichkeit. Ein Präsident, gegen den das FBI ermittelte, konnte den FBI-Direktor nicht einfach feuern. Das wäre ein zweites Samstagnacht-Massaker gewesen, eine Neuauflage Richard Nixons.«[594]  
Freeh, der sein Jurastudium in den letzten Monaten des Watergate-Skandals abgeschlossen hatte, kam zu dem Schluss, Clinton sei schlimmer als Nixon. Sein Sinn für Tugend, hochentwickelt seit seiner Zeit als Ministrant, diente nach der Regentschaft von Richter Sessions als reinigende Kraft, und seine Ehrfurcht vor dem Bureau, die aus seiner Zeit als Special Agent herrührte, ging tief. Aber das half nicht, das FBI zu einer untadeligen Institution zu machen. Dass Freeh die Beziehungen zum Kongress pflegte, brachte dem Bureau zwar eine Budgeterhöhung von einer Milliarde Dollar und tausende neuer Agenten, aber das FBI als Regierungsorgan wurde damit nicht gestärkt. Freeh war persönlich unbestechlich. Das FBI war es nicht.
Mehr als sieben Jahre lang machte Freeh dem Weißen Haus praktisch täglich Ärger. Ein Fall unter vielen waren die kolossalen Ermittlungen des FBI zu dem Vorwurf, der chinesische Geheimdienst habe sich durch illegale Wahlkampfspenden politischen Einfluss auf das Weiße Haus erkauft. Als Präsident Clinton angesichts der Vorwürfe Fassungslosigkeit zeigte, erwiderte Freeh, das Weiße Haus lüge.
Das FBI verwendete während der Clinton-Jahre wesentlich mehr Zeit und Kraft auf diesen Fall als auf irgendwelche Terrorismusermittlungen. Es erhob Anklage gegen mehrere chinesische Spender, von denen manche ohne besondere Ideologie oder politische Ziele um Einfluss schacherten. Aber Freehs FBI gelang es, die Tatsache zu vertuschen, dass ihre höchstgeschätzte Quelle zur chinesischen Spionage in den Vereinigten Staaten, Katrina Leung, eine Frau mit besten politischen Verbindungen, während der 1980er und 1990er Jahre für China spioniert hatte. Unterdessen hatte sie mit dem für sie zuständigen Special Agent James J. Smith geschlafen, der in leitender Funktion beim China-Dezernat des FBI tätig war, und hin und wieder auch mit William Cleveland, einem führenden, auf China spezialisierten Spionageabwehrexperten. Für ihre Arbeit als Agentin im eigenen Land zahlte das FBI 1,7 Millionen Dollar an Leung.[595]  
Das FBI hegte fast zehn Jahre lang die Vermutung, Leung sei eine Doppelagentin, aber eine öffentliche Blamage des Bureau wollten alle vermeiden. Also schwärte der Fall jahrelang. Erst nach Freehs Abschied wurde klar, dass in den 1990er Jahren der chinesische, der russische und der kubanische Geheimdienst das FBI infiltriert hatten.
Ein weiterer Maulwurf gehörte der gefährlichsten und unbekanntesten Terrororganisation der Welt an. Er hieß Ali Mohamed. Al-Qaida hatte einen Doppelagenten, der sich als Informant des FBI ausgab.
»Das amerikanische Volk leiden lassen«
Im Jahr 1994 wurde gegen die Vereinigten Staaten kein einziger Terroranschlag verübt, weder im In- noch im Ausland. Aber die Gefahr eines katastrophalen Schlags gehörte seit Anfang 1995 zum Alltag beim FBI.
»Diesen Typus von Verbrechen aufzuklären reicht allein nicht«, versicherte Freeh dem Kongress damals in einer schriftlichen Stellungnahme. »Ebenso wichtig ist es, dass das FBI den Terrorismus vereitelt, bevor solche Straftaten verübt werden können.«[596]   Ohne Informationen blieb aber dem FBI nichts anderes übrig, als sich, auf einen Glückstreffer hoffend, die Schuhsohlen abzulaufen.
Am Abend des 6. Januar 1995 befand sich Ramzi Yousef, der Bastler der World-Trade-Center-Bombe, in einer Wohnung im fünften Stock eines Hauses in der philippinischen Hauptstadt Manila und panschte mit seinem Mitstreiter Abdul Hakim Murad Chemikalien zusammen. Gegen 22. 45 Uhr sah ein Wachmann, wie die beiden mit ihren Schuhen in der Hand die Treppe hinunterliefen. Aus dem Wohnungsfenster drang Rauch. Murad wurde verhaftet, doch Yousef entkam und verließ Manila per Flugzeug.
Die Polizei durchsuchte die Wohnung und fand eine schwelende Bombenfabrik vor – Chemikalien, Zeitschaltuhren, Batterien, Zünder – sowie allerhand Unterlagen und einen Laptop. Es dauerte einige Tage, bis die in verschlüsselten Dateien gespeicherten Daten decodiert werden konnten. Aber sie bestätigten Murads Geständnis, das den ehrgeizigsten Komplott in den Annalen des internationalen Terrorismus enthüllte.
Der Manila-Plan trug den Codenamen Bojinka. Yousef und fünf seiner Verbündeten hatten vor, ausgeklügelte Zeitbomben an Bord von einem Dutzend Boeing-747-Maschinen unterzubringen, die von Manila aus nach Tokio, Seoul, Singapur, Bangkok und Taipeh gingen. Jeweils ein Mann würde den Flug nehmen und beim ersten Zwischenstopp umsteigen. Wenige Stunden später würden die explodierenden Bomben die Maschinen über dem Pazifik zum Absturz bringen. Wenn die Flüge voll besetzt gewesen und die Anschläge wie geplant erfolgt wären, hätten im Lauf eines Tages durch aufeinanderfolgende Bombenexplosionen 3500 Menschen den Tod gefunden.
Die Vereinigten Staaten setzten eine Belohnung von zwei Millionen Dollar für Hinweise aus, die zu Yousefs Festnahme führten. Drei Wochen später verkaufte ihn einer seiner Mitstreiter gegen Bares.
Am 7. Februar verhaftete der militärische Nachrichtendienst Pakistans gemeinsam mit einigen bewaffneten Sicherheitsbeamten des State Department Yousef in einer Frühstückspension unweit der US-Botschaft in Islamabad. Am nächsten Tag flogen drei FBI-Agenten mit ihm zurück in die Vereinigten Staaten. Im Flugzeug erklärte Yousef stolz, er sei für den Bombenanschlag gegen das World Trade Center verantwortlich. Lew Schiliro, FBI-Topagent in New York, wartete am Flughafen auf Yousef und eskortierte ihn, nachdem man ihm die Augen verbunden hatte, zu einem Helikopter, der das Gefängnis Metropolitan Correctional Center in Lower Manhattan ansteuerte.
Es war eine kalte, klare Nacht. Der Hubschrauber drehte über dem Hafen von New York ein. »Wir erlaubten ihm, die Augenbinde zu entfernen«, erinnerte sich Schiliro. »Sein Blick wurde starr, als der Helikopter am World Trade Center vorbeiflog. Einer der Agenten an Bord sagte zu Mr Yousef, dass das World Trade Center noch stehe. Und Yousef erwiderte klar und deutlich: ›Das würde es nicht, wenn wir mehr Geld gehabt hätten.‹«[597]  
Am 20. März setzte die Aum-Sekte, Ōmu Shinrikyō, deren blinder Guru sich als Inkarnation Jesu verstand und einen Endzeitkult verkündete, in fünf Tokioter U-Bahnzügen ein selbsthergestelltes Nervengas frei. Fünfzehn Menschen starben, dutzende erblindeten, und tausende wurden verletzt. Die japanische Aum-Sekte hatte tausende Mitglieder, verfügte über zig Millionen Dollar und hatte bereits mit dem Einsatz von Milzbranderregern und Botulismus Massenmordversuche unternommen. Aber kein einziger amerikanischer Geheimdienstmitarbeiter wusste über die Sekte Bescheid.
Am 12. April übergab die Polizei in Manila Abdul Hakim Murad an die Special Agents Frank Pellegrino und Tom Donlon vom FBI. Auf dem Flug nach Alaska, wo die Maschine auftankte, und dann weiter auf dem Weg nach New York sprach der Gefangene ganz offen mit den Agenten. Er stamme aus Kuwait und habe in den Vereinigten Staaten bereits zwei Flugschulen besucht. Sein Traum sei es gewesen, in Washington ein Flugzeug zu entführen und in das Hauptquartier der CIA zu steuern. Murad verriet dem FBI auch, er habe mit Ramzi Yousef ein halbes Jahr lang an der Operation Bojinka gearbeitet. Das Ziel sei es gewesen, so Murad, »das amerikanische Volk und die amerikanische Regierung« für die US-Außenpolitik im Nahen Osten »leiden zu lassen«.[598]  
Am 19. April explodierte ein gemieteter Kleinlaster mit 2,4 Tonnen aus Nitromethan und dem Mineraldünger Ammoniumnitrat hergestelltem Sprengstoff und zerstörte ein achtstöckiges Regierungsgebäude in Oklahoma City. Terrorexperten machten im Fernsehen sofort islamische Fundamentalisten für den Anschlag verantwortlich. Aber der Täter war ein patriotischer Amerikaner. Timothy McVeigh, ein rechtsextremer Militanter, hatte den zweiten Jahrestag der Erstürmung des Hauptquartiers der Davidianer in Texas zum Anlass genommen, einen Außenposten der US-Regierung zu zerstören. Ein Verkehrspolizist nahm McVeigh neunzig Minuten nach der Explosion fest. Er raste mit einer Waffe im Handschuhfach und ohne Nummernschilder die Autobahn entlang. Das FBI entdeckte die Radachse des von McVeigh angemieteten Transporters mit der Fahrgestellnummer zwei Blocks vom Tatort entfernt. Obwohl damit nach nur zwei Tagen ein unanfechtbarer Beweis vorlag, führte das FBI im Lauf der nächsten beiden Jahre in der Sache 25000 Befragungen durch. Bisher hatte es in der Geschichte der Vereinigten Staaten keinen Terrorangriff gegeben, der so viele Opfer forderte wie der Bombenanschlag von Oklahoma City. Die Explosion tötete 168 Menschen, 850 wurden verwundet.
Am 24. April wurde der Präsident der California Forestry Association, einer Lobbygruppe der Holzindustrie, durch eine an sein Büro adressierte Paketbombe getötet. Es war der letzte von 16 Mordanschlägen, die das FBI einem unbekannten Täter zuschrieb. Die Ermittlungen – geführt unter der Bezeichnung UNABOM, weil die ersten Ziele Universitäten und Fluggesellschaften gewesen waren – liefen seit siebzehn Jahren.
Das elfwöchige Sperrfeuer der Bomben und Komplotte schien ein Produkt des Zufalls – ein Verrückter im Mittleren Westen, eine Sekte in Japan, eine Dschihad-Zelle in Manila. Aber es gab Muster. Früher wollten Bombenwerfer politisches Theater machen. Jetzt wollten sie das Theater abbrennen. Der Terrorismus war einst ein Spiel zwischen verschiedenen Ländern gewesen. Jetzt sah es immer mehr nach einem globalen Bandenkrieg aus.
Der Terrorismus befand sich im Umbruch. Die Terrorabwehr nicht.
Nach der Aufdeckung des Bombenkomplotts von Manila bemühte sich Präsident Clinton um eine dramatische Ausweitung der Abhör- und Überwachungsbefugnisse des FBI. Der konservativste Kongress seit zwanzig Jahren stoppte ihn. Der Kongress strich die wichtigsten Bestimmungen aus dem Gesetzentwurf – und ließ sie sechs Jahre später im Patriot Act wiederauferstehen.
Nach monatelangem Gerangel blieben nur drei sinnvolle Maßnahmen übrig. Die neuen Gesetze schufen Kontrollen für den Verkauf von Sprengstoff. Sie ermöglichten geheime Strafverfahren gegen Terrorverdächtige. Und sie gaben dem Präsidenten grünes Licht, »internationale Infrastrukturen, die von internationalen Terroristen genutzt werden, zu zerbrechen, zu demontieren und zu vernichten«. Internationale Infrastrukturen – das war politische Sprache. Die Intention der Gesetzgeber lag auf der Hand: die Vernichtung der Terroristen.[599]   Aber erst einmal mussten die Vereinigten Staaten sie finden.
»Das FBI zertrümmern und wieder neu aufbauen«
Am 21. Juni 1995 unterschrieb Clinton eine Geheimdirektive, um ein neues System der Terrorabwehr zu schaffen. An die Spitze stellte er das FBI. Wie das funktionieren sollte, wenn der Präsident und der FBI-Direktor nicht miteinander redeten, blieb, wie so vieles andere, unausgesprochen.
»Wir werden nicht zulassen, dass der Terrorismus sein Ziel erreicht«, heißt es in der Presidential Decision Directive 39 (PDD 39). »Durch unsere polizeilichen Bemühungen werden wir klarstellen, dass es keine höhere Priorität als die Verfolgung, Verhaftung und Strafverfolgung von Terroristen gibt.«[600]  
PDD 39 übertrug dem FBI die Verantwortung für das Aufspüren versteckter Arsenale mit nuklearen, biologischen und chemischen Waffen durch »starke und rasch einsetzbare Terrorabwehrteams«. Hoover hatte sich über diese Bedrohung bereits fünfzig Jahre zuvor Sorgen gemacht. Das FBI hatte im Jahr 1995 nicht einmal fünf Agenten, die sich mit Massenvernichtungswaffen befassten. Justizministerin Reno bat den Kongress sofort um 175 zusätzliche Kräfte. Und bekam sie.
Die Direktive machte die Überstellung von Terrorverdächtigen, die im Ausland entführt und in den Vereinigten Staaten vor Gericht gestellt wurden, für das FBI zu einer »Angelegenheit von höchster Priorität«. In den vorausgegangenen zehn Jahren war unter Reagan und Bush die Entführung von Terrorverdächtigen nur selten und mit großem Trara erfolgt. Unter Clinton sollte sie auf der Tagesordnung stehen, aber heimlich durchgeführt werden.
Der Präsident wies das FBI an, »Informationen zu Terrorgruppen und zu den Aktivitäten internationaler Terroristen in den Vereinigten Staaten zu sammeln, zu analysieren und zu verbreiten«. Einen solchen Befehl hatte es noch nie gegeben. Auf das Sammeln von Informationen verstand sich das FBI ganz gut. Aber für die Analyse mangelte es an Kapazitäten. Es fehlten drei wesentliche Elemente: Das FBI besaß weder das Personal noch die Computer, noch die Zeit.
In der Direktive wurde eine Latte noch höher gelegt: »Die Direktoren der Central Intelligence und des FBI sollen persönlich dafür sorgen, dass ihre Behörden im Hinblick auf den Terrorismus ein Höchstmaß an Kooperation erreichen«, hieß es darin. »Die CIA und das FBI sollen den frühzeitigen Austausch von Informationen über Terroristen gewährleisten.« Sie mussten also Informationen austauschen. Sie mussten miteinander reden. Sie mussten zusammenarbeiten.
Diese Zwangsheirat durchzusetzen fiel einem der Verfasser der Präsidialdirektive anheim, dem Zigarre schmauchenden, zielstrebigen zweiundvierzigjährigen George J. Tenet, als Direktor der Central Intelligence Mitglied im Nationalen Sicherheitsrat. Am 3. Juli 1995, zwölf Tage nach Erlass der Direktive, trat Tenet seinen Posten als stellvertretender Direktor der Central Intelligence an. Er leitete das Tagesgeschäft der CIA und sollte das die folgenden neun Jahre tun. Bald wurde er geschäftsführender Direktor, dann Direktor, und Louis Freeh nahm ihm bei seiner Beförderung den Amtseid ab.
Engere Bande mit dem FBI zu knüpfen war eine der vielen scheinbar unlösbaren Aufgaben, vor denen Tenet stand. Er fühlte sich den Anforderungen gewachsen. Zunächst freundete er sich mit Freeh an. Tenets Eltern führten ein griechisches Schnellrestaurant in Queens, Freehs Vater war Fahrdienstleiter bei einer Spedition in Brooklyn gewesen. Die beiden verstanden sich, sie vertrauten einander. Vielleicht würden sich das FBI und die CIA gleichfalls vertragen.
Sie beschlossen, Terrorabwehrchefs auszutauschen. Vier leitende FBI-Agenten wurden in die CIA versetzt, vier CIA-Leute sprangen beim FBI ein. Die Maßnahme wurde als Geiselaustauschprogramm bekannt. Praktisch niemand meldete sich freiwillig.
Dale Watson, beim FBI zuständig für Kansas City, wurde als erste Geisel ausgewählt. Man bestimmte ihn zur Nummer zwei im neuen Terrorabwehrzentrum der CIA. Er war hinlänglich qualifiziert: Er hatte bei den Ermittlungen zum Bombenanschlag von Oklahoma City mitgearbeitet und bei der Spionageabwehr des FBI mit iranischen Spionen zu tun gehabt. Watson wog seine Erfolgsaussichten ab und entschied, in Kansas City zu bleiben. Auch ein zweites Angebot lehnte er ab. Das dritte Mal erhielt er einen Befehl. Innerhalb von zwei Jahren stieg er zum leitenden Terrorabwehrexperten des FBI auf.
Auf seinem neuen Posten merkte Watson bald, dass FBI und CIA gemeinsam erstaunliche Ermittlungsarbeit leisten konnten. Was sie mit den gesammelten Informationen anstellten, war eine andere Frage.
Das FBI hatte von der philippinischen Polizei Ramzi Yousefs Adressbuch erhalten. Bei der Überprüfung der darin enthaltenen Namen und Telefonnummern hatte das FBI festgestellt, dass ein gewisser Chalid Scheich aus dem Emirat Katar einem der Attentäter des World-Trade-Center-Anschlags wenige Tage vor der Tat 660 Dollar überwiesen hatte. Die CIA fand fünf Dinge über den Mann in Katar heraus: Er arbeitete als Ingenieur für die Regierung. Er war Ramzi Yousefs Onkel. Er war in das Komplott zur Sprengung der Boeing 747 verwickelt. Er stand seit sieben Jahren mit Al-Qaida und den ihr nahestehenden Organisationen in Verbindung. Sein vollständiger Name lautete Chalid Scheich Mohammed.
Unter dem Siegel der Verschwiegenheit kam eine Anklage gegen ihn Anfang 1996 vor ein Bundesgeschworenengericht. CIA und FBI spürten ihn in Doha auf, der Hauptstadt von Katar, ein Land, das neuerdings enge Verbindungen zum US-Militär pflegte. Insgeheim trafen sie sich mit dem amerikanischen Botschafter Patrick Theros, der zuvor im Außenministerium Staatssekretär für Terrorabwehr gewesen war. Gemeinsam beschloss man, den Emir von Katar um Unterstützung bei der Jagd nach Chalid Scheich Mohammed zu bitten. Der Emir spielte auf Zeit. Einer seiner Minister warnte den Verdächtigen, die Amerikaner seien hinter ihm her. In einer entlegenen Provinz Pakistans entzog sich Chalid Scheich dem Zugriff der amerikanischen Strafverfolgung und Geheimdienstbehörde. Dann überquerte er die Grenze nach Afghanistan und begann mit Al-Qaida an einem Plan zu arbeiten, der zu Ende bringen sollte, was mit dem Anschlag auf das World Trade Center begonnen hatte.
Watson begriff, dass Terroristen aus den entlegensten Ländern der Welt nach Belieben gegen die Vereinigten Staaten vorgehen, Botschaften, Militärbasen und andere Symbole der amerikanischen Macht angreifen konnten. So wie es beschaffen war, konnte das FBI sie weder demontieren noch vernichten. Für diese Aufgabe musste es völlig umgestaltet werden.
Das Bureau hatte vom Kongress dreistellige Millionenbeträge erhalten, um für den Krieg gegen den Terror Hunderte neuer Agenten und Nachrichtendienstanalysten einzustellen. Freeh verdoppelte die Zahl seiner Rechtsattachés in Übersee, so dass das FBI künftig auch in Ländern wie Saudi-Arabien und Pakistan vertreten war. In seinem Bemühen, einen weltumspannenden Nachrichtendienst aufzubauen, traf er mit dutzenden Königen, Prinzen, Emiren und anderen Staatschefs zusammen. Das FBI konnte jetzt die uneingeschränkte Führungsrolle übernehmen, wenn Amerikaner im Ausland von Terroristen getötet wurden. Freeh persönlich übernahm das Kommando bei den Ermittlungen zu dem Bombenanschlag vom 25. Juni 1996 auf die Khobar Towers im saudischen Dhahran am Persischen Golf.
Neunzehn amerikanische Soldaten waren getötet, 372 verwundet worden, als ein mit Sprengstoff gefüllter Tanklaster vor den Khobar Towers, einem siebenstöckigen Wohnkomplex, explodierte. Die Bombe war etwas größer als die des Anschlags in Oklahoma City. Die Toten waren Angehörige des 4404th Fighter Wing, der von der King Abdul Aziz Airbase aus den Himmel über dem Irak überwachte, um eine Flugverbotszone durchzusetzen.
Freeh schickte hunderte Agenten und Gerichtsmediziner nach Dhahran und begleitete sie persönlich. Er erinnerte sich, dass sie in der sengenden Hitze tonnenweise Schutt durchsuchten, »erschöpft, teilweise krank und dehydriert, und arbeiteten, bis sie buchstäblich umkippten. Manche gruben kniend mit den Fingern« nach Fetzen von menschlichem Fleisch und nach Knochen.[601]  
Freeh verfolgte den Fall geradezu zwanghaft. Dreizehn Saudis waren in die Sache verwickelt, aber Freeh vermutete aufgrund von Indizien, die iranische Regierung stecke hinter dem Anschlag. Er glaubte, die Anklage gegen Iran könne vor Gericht verhandelt werden. Auch versuchte er, saudische Prinzen durch gutes Zureden zu bewegen, ihm Beweismittel zu überlassen und die Verdächtigen auszuliefern. Als die Charmeoffensive scheiterte, schlug er um sich – erst gegen die königliche Familie, dann gegen den Präsidenten. Freeh gelangte zu der Überzeugung, Clinton fehle der politische Wille und die moralische Kraft, die bei dem Anschlag getöteten Amerikaner zu rächen. Er fand, die Vereinigten Staaten sollten einen Vergeltungsakt für eine Kriegshandlung des Iran durchführen. Fünf Jahre lang verfolgte er seine Sache mit leidenschaftlicher Hingabe. Aber er stand mit seiner Einschätzung weitgehend allein da. Weder das Weiße Haus noch das Außenministerium, weder das Pentagon noch das Justizministerium konnte er dazu bewegen, die iranischen Mullahs oder das iranische Militär zu bestrafen. Freeh kam notgedrungen zu dem Schluss, dass »Khobar eine Bedrohung der nationalen Sicherheit jenseits der Möglichkeiten und Befugnisse des FBI darstellte«.[602]  
Während sich Freeh mit saudischen Prinzen zankte, eröffnete das FBI im September 1996 ein Verfahren gegen den saudischen Paria Osama bin Laden. In den CIA-Akten war er bis dahin als reicher Finanzier des Terrorismus geführt worden. Aber wenige Tage zuvor hatte bin Laden erstmals den Vereinigten Staaten den Krieg erklärt. In einer Botschaft aus Afghanistan, die in einer arabischsprachigen Zeitung in London erschien, lobte er den Anschlag auf die Khobar Towers und forderte den Rückzug amerikanischer Truppen aus Saudi-Arabien.
»Zwischen uns muss nichts erklärt werden«, schrieb bin Laden. »Es gibt nur das Töten.«
»Was für einen Krieg?«
Bei seinen Ermittlungen gegen bin Laden war das FBI nicht auf Indizien angewiesen. Man hatte einen Zeugen.
Der Al-Qaida-Deserteur Jamal al-Fadl, ein Sudanese, der in Khartum 110000 Dollar aus bin Ladens Kasse geklaut hatte, war im Frühsommer im Nachbarstaat Eritrea am Horn von Afrika aufgetaucht und hatte der US-Botschaft einen Besuch abgestattet. »Ich habe Informationen über Leute, die etwas gegen Ihre Regierung unternehmen wollen«, erklärte er einer Beamtin des US-Außenministeriums. »Ich sagte ihr, dass ich in Afghanistan war und mit einer Gruppe arbeite und diese Leute wirklich kenne. Sie versuchen, Krieg gegen Ihr Land zu führen und trainieren sehr hart. Sie tun ihr Bestes, um Krieg gegen Ihr Land zu führen.«
»Was für einen Krieg?«, fragte die Beamtin al-Fadl.
»Vielleicht versuchen sie, etwas in den Vereinigten Staaten zu machen und die US-Armee außerhalb zu bekämpfen, und außerdem versuchen sie, eine Bombe gegen eine Botschaft draußen zu bauen«, erwiderte er. »Ich arbeite seit über neun Jahren mit ihnen.«[603]  
Al-Fadl wurde drei Wochen lang von drei CIA-Beamten befragt. Dann reichten sie ihn, im neuentdeckten Geist der Antiterrorkooperation, an das FBI weiter.
Daniel Coleman, ein in seinen 23 Jahren beim FBI ergrauter Veteran, der der Joint Terrorism Task Force in New York und dem CIA-Terrorabwehrzentrum angehörte, flog mit Patrick Fitzgerald, einem jungen Staatsanwalt und beim Bundesgericht in Manhattan zuständig für nationale Sicherheit, nach Eritrea. Zwei Wochen lang sprachen sie täglich mit al-Fadl. Sie nahmen ihn mit nach New York, und er blieb die nächsten zwei Jahre rund um die Uhr in FBI-Gewahrsam. Coleman und seine Kollegen schlossen ihn allmählich ins Herz. Sie nannten ihn Junior.
Im Januar 1997 hatte Junior dem FBI tiefe Einblicke in die Ursprünge von Al-Qaida, seine Struktur, seine Zielsetzungen und seine Führung gegeben. Bin Laden habe seit mindestens drei Jahren immer wieder geschworen, die Vereinigten Staaten anzugreifen, erklärte al-Fadl. Amerika sei eine Schlange, hatte bin Laden seinen Anhängern gesagt. Al-Qaida müsse ihr den Kopf abhacken.
Noch im selben Monat kehrte Dale Watson als Leiter des Bereichs internationaler Terrorismus, Abteilung Nationale Sicherheit, zum FBI zurück. Auf Anordnung des Direktors verbrachte Watson unangemessen viel Zeit mit der Jagd nach den Schatten des Anschlags auf die Khobar Towers. Aber die Zukunft interessierte ihn jetzt mehr als die Vergangenheit. Bei der CIA hatte er eine Menge gelernt. Die Behörde hatte tausende Mitarbeiter, die in ihrem Büro saßen und nachdachten. Eine seiner wichtigsten Aufgaben war es, das FBI zum Nachdenken zu bewegen.
Clinton hatte mit seiner Presidential Decision Directive 39 dem FBI Weisung erteilt, Geheiminformationen zur Terrorbedrohung zu analysieren und Strategien zu entwickeln, Terroristen zu demontieren und zu vernichten, bevor sie erneut zuschlugen. Freeh hatte versprochen, für diese Aufgabe eine ganze Staffel strategischer Analytiker einzusetzen. Strategische Analyse war das große Ganze: die Kenntnis dessen, was der Feind denkt. Es ging nicht darum, was vor fünf Minuten passiert war, sondern was in fünf Monaten geschehen konnte. Es ging nicht um schlaue Vermutungen, sondern um gesichtete, präzisierte Informationen. Wenn sie fehlten, war jede Maßnahme mehr oder weniger ein Schuss ins Blaue.
Watson sah sich im Hauptquartier um und fragte sich: Wo sind all die Analysten? Sie waren 1995 und 1996 eingestellt worden, fünfzig oder mehr kluge Leute, viele mit hohen akademischen Weihen. Aber sie waren entsetzt gewesen über den Zustand der Informationserfassung beim FBI. Wo waren die Computer? Wo waren die Daten? Die meisten Neueingestellten kündigten nach einem knappen Jahr. Sie hatten das Gefühl, wie Mobiliar und nicht wie Ermittler einer Bundesbehörde behandelt zu werden. Um die Jahrtausendwende befasste sich beim FBI ein einziger Analyst mit Al-Qaida.
Watson führte nun die FBI-Einheit für radikale Fundamentalisten und eine neue bin-Laden-Einheit. Sieben Agenten, darunter Dan Coleman, arbeiteten unter der Leitung von John O’Neill, als Assistant Special Agent in New York zuständig für Terrorabwehr, an dem Fall bin Laden. Aber im Hauptquartier »dachte niemand über das Terrorabwehrprogramm nach – worin die Bedrohung bestand und was wir versuchten, dagegen auszurichten«, sagte Watson. »Und als mir ein Licht aufging, wurde mir klar, hey, wir sind ein reaktiver Haufen, und wenn wir immer nur reagieren, wird uns die Prävention nie gelingen.« Niemand dachte darüber nach, wo Al-Qaidas nächstes Ziel liegen mochte – und »niemand schaute wirklich hin«.[604]  
Aber ein FBI-Agent äußerte sich öffentlich dazu, und das war O’Neill. Er war ein Angeber und verstand sich auf Eigenwerbung, aber er hatte Al-Qaida mit kühlem Blick studiert. O’Neill glaubte – und das sagte er jedem, der es hören wollte –, die Gruppe habe die Fähigkeit zuzuschlagen, wann und wo es ihr gefiel. »Das Gleichgewicht der Macht hat sich verschoben«, gab er in jenem Frühjahr in einer Rede in Chicago zu bedenken. »Aufgrund unserer militärischen Überlegenheit wird kein intelligenter Staat in absehbarer Zukunft die Vereinigten Staaten angreifen. Die einzige Möglichkeit, wie diese Personen uns angreifen und eine Wirkung erzielen können, besteht in Terroranschlägen.«[605]  
Freeh hatte versprochen, einen Plan zur Bekämpfung dieser Bedrohung vorzulegen. Dem Kongress hatte er versichert, er werde die Aufwendungen »für Terrorabwehrermittlungen verdoppeln«.[606]   Aber dieses Versprechen kam erst, als der Kongress unter Clinton bereits das Terrorabwehrbudget auf 301 Millionen Dollar pro Jahr verdreifacht und die Ausgaben für das FBI von 2,4 auf 3,4 Milliarden Dollar aufgestockt hatte. Auf dem Papier hatte Freeh der Terrorabwehr 1300 Agenten und ebenso viele Auswerter und sonstige Mitarbeiter zugewiesen. Doch der Schein trog, in Wirklichkeit war die Truppe nicht annähernd so stark.
Die 56 Außendienststellen des FBI sollten Terrorabwehrstrategien entwickeln und das Hauptquartier auf dem Laufenden halten. Bereichsleiter arbeiteten dort die Berichte von den Außenstellen in eine Fünfjahresstrategie ein. Abteilungsleiter sollten die Ergebnisse dieser Berichte übernehmen und den Direktor informieren. Der Direktor würde dann den ultimativen Strategieplan entwerfen. Das FBI arbeitete seit dem Anschlag auf das World Trade Center an diesem Strategieplan. Vorgelegt wurde er nie.
Watson zog Richard Clarke ins Vertrauen, den Terrorabwehrchef im Weißen Haus. Clarke arbeitete rund um die Uhr. Er war schon mit vierzig ergraut, seine Haut bleich. Er sah aus, als hätte er zehn Jahre lang in einem Atombunker gelebt und auf den Abwurf der Bombe gewartet. Das war nicht ganz falsch. Clarke hatte Oliver Norths altes Büro in der Suite des Nationalen Sicherheitsrats neben dem Weißen Haus übernommen. Ein Schild auf dem Sims des Kamins aus dem 19. Jahrhundert trug den Satz: GLOBAL DENKEN/LOKAL HANDELN. Clinton gab ihm einen Titel, der seiner Verantwortung gerecht wurde: nationaler Koordinator für Terrorabwehr.
Clarke versuchte, alles vom Pentagon bis hinunter zur Polizei zu koordinieren. Er wollte die Terrorangst in den Vereinigten Staaten auf das richtige Maß anheben. Ihm war wichtig, die Amerikaner vor einem Anschlag zu schützen – ein Ziel, das er »fast als vorrangige Verantwortung der Regierung« auffasste. Aber er glaubte nicht recht, dass ihm Freeh bei dieser Mission helfen konnte. Er fand, dem FBI fehle ein Konzept gegen die terroristische Bedrohung Amerikas. »Sie haben uns nie Analysen geliefert, auch nicht wenn wir darum gebeten haben«, sagte er. »Ich glaube nicht, dass wir während dieser zehn Jahre angesichts der Vorgänge in diesem Land überhaupt eine analytische Kompetenz besaßen.«[607]  
Clarke zufolge hätte »Freeh seine Zeit darauf verwenden sollen, das Chaos, das mittlerweile beim FBI herrschte, zu ordnen: eine Organisation mit 56 Fürstentümern, ohne Unterstützung durch moderne Informationstechnologie. Er hätte mehr Zeit darauf verwenden können, Terroristen in den Vereinigten Staaten aufzuspüren, wo Al-Qaida und ihr nahestehende Organisationen Wurzeln geschlagen hatten.« Stattdessen spielte er Chefermittler in Sachen Khobar Towers und chinesische Spione. Aber Clarke meinte, dass »seine [Freehs] Beteiligung dazu beizutragen schien, dass die Fälle im Sande verliefen«.
Watson kam zu einem härteren Schluss. Gegenüber Clarke sagte er: »Wir müssen das FBI zertrümmern und wieder neu aufbauen.«[608]  
»Ich wollte dem Bureau schaden«
Der Direktor suchte das zu verhindern.
Die Serie der Kalamitäten, mit denen Freeh konfrontiert war, riss nicht ab, als Präsident Clinton am 20. Januar 1997 seine zweite Amtszeit antrat. Sein Zerwürfnis mit dem Weißen Haus war jetzt nicht mehr zu kitten. Freeh sprach beinahe vier Jahre lang überhaupt nicht mehr mit dem Präsidenten.
Justizministerin Reno stellte öffentlich und privat klar, dass Freeh ihr Vertrauen verloren hatte. Der Bruch erfolgte in der Woche vor Clintons Wiederwahl, als der für Gewaltverbrechen zuständige Bereichsleiter des FBI sich der Behinderung der Justiz schuldig bekennen musste. Er war der höchstrangige FBI-Mann, der je wegen einer schweren Straftat hinter Gittern saß. Er hatte Dokumente über die Tötung der Frau eines militanten Rechtsextremisten durch ein Geiselbefreiungsteam vernichtet. In der Provinzstadt Ruby Ridge in Idaho hatte ein FBI-Scharfschütze die Frau erschossen, die ihre elf Monate alte Tochter im Arm hielt. Es lag kein Haftbefehl gegen sie vor. Sie wurde nicht wegen einer Straftat gesucht. Freeh musste eingestehen, dass das FBI gegen die Verfassung verstoßen hatte, indem es seinen Agenten erlaubte, bei Sichtkontakt zu schießen. In einer Anwandlung von Tugendhaftigkeit zerstörte Freeh daraufhin die Karriere seines Stellvertreters, mit dem er einmal gut befreundet gewesen war, weil er das Team in diese ausweglose Situation geschickt hatte.
Freeh hatte den Bogen inzwischen selbst überspannt. Er bezichtigte den Präsidenten der Lüge, und in den vier Jahren der Ermittlungen gegen Wahlkampfspender und korrupte Politiker, die versucht hatten, Clinton zu beeinflussen, erwiderte der Präsident das Feuer. Der unabhängige Staatsanwalt, der gemeinsam mit dem FBI an diesen Fällen arbeitete und 30 Millionen Dollar ausgegeben hatte, war mit seinem Latein am Ende, bis er hörte, dass Monica Lewinsky, eine vierundzwanzigjährige Expraktikantin im Weißen Haus, Clinton sexuelle Gefälligkeiten erwiesen hatte. Das FBI überwachte den Arzt des Weißen Hauses, als er auf höhere Weisung dem Präsidenten Blut entnahm, um seine DNA zu analysieren. Mit Hilfe der Blutprobe wurde nachgewiesen, dass der Präsident unter Eid gelogen hatte, als er die Affäre bestritt. Es folgten viele Monate unterhaltsamer Quälerei, die mit der Befürwortung eines Amtsenthebungsverfahrens im Repräsentantenhaus endete, das daraufhin vom Senat abgelehnt wurde, weil die erforderliche Zweidrittelmehrheit fehlte.
Für Freeh waren die Ermittlungen eine Frage des Prinzips: Clinton hatte sein politisches Leben und seine unsterbliche Seele für ein paar Augenblicke der Lust verwirkt. Für den Präsidenten waren sie »ein stalinistischer Schauprozess«, eine politische Vernichtungsmission, »eine gewissenlose Verschwendung von FBI-Ressourcen« – hunderte Agenten, »die sich mit Verbrechen, Drogen, Terror, Dingen, auf die es wirklich ankommt, hätten befassen können« – und somit eine Gefahr für die Vereinigten Staaten. Der Direktor des Secret Service, Lew Merletti, der das Leben des Präsidenten schützen musste, war verständlicherweise derselben Meinung. Während das FBI »die Schwächen des Präsidenten und Monicas untersuchte«, so Merletti, »reisten mehrere führende Al-Qaida-Agenten durch die Vereinigten Staaten«.[609]  
Freeh hatte unterdessen Skandale im eigenen Haus zu bearbeiten. Zehn Jahre zuvor hatten die Probleme bei Spionageoperationen in New York angefangen. Jetzt glaubte das FBI zu wissen, wo es haperte. Ein Mitglied der Spionageabwehreinheit hatte seit dem Sommer 1987 immer wieder Geheimdokumente gestohlen und an die Russen verkauft. Auch nach dem Ende des Kalten Krieges spionierte er weiter für Moskau.
Earl Pitts wirkte wie der Archetyp eines Agenten: Er sah gut aus, mit kantigem Kinn und seriöser Kleidung. Bei der Armee war er Stabshauptmann gewesen, nach seinem Jurastudium Assistent eines konservativen Bundesrichters. Aber kaum war er drei Monate beim FBI, arbeitete er schon für Moskau. Und seine Arbeitgeber brauchten ein Jahrzehnt, um ihm auf die Schliche zu kommen.
»Ich wollte dem Bureau schaden«, gestand er im Gefängnis, nachdem er am 27. Juni 1997 zu 27 Jahren Haft verurteilt worden war. Zwar behauptete er, Patriot zu sein und sein Land zu lieben, doch er war von einem glühenden Hass auf das FBI erfüllt, für das er 14 Jahre lang gearbeitet hatte. »Das Bureau bildet sich etwas darauf ein, Geheimnisse zu hüten«, sagte er. »Dagegen wollte ich angehen.« Die verblüfften Verhörbeamten konnten nur zu dem Schluss kommen, dass er ein Verrückter mit guten Manieren war. »Pitts war nichts heilig«, erklärte der mit dem Fall befasste Bundesstaatsanwalt.[610]  
Die wahren Kosten des Verrats, den Mitarbeiter der amerikanischen Spionageabwehr in den 1980er und 1990er Jahren begingen, bemessen sich in Blut und Geld. Über ein Dutzend ausländische Agenten, die für FBI und CIA arbeiteten, wurden hingerichtet. Die Wahrnehmung wichtiger politischer und militärischer Entwicklungen im Ausland wurde durch Desinformation seitens Moskau manipuliert. Viele hundert Millionen Dollar, aufgewendet für die Geheimentwicklung amerikanischer Waffen, wurden verbrannt. Russen, Chinesen und Kubaner führten das FBI an der Nase herum und schickten Jahr für Jahr hunderte Agenten in Sackgassen.
Spionageabwehr ist ein wesentlicher Bestandteil der Terrorabwehr. Sie war eines der Gebiete, auf denen CIA und FBI um jeden Preis zusammenarbeiten mussten. Wenn sie versagten, waren die Vereinigten Staaten in Gefahr. Terroristen und Spione attackierten die Schwachstellen in Amerikas Deckung, um in sein Innerstes vorzudringen.
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Ein einfaches Ziel
Am 21. August 1997 trat FBI-Agent Dan Coleman aus der US-Botschaft in Nairobi, Kenia, auf die Straße hinaus und machte sich auf die Suche nach Al-Qaida.
Marinesoldaten bewachten den Eingang zu dem hässlichen braunen Gebäude, wenige Schritte entfernt drängten sich auf dem Gehweg Straßenprediger und obdachlose Kinder. Einheimische Polizisten dirigierten Coleman und seine beiden CIA-Kollegen durch graue Straßen im Zentrum der größten Stadt Ostafrikas.
Schließlich hielten sie vor dem ärmlichen Haus Wahid el-Hages, der als Katholik im Libanon geboren war, dann die amerikanische Staatsbürgerschaft angenommen und mehrere Jahre in Texas gelebt hatte. An jenem Tag war er nicht zu Hause. Er weilte bei Osama bin Laden in Afghanistan.
Coleman folgte einem stichhaltigen Hinweis: Junior al-Fadl hatte el-Hage als Quartiermeister für Al-Qaida in Afrika bezeichnet. Während die kenianischen Polizisten el-Hages amerikanische Frau in ein Gespräch verwickelten, stellte Coleman Tagebücher, Geschäftsunterlagen und ein PowerBook sicher. Ein CIA-Techniker kopierte die Festplatte des Computers. Sie enthielt Botschaften an und von Al-Qaida-Schlüsselfiguren in Nairobi. »Die Mitglieder der Zelle in Ostafrika sind in größter Gefahr«, lautete eine Nachricht. »Sie sollten wissen, dass sie inzwischen Amerikas Hauptzielpersonen sind.«[611]  
Als el-Hage nach Nairobi zurückkehrte, erklärte ihm die kenianische Polizei, sein Leben sei in Gefahr. Er und seine Familie flogen in die Vereinigten Staaten zurück. Innerhalb weniger Tage wurde er vom FBI und dem Bundesgeschworenengericht in New York verhört. Am 23. September 1997 fragte man ihn, wann er bin Laden zuletzt gesehen habe und was er über Al-Qaidas geplante Anschläge gegen amerikanische militärische und diplomatische Stützpunkte sagen könne. Man wollte eine Einschätzung von Al-Qaidas Schlagkraft in den Vereinigten Staaten und 17 anderen Nationen – darunter Kenia, Saudi-Arabien, Ägypten und Afghanistan. Und man quetschte ihn über die Leute aus, die in seinen Notizbüchern auftauchten.
Darunter war ein Mann, der dem FBI seit fast fünf Jahren bekannt war: Ali Mohamed.
»Ich lernte Al-Qaida kennen«
Ali Mohamed hatte sich nach dem ersten World-Trade-Center-Anschlag 1993 an das FBI gewandt. Auf den ersten Blick muss er gewirkt haben wie ein Geschenk des Himmels.
Mohamed war ein attraktiver, hellhäutiger vierzigjähriger Ägypter, der 17 Jahre beim ägyptischen Militär gewesen war und sowohl der CIA als auch der US-Armee seine Dienste angeboten hatte. Die Armee zeigte Interesse. Er trat ihr 1986 bei und absolvierte einen viermonatigen Ausbildungslehrgang für Offiziere im Auslandseinsatz im kalifornischen Fort Bragg. Er war nur Versorgungsoffizier. Aber er hatte vor den Green Berets am Special Operations Command, der Kommandoeinrichtung aller US-amerikanischen Spezialeinheiten, Vorträge über islamischen Terrorismus gehalten, und seine Vorgesetzten hatten ihn für seine Arbeit gelobt.
Beim FBI bewarb er sich 1990 und erneut 1991, und zwar für eine Stelle als Arabischspezialist, der Verhöre führen, Abhörtonbänder anhören und Dokumente übersetzen konnte. Damals wurden beim FBI keine arabischen Muttersprachler genommen, aber die Außenstelle in San Francisco biss an, als Mohamed eine gut ausgedachte Geschichte über kriminelle Verbindungen zwischen mexikanischen Schmugglern und palästinensischen Terroristen auftischte. Obwohl seine Bewerbung als Vollzeitübersetzer noch in der Schwebe war, wurde er seit 1992 als FBI-Informant geführt.
Im April 1993 war Mohamed nach Vancouver gefahren, um einen Freund am Flughafen abzuholen. Aber sein Kollege – ebenfalls ein Veteran der ägyptischen Armee, der sich dem Dschihad angeschlossen hatte – war in Gewahrsam genommen worden, nachdem man zwei gefälschte saudische Pässe bei ihm entdeckt hatte. Die Royal Canadian Mounted Police verhörte daraufhin auch Mohamed. Er erklärte, er arbeite fürs FBI und nannte die Telefonnummer seines Kontaktmanns in San Francisco. Die Kanadier ließen Mohamed frei, nachdem der FBI-Agent sich für ihn verbürgt hatte.
Nach Kalifornien zurückgekehrt, erzählte Mohamed dem FBI eine erstaunliche Geschichte. Die Agenten begriffen nicht, wovon er sprach.
Mohamed plauderte aus, er habe sich nach seinem ersten Lehrgang in Fort Bragg insgeheim dem Ägyptischen Islamischen Dschihad angeschlossen. »Ich lernte Al-Qaida kennen – Al-Qaida ist die Organisation, die von Osama bin Laden geführt wird – über den Ägyptischen Islamischen Dschihad lernte ich Al-Qaida kennen – …«, sagte Mohamed später vor einem Bundesrichter, wobei er wiedergab, was er dem FBI mitgeteilt hatte.[612]  
Er habe »militärische Lehrgänge und Sprengstofftraining für Al-Qaida in Afghanistan durchgeführt« sowie »Geheimdiensttraining […] wie man ein Netzwerk von Zellen für Operationen aufbaut«.
Es war das erste Mal, dass FBI-Leute von Al-Qaida oder bin Laden hörten.
Die Agenten in San Francisco reichten Mohameds Enthüllungen weder nach Washington noch nach New York weiter. Unterdessen war er zu seiner Arbeit für Al-Qaida zurückgekehrt und half beim Aufbau der Zelle in Nairobi. Auf bin Ladens Befehl war er dorthin gegangen, um potentielle Ziele für einen Bombenanschlag zu prüfen. Er machte Fotos von der US-amerikanischen Botschaft und legte sie in der sudanesischen Hauptstadt Khartum bin Laden vor. Der schaute sich die Bilder an und deutete auf die Rampe, die zu einer Tiefgarage führte. Das sei der beste Platz, um einen mit Sprengstoff beladenen Laster abzustellen, meinte er.
Als das FBI Ali Mohamed das nächste Mal kontaktierte, kam es zu einem ominösen Gespräch. Ein Verteidiger, der das Verfahren gegen den Blinden Scheich vorbereitete, teilte dem Bundesstaatsanwalt Andrew McCarthy mit, er wolle bei dem Prozess Mohamed als Zeugen vernehmen. Auf McCarthys Anordnung machte Harlan Bell, einer der wenigen Arabisch sprechenden Special Agents beim FBI, Mohamed in Nairobi ausfindig und erklärte ihm am Telefon, er müsse ihn sprechen. Mohamed flog zurück nach Kalifornien, wo es am 9. Dezember 1994 in einem Konferenzraum in Santa Barbara zu einer gespannten Auseinandersetzung mit Bell und McCarthy kam.
»Von seinen Betreuern, FBI-Agenten in Nordkalifornien, mit denen er angeblich kooperierte, war er mir als angenehmer, freundlicher Mensch geschildert worden«, erinnerte sich McCarthy. »Es wurde bald klar, wer hier nicht ganz astrein war.« Nach dem Gespräch hatte McCarthy so ein Gefühl im Bauch, dass das FBI von einem Terroristen an der Nase herumgeführt wurde; er meinte, »das FBI sollte gegen ihn ermitteln, statt zuzulassen, dass er [das Bureau] infiltriert«. Aber McCarthy fehlten die Informationen, die er gebraucht hätte, um seine Ahnung zu erhärten, weil das Bureau nicht damit herausgerückt war, was es über seinen Informanten wusste. »Erst sehr viel später erfuhr ich, Mohamed habe den FBI-Agenten gesagt, dass bin Laden eine Organisation namens Al-Qaida leitete.«[613]  
Die Mitglieder der Radical Fundamentalist Unit, der neuen Einheit für radikale Fundamentalisten des FBI wusste damals über Ali Mohamed und Al-Qaida nicht Bescheid. In der Regel hatten sie keine Ahnung, welche Ermittlungen ihre Kollegen anstellten. Auch ihre Vorgesetzten wussten nicht wirklich, was in den Außenstellen passierte. Das FBI hatte einzelne Experten, aber keine systematische Datenweitergabe. Die 56 Außendienststellen des FBI arbeiteten isoliert. Agenten zogen selten Analysten zu Rate. Die Terrorismus-Einsatzgruppen im ganzen Land hatten kaum Kontakt zum Hauptquartier. Und der Direktor wechselte nach wie vor kein Wort mit dem Weißen Haus.
»Tötet die Amerikaner«
Anfang September 1997, zwei Wochen nach seiner Rückkehr aus Nairobi, stellte Dan Coleman Ali Mohamed bei einem Essen in einem Restaurant in Sacramento zur Rede. Der Ägypter arbeitete zu der Zeit beim Sicherheitsdienst einer für das Militär tätigen Firma in Kalifornien. Während die beiden sich unterhielten, durchsuchten FBI-Leute Mohameds Wohnung und zogen sich eine Kopie seiner Festplatte.
Die Unterredung verlief einseitig: Colemans Gesprächsnotizen verzeichneten unentwegte Sticheleien: »MOHAMED erklärte […] er liebe bin Laden und glaube an ihn. Mohamed gab zu, er habe Leute in ›Kriegsgebieten‹ ausgebildet, und fügte hinzu, Kriegsgebiete könnten überall sein. Mohamed deutete an, er kenne sehr viele Leute, man vertraue ihm und er könne Menschen mit anderen Menschen zusammenbringen, die sie brauchten.«[614]  
Eine ernstere Warnung folgte am 23. Februar 1998. Bin Laden und sein neuer Verbündeter Ayman al-Zawahiri, der Führer der Gruppierung Ägyptischer Islamischer Dschihad, schickten eine Proklamation aus Afghanistan. Die beiden hatten sich zusammengetan und gemeinsam die erste globale Terrorgruppe gegründet, und ihre Worte gingen um die Welt.
»Wir geben folgende Fatwa an alle Muslime heraus«, sagten sie. »Die Amerikaner und ihre Verbündeten – Zivilisten und Militärs – zu töten ist in jedem Land, in dem es getan werden kann, eine individuelle Pflicht für jeden Muslim, der es tun kann.«
Die Früchte von Dan Colemans Ermittlungen in Nairobi nutzend, erstellte Patrick Fitzgerald, Bundesstaatsanwalt am Bundesgeschworenengericht in New York, eine Anklageschrift gegen bin Laden. Justizministerin Janet Reno genehmigte das Abhören von Al-Qaida-Handys und Satellitentelefonen innerhalb und außerhalb der USA. Aber als die Überwachung erste Anzeichen und Signale einer bevorstehenden Attacke abfing, kamen die Ermittlungen nach und nach zum Erliegen.
Das FBI jagte Al-Qaida weiterhin in Afrika. Die CIA schickte sich an, bin Laden in Afghanistan gefangen zu nehmen oder zu töten. Beide Behörden hatten Hinweise auf seinen nächsten Anschlag in Händen: die el-Hage-Akten und die Abhörprotokolle von vier Telefonen in Nairobi enthüllten die Identität von mindestens vier Al-Qaida-Angehörigen, die einen Bombenanschlag vorbereiteten. Aber Amerikas führende Antiterrorexperten waren so sehr damit beschäftigt, sich gegenseitig zu bekämpfen, dass sie keine Zeit hatten, ihre Pläne in die Tat umzusetzen.
John O’Neill, der Leiter der Abteilung Nationale Sicherheit beim FBI, weigerte sich, die el-Hage-Akten an die CIA weiterzureichen. Als die CIA bei einer Razzia in Aserbeidschan Al-Qaida-Unterlagen sicherstellte, mochte Michael Scheuer, Leiter der Bin-Laden-Einheit, sie dem FBI nicht zeigen. Die beiden bauten Mauern, gefestigt durch gegenseitigen Hass. Als O’Neill beim zweiten Anschlag auf das World Trade Center starb, sagte Scheuer, sein Tod sei »das einzig Gute«, was an diesem Tag geschehen sei.[615]   »O’Neill vergiftete die Beziehungen zwischen FBI und CIA«, erklärte Scheuer. »Er enthielt den Partnern des FBI in der Geheimdienstgemeinde Informationen vor, er führte die Geheimdienstausschüsse des Kongresses in die Irre, und er durchkreuzte Anti-Al-Qaida-Operationen im Ausland.«[616]  
»Das Warten auf diesen Sturz«
Prudence Bushnell, US-Botschafterin in Kenia, behielt alle Einzelheiten in Erinnerung, als am 7. August 1998 die Bombe hochging.
»Ich dachte bei mir, dass das Gebäude einstürzen, dass ich all die Stockwerke hinunterfallen und sterben würde, und jede Zelle in meinem Körper wappnete sich für das Warten auf diesen Sturz.«
Sie war voller Blut, aber ob es ihr eigenes oder das Blut anderer war, konnte sie nicht sagen. »Ich sah die verkohlten Überreste dessen, was einmal ein Mensch gewesen war«, berichtete sie. »Ich sah, dass die Rückwand des Gebäudes vollkommen weggerissen war und völlige Zerstörung herrschte, und ich wusste, dass sich niemand um mich kümmern würde.«[617]  
Zwei Männer waren mit einem Kleinlaster, der eine Tonne Sprengstoff geladen hatte, zur Tiefgaragenzufahrt der Botschaft gefahren, wie bin Laden es Ali Mohamed vier Jahre zuvor gezeigt hatte. Die Explosion verwandelte die Botschaft von der Fassade bis zur Rückwand in einen Trümmerhaufen und brachte ein benachbartes Bürogebäude zum Einsturz. Zwölf Amerikaner und 212 Kenianer starben. Knapp 5000 Menschen wurden verwundet, viele erblindeten und wurden von umherfliegenden Glasscherben verstümmelt.
Die Botschafterin wusste, dass es in Nairobi eine Al-Qaida-Zelle gab, und hielt einen Anschlag auf ihre Botschaft durch bin Laden für sehr wahrscheinlich. »In Washington hatte ich erfahren, dass wir seine Aktivitäten durchkreuzen wollten, was durchaus angebracht schien«, sagte sie. Dann war ein Ägypter in die Botschaft gekommen und hatte einem CIA-Beamten mitgeteilt, vor dem Gebäude werde eine Bombe hochgehen. »Man versicherte mir, der Mann hätte dasselbe schon mehrfach in anderen Botschaften in Afrika gemacht«, sagte die Botschafterin. »Man hielt ihn für einen Spinner.«[618]   Das war ein Irrtum. Er war einer der Attentäter, die wenige Minuten nach dem Anschlag in Nairobi vor der US-Botschaft in Daressalam, Tansania, eine Bombe zündeten und damit elf Menschen töteten und 85 verwundeten.
Ein erstes Kontingent von über 250 FBI-Agenten traf über Nacht in Nairobi ein. Das Bureau setzte unterm Strich fast 900 Leute auf die ostafrikanischen Botschaftsattentate an – die größte Auslandsermittlung in seiner Geschichte.
Botschafterin Bushnell wollte nicht, dass sie wie eine Besatzungsarmee auftraten. Sie führte »harte Verhandlungen darüber, ob sie mit Schusswaffen anreisen würden«, und sie sprach mit Special Agent Sheila W. Horan, die den Einsatz leitete – eine der ersten Frauen, die beim FBI eine leitende Position bekleideten. Horan veranlasste daraufhin ihre Agenten, Straßenkleidung zu tragen, ihre Waffen diskret zu verstecken und mit der kenianischen Polizei zusammenzuarbeiten. »Die Kenianer klopften bei den Leuten an die Tür, aber davon ließ sich niemand täuschen«, erklärte die Botschafterin. »Das Letzte, was ich brauchte, war, mich mit Lügen herumzuschlagen, wie die Leute von der Polizei und vom FBI behandelt würden.«
Der Erste, der geständig wurde, war Mohamed Odeh, ein in Palästina geborener Saudi, der in Jordanien aufgewachsen war und auf den Philippinen studiert hatte. Er war am internationalen Flughafen im pakistanischen Karachi von der Einwanderungspolizei verhaftet worden, wo er mit einem schlecht gefälschten Pass einzureisen versuchte. An seinem Körper fand man Spuren explosiver Stoffe. Eine Woche später wurde er nach Kenia zurückgeschickt und vom FBI verhört. Unterdessen hatte die Polizei seine Wohnung in Nairobi durchsucht, wo sie Skizzen des Gebiets rund um die amerikanische Botschaft und Bücher mit Belegen für Waffen und Training fanden.
Am 15. August sprach Odeh im Polizeihauptpräsidium in Nairobi mit dem FBI-Agenten John Anticev – der auch die Undercover-Ermittlungen beim ersten Anschlag auf das World Trade Center durchgeführt hatte. Der Verdächtige erzählte seine Lebensgeschichte. Fünf Jahre zuvor hatte er in Peschawar, Pakistan, bin Laden und Al-Qaida die Treue geschworen. Monatelang hatte er den Bombenanschlag von Nairobi geplant.
»Er erklärte, der Grund, warum er jetzt mit uns rede, sei, dass die Leute, mit denen er zusammen war, ihn immerfort bedrängt hätten, und dann hätten sie sich abgesetzt und ihn in der Patsche sitzen lassen«, berichtete Anticev. Odeh meinte, der Anschlag sei »Pfusch gewesen. Es gefiel ihm nicht, dass so viele Zivilisten und Kenianer umgekommen sind. Er sagte, der Bombenanschlag auf die Khobar Towers sei hundertmal besser gewesen und die Personen, die den Laster fuhren, hätten ihn in das Gebäude bringen oder bei dem Versuch sterben sollen.«[619]  
Bald wurde klar, dass Odeh seinen Komplizen beschuldigte – den zweiten Mann, der gestand.
Mohamed al-Owhali war in dem Laster, der die Botschaft zerstörte, Beifahrer gewesen. Im letzten Augenblick hatte er Panik bekommen. Als sich ein kenianischer Wachmann weigerte, die Holzschranke an der Einfahrt zu der Tiefgarage zu heben, sprang al-Owhali aus dem Fahrzeug, warf eine Blendgranate und floh zu Fuß. Durch die Explosion schwer verletzt, ging er kurz in sein Hotel zurück und begab sich dann ins Krankenhaus. Der Mann an der Rezeption verständigte die Polizei, die ihn durchsuchte und detaillierte Pläne für den Anschlag in seiner Hosentasche fand und ihn verhaftete.
»Er wollte seine ganze Geschichte erzählen, von Anfang bis Ende«, berichtete der FBI-Agent Steve Gaudin, der im Lauf der folgenden Woche in einer überfüllten Polizeiwache das Geständnis des Tatverdächtigen abnahm. Gaudin hatte an der Küste von New Jersey Urlaub gemacht, als man ihn nach Nairobi beorderte. Nie zuvor hatte er mit internationalem Terrorismus zu tun gehabt. In den kommenden fünf Jahren würde er sich mit nichts anderem mehr beschäftigen.[620]  
Al-Owhali war einundzwanzig Jahre alt und stammte aus einer wohlhabenden saudischen Familie. Geboren wurde er in Liverpool, und er wurde nicht nur im Koran und den religiösen Gesetzen der Scharia unterwiesen, sondern auch in Geschichte und Politikwissenschaften. Zwei Jahre zuvor hatte er seine Familie verlassen, um sich in Afghanistan dem Dschihad anzuschließen. »Er hatte Mr bin Laden mehrmals getroffen und ihm gegenüber Interesse an Missionen geäußert, die er durchführen wolle«, sagte der FBI-Agent. »Mr bin Laden erwiderte: ›Lass dir Zeit. Deine Mission wird zur rechten Zeit kommen.‹«
Das Verhör gab tiefen Einblick in die Pläne und Ziele von Al-Qaida. »Al-Owhali erklärte mir, dass Osama bin Laden der Kopf von Al-Qaida ist, dass ihm aber mehrere hochrangige militärische Führer direkt unterstehen und dass bin Laden diesen militärischen Führern die politischen Ziele vorgibt«, sagte Gaudin. »Diese Leute würden dann die Anweisungen an die unteren Befehlsebenen weitergeben.« In diesem Sommer hatte al-Owhali erfahren, seine Mission bestehe darin, ein Selbstmordattentat auszuführen.
»Es gab mehrere Gründe, warum die Wahl auf die Botschaft in Nairobi fiel«, führte al-Owhali weiter aus. »Erstens gab es in der US-Botschaft in Nairobi eine große amerikanische Präsenz, zweitens war der US-Botschafter eine Frau, und wenn sie durch die Bombe starb, würde das die öffentliche Aufmerksamkeit für den Anschlag steigern. Auch befanden sich mehrere christliche Missionare in der Botschaft. Und schließlich […] war sie ein einfaches Angriffsziel.«
Zuletzt enthüllte al-Owhali bin Ladens größte Ambitionen: »Es gibt Angriffsziele in den USA, die wir treffen könnten, aber es ist noch nicht so weit, wir haben noch nicht alle notwendigen Vorbereitungen getroffen«, erklärte er Gaudin. »Wir müssen viele Anschläge außerhalb der Vereinigten Staaten verüben, das wird die USA schwächen und uns befähigen, innerhalb der Vereinigten Staaten zuzuschlagen.«
Das FBI leitete die Geständnisse aus Nairobi nach Washington weiter. Zum ersten Mal hatten die Vereinigten Staaten stichhaltige Beweise dafür in der Hand, dass sie von Al-Qaida angegriffen wurden.
Am 20. August 1998 übte Präsident Clinton mit einem Geschwader Cruise Missiles Vergeltung. Ziele waren Trainingscamps unweit der afghanischen Stadt Khost und eine pharmazeutische Fabrik bei Khartum. Die CIA nahm an, bin Laden befinde sich in einem Trainingscamp, aber die Information war überholt. Die CIA hatte außerdem berichtet, bei der pharmazeutischen Fabrik würden Chemiewaffen hergestellt; dafür gab es jedoch nur sehr dürftige Hinweise. Die Vergeltungsschläge wurden weltweit als Fiasko betrachtet, und noch dazu musste der Präsident öffentlich eingestehen, das FBI habe ihn bei einer Lüge über sein Sexualleben ertappt. Nach dieser letzten Demütigung war das Amtsenthebungsverfahren praktisch nicht mehr abzuwenden.
Wenige Stunden bevor die Marschflugkörper in ihren Abschussrohren zu rotieren begannen, traf Louis Freeh in Nairobi ein. »Er und ich sollten uns am folgenden Morgen treffen«, erinnerte sich Botschafterin Bushnell. »In der Nacht erhielt ich jedoch einen dringenden Anruf, und mir wurde mitgeteilt, der Direktor komme vorbei und wolle mich sofort sehen.« Sie stand aus dem Bett auf und zog sich hastig an. »Als Freeh ankam, war er außer sich«, sagte die Botschafterin. »Er hatte gerade erfahren, dass die USA Cruise-Missile-Angriffe starteten, und niemand hatte ihn vorgewarnt. Er wollte wissen, was ich wusste – zu dem Zeitpunkt weniger als er – und was ich vorhätte.«[621]  
Offensichtlich befürchtete Freeh, die Marschflugkörperattacken würden einen islamischen Aufstand in Kenia auslösen, wo nicht einmal 10 Prozent der Bevölkerung Muslime waren. Der Botschafterin erklärte er: »Ich nehme an, Sie werden evakuieren. Ich ziehe sämtliche FBI-Mitarbeiter ab. In unserem Flugzeug sind noch fünf Plätze frei, die können Sie haben. Sie können entscheiden, wen Sie mitschicken wollen.« Dann eilte er davon.
Bushnell war erstaunt. Sie holte ihre Sicherheitsbeamten zu einer Besprechung in ihr Haus. »Wir sahen einander an, halb entsetzt, halb verwirrt«, berichtete sie. »Wenn man bedachte, wie empört die Kenianer über Al-Qaida waren und wie wenige Muslime in Nairobi lebten, war das Schlimmste, was wir erleben würden, der Zorn der Menschen, die nach dem Freitagsgebet aus einer nicht gerade benachbarten Moschee kamen. Wir beschlossen, die Botschaft mittags zu schließen, den Leute zu raten, sie sollten zu Hause bleiben, und abzuwarten, was passiert«, sagte sie. »Nichts. Unterdessen hatten die FBI-Leute mit all ihren Gewehren, Pistolen und leichten Anzügen das Weite gesucht.«
Freeh zog nicht alle seine Leute aus Afrika ab. Am 27. und 28. August, eine Woche nach den Cruise-Missile-Angriffen, brachten die FBI-Agenten John Anticev und Steve Gaudin die Attentäter Odeh und al-Owhali auf einen offiziellen Auslieferungsantrag hin separat nach New York. Ohne jeden Zwang oder auch nur die Andeutung einer Drohung hatte das FBI nicht nur ihr vollständiges Geständnis, sondern auch wichtige Informationen über den globalen Einflussbereich von Al-Qaida erlangt. Unter anderem hatte al-Owhali eine Telefonnummer im Jemen genannt, die als internationale Schaltzentrale für bin Laden diente.
Am 4. November 1998 wurde gegen bin Laden und zwanzig weitere Al-Qaida-Mitglieder am United States Courthouse in New York Anklage wegen Verübung der Botschaftsattentate erhoben. Zehn der Angeklagten erhielten lebenslänglich. El-Hage, Odeh und al-Owhali wurden aufgrund des vom FBI gelieferten Beweismaterials verurteilt.
Bundesstaatsanwalt Patrick Fitzgerald hatte versucht, die Anklage zu untermauern, indem er den doppelzüngigen Ali Mohamed, den führenden Al-Qaida-Funktionär in Amerika, zum Reden brachte. Wie Mohamed später gestand: »Nach dem Bombenanschlag von 1998 hatte ich vor, nach Ägypten und später nach Afghanistan zu gehen, um bin Laden zu treffen. Bevor ich abreisen konnte, wurde ich vom Bundesgeschworenengericht im Southern District of New York als Zeuge geladen. Bei meiner Aussage tischte ich einige Lügen auf.« Unter Eid leugnete er, dass er bin Laden und seine Leute in Terror-, Geheimdienst- und Spionageabwehrtechniken geschult hatte.[622]  
Fitzgerald und die FBI-Agenten, die in New York für ihn tätig waren, wussten, dass Ali Mohamed für Al-Qaida arbeitete. Sie beschlossen, ihn an Ort und Stelle zu verhaften. Zwei Jahre später bekannte er sich in einer öffentlichen Sitzung schuldig, der erste Maulwurf bin Ladens gewesen zu sein und zum innersten Kreis der für die Botschaftsattentate verantwortlichen Verschwörer gehört zu haben. Danach ließen ihn die amerikanischen Behörden verschwinden, er ist in keinem amerikanischen Gefängnis als Insasse verzeichnet. Er war eine Blamage für das FBI.
»Verhaftet den Kaiser«
Nach all den Urteilen im Prozess U.S. v. Bin Laden waren elf der Straftäter noch auf freiem Fuß – darunter der Hauptangeklagte.[623]  
Eleanor Hill, eine erfahrene Bundesstaatsanwältin, die in zwei Geheimdienstausschüssen des Kongresses den Mitarbeiterstab geleitet hatte, befragte einen FBI-Agenten in New York zu den Strategien gegen Al-Qaida. »Das ist, als hätte man dem FBI nach Pearl Harbor gesagt: ›Geht nach Tokio und verhaftet den Kaiser‹«, erwiderte er. »Der Southern District hat keine Marschflugkörper.«[624]  
Fitzgerald brauchte keine Marschflugkörper. Er brauchte einen Bulldozer, um »die Mauer« einzureißen.
Das Justizministerium hatte die Mauer errichtet, um dem Foreign Intelligence Surveillance Act (FISA) von 1978 Genüge zu tun. In den sechs Jahrzehnten vor diesem Gesetz hatte das FBI auf Anordnung des Justizministers – oder einfach mit J. Edgar Hoovers Plazet – abgehört. In den zwanzig Jahren danach prüften Bundesrichter in Geheimsitzungen – das FISA-Gericht – die Überwachung von Spionage- und Terrorverdächtigen durch das FBI. Sie legalisierten die Wanzen und Abhörvorrichtungen, die Hoover einst willkürlich eingesetzt hatte.
Dem FBI war es freigestellt, ob es seine Informationen an die Bundesstaatsanwaltschaft weiterreichen wollte oder nicht. Aber diese Entscheidungsbefugnis hatte es mehr als einmal missbraucht. 1995 verlangten neue Richtlinien, die Agenten sollten Vorabgenehmigungen beim Justizministerium einholen. Diese Regelungen waren schlecht formuliert und wurden vielfach missverstanden. Die FBI-Führungsriege leistete den Fehldeutungen Vorschub. In den Außenstellen und im Hauptquartier meinten FBI-Agenten, die an Geheimdienstfällen arbeiteten, sie dürften nicht mit Außenstehenden sprechen – nicht einmal mit ihren Kollegen aus der strafrechtlichen Abteilung.
»So lauteten die Spielregeln«, sagte Fitzgerald. »Wir durften mit FBI-Agenten reden, die an Kriminalfällen arbeiteten, wir durften mit der Polizei von New York City reden, wir durften mit Bundesbehörden in der Regierung reden, auch mit den verschiedenen Nachrichtendiensten, wir durften mit Bürgern, ausländischen Polizeibehörden und ausländischen Nachrichtendiensten, auch mit Spionen reden. Das haben wir getan. Wir gingen ins Ausland, um mit Leuten zu sprechen. Wir durften sogar mit Al-Qaida reden […] Aber es gab eine Gruppe von Menschen, mit denen wir nicht sprechen durften. Und das waren die FBI-Agenten auf der anderen Straßenseite in Manhattan, die parallel zu uns an den gleichen Ermittlungen arbeiteten. Mit ihnen durften wir nicht reden.«[625]  
Diese Mauer war ein Labyrinth von Missverständnissen, die weitgehend durch den Zusammenbruch der Kommunikation beim FBI unter Freehs Leitung entstanden war. Agenten glaubten Mauern zu sehen, die gar nicht existierten. Ihre irrigen Vorstellungen hatten verheerende Folgen für den Kampf gegen mutmaßliche Terroristen.
Louis Freeh berichtete dem Kongress, er habe das FBI zu Beginn des Jahres 1999 neu organisiert. Terrorabwehr und Spionageabwehr genössen fortan höchste Priorität. Aber seine Aussage bestand hauptsächlich aus leeren Worten und Wunschdenken.
»Hatten wir einen Kriegsplan?«, lautete die rhetorische Frage Dale Watsons, Chef der Terrorabwehr beim FBI. »Absolut nicht.« Er versuchte, das FBI voranzubringen. Es war, als würde man sich gegen den Monolithen des Hoover Building stemmen und versuchen es von seinem Fundament zu rücken. Er nannte es, »das Schwierigste, was wir je versucht haben«.[626]  
Watson hielt die Arbeit des FBI in Nairobi für einen Durchbruch. Die von den Agenten gesammelten Informationen hatten bis zu 200 Hinweise gegen Al-Qaida geliefert. Er wollte, dass sich das FBI auf diese Aufgabe konzentrierte.
Am 4. Dezember 1998 lautete die Überschrift auf dem President’s Daily Brief, dem vertraulichsten Nachrichtendienstdokument in der Regierung der Vereinigten Staaten: »Bin Laden bereitet Entführung von US-Flugzeugen und andere Angriffe vor.« Es war ein Bericht aus zweiter Hand, den die CIA vom ägyptischen Geheimdienst erhalten hatte, aber niemand hatte je zuvor dergleichen gesehen. »Bin Laden könnte Pläne zur Entführung von US-Flugzeugen vor dem Beginn des Ramadan am 20. Dezember durchführen«, lautete die Warnung. »Zwei Mitglieder des Operationsteams waren kürzlich bei einem Versuchsdurchlauf in einem nicht näher bezeichneten New Yorker Flughafen den Sicherheitschecks entgangen.« Das mutmaßliche Motiv war die Befreiung der inhaftierten Attentäter der Anschläge auf das World Trade Center und die US-Botschaften in Afrika.
Richard Clarke, Clintons Topexperte für Terrorismus, sah Watson als seinen besten Verbündeten beim FBI. Als Leiter der Terrorabwehrgruppe beim Nationalen Sicherheitsrat wies er Watson an, die Polizei von New York City und die US-Bundesbehörde für die zivile Luftfahrt über die Drohung zu informieren. Die New Yorker Flughäfen trafen höchste Sicherheitsvorkehrungen.
Von diesem Tag an versuchte Watson, das gesamte FBI auf die Dringlichkeit von Clarkes Terrorabwehrkampagne aufmerksam zu machen. Er wies jede einzelne der 56 Außenstellen an, sich mit der Drohung auseinanderzusetzen. Aber viele, wenn nicht die meisten nahmen sie nicht zur Kenntnis. Er bestellte Agenten aus dem ganzen Land zu einer Konferenz mit Clarke ein. Er gab ihnen die volle Dosis: Clarkes Aktenmappe war mit Angriffsszenarien gefüllt, sein Standardvortrag handelte neben den traditionellen Terroranschlägen von Attacken mit Bakterien, Viren und Cyberkrieg.
Das Seminar ging als »Terrorismus für Dummies« in die Annalen des FBI ein.
»Das Problem besteht darin, den Leuten begreiflich zu machen, dass eine Bedrohung vorhanden ist«, erklärte Clarke. »Da herrschen Unglauben und Widerstand. Die meisten Leute kapieren es nicht. Firmenchefs wissen überhaupt nicht, wovon ich rede. Sie glauben, ich spreche von vierzehnjährigen Hackern, die in ihre Computersysteme eindringen. Ich rede von Leuten, die einer Stadt den Strom abdrehen, die Notrufsysteme lahmlegen, die Telefonnetze und das öffentliche Verkehrssystem ausschalten. Der Blackout in einer Stadt bedeutet, dass Menschen sterben. Der Blackout in vielen Städten bedeutet, dass viele Menschen sterben.«[627]   Er hatte den Tod hunderttausender Amerikaner durch die Hand islamistischer Terroristen vor Augen.
Clarke bezweifelte, ob das FBI das Zeug hatte, das Land zu verteidigen. Dennoch traute er Dale Watson, der als Einziger den Kontakt zwischen dem FBI und den engsten Beratern des Präsidenten pflegte. Sie tauschten Berichte über jede vernünftigerweise denkbare Terrorbedrohung aus.
Die Alarmglocken schrillten in den Tagen und Nächten des Jahres 1999. Es hieß, Al-Qaida habe Untergrundzellen in den Vereinigten Staaten. Eine weitere Warnung lautete, Terroristen würden Attentate auf die Außenministerin, den Verteidigungsminister und den CIA-Direktor verüben. Eine dritte Meldung besagte, bin Laden versuche in den Besitz von Kernwaffen zu gelangen. Der Strom der Alarmsignale riss nicht ab. Niemand wusste, welche ernst zu nehmen waren und welche nicht.
Im April 1999 beschloss Freeh, es sei das Beste, Osama bin Laden auf die FBI-Liste der zehn meistgesuchten Verbrecher zu setzen. Das Bureau setzte eine Belohnung von 5 Millionen Dollar für Hinweise aus, die zu seiner Ergreifung führten.
Während des gesamten Jahres arbeiteten Amerikas Terrorabwehrchefs gemeinsam mit ihren Verbündeten in den Nachrichtendiensten in aller Welt an der Entführung und Auslieferung von mutmaßlichen Mitgliedern von Al-Qaida und dem Ägyptischen Islamischen Dschihad. Ausgeklügelte Pläne zur Ergreifung bin Ladens in Afghanistan wurden durch einen Militärputsch in Pakistan vereitelt. Achtundsiebzig Terrorverdächtige wurden insgeheim in Ländern wie Albanien, Bulgarien, Aserbeidschan und den Vereinigten Arabischen Emiraten gefangen gehalten. Sie alle wurden an ein Gefängnis in Kairo überstellt. Ende November verhaftete der jordanische Geheimdienst 16 Personen und beschuldigte sie, als Al-Qaida-Mitglieder Anschläge gegen Amerikaner zu planen. Unter den Verdächtigen befanden sich zwei amerikanische Staatsbürger, eine Tatsache, die FBI und CIA aufhorchen ließ. Beide stammten aus Kalifornien. Einer von ihnen, ein Computertechniker aus Los Angeles, war für eine Wohlfahrtsorganisation tätig gewesen, die sich als Tarnorganisation von Al-Qaida entpuppte.
Am 14. Dezember 1999 hielt dann ein aufmerksamer Zollbeamter in Port Angeles, Washington, Ahmed Ressam auf, einen nervösen dreiundzwanzigjährigen Algerier, der mit der letzten Fähre des Abends von Kanada übersetzte. Im Kofferraum seines Wagens fand man Sprengstoff und Pläne, ihn am internationalen Flughafen von Los Angeles zu zünden. Der Fall veranlasste die Regierung, für die Jahrtausendwende das Schlimmste zu befürchten. Watson und die Terrorabwehrgruppe des Weißen Hauses konferierten rund um die Uhr. Sie beantragten außerordentlich viele FISA-Abhörgenehmigungen; Janet Reno persönlich genehmigte mindestens eine Durchsuchung ohne richterliche Anordnung.
Clarke berief das Kabinett zweimal zu Dringlichkeitssitzungen ein. Bei der zweiten am 22. Dezember erschien Louis Freeh ausnahmsweise einmal im Weißen Haus. Im unterirdischen Lageraum versammelten sich unter anderem der Verteidigungsminister, die Außenministerin und der Vorsitzende der Vereinigten Stabschefs. Aus dem Protokoll geht hervor, dass Freeh über ein ganzes Aufgebot von Lauschangriffen und Ermittlungen sprach. In Brooklyn suchte das FBI nach Leuten, die Ahmed Ressam gekannt haben könnten. Es arbeitete mit der Royal Canadian Mounted Police zusammen, um Verdächtige in Montreal zu überprüfen. Es ging dem unbestätigten Bericht eines ausländischen Nachrichtendiensts über Anschlagsdrohungen gegen sieben amerikanische Städte nach. Sein weitschweifiger Vortrag war der Höhepunkt seiner Zusammenarbeit mit dem Weißen Haus in den 1990er Jahren.
An Silvester versammelten sich die Führungskräfte der amerikanischen Terrorbekämpfung im neuen Strategic Information and Operations Center des FBI, einem 20-Millionen-Dollar-Kommandoposten mit 3700 Quadratmetern und 35 Räumen im Hauptquartier, der als FBI-eigener Lageraum diente. Freeh und Watson hielten Nachtwache. Um drei Uhr morgens kam die Nachricht, dass es nun auch in Kalifornien Mitternacht geworden war. Die Terrorabwehrchefs atmeten auf und stießen an.
Aber in Freehs restlicher Amtszeit trug das FBI mehrere Blessuren davon, viele davon selbst verschuldet, die den amerikanischen Nachrichtendienst noch auf Jahre zeichneten. »Wir hatten weder den Willen noch die Mittel, die Alarmbereitschaft aufrechtzuerhalten«, schrieb Freeh. »Das war es, was mir wirklich Sorgen machte, nicht der 31. Dezember 1999, sondern der 1. Januar 2000 und die Zeit danach.«[628]  
»Erforderliche Maßnahmen: Keine.«
Am 15. Januar nahm der vierundzwanzigjährige Saudi Khalid al-Mihdhar einen United-Airlines-Flug von Bangkok nach Los Angeles. Die CIA hatte al-Mihdhar zehn Tage vor seiner Abreise aufgespürt. Man hatte ihn als Al-Qaida-Mitglied identifiziert, als man die jemenitische Telefonnummer überprüfte, die das FBI in Nairobi in die Hand bekommen hatte – eine Nummer, die als globale Schaltzentrale für den Dschihad diente.
Aus dem Jemen kommend hatte er in einem Hotel in Dubai eingecheckt, wo ein Nachrichtendienstmann seinen saudischen Pass und seine vielen Einreisevisa in die Vereinigten Staaten kopierte. Anschließend war er nach Malaysia geflogen, wo er mit einem der CIA bekannten Chemiker zusammentraf.[629]   Erstaunlicherweise besaß die CIA Fotos von der Besprechung, einer Geheimversammlung von Terroristen, die vom Mittelmeer bis zum Pazifik aktiv waren.
Aber die CIA verriet dem FBI nicht, dass al-Mihdhar ein Ticket nach Los Angeles gelöst hatte. Auch behielt man für sich, dass sein Reisegefährte der bekannte Terrorist Nawaf al-Hazmi war. Die interne CIA-Depesche über die beiden trug den Stempel: ERFORDERLICHE MASSNAHMEN: KEINE.
Ihre Spur verlor sich, noch bevor sie den Einreiseschalter am Flughafen passierten. Die beiden Terrorverdächtigen ließen sich in San Diego nieder. Auf einem Mietvertrag, ihren Führerscheinen und bei ihrer Eintragung im Telefonbuch benutzten sie ihren richtigen Namen. Sie verbrachte viel Zeit mit einem geselligen saudischen Landsmann, der lange Zeit Terrorabwehrinformant beim FBI gewesen war. Bald begannen sie, Flugstunden zu nehmen. Der Informant benachrichtigte das FBI nicht.
Im Januar und Februar arbeitete Richard Clarke mit Dale Watson und dessen Kollegen an 29 Vorschlägen zur Ausweitung des Terrorabwehrprogramms der Vereinigten Staaten. Das Weiße Haus billigte jeden einzelnen und bat den Kongress um 9 Milliarden Dollar für die Umsetzung. Das bedeutete für das FBI die Schaffung gemeinsamer Antiterror-Einsatzgruppen in jeder der 56 Außenstellen, vermehrte Einstellung von Mitarbeitern mit arabischen Sprachkenntnissen und Berichte zu Abhöraktionen in Echtzeit, statt tausende Stunden Abhörtonbänder unbearbeitet liegen zu lassen.
Watson erweiterte diese Zielsetzungen zu einer gewaltigen Initiative, die er MAXCAP 2005 nannte. Das FBI sollte ein echter Nachrichtendienst werden. Jede Außenstelle sollte mit Personal ausgestattet, geschult und ausgerüstet werden, »um Terrorakte zu verhindern und wirksam darauf zu reagieren«. Das FBI sollte strategische, operative und taktische Informationen sammeln, analysieren und weiterleiten. Endlich würde es online gehen und ein Computersystem erhalten, um seine Agenten mit der Welt und miteinander zu vernetzen. So gewappnet, würde das FBI im Krieg gegen den Terror funktionierende Beziehungen zu anderen amerikanischen Geheimdiensten, ausländischen Spionagediensten, einzelstaatlichen und lokalen Polizeibehörden, militärischen und technologischen Vertragsfirmen, dem Justizministerium und dem Weißen Haus aufbauen.[630]  
Watson beantragte beim Kongress 381 Millionen Dollar für die Einstellung und Ausbildung von 1900 Terrorabwehragenten, Analytikern und Linguisten. Er bekam Geld für 76 neue Leute. Seine Strategie stellte er sämtlichen Special Agents vor, die Außenstellen leiteten. Fast alle hielten seine Ausführungen für Phantasterei. Er wandte sich an die Ausbildungsabteilung, wo drei Tage des 16-Wochen-Kurses für neue Agenten der nationalen Sicherheit, der Terrorbekämpfung und der Spionageabwehr gewidmet waren. Es würde viel Zeit kosten, den herkömmlichen Lehrplan umzubauen, meinten die Ausbilder.
Im März und April, als sich die Amtszeit Clintons ihrem Ende näherte, ordnete Justizministerin Reno an, Freeh solle seine Versprechen im Bereich Terrorabwehr und Spionageabwehr nun zügig einlösen. »Führen Sie ein System ein, das die Verknüpfung und Weiterleitung von Informationen gewährleistet«, forderte sie. »Sorgen Sie für einen internen Datenfluss und geben Sie Daten dann geschützt an andere Behörden weiter.« Sie trug ihm auf, »nachrichtendienstliche Informationen, die derzeit gesammelt werden und in FBI-Akten enthalten sind«, zu verwerten und dieses Wissen für »die Identifizierung von und den Schutz gegen sich abzeichnende Bedrohungen der nationalen Sicherheit« zu nutzen. Reno sagte, sie habe diesbezüglich Druck gemacht, weil »ich immer wieder auf Hinweise stieß, von denen wir nicht wussten, dass wir sie hatten. Und wenn ich dann mit jemandem sprach, hieß es: ›Warten Sie nur, bis wir auf EDV umgestellt haben.‹« Das Mindeste, was sie erwartete, war eine gewisse Sicherheit, dass das FBI auf den Inhalt seiner eigenen Akten Zugriff hatte.[631]  
Der Direktor schluckte seinen Stolz hinunter und beauftragte Bob Dies, Leiter des Bereichs Network Operations bei IBM, die FBI-Computer auf den neuesten Stand zu bringen. Der Experte prüfte die technische Ausstattung des Bureau eingehend. Der durchschnittliche amerikanische Teenager hatte mehr Rechnerleistung zur Verfügung als die meisten FBI-Agenten. Die Außenstellen arbeiteten mit einer digitalen Infrastruktur aus den 1970er Jahren. Sie konnten weder bei Google suchen noch E-Mails an Adressen außerhalb ihres Büros schicken. »Jungs, ihr hängt nicht einmal an der Herzlungenmaschine«, beschied Dies dem FBI-Chef. »Ihr seid tot.«[632]  
Die Computersysteme des Bureau sollten überholt werden. Freeh und Dies überzeugten den Kongress, dem FBI ein Dreijahresbudget von 380 Millionen Dollar für die Einführung von Trilogy zu gewähren: neue Computer, Server und Software, damit Agenten Dokumente lesen, Hinweise analysieren und miteinander wie mit der Außenwelt kommunizieren konnten. Fünf Jahre, zehn Projektleiter und fünfzehn IT-Manager später musste das Trilogy-Programm überarbeitet, umgestaltet und neu aufgezogen werden, und die Software wurde ausgemustert. Rund die Hälfte der Mittel waren verschleudert worden.
Als Trilogy im Frühjahr und Sommer 2000 Gestalt annahm, bahnte sich der Zusammenbruch einer ganzen Abteilung des FBI an. Freeh hatte eine neue Ermittlungsabteilung geschafften, das Office of Intelligence, das mit der Terrorabwehrabteilung zusammenarbeiten sollte. Sein Haupttätigkeitsfeld sollte die strategische Analyse sein. Eine interne Prüfung ergab bald, dass zwei Drittel des Personals für ihre Aufgabe nicht qualifiziert waren. Die neue Abteilung wurde abgelehnt und gemieden; sie arbeitete in aller Stille und völlig isoliert. Es dauerte zwei Jahre, bis sie auf fast einstimmige Forderung der FBI-Abteilungsleiter aufgelöst wurde.
Einfluss und Macht des Direktors schwanden in Washington ebenso wie im Ausland. Er war stolz auf die Tatsache, dass er 68 Länder bereist und, nach eigenen Angaben, im Namen des FBI über zweitausend ausländische Führungspersönlichkeiten gesprochen hatte. Aber jetzt bemerkte er, dass er bei den Innenministern, Prinzen und Geheimpolizeichefs der Welt das Gesicht verlor, eine Tatsache, die er dem weltweiten Spott über die kleinen Sünden des Präsidenten zuschrieb.
Am Abend des 6. April 2000 flog Freeh nach Pakistan, um mit dem dortigen Militärdiktator Pervez Musharraf zu konferieren. Am Vormittag war ein Mann mit der Warnung, Al-Qaida wolle eine Boeing 707 entführen, in der FBI-Außenstelle in Newark aufgetaucht. Wie er sagte, sollte er sich mit einem halben Dutzend Leuten treffen, die an dem in Pakistan entworfenen Plan beteiligt seien; zu dem Entführerteam gehöre ein ausgebildeter Pilot. Obwohl er sich einem Lügendetektortest unterzog, wusste das FBI nie so recht, ob er die Wahrheit sagte. Am folgenden Tag stellte Freeh in einem von britischen Kolonialoffizieren erbauten Militärquartier in Lahore General Musharraf ein Ultimatum. Er habe einen Haftbefehl für Osama bin Laden, und er wolle, dass der General den Mann sofort festnehmen lasse.
»Musharraf lachte«, berichtete Freeh. Er verweigerte seine Hilfe.[633]  
In Afghanistan, 500 Kilometer westlich von Lahore, zeichneten in derselben Woche Al-Qaida-Führer eine Videoaufnahme mit höchst bedrohlichen Verbalangriffen gegen die Vereinigten Staaten auf. Wieder schwor bin Laden die Inhaftierung des Blinden Scheichs und der Botschaftsattentäter zu rächen. An seinem Gürtel steckte ein jemenitischer Dolch. Dieser Hinweis wurde jedoch erst bei Ausstrahlung der Aufnahme fünf Monate später entdeckt, als seine Pläne ausführungsreif waren.
Während der meistgesuchte Terrorist der Welt monatelang schwieg, meinten einige FBI-Führer, die Gefahr lasse nach. »FBI-Ermittlungen und -Analysen lassen erkennen, dass die Terrorbedrohung in den Vereinigten Staaten gering ist«, erklärte Terry Turchie, stellvertretender Abteilungsleiter für Terrorabwehr am 26. Juli vor einem Ausschuss für nationale Sicherheit im Repräsentantenhaus. Er berichtete über die Verhaftung von Tierrechtlern, die Kalbfleisch verarbeitende Betriebe sabotiert hatten, von rechtsextremen Milizen, die Sprengstoff lagerten, und einer Zigarettenschmugglerbande, die Geld an die Hisbollah im Libanon schickte. Bin Laden erwähnte er nicht.[634]  
Seit den Anschlägen in Nordafrika zwei Jahre zuvor hatte das FBI in fast 200 Terrorismusfällen Anklage erhoben, von denen die meisten auf mutmaßliche Al-Qaida-Mitglieder und ihre Verbündeten abzielten. Dutzende verliefen im Sande, weil die Staatsanwälte des Justizministeriums reihenweise Fehler und Falschdarstellungen in den Akten entdeckten. Mindestens 100 Anträge auf Abhörgenehmigungen, die vom FBI wegen Gefahren für die nationale Sicherheit beim FISA-Gericht eingereicht wurden, waren juristisch fehlerhaft. Als Ursache benannte der Generalinspekteur für das FBI später, das FBI sei nicht in der Lage, die gesetzlichen Bestimmungen zu begreifen, die für amerikanische Nachrichtendienste maßgeblich seien. Die Richter erließen neue Bescheide, um zu verhindern, dass Strafsachen gegen Terroristen wegen Verfehlungen von Regierungsbehörden eingestellt wurden.
Mary Jo White tat, was in ihrer Macht stand, damit diese Fälle zur Verhandlung kamen. Sie war Bundesstaatsanwältin in Manhattan und hatte zwei Jahrzehnte lang beim FBI an Geheimdienstermittlungen gearbeitet. Weitere sieben Jahre hatte White in allen großen Terrorismusprozessen des Landes die Strafverfolgung geleitet, vom Blinden Scheich bis zum Verfahren gegen die Botschaftsattentäter. Für sie war Nairobi ein Vorbote.
In einer öffentlichen Ansprache am 27. September 2000 wies sie zunächst auf die Galaveranstaltung hin, die am Vorabend zum zwanzigsten Jahrestag der Joint Terrorism Task Force im Restaurant Windows of the World stattgefunden hatte: »Die Feier wurde, sehr passend, im World Trade Center abgehalten.«
Sie erklärte, für das FBI und das Justizministerium sei es höchstes Gebot, bei Ermittlungen, Anklagen und Prozessen gegen Terroristen die Rechtsstaatlichkeit zu wahren. »Jeder kleine Fisch, bei dem die Beweislage dünn ist, kann aus dem Gerichtssaal marschieren und erneut einen Terrorakt begehen«, sagte sie. »Diese Leute sind dann noch eifriger und skrupelloser bei der Sache und genießen in der Welt des Terrors einen höheren Status, weil sie das amerikanische Rechtssystem besiegt haben.«
Die Vereinigten Staaten müssten sich auf die Arbeit des FBI verlassen können, fuhr sie fort. Aber sie fürchte, dass der nächste Anschlag auf Amerika womöglich nicht aufzuhalten sei. Ihre Warnung lautete: »Wir rechnen in Zukunft mit ähnlichen Anschlägen, wir müssen damit rechnen.«[635]  
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»All unsere Waffen«
Nach dem Schock der Anschläge vom 11. September 2001 erschütterte ein anhaltendes Beben des Zorns das FBI. Es gipfelte in einer Debatte auf höchster Regierungsebene darüber, ob man das Bureau abschaffen und an seiner Stelle einen neuen Geheimdienst aufbauen solle.
»Wir können in diesem Land nicht mit einer Geheimdienstbehörde weitermachen, die eine Bilanz wie das FBI vorzuweisen hat«, sagte Thomas Kean, der republikanische Vorsitzende der Untersuchungskommission zum 11. September. »Die Bilanz sieht so aus, dass das FBI versagt hat, es hat versagt und immer wieder und wieder versagt.«[636]  
Der Kollaps der Terror- und Spionageabwehr des FBI war schon seit langem abzusehen gewesen. In den letzten Monaten von Louis Freehs Amtszeit hatten sich Frustration und Verzweiflung bei den besten Agenten des Bureau bis ins Unerträgliche gesteigert. Computer und Informationssysteme funktionierten nicht, wie sie sollten. Die Führung in Washington hatte sich unfähig gezeigt. Die Kommunikation zwischen Freeh, zwei Justizministern und zwei Präsidenten hatte so gut wie überhaupt nicht geklappt. Für die nationale Sicherheit tätige FBI-Agenten hatten gegen ihre Vorgesetzten und das System, dem sie dienten, ankämpfen müssen. Fast hätten sie gewonnen.
»Manche stellten Zusammenhänge her«, sagte Gabrielle Burger vom FBI, die ein Jahrzehnt lang bei der Terror- und Spionageabwehr gearbeitet hatte. »Ihre Stimmen waren nur ein Flüstern.«[637]  
Eine dieser Stimmen gehörte Catherine Kiser, einem Urgestein der Geheimdienstarbeit, die dem FBI 25 Jahre ihres Lebens gewidmet hatte. Sie war eine der großen Erfolgsgeschichten des Bureau, und sie wurde Zeugin von zwei seiner großen Katastrophen. Geboren 1950, wuchs sie als Tochter eines New Yorker Polizisten in der Bronx auf, wurde Lehrerin an einer öffentlichen Sekundarschule und entlassen, als die Stadt 1975 fast pleite war. Unschlüssig über ihren weiteren Weg, traf sie auf einer Beerdigung einen Cousin zweiten Grades. Er war Drogenfahnder beim FBI und sagte ihr, das FBI würde auch Frauen anwerben. Es dauerte zwei Jahre, aber 1978 wurde sie der 78. weibliche Special Agent in der Geschichte des Bureau.
Nach sechs Jahren beim FBI, in denen sie sich mit skeptischen und sexistischen Vorgesetzten herumschlagen musste, fing sie 1984 an, Spionagefälle zu bearbeiten. Das FBI war bislang eine Männerwelt gewesen – hauptsächlich waren es Männer irischer oder italienischer Herkunft, die auf die Jesuitenschule gegangen und in einer geschlossenen Gesellschaft aus Polizisten und Priestern groß geworden waren. Kiser hatte den gleichen Hintergrund, aber größeren Weitblick und ging unvoreingenommen an die Dinge heran. Sie wurde zu einer der einflussreichsten Frauen beim FBI.
1996 gehörte sie zu den ersten FBI-Agenten, die für das neugeschaffene National Counterintelligence Center (Nationales Zentrum für Spionageabwehr) bei der CIA arbeiteten. Im Laufe der folgenden vier Jahre hielt sie dort zahlreiche Seminare über Spionage; sie war auch in der Ausbildungsakademie des FBI sehr gefragt, wo sie die frischgebackenen Agenten in die Regeln von Spionage- und Terrorabwehr einweihte.
Kiser war zwischen 1999 und 2002 der einzige Verbindungsagent des FBI zur Nationalen Sicherheitsbehörde. Im Hauptquartier der NSA in Fort Meade, Maryland, befand sich das landesweite Zentrum für elektronische Überwachung und Data-Mining. Von dort aus wurden Telefone und Computer auf der ganzen Welt angezapft, Spionagesatelliten ins Weltall geschickt und geschützte Portale bei Telefongesellschaften überwacht. Kiser kannte die Regeln, wenn Agenten Genehmigungen des FISA-Gerichts brauchten, um ausländische Feinde auszuspionieren. Sie war eine Art menschliche Schaltzentrale, sie gehörte zu den wenigen Personen in ganz Amerika, die einen Kontakt zwischen FBI-Agenten und Fort Meade herstellen konnten. Auf ihrem Schreibtisch stand ein ganzes Arsenal von Computern, darunter auch ihr klappriger FBI-Laptop, eine wacklige Verbindung zum Hauptquartier, und Telefone, die ununterbrochen zu klingeln schienen.
Nach 16 Jahren bei der Spionageabwehr hatte sie ein gesundes Misstrauen entwickelt. Das kam ihr an einem Morgen im Januar 2001 zugute, als sie einen Anruf aus der FBI-Zentrale erhielt. Sie kannte den Anrufer nicht.
Er sagte: »Hallo, Cathy. Hier spricht Bob Hanssen. Wie geht’s?«
Sie entgegnete: »Gut. Und wer sind Sie?«
Hanssen erwähnte kurz seine Beförderung in den Senior Executive Service des FBI. Er war barsch, fast schon unhöflich; Hanssen hatte etwas gegen Frauen in leitender Position. Er beauftragte Kiser, Besprechungen mit »prominenten Leuten bei der Nationalen Sicherheitsbehörde zu arrangieren, die mich über die Computer-Infrastruktur bei der Nationalen Sicherheitsbehörde informieren können«. Instinktiv erteilte ihm Kiser eine Abfuhr, erst am Telefon und dann ein paar Tage später noch einmal persönlich im Hauptquartier.[638]  
Nach zwanzigjähriger Spionagetätigkeit für Moskau war Hanssen schließlich Gegenstand einer Spionageermittlung geworden, die bis in die Zeiten des Kalten Kriegs zurückreichte. Das FBI hatte zunächst den falschen Mann verdächtigt: einen CIA-Agenten, der erbittert seine Unschuld beteuert hatte. Der Streit darüber war zu einem Kleinkrieg zwischen FBI und CIA ausgeartet. In einem letzten Versuch, die Ermittlung doch noch zu retten, hatte das FBI einem ehemaligen russischen Spion mehrere Millionen Dollar dafür bezahlt, dass er eine für den Fall relevante Akte aus den Geheimarchiven des KGB stahl. Die Akte war in den gleichen Müllbeutel eingepackt, in dem Hanssen die FBI-Dokumente zu den Russen zu schmuggeln pflegte. Der Beutel enthielt nicht nur seine Fingerabdrücke, sondern auch ein 14 Jahre altes Tonband, auf dem zu hören war, wie er sich mit seinem KGB-Kontaktmann unterhielt.
Die Stimme mit dem Chicagoer Akzent gehörte unzweifelhaft Hanssen.
Zwei Tage bevor das belastende Band geliefert wurde, hatte er den Russen fast tausend Seiten Dokumente übergeben. Sie enthielten die Namen der Spionageabwehr-Informanten des FBI in ganz Amerika, Kanada und England sowie Daten, die das FBI dem Weißen Haus, dem Pentagon, dem Außenministerium und der Nationalen Sicherheitsbehörde übermittelt hatte. Das ganze Material hatte er von den Datenbanken des FBI kopiert; für ihn war das ein Kinderspiel. »Das System konnte jeder kleine Angestellte knacken«, sagte Hanssen bei den Vernehmungen nach seiner Verhaftung am 18. Februar 2001. »Was ich getan habe, ist kriminell, aber wie die das System handhaben […] ist kriminelle Fahrlässigkeit.«[639]  
Kiser musste bei der Ermittlung des Schadens mitwirken, den Hanssen der NSA zugefügt hatte; es war eine quälende Aufgabe. »Die Leute standen vor meiner Bürotür Schlange mit ängstlichen, betroffenen Mienen«, sagte sie. »Mitarbeiter bei der Nationalen Sicherheitsbehörde waren Hanssen im normalen Arbeitsalltag bei Besprechungen begegnet. Sie hatten ihn seit Jahren gekannt. Das FBI und die Geheimdienstgemeinde standen unter Schock, sie konnten es nicht fassen […] Es war die Hölle los.«
Hanssen flog vier Wochen nach George W. Bushs Amtsantritt auf. Zu diesem Zeitpunkt war der Fall die peinlichste Affäre in der jüngeren Geschichte des FBI. Sie gab Louis Freeh den Rest. Er beschloss, zum 1. Juni 2001 zurückzutreten, zwei Jahre vor Ende seiner zehnjährigen Amtszeit. Er traf die Entscheidung, ohne sich mit dem neuen Justizminister John Ashcroft abzustimmen, den die Nachricht der Hanssen-Affäre an seinem ersten Tag im Amt ereilte.
Freeh verließ seinen Posten, als das FBI mit Hochdruck versuchte, die Hintergründe des jüngsten Al-Qaida-Anschlags zu ermitteln. Zwei Selbstmordattentäter hatten ein kleines Boot, das mit fast 450 Pfund hochexplosivem Sprengstoff beladen war, neben die USS Cole gesteuert, die auf dem Weg zum Persischen Golf im Jemen Treibstoff aufnahm. Die Explosion sprengte ein 14 Meter breites Loch in den 800 Millionen Dollar teuren Zerstörer der Navy. Siebzehn Marineangehörige wurden getötet, über 40 verwundet. Die Top-Agenten des FBI, die den Fall bearbeiteten, hatten ihr Handwerk in Nairobi gelernt. Aber die Ermittlungen im Jemen gestalteten sich weitaus schwieriger: Hier sympathisierten die Regierung, die Armee und die Polizei eher mit Al-Qaida als mit Amerika. Sechs Verdächtige saßen im Jemen in Haft, aber das FBI konnte ihnen keine Verbindungen zu Al-Qaida nachweisen. Man musste die CIA ins Boot holen. Allerdings waren die Spannungen zwischen beiden Behörden wegen der Auseinandersetzung um Hanssen so stark wie seit dem Kalten Krieg nicht mehr.
Kiser war immer noch mit dem Schadensbericht in der Hanssen-Affäre beschäftigt, als sie am 17. August 2001 ein weiterer dringender Anruf erreichte. Special Agent Harry Samit meldete sich aus Minneapolis. Sie kannte seinen Namen aus einer ihrer Anti-Terror-Schulungen, an der er teilgenommen hatte. Samit, ein ehemaliger Marineflieger, der in der FBI-Außenstelle Minneapolis arbeitete, war in heller Aufregung. Am Tag zuvor hatte er einen Algerier mit französischem Pass und abgelaufenem Visum namens Zacarias Moussaoui verhört. Samit hatte einen Hinweis von einem Pilotenkollegen bei der Marine erhalten, der jetzt eine Flugschule betrieb: Moussaoui wollte lernen, wie man eine Boeing 747 flog, aber er übte weder Starts noch Landungen. Der Algerier hatte 3000 Dollar in seinem Geldgurt und ein acht Zentimeter langes Springmesser in der Tasche und reagierte aggressiv, als Samit und ein Einwanderungsbeamter ihn wegen Visavergehen verhafteten. Er bestand wütend darauf, er müsse zurück in die Flugschule.
»Mit ihm ist was faul«, sagte Samit zu Kiser. »Ich habe ein ungutes Gefühl bei ihm.«
Er wollte eine Genehmigung vom Foreign Intelligence Surveillance Court, um Moussaouis Laptop überprüfen zu dürfen. Aber er bekam die Anfrage bei den Juristen im Hauptquartier nicht durch, ohne einen Beweis dafür zu liefern, dass der Verdächtige ein Terrorist war.
»Wir brauchten eine Verbindung zu Al-Qaida«, sagte er.
Hilfesuchend klapperte Kiser sämtliche Bürotüren auf dem Flur ab, jedoch ohne viel Erfolg; es war halbfünf Uhr nachmittags an einem Freitag im August. In den folgenden drei Wochen nahm sie mit allen Kollegen, die sie beim FBI, bei der CIA und der Nationalen Sicherheitsbehörde kannte, Kontakt auf und gab Samits Warnungen weiter. »Ich versuchte verzweifelt, etwas zu finden«, sagte sie. »Sie schafften es nicht, die Verbindung herzustellen. Die Kommunikation funktionierte nicht.« Es war nicht das einzige Mal. Fünf Wochen vorher hatte der FBI-Agent Ken Williams aus Phoenix einen Bericht an die FBI-Einheit für radikale Fundamentalisten und die Bin-Laden-Einheit der Terrorabwehr-Abteilung geschickt. Williams und ein Kollege, der frisch angeheuerte, Arabisch sprechende Expolizist George Piro, hatten Beweise ermittelt, dass Al-Qaida über ein Anhängernetz in amerikanischen Flugschulen verfügte. Williams drängte auf eine landesweite Untersuchung. Er war nicht überrascht, dass das Hauptquartier untätig blieb; nach 13 Jahren Erfahrung wusste er, dass Spionage- und Terrorabwehr beim FBI »Stiefkinder« waren. Er sagte: »Mir war klar, dass das ganz unten im Stapel landen würde.«[640]  
Samit erfuhr nie etwas über das Memo aus Phoenix. Es blieb den meisten verborgen, denn es gehörte zu den rund 68000 Spuren, die das Hauptquartier verfolgen musste. Allein die Bin-Laden-Einheit hatte in den vergangenen Monaten über 3000 Hinweise eingereicht; Dale Watson, Leiter der Terrorabwehr, hatte zwei Auswerter darauf angesetzt. Die Tatsache, dass Terroristen Flugstunden nahmen, blieb unbemerkt.[641]  
Samit wandte sich an die Zuständigen im Hauptquartier der ITOS, International Terrorism Operations Section (Abteilung für internationale Terroroperationen), der die Einheiten für radikale Fundamentalisten und Osama bin Laden unterstanden. Im Lauf der nächsten Wochen meldete er mehrmals, dass Moussaoui sich »auf einen Terrorangriff vorbereite«. Er erreichte nichts. Samits unmittelbarer Vorgesetzter in Minneapolis, Special Agent Greg Jones, flehte beim Hauptquartier um Aufmerksamkeit. Er sagte, er wolle den Verdächtigen davon abhalten, »ein Flugzeug in das World Trade Center zu fliegen«.[642]  
Samit nannte das Verhalten des FBI-Hauptquartiers im Sommer 2001 später »kriminelle Fahrlässigkeit«.[643]   Kiser sagte, der Gedanke, dass »diese Idioten bei ITOS niemanden eingeweiht haben«, würde sie bis an ihr Lebensende verfolgen.
Am Nachmittag des 10. September 2001 erreichte sie eine verzweifelte E-Mail von Samit. Er berichtete, ITOS habe seinen Antrag auf einen Durchsuchungsbefehl abgelehnt. Man belehrte ihn, das FBI »habe keinen Hund in diesem Rennen«, und teilte ihm mit, er solle die Sache der Einwanderungsbehörde überlassen. »Ich bin mittlerweile so verzweifelt, dass ich alles auf mich nehmen würde, nur um in seinen Computer zu kommen«, schrieb er Kiser. »Aber ich sehe schwarz. Danke für Ihre Hilfe und Unterstützung. Machen Sie’s gut. Harry.«
Kiser antwortete umgehend, um 15. 45 Uhr. »Sie haben wacker gekämpft. Gott stehe uns bei, wenn der nächste Terroranschlag mit diesem Flugzeugtyp verübt wird. Alles Gute. Cathy.«[644]  
»Fassen Sie die Übeltäter«
Das Bureau war den ganzen Sommer 2001 ohne Direktor. Fünf Wochen nach Freehs offiziellem Rücktritt verkündete Präsident Bush am 5. Juli endlich im Rosengarten des Weißen Hauses die Ernennung Robert Muellers. »Die kommenden zehn Jahre werden neue Arten von Verbrechen bringen, neue terroristische Bedrohungen aus dem In- und Ausland«, hatte der Präsident gesagt. »Das Bureau muss seinen rechtmäßigen Platz als wichtigste Spionage- und Terrorabwehrorganisation in den Vereinigten Staaten behaupten.«
Erst nach zwei Monaten wurde Muellers Ernennung vom Senat bestätigt. Am 2. August, dem Tag, als er ohne Gegenstimme gewählt wurde, unterzog er sich einer Operation wegen Prostatakrebs. Ein weiterer Monat verstrich, ehe er am Dienstag, dem 4. September, sein Amt antrat. Am selben Tag warnte Richard Clarke vom Nationalen Sicherheitsrat seine Vorgesetzte Condoleezza Rice, dass es in nicht allzu ferner Zukunft zu einem unangekündigten Al-Qaida-Anschlag kommen könne. Er stieß auf taube Ohren. Mueller informierte er nicht darüber. Er sagte: »Ich glaubte nicht, dass das FBI Erkenntnisse darüber hatte, ob in den Vereinigten Staaten etwas von Al-Qaida geplant wurde oder nicht.«[645]  
Die erste Amtswoche des neuen FBI-Direktors bestand aus einer Abfolge von Informationsgesprächen über alles Mögliche, vom Flurschaden der Hanssen-Affäre bis zu den Plänen für eine Evakuierung Washingtons im Fall eines atomaren Angriffs. Am Morgen des 11. September wurde Mueller in der Ermittlung über die USS Cole auf den neuesten Stand gebracht. Wie beinahe jeder Amerikaner bekam er die Anschläge im Fernsehen mit. Al-Qaida hatte Flugzeuge in Lenkflugkörper verwandelt.
Drei Stunden später rief ihn der Terrorabwehrchef des FBI Clarke im Lagezentrum des Weißen Hauses an. »Wir haben die Passagierlisten der Fluggesellschaften«, sagte Dale Watson. »Wir kennen einige der Namen, Dick. Die gehören zu Al-Qaida.« Clarke erwiderte: »Wie zum Teufel sind sie an Bord gekommen?« Die Beantwortung der Frage würde zwei Jahre erfordern.[646]  
Die nächsten drei Jahre lang würde Mueller im Morgengrauen aufstehen, die über Nacht eingegangenen Berichte über Bedrohungen und unheilvolle Anzeichen lesen, sich um sieben Uhr zu einem Spionageabwehr-Briefing im Hauptquartier einfinden, um 7. 30 Uhr mit dem Justizminister konferieren und anschließend in einer gepanzerten Limousine zu einer Unterredung mit dem Präsidenten fahren, die um 8. 30 Uhr im Weißen Haus stattfand. Das Thema war fast immer dasselbe. Wie George W. Bush sich in seinen Memoiren erinnerte: »Ich sagte zu Bob, ich hätte gern, dass das FBI eine Kriegsmentalität annimmt […] Bob war derselben Ansicht: ›Das ist unsere neue Mission, Anschläge verhindern.‹«[647]  
Mueller war nun für die größte Ermittlung in der Geschichte der Zivilisation verantwortlich. Binnen 48 Stunden sorgte er dafür, dass 4000 Special Agents den Hinweisen in den Vereinigten Staaten nachgingen, zwanzig Rechtsattachés die Zusammenarbeit mit den Polizeibehörden im Ausland aufnahmen, es dreimal täglich eine Konferenzschaltung zu allen 56 Außenstellen gab, hunderte gerichtliche Zwangsvorladungen und mindestens 30 Durchsuchungsbefehle im Eilverfahren ausgestellt wurden, abgesegnet durch den Foreign Intelligence Surveillance Court. Das FBI konnte nicht mehr tun, als einen globalen Tatort zu rekonstruieren und sich für den nächsten Anschlag neu aufzustellen.
Mueller überblickte offensichtlich immer noch nicht, was das FBI über die Bedrohung wusste. Am 14. September sagte er öffentlich: »Die Tatsache, das es einige Personen gibt, die hier in Flugschulen Unterricht genommen haben, ist uns definitiv neu. Wenn wir das gewusst hätten, hätten wir es – hätte man es vielleicht verhindern können.«
Am gleichen Tag autorisierte der Kongress den Präsidenten, »alle notwendigen und geeigneten Maßnahmen« gegen die Terroristen zu ergreifen. Das FBI sollte eine dieser Maßnahmen werden.
Eine Welle der Angst erschütterte die Fundamente der Vereinigten Staaten. Jedes klingelnde Telefon in Washington klang nach Fliegeralarm. Jeden Morgen stand das Schreckgespenst von Terroranschlägen mit nuklearen, biologischen und chemischen Waffen am Horizont, löste sich auf und erhob sich am Abend erneut. Die CIA war überzeugt davon, dass sie kommen würden, auf Befehl der Al-Qaida-Führer, die unbehelligt in ihrem afghanischen Unterschlupf saßen. Der Präsident wollte einen Schutzschild, um die Flut aufzuhalten, und ein Schwert, um die Invasoren zurückzudrängen. Er schickte eine paramilitärische Truppe nach Afghanistan; amerikanische Raketenangriffe und Bombardements standen kurz bevor.
Bush begab sich zum FBI-Hauptquartier, um eine Liste der meistgesuchten Terroristen mit 22 Namen zu übergeben. »Fassen Sie die Übeltäter«, sagte er den Agenten, die sich im Hoover Building versammelt hatten. »Wir führen einen Krieg gegen das Böse.«[648]  
Sein Vizepräsident Dick Cheney hatte den Schlüssel zur Waffenkammer. Unter Bushs Vater hatte er vier Jahre lang als Verteidigungsminister und unter Präsident Ford als Stabschef im Weißen Haus gedient. Die Anschläge machten ihn zum Oberbefehlshaber der nationalen Sicherheit Amerikas.
Unter Cheneys Regie hauchten die Vereinigten Staaten dem Machtmittel der Geheimermittlungen, die sich unter J. Edgar Hoover 55 Jahre lang hemmungslos entfaltet hatten, neues Leben ein. In öffentlichen Reden beschworen der Präsident, sein Vize und der Justizminister den Geist der Razzien gegen die Roten. In streng geheimen Weisungen ließen sie die Methoden der Überwachung wiederauferstehen, die das FBI im Krieg gegen den Kommunismus eingesetzt hatte.
In den acht Wochen nach den Anschlägen verhaftete das FBI über 1200 Personen, hauptsächlich Ausländer und Muslime. Soweit es sich ermitteln ließ, war keiner von ihnen Mitglied von Al-Qaida. Manche wurden geschlagen und misshandelt während »ihrer dauerhaften Verwahrung unter verschärften Haftbedingungen«, wie der Generalinspekteur des Justizministeriums später feststellte. Hunderte wurden gemäß einer Direktive des »Festhaltens, bis entlastet«, die dem FBI unter Justizminister Ashcroft auferlegt wurde, monatelang inhaftiert. Diese Direktive wurde weder schriftlich niedergelegt noch diskutiert. Mueller wurde gar nicht erst informiert. Ein Jurist, der Ashcroft in Sachen Terrorismus beriet und sich bewusst war, dass unschuldige Menschen in Haft saßen, schrieb, der FBI-Direktor würde »wissen wollen, dass die Außenstellen ihre Aufgaben nicht bewältigen […] Wir werden alle in die Bredouille kommen, weil die verantwortlichen Special Agents nicht explizit darüber aufgeklärt wurden, dass sie die Leute entweder entlasten oder Beweise für ihre Inhaftierung beibringen müssen, und zwar innerhalb eines bestimmten Zeitraums.« Mueller erfuhr sechs Monate danach von der Direktive und den Problemen, die sie nach sich zog.[649]  
Ashcroft ordnete auch an, 70 Personen, darunter etwa 20 amerikanische Staatsbürger, gemäß dem Material Witness Statute auf unbestimmte Zeit zu internieren. Dieses Bundesgesetz, das normalerweise bei Einwanderungsverfahren angewandt wurde, erlaubt die Festsetzung von Personen, wenn es sich um für eine strafrechtliche Ermittlung maßgebliche Zeugen handelt. 30 von ihnen wurden nie vor ein Gericht gestellt. Vier wurden schließlich als Terrorismus-Unterstützer verurteilt. Zwei wurden als feindliche Kombattanten bezeichnet.
Ashcroft verteidigte in einer Rede vor amerikanischen Bürgermeistern die landesweite Schleppnetzfahndung. Das FBI, so sagte er, müsse gegen ein »multinationales Netzwerk des Bösen« kämpfen. Zur Internierung mutmaßlicher Terroristen hatte er eine klare Meinung. »Robert Kennedys Justizministerium, so heißt es, hat Mafiaangehörige verhaftet, weil sie auf den Bürgersteig gespuckt haben«, sagte er. Das FBI würde »die gleichen aggressiven Verhaftungs- und Internierungstaktiken im Krieg gegen den Terror anwenden. Die Terroristen unter uns sollen gewarnt sein: Wenn dein Visum abgelaufen ist – und sei es nur um einen Tag –, verhaften wir dich. Wenn du gegen kommunalrechtliche Vorschriften verstößt, kommst du ins Gefängnis und bleibst so lange wie möglich dort. Wir werden alle zur Verfügung stehenden Gesetze anwenden. Wir werden von staatsanwaltlicher Seite sämtliche rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen. Wir werden all unsere Waffen einsetzen.«[650]  
Der Justizminister legte einige der Befugnisse dar, die das FBI gemäß dem am gleichen Tag vom Senat verabschiedeten Patriot Act einsetzen würde: E-Mail-Adressen herausfiltern, Handys und Mailboxen abhören, Kreditkarten- und Bankkontonummern im Internet ausspähen. All das geschehe im Rahmen des Gesetzes, sagte er, mit Anordnungen zur Beweisauskunft und Durchsuchungsbefehlen.
Aber der Patriot Act genügte dem Weißen Haus noch nicht. Am 4. Oktober wies Bush die Nationale Sicherheitsbehörde an, mit dem FBI bei einem Geheimprogramm namens Stellar Wind zusammenzuarbeiten.
Das Programm war genial. Nach einer Weile sollte Mueller befinden, dass es außerdem illegal war.
Der Direktor der Nationalen Sicherheitsbehörde, General Michael V. Hayden, hatte zehntausenden seiner Beamten in einer Videobotschaft Folgendes mitgeteilt: »Wir werden Amerikas Freiheit bewahren, indem wir dafür sorgen, dass Amerikaner sich wieder sicher fühlen.«[651]   Unmittelbar nach den Anschlägen vom 11. September hatte Hayden gesagt, er habe »den Zapfhahn für den Informationsfluss von der Nationalen Sicherheitsbehörde zum FBI so weit geöffnet wie nie zuvor«. Er und seine Leiterin der Fernmeldeaufklärung Maureen Baginski hatten dem FBI eine Fülle unbearbeiteter Daten geliefert – Namen, Telefonnummern und E-Mail-Adressen, gewonnen aus Millionen von Nachrichten an und aus Amerika. Die Absicht war die engmaschige Verfolgung sämtlicher Personen in den Vereinigten Staaten, die Verbindungen zu Al-Qaida haben könnten, und all das geschah mit Billigung des Foreign Intelligence Surveillance Court. Das Vorgehen sei zwar legal, aber wenig zielführend, meinte Hayden. »Wir erkannten, dass wir zu viele Daten in unbearbeiteter Form weiterleiteten«, mit der Folge, dass hunderte FBI-Agenten fast den gesamten Herbst 2001 damit verbrachten, tausenden falschen Hinweisen nachzugehen. »Es liegt in der Natur von Geheimdienstarbeit, dass zahlreiche Hinweise nicht weiterführen«, sagte er, »aber man muss in vielen Sackgassen suchen, um die Hinweise zu finden, die sich auszahlen.«[652]  
Der Präsident und der Vizepräsident wollten, dass das FBI spionierte, ohne die vom Foreign Intelligence Surveillance Court auferlegten rechtlichen und verfassungsmäßigen Einschränkungen zu beachten. Deshalb gab es Stellar Wind. Die NSA sollte ungehindert Amerikaner und Ausländer in den Vereinigten Staaten abhören, und zwar ohne hinreichenden Verdacht oder richterliche Anordnung. Sie sollte die elektronischen Daten von Millionen Telefongesprächen abgreifen und analysieren – vom Anrufer wie vom Angerufenen – sowie die Betreffzeilen von E-Mails, Namen und Internet-Adressen. In aufbereiteter Form würde sie das Material dann an das Bureau weiterleiten, damit dieses tätig wurde.
Stellar Wind griff auf Methoden aus dem Kalten Krieg zurück und kombinierte sie mit der Technologie des 21. Jahrhunderts. Es sorgte dafür, dass das FBI und die NSA jenseits von Recht und Gesetz miteinander kooperieren konnten. Wie Cheney aus seiner Zeit im Weißen Haus nach der Watergate-Affäre wusste, hatten die Nationale Sicherheitsbehörde und das FBI in dieser Weise zusammengearbeitet, bis der Oberste Gerichtshof 1972 in einer einstimmigen Entscheidung Lauschangriffe ohne richterliche Anordnung für ungesetzlich erklärte.
Mit Stellar Wind wurde die Entscheidung des Obersten Gerichtshofs ignoriert, und zwar unter Berufung auf ein fragwürdiges Gutachten, das in ebenjener Woche, als der Patriot Act verabschiedet wurde, im Weißen Haus einging. Es stammte von John Yoo, einem vierunddreißigjährigen Juristen aus dem Office of Legal Counsel im Justizministerium, der für Richter Clarence Thomas am Obersten Gerichtshof gearbeitet hatte. Yoo schrieb, der verfassungsmäßige Schutz vor Durchsuchungen und Beschlagnahmen ohne richterliche Anordnung gelte nicht für Militäroperationen in den Vereinigten Staaten. Die Nationale Sicherheitsbehörde sei eine Militärbehörde; der Kongress habe Bush zu einem Militäreinsatz ermächtigt; folglich habe der Präsident die Befugnis, die Nationale Sicherheitsbehörde gegen jeden Bürger einzusetzen, überall in Amerika.
Der Präsident sei »nicht an die Beschränkungen durch den Vierten Verfassungszusatz gebunden«, schrieb Yoo. Und somit sei auch das FBI nicht daran gebunden.[653]  
Mueller steckte in einer Zwickmühle zwischen dem Wunsch des Präsidenten und den Gesetzen des Landes. Er wusste, es wäre Wahnsinn gewesen, sich über den Vorsitzenden Richter des Foreign Surveillance Intelligence Court hinwegzusetzen, einen aufbrausenden Texaner namens Royce Lamberth, der seit sieben Jahren über die Genehmigungen für Geheimüberwachungen wachte. Der Richter hatte einmal die Karriere eines ranghohen, in der Spionageabwehr tätigen FBI-Agenten zerstört, weil er sich von ihm bewusst getäuscht fühlte. (»Wir schickten dem FBI die Botschaft: Sie müssen die Wahrheit sagen«, sagte der Richter später. »Wenn wir aus der Geschichte unseres Landes eins gelernt haben, dann, dass man diesen Leuten nicht trauen kann.«)
Mueller hatte sich ein Vertrauensverhältnis zu Lamberth aufgebaut; der Richter hatte hunderte Lauschangriffe genehmigt, und zwar ohne offizielle Anhörung allein auf Wunsch des Direktors. Jetzt verlangte der Präsident vom FBI, dieses Vertrauen zu missbrauchen, das Gericht und seine Autorität zu missachten. Sehr behutsam und ohne Stellar Wind preiszugeben, konnte Mueller signalisieren, dass einige der Genehmigungen, um die er ersuchte, auf Geheiminformationen der Nationalen Sicherheitsbehörde basierten. Der Vorsitzende Richter sagte, er und sein Nachfolger hätten mit Mueller ein Arrangement getroffen, wonach Überwachungen genehmigt wurden »aufgrund einer mündlichen Absprache mit dem Direktor des FBI«. Das Arrangement, das in seiner Art beispiellos und nicht ohne Risiko war, hielt fast zwei Jahre.[654]  
Doch mit der Angst vor einem neuen Al-Qaida-Anschlag wuchsen die Spannungen innerhalb des FBI. Mueller versuchte die Stimmung bei den Spionageabwehrchefs in Washington zu beruhigen. Er behauptete, er arbeite harmonisch mit der CIA und Tenet zusammen. »Der Gedanke, regelmäßig Informationen aus dem FBI weiterzugeben, ist etwas, was J. Edgar Hoover wahrscheinlich widerstrebt hätte«, sagte Mueller, »und er würde sich im Grabe umdrehen, wenn er wüsste, in welchem Ausmaß seit dem 11. September Informationen zwischen uns und der CIA ausgetauscht worden sind.«[655]  
Die Arbeitsbeziehungen zum Rest der Regierung blieben schwierig. Der Justizminister war aufgebracht, weil das FBI einem verrückten Wissenschaftler nicht auf die Spur kam, der Briefe mit Anthrax-Sporen an Fernsehredaktionen, Zeitungen und US-Senatoren schickte. Vier Jahre lang hatte das FBI den Falschen im Visier. Das Bureau versank in irreführenden Hinweisen; seine Netzwerke waren überlastet; bei seinen Computern waren immer noch zwölf Mausklicks erforderlich, um ein Dokument zu speichern.
Das FBI war nicht kompatibel mit den übrigen amerikanischen Nachrichtendiensten. Das Hauptquartier konnte keine als streng geheim eingestuften Berichte von der Nationalen Sicherheitsbehörde und der CIA empfangen – und fast alles wurde als streng geheim eingestuft. In die Datenbanken des FBI ließen sich keine neuen Informationen integrieren.
Die Spitzen des Bureau hatten Unmenschliches zu leisten. Die Leiter der Terrorabwehr waren nach höchstens einem Jahr ausgebrannt. Muellers Stabschefs hielten ein bisschen länger durch; seine Führungskräfte in der Informationstechnologie nicht mal ein Jahr.
Während sich der Krieg gegen den Terror auf die ganze Welt ausdehnte, musste Mueller vor allem in den Außenstellen mit ernsten personellen Problemen fertigwerden. Das Gerangel zwischen dem FBI und den Terrorabwehrexperten anderer Dienste erstreckte sich auf alle Befehlsebenen, eine langsam brennende Lunte, die von den Geheimgefängnissen der CIA bis hinauf ins Weiße Haus verlief.
Im November und Dezember 2001 begann Mueller, die ersten von über tausend FBI-Agenten an die Kriegsschauplätze zu entsenden. Ihr Auftrag lautete, Informationen zu sammeln und Gefangene zu verhören. Die Verhörmethoden des FBI waren in Stein gemeißelt: keine Brutalität, keine Gewalt und keine Einschüchterung.
Einige FBI-Agenten arbeiteten auf Militärstützpunkten in Afghanistan, andere auf dem US-Marinestützpunkt in Guantánamo Bay. Eine Handvoll Agenten nahm mit der CIA an geheimen »capture-or-kill«-Missionen (gefangen nehmen oder töten) gegen mutmaßliche Al-Qaida-Mitglieder teil. Am 28. März 2002 machten sie den ersten Gefangenen: ein Palästinenser, der in Faisalabad, Pakistan, für Al-Qaida aktiv war. Er wurde bei einem Feuergefecht schwer verwundet; der Angriff hatte dem geheimen Unterschlupf einer militanten Gruppe gegolten. An eine Trage gefesselt flog man ihn in das neue Geheimgefängnis der CIA in einem Lagerhaus auf dem Luftwaffenstützpunkt Udon Thani im äußerten Nordosten Thailands an der Grenze zu Laos.
»Neulich haben wir einen gewissen Abu Subaida gefangen genommen«, sagte Präsident Bush am 9. April bei einer Spendenparty in Greenwich, Connecticut. »Er ist ein Top-Terrorist und hat Pläne für Tod und Zerstörung in den Vereinigten Staaten geschmiedet. Er schmiedet nun keine Pläne mehr. Jetzt ist er dort, wo er hingehört.«[656]   Nach CIA-Berichten bezeichnete der Präsident den Gefangenen später als Nummer drei bei Al-Qaida und als bin Ladens Einsatzleiter.
»Ein Staatsschatz«
Die ersten Amerikaner, die Abu Subaida verhörten, waren zwei der insgesamt acht Arabisch sprechenden FBI-Agenten: Steve Gaudin, der den Bombenanschlag auf die amerikanische Botschaft in Nairobi untersucht hatte, und Ali Soufan, der die Cole-Ermittlung im Jemen geleitet hatte. Der dreißigjährige Soufan, geboren im Libanon und im Besitz eines Master-Abschlusses in Internationalen Beziehungen an der Universität Villanova, war 1997 eher aus einer Laune heraus zum FBI gegangen. In der abgeschlossenen Welt der amerikanischen Terrorabwehr hatte er sich als kundiger Ermittler und raffinierter Verhörbeamter einen Namen gemacht. Generalmajor Michael Dunleavy, der Militärkommandant in Guantánamo, wo Soufan Verhöre durchführte und Geständnisse errang, nannte ihn einen »Staatsschatz«.[657]  
Als Soufan den verwundeten Gefangenen im Geheimgefängnis vernahm, war er ganz ruhig, denn er wusste eine Menge über sein Gegenüber. »Ich fragte ihn nach seinem Namen«, sagte Soufan später aus. »Er gab mir seinen Decknamen. Dann fragte ich ihn: ›Darf ich Sie Hani nennen?‹ So hatte seine Mutter ihn als Kind genannt. Er sah mich erschreckt an, dann sagte er okay, und wir fingen an zu reden.«[658]  
Im Laufe von zwei Tagen identifizierte der Gefangene Chalid Scheich Mohammed auf einem Foto, den Planer der Al-Qaida-Anschläge. Es war der bisher größte Durchbruch des FBI. »Bis dahin«, sagte Soufan aus, »hatten wir keine Ahnung von Chalid Scheich Mohammeds Rolle bei den Anschlägen vom 11. September oder seiner Bedeutung in der Führungsstruktur von Al-Qaida.«
Der CIA-Beamte im Geheimgefängnis übermittelte den Bericht an sein Hauptquartier. CIA-Direktor George Tenet war gar nicht glücklich darüber, dass das FBI die Verhöre leitete. Er beauftragte ein Terrorabwehrteam der CIA, in Thailand zu übernehmen. »Wir wurden entfernt«, sagte Soufan. »Harte Methoden wurden eingeführt« – zunächst, dass man dem Gefangenen seine Kleider wegnahm und ihn 48 Stunden am Stück nicht schlafen ließ – und »Abu Subaida machte zu und sagte kein Wort mehr«. Daraufhin übernahm ihn wieder das FBI. Der Gefangene erzählte, er sei bei Al-Qaida für Logistik und Reisen zuständig gewesen, und lieferte Informationen, die zur Verhaftung José Padillas am 8. Mai führten. Der Angehörige einer Chicagoer Straßengang war im Gefängnis zum Islam konvertiert, hatte sich in Pakistan und Afghanistan Al-Qaida angeschlossen und träumte davon, in Washington eine radioaktive schmutzige Bombe hochgehen zu lassen.
Die CIA verbuchte die Verhaftung fälschlicherweise auf ihr Konto und riss die Verhöre erneut an sich. Ihre Verhörbeamten setzten den Gefangenen Lärm aus, ließen ihn frieren und legten ihn in einen Sarg. Soufan und Gaudin legten Protest ein. Die CIA-Männer erklärten ihnen, die Methoden seien von höchster Regierungsebene abgesegnet worden.
Soufan sagte, er habe das FBI-Hauptquartier kontaktiert, um davon zu berichten, dass er »Dinge an der Grenze zur Folter« beobachtet habe. Er weigerte sich mitzumachen. Ende Mai zog der Terrorabwehrchef des Bureau Pasquale D’Amuro beide Agenten aus Thailand ab. Aber er weihte Mueller mindestens zwei Monate lang nicht ein. Der Direktor erfuhr erst davon, nachdem die Grenze überschritten war.
Am 1. August gewährte das Office of Legal Counsel des Justizministeriums der CIA auf Antrag die Erlaubnis, bei Abu Subaida Waterboarding anzuwenden. Bei dieser Foltermethode sollen Geständnisse dadurch erreicht werden, dass man bei dem Gefangenen durch Untertauchen Todesangst auslöst. Am gleichen Tag versicherte John Yoo, mittlerweile Stellvertreter von Justizminister Ashcroft, dem Weißen Haus, die Gesetze gegen Folter würden nicht für amerikanische Verhörbeamte gelten. Der Präsident, der Vizepräsident, der Verteidigungsminister und der CIA-Direktor waren derselben Meinung.
Nicht aber das FBI. »So etwas machen wir nicht«, sagte D’Amuro einige Wochen später zu Mueller.[659]   D’Amuro hatte die Ermittlungen und die strafrechtliche Verfolgung beim Bombenanschlag auf die Botschaft in Ostafrika geleitet. Er wusste, dass die Terroristen mit dem FBI reden würden. Außerdem war er der Ansicht, dass Gefangene alles Mögliche sagten, damit die Folter aufhörte, und dass ihre frei erfundenen Geständnisse das FBI auf die Jagd nach Phantomen schicken würden. Außerdem war er überzeugt, dass geheime Folterungen irgendwie einmal ans Licht kommen würden: FBI-Agenten würden ihre Erkenntnisse vor Gericht bezeugen müssen. Ihre Glaubwürdigkeit würde zunichtegemacht und Strafsachen gegen Terroristen torpediert, wenn sie an Folterungen teilnahmen oder diese billigten. Er wollte sagen können, das FBI habe sich nicht die Hände schmutzig gemacht.
Beiden Männern war bewusst, dass sie vielleicht eines Tages selbst würden aussagen müssen, unter grellen Fernsehscheinwerfern im Senat oder Repräsentantenhaus oder unter Eid vor Gericht.
Mueller befand sich erneut im Zwiespalt, diesmal zwischen der Rechtsstaatlichkeit und der erforderlichen Geheimhaltung. Im Prinzip stimmte er mit D’Amuro überein. Dennoch bewahrte er Stillschweigen. Er legte nichts schriftlich nieder. Der Streit darüber, ob das FBI Folter duldete oder nicht, ging weiter.
Die CIA wandte bei Abu Subaida im August 83 Mal Waterboarding an und entzog ihm mindestens eine Woche am Stück den Schlaf. Ohne Erfolg. Ein Großteil dessen, was die CIA aus dem Geheimgefängnis berichtete, stellte sich als falsch heraus. Der Gefangene war nicht bin Ladens Einsatzleiter. Er war kein terroristischer Drahtzieher. Dem FBI hatte er alles erzählt, was er wusste. Der CIA hatte er alles Mögliche erzählt, was er nicht wusste.
»Sie haben Dinge gesagt, damit sie aufhörten, und diese Dinge waren eigentlich falsch, trifft das zu?«, wurde er fünf Jahre später vor einem Strafgericht in Guantánamo gefragt.
»Ja«, entgegnete er. »Sie sagten zu mir: ›Entschuldige, wir haben herausgefunden, dass du nicht die Nummer drei bist, kein Hintermann, nicht einmal ein Kämpfer.‹«[660]  
Die Foltermethoden wurden auch in Afghanistan und Kuba eingesetzt, und FBI-Agenten wurden Zeugen davon.
Mitte September redete Soufan mit dem Al-Qaida-Gefangenen Ramsi Binalshibh, den man im CIA-Geheimgefängnis auf dem Luftwaffenstützpunkt Bagram bei Kabul nackt am Boden angekettet hatte. Soufan sagte, er sei gerade dabei gewesen, »wertvolle, zweckdienliche Informationen« zu erhalten, ehe ihm CIA-Beamte nach einer Dreiviertelstunde befahlen, das Verhör abzubrechen. Am 17. September flogen sie ihren Gefangenen in ein anderes Geheimgefängnis in Marokko, dann nach Polen; unter extremer Nötigung beschrieb er Verschwörungen mit dem Ziel, Flugzeuge über dem Flughafen Heathrow und auf dem Bürokomplex Canary Wharf in London abstürzen zu lassen. Außerdem stellte man bei ihm die Diagnose Schizophrenie.
Soufan ging anschließend nach Guantánamo, einer von 400 FBI-Agenten, die im Lauf der nächsten zwei Jahre auf dem Marinestützpunkt eingesetzt wurden. Die Hälfte von ihnen meldete Übergriffe durch Verhörbeamte.
Zu den Gefangenen, die Soufan verhörte, gehörte auch der Al-Qaida-Funktionär Mohammad al-Katani, aufgegriffen durch pakistanische Truppen bei seiner Flucht aus Afghanistan. Das FBI hatte ihn anhand von Fingerabdrücken als zwanzigsten Entführer identifiziert: Er war derjenige, der es nicht bis ins Flugzeug geschafft hatte. Als er auf dem Flughafen Orlando in den Vereinigten Staaten einreisen wollte, ohne Englisch zu sprechen und ohne Rückflugticket, wurde er von Zoll- und Einwanderungsbeamten verhaftet, man nahm seine Fingerabdrücke, fotografierte ihn und schob ihn kurz vor den Anschlägen nach Dubai ab.
Soufan versuchte einen Monat lang, al-Katani in Guantánamo zum Reden zu bringen. Man sperrte ihn in ein Marinegefängnis, in eine eiskalte Zelle, wo die ganze Nacht lang Licht brannte. Aber Soufan gelang es nicht, ihn mit Worten zu brechen.
Im Oktober verlangten Armee-Offiziere »die Herausgabe al-Katanis« und »erklärten dem FBI, Platz zu machen«. Sie verhörten al-Katani 24 Stunden ununterbrochen, legten ihm eine Hundeleine an und ließen ihn Kunststückchen vorführen, stellten ihn nackt zur Schau, setzten ihn Kälte aus bis zur Unterkühlung, umwickelten sein Gesicht mit Klebeband, gingen mit knurrenden Hunden auf ihn los und befahlen ihm, ein Götzenbild anzubeten.
Am 22. Oktober 2002 eröffneten die FBI-Agenten in Guantánamo eine Akte, die sie später mit »Kriegsverbrechen« überschrieben.
Eine E-Mail aus Kuba, die im November bei den Spitzen der Terrorabwehr-Abteilung kursierte, unterrichtete hochrangige Beamte darüber, was die Agenten sahen und hörten. »Diejenigen, die diese Methoden anwenden, sollten angeklagt, strafrechtlich verfolgt und gegebenenfalls verurteilt werden«, erklärte Spike Bowman, Chef der National Security Law Unit des FBI, seinen Kollegen im Hauptquartier. »Wir haben keinen Einfluss darauf, was das Militär tut«, schrieb er. »Aber wir müssen uns davon distanzieren und so viele diesbezügliche Informationen wie möglich […] so bald wie möglich an Mueller weiterleiten.«[661]  
Niemand leitete die Informationen an Mueller weiter.
Die FBI-Agenten berichteten weiterhin von den Vorfällen in Guantánamo. Der Inhalt ihrer Berichte ging von den Juristen beim FBI zu den höchsten Ebenen im Justizministerium. Mueller jedoch wurde von seinen engsten Beratern vor einer immer heftiger werdenden Kontroverse abgeschirmt – einem »andauernden, endlosen Grabenkampf«, wie Ashcrofts Stabschef es formulierte, zwischen dem Justizministerium, der CIA, dem Pentagon und dem Weißen Haus. Der Streit um Verhöre, Informationen, Folter und das Recht währte über ein Jahr.[662]  
Ali Soufan löste das Ganze auf seine Art. Er verließ das FBI 2005 – ein seltenes Ereignis in der amerikanischen Regierung, dass jemand aus Gewissensgründen wegen einer Ehrensache seinen Posten aufgab.
»Niemand war entsetzter«
Während der Streit über die Verhöre weiter gärte, musste sich Mueller erneut mit einer erbitterten Auseinandersetzung über die Rechtsstaatlichkeit und die Rolle des FBI herumschlagen. Vizepräsident Cheney hatte das amerikanische Militär in eine muslimische Enklave in Lackawanna schicken wollen, ein verschlafenes Städtchen im Westen des Bundesstaates New York an der kanadischen Grenze. Die Truppen sollten sechs mutmaßliche Al-Qaida-Unterstützer – allesamt amerikanische Staatsbürger – ergreifen, sie als mutmaßliche feindliche Kombattanten nach Guantánamo schicken und dort für immer wegsperren.
Man befürchtete, dass die Verdächtigen in Lackawanna tickende Zeitbomben waren, eine Schläferzelle verdeckter Al-Qaida-Agenten. Alle hatten familiäre Wurzeln im Jemen. Alle waren in Afghanistan gewesen. Aber Mueller konnte das Weiße Haus bewegen, die Angelegenheit dem FBI zu überlassen und nicht der Armee.
Für die Ermittlungen waren die Kräfte des FBI, der CIA und der Nationalen Sicherheitsbehörde gebündelt worden. Sie trafen mit voller Wucht am 3. November 2002 auf einer abgelegenen Straße im Jemen ins Ziel, als eine Predator-Drohne, bewaffnet mit Hellfire-Raketen, einen mit sieben Männern beladenen Pick-up zerstörte. Einer war ein Al-Qaida-Mitglied und vermutlich an dem Bombenanschlag auf die Cole beteiligt gewesen; man war ihm mit einer Kombination aus Soufans Verhören, dem Data-Mining der NSA und der CIA-Überwachung auf die Schliche gekommen. Ein anderer war Karmal Derwisch, der in Lackawanna gelebt, mit den in Haft genommenen Verdächtigen in Kontakt gestanden und ihnen geraten hatte, nach Afghanistan zu gehen. Gegen ihn wurde Geheimanklage erhoben. Sein Schicksal war besiegelt: Er war der erste Amerikaner, der im Krieg gegen den Terror von Amerikanern ins Visier genommen und getötet wurde.
Als sich Präsident Bush in seiner Rede an die Nation vom 28. Januar 2003 für eine Ausweitung des Kriegs gegen den Irak starkmachte, bezeichnete er die sechs Männer aus Lackawanna als Al-Qaida-Zelle. Das FBI sollte feststellen, dass das nicht den Tatsachen entsprach. Es gab keinerlei Beweise dafür, dass sie einen Anschlag geplant hatten. Sie waren keine Schläfer. Sie waren leicht beeinflussbare junge Männer, die widerstandslos mit der Regierung zusammenarbeiteten und mit einer relativ milden Strafe von sieben Jahren davonkamen. Drei von ihnen traten in das staatliche Zeugenschutzprogramm ein und sagten bei den Strafprozessen in Guantánamo als Zeugen für die Vereinigten Staaten aus.
Der Fall löste im Hauptquartier eine intensive Debatte aus, die sich fortsetzte, nachdem sich die Verdächtigen schuldig bekannt hatten. Wenn das FBI mehr wie ein Geheimdienst gedacht hätte, dann hätte es einen oder zwei der Lackawanna-Verdächtigen dafür benutzen können, um Al-Qaida in Afghanistan zu unterwandern. Hätte das Bureau sie als Spione rekrutieren sollen, anstatt sie festzunehmen?
Auf solche Fragen hatte Mueller keine Antwort. Das Bureau war nach wie vor nicht in der Lage, im Dienst der nationalen Sicherheit als Geheimdienst tätig zu werden. Es war vollauf damit beschäftigt, auf die Ereignisse des Tages, der Stunde, der Minute zu reagieren. Ihm fehlte der Weitblick. Mueller und seine Stellvertreter konnten nicht über ihren Tellerrand hinaussehen. Zwar versuchte Mueller, die Zahl der Terrorabwehragenten und Geheimdienstanalysten zu verdoppeln, aber die Mühlen mahlten unerträglich langsam.
Als die Vereinigten Staaten am 19. März 2003 den Krieg gegen den Irak begannen, wurden Mueller und sein neuer Terrorabwehrleiter Larry Medford, der dritte Mann auf diesem Posten in 14 Monaten, tagtäglich mit hunderten Gefahrenberichten aus dem Nahen Osten bombardiert. Immer wieder kam es zu Störungen von Muellers sorgfältig ausgehandeltem Arrangement mit dem Foreign Intelligence Surveillance Court über die Beteiligung des FBI an Stellar Wind. Das Weiße Haus hatte das Bureau soeben angewiesen, die von 10000 in den Vereinigten Staaten lebenden Irakern ausgehende Gefahr zu untersuchen. Die Untersuchungskommission zum 11. September sollte wenig später ihre ersten öffentlichen Anhörungen durchführen, und es galt als sicher, dass der Direktor eines Tages für die gegenwärtigen und vergangenen Verfehlungen des FBI würde geradestehen müssen. Die ständig klingelnden Telefone, der Druck, den nächsten Anschlag verhindern zu müssen, und die Kriegsmentalität, die ihnen der Präsident auferlegt hatte, all das wurde manchen Agenten zu viel. Am 29. April nahm sich der Leiter der Abteilung Terrorabwehr für den Iran mit seiner eigenen Schusswaffe das Leben, nachdem ihn um 4. 30 Uhr ein Anruf aus dem Bett geholt hatte.
Am 1. Mai verkündete Präsident Bush das Ende der großen Kampfaktionen im Irak, Amerikas Mission sei erfüllt. Mueller nutzte die Zeit, um sich Gedanken zu machen. Er traf eine Entscheidung, die darauf abzielte, wie er es formulierte, »das Bureau in einen Geheimdienst zu verwandeln«.
Mueller stampfte in seiner Behörde ein Office of Intelligence, ein Büro für Aufklärung, aus dem Boden und setzte die Leiterin der Fernmeldeaufklärung bei der NSA, Maureen Baginski, an seine Spitze. Sie war die mächtigste Frau in der amerikanischen Geheimdienstgemeinde. Beim FBI war sie so gut wie unbekannt.
Maureen Baginski hatte bei der NSA Karriere gemacht. Angefangen hatte sie als Russland-Analystin und war dann bis in die Kommandoebene aufgestiegen. An der Wende zum 21. Jahrhundert, als die Nationale Sicherheitsbehörde kaum noch mit der Flut von verschlüsselten Informationen aus dem Internet Schritt halten konnte und die Supercomputer der CIA stotterten und zusammenbrachen, hatte General Hayden Baginski damit betraut, Abhilfe zu schaffen. Ihr Direktorat Fernmeldeaufklärung war der größte Einzelposten im Spionagebetrieb der Vereinigten Staaten; ihr Budget von vier Milliarden Dollar konnte es mit dem des FBI aufnehmen, und unter ihr arbeiteten sogar noch mehr Leute als für das FBI, das fast 11000 Agenten beschäftigte. Außerdem war sie von Beginn an für Stellar Wind verantwortlich.
Mueller machte sie zu seiner rechten Hand. Sie war bei jeder wichtigen Besprechung an seiner Seite. Er gab ihr ein Büro ein paar Türen neben seinem und sagte ihr, sie solle sich an die Arbeit machen. Zu Anfang hatte sie weder Geld noch Personal; es dauerte ein Jahr, bis sie ihre kleine Kompanie aus fünfzig Mann beisammen hatte. Und in all der Zeit bekam sie nur spärliche Unterstützung von den Außenstellen. Sie sandte ihre Botschaft an die verantwortlichen Special Agents im ganzen Land: Sie seien jetzt Teil eines Geheimdienstes aus dem einundzwanzigsten Jahrhundert. Jede Außenstelle sollte ihre eigene Geheimdienstgruppe schaffen und führen und dem Hauptquartier über Bedrohungen Bericht erstatten. Die Außenstellen waren skeptisch.
Baginski lief bei den Männern bald unter dem Namen Vision Lady, Dame mit Visionen. Sie erklärte Mueller, der Umbau würde Jahre in Anspruch nehmen. Es sei ein Marathon, sagte sie, kein Sprint für Kurzatmige.
Mueller machte sich auch daran, eine Außenstelle in Bagdad zu eröffnen. Vor Beginn des Krieges hatte er eine Weisung unterzeichnet, in der die Rolle des FBI im Irak festgelegt war: eine geheimdienstliche Mission, um feindliche Anführer zu fangen, Geheimdokumente auszuwerten und potentielle Bedrohungen für die Vereinigten Staaten aufzudecken. Der ursprüngliche Plan lautete, jeweils nicht mehr als 70 Agenten gleichzeitig einzusetzen. Zuletzt arbeiteten über 1500 Special Agents, Auswerter und Beweistechniker des FBI im Irak.
Zuerst lief alles bestens. Im Mai und Juni galt die Stadt als sicher. Tausende Geheimdienstakten über Iraker stapelten sich in amerikanischen Kommandoposten. Der verantwortliche Special Agent des FBI, der nach drei Monaten abgelöst wurde, war vom Rang her mit einem Drei-Sterne-General vergleichbar. Sein Schreibtisch stand im Badehaus neben dem Swimmingpool in Saddam Husseins Präsidentenpalast in der von den amerikanischen Truppen besetzten Grünen Zone.
Innerhalb weniger Wochen ging es mit der Mission bergab. Das FBI wurde aufgefordert, mit dem Interims-Innenminister des Irak beim Aufbau einer Polizeitruppe zusammenzuarbeiten. Der Minister war Bernard Kerik, Polizeichef von New York zur Zeit der Anschläge vom 11. September und langjähriger Freund des Bureau. Geld stellte für ihn kein Hindernis dar. Pakete mit eingeschweißten Hundert-Dollar-Noten standen ihm für alles zur Verfügung, von einem Informantennetz bis hin zu Computersystemen.
Aber Kerik verließ Bagdad nach neunzig Tagen, am 2. September 2003, unverrichteter Dinge. Alles, was er hinterließ, waren 50000 Glock-Pistolen in einem Lagerhaus. Bush berief ihn an die Spitze des US-Ministeriums für Innere Sicherheit; eine FBI-Ermittlung brachte die Nominierung zu Fall und führte zur Anklage und Verurteilung Keriks wegen Betrugs.
Die Ausbildung der irakischen Polizeikräfte durch das FBI wurde bald durch mehrere Vorfälle behindert. Überall gingen Autobomben hoch. Das FBI durchkämmte die Trümmer der jordanischen Botschaft, des UN-Hauptquartiers und des Roten Kreuzes in Bagdad. Das amerikanische Militär musste das Bureau für die Beweissicherung an einer wachsenden Zahl von Tatorten heranziehen – bei Selbstmord-, Sprengfallen- und Heckenschützenanschlägen auf militärische Kontrollpunkte und Polizeiwachen –, während ihm die Kontrolle über die Stadt zunehmend entglitt.
Wenige Tage nach Keriks Abreise wurden FBI-Agenten beauftragt, Gefangene in Abu Ghraib zu verhören, dem größten Gefängnis in Bagdad. In den letzten Monaten des Jahres 2003 nahmen sie tausende Fingerabdrücke und führten hunderte Verhöre durch. Die Agenten wollten Gefangene herausfischen, die für den irakischen Geheimdienst gearbeitet hatten oder in die Vereinigten Staaten gereist waren. Von dem chaotischen Gefängnisgebäude hielten sie sich lieber fern und vernahmen die Häftlinge in Zelten oder Wohnwägen. Und sie arbeiteten auch nicht nachts, wenn das Gelände von Aufständischen mit Granaten beschossen wurde. Deshalb hörten sie erst im November und Dezember 2003 von den Gerüchten über Folter und Tod im Gefängnis. Erst am 21. Januar 2004 erfuhren sie aus erster Hand von einem Hauptmann der Armee, dass es Videoaufnahmen über Prügel und Vergewaltigungen gab. Ein ranghoher FBI-Agent in Bagdad, Edward Lueckenhoff, informierte das Hauptquartier. Es war das erste Mal, dass man in Washington von dem Beweismaterial hörte, das mehr als drei Monate später an die Öffentlichkeit gelangte und das Ansehen der Vereinigten Staaten in der ganzen Welt ruinierte.
Drei ranghohe Terrorabwehrberater Muellers erörterten den Bericht und entschieden, untätig zu bleiben. Es falle nicht in ihre Kompetenz und übersteige ihre Befugnis. Sie wollten die Beziehungen des FBI zu Armee und CIA im Irak nicht gefährden. Ein wichtiges Ereignis stand bevor. Das FBI sollte in Kürze den Gefangenen Nummer eins knacken.
Kurz nach sieben Uhr am 7. Februar 2004 setzten sich Saddam Hussein und George Piro zum ersten ihrer 25 Gespräche in Camp Cropper zusammen, dem hellerleuchteten, mit Natodraht bewehrten Militärgefängnis der Amerikaner am Rand des Flughafens Bagdad.
Piro hatte fünf Jahre zuvor seine Karriere beim FBI mit Ermittlungen gegen Al-Qaida in Phoenix, Arizona, begonnen. Jetzt gehörte er zu einem Dutzend arabischer Muttersprachler im Bureau und befand sich auf seinem zweiten Einsatz in Bagdad. Er war geboren und aufgewachsen in Beirut und hatte einen gewissen libanesischen Zungenschlag, den Saddam mochte. Bereits nach kurzer Zeit duzten sie sich.
Piro wurde etwa um die Zeit geboren, als Saddam im Irak an die Macht kam. Er war vierunddreißig, ein großer, schlanker Mann mit wachen Augen und intensivem Blick. Er war Polizist in Turlock, Kalifornien, gewesen, einer 160 Kilometer von San Francisco entfernten Kleinstadt, seit Jahrzehnten neue Heimat für eine Gemeinschaft assyrischer Christen aus dem Nahen Osten. Seine Eltern waren 1982 dorthin gezogen, um dem Bürgerkrieg in Beirut zu entkommen. Damals war er zwölf.
Piro hatte sich sechs Wochen lang darauf vorbereitet, Saddam zu verhören. Aus den Verhörprotokollen geht hervor, dass er dem Gefangenen durch die gute Beziehung, die er zu ihm herstellte, und seine geschickte Verhörtechnik Dinge entlocken konnte, die das Weiße Haus elektrisierten. Saddam sagte, er habe seit Beginn des ersten Irakkriegs 1991 nur zweimal das Telefon benutzt und kaum jemals länger als zwei Nächte hintereinander im gleichen Bett geschlafen. Er verachte Osama bin Laden als sunnitischen Eiferer. Jetzt sei er bereit, durch die Hand seiner Eroberer zu sterben.
Nach sechstägiger Befragung verhörte Piro Saddam eingehend und wiederholt zum Arsenal chemischer und biologischer Waffen, das Präsident Bush als Rechtfertigung für die Invasion diente und das er nicht finden konnte.
Wo sind die Massenvernichtungswaffen?, fragte er. Existieren sie überhaupt? Nein, behauptete Saddam. Es war ein alter Bluff, eine Täuschung, um die Iraner, die Israelis und die Amerikaner abzuschrecken.
»Wir haben sie vernichtet. Das haben wir euch gesagt«, erklärte er Piro am 13. Februar 2004. »Bei Gott, wenn ich solche Waffen besäße, hätte ich sie gegen die Vereinigten Staaten eingesetzt.« Er sagte die Wahrheit.
Das FBI hatte – nicht zum ersten Mal – Beweise ermittelt, die den Stuhl eines Präsidenten zum Wackeln brachten. »Niemand war entsetzter und wütender als ich«, schrieb Bush in seinen Memoiren. »Jedes Mal, wenn ich daran dachte, hatte ich ein ungutes Gefühl. Es geht mir immer noch so.«
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»Wenn wir dies nicht machen, werden Menschen sterben«
Am Tag nach Pearl Harbor übertrug Präsident Roosevelt J. Edgar Hoover die Befugnis, den gesamten Telekommunikationsverkehr innerhalb und außerhalb der Vereinigten Staaten zu überwachen. Drei Wochen nach dem 11. September erteilte Präsident Bush Robert Mueller eine fast ebenso weitreichende Befugnis.
In den 29 Monaten nach Bushs Anordnung hatte das FBI unter der Ägide der Nationalen Sicherheitsbehörde tausende Telefon- und Internetadressen in den Vereinigten Staaten überprüft. »Jeden Tag«, so Mueller, sei das Bureau »E-Mail-Drohungen aus der ganzen Welt nachgegangen, denen zufolge diese und jene Terroraktivität in den Vereinigten Staaten erfolgen werde«.[663]  
Die Aufgabe, »Al-Qaida-Kämpfer zu neutralisieren, die sich bereits in den Vereinigten Staaten aufhalten und in der amerikanischen Gesellschaft etabliert haben, zählt zu den schwierigsten Herausforderungen für unsere Geheimdienste und Strafverfolgungsbehörden«, erklärte Mueller bei einem Treffen des Senate Select Committee on Intelligence, des Geheimdienstausschusses des Senats, am 24. Februar 2004 hinter verschlossenen Türen.[664]   Jetzt sah sich der FBI-Direktor einer nicht minder großen Herausforderung gegenüber. Er musste dem Präsidenten und dem Vizepräsidenten der Vereinigten Staaten trotzen. Er musste sich ihnen in einer Machtprobe in Sachen Geheimhaltung und Demokratie entgegenstellen und ihnen im Namen von Recht und Gesetz Paroli bieten.
Mindestens drei globale Abhörprogramme wurden unter der Bezeichnung Stellar Wind in Gang gesetzt und durchpflügten den Äther auf der Suche nach elektronischen Daten. Mindestens zwei von ihnen waren ein Verstoß gegen den verfassungsmäßig garantierten Schutz vor Durchsuchungen und Beschlagnahmen ohne richterliche Anordnung. Mueller sah keinen Hinweis darauf, dass die Überwachung Leben gerettet, einen Anschlag verhindert oder ein Al-Qaida-Mitglied in den Vereinigten Staaten entlarvt hätte.
Stellar Wind musste alle 45 Tage von Präsident Bush und Justizminister Ashcroft per Unterschrift verlängert werden. Beide stützten sich auf CIA-Berichte – Geheimdienstoffiziere nannten sie »die unheimlichen Memoranden« –, um die Fortsetzung der Überwachungsprogramme zu rechtfertigen. Nur wenige wussten Bescheid, aber ihre Zahl wuchs stetig. Eine Handvoll Rechtsexperten des Justizministeriums und Richter des Intelligence Court hielten die Programme für verfassungswidrig und waren der Ansicht, sie müssten beschränkt und besser kontrolliert werden. Sie überzeugten James Comey, die neue Nummer zwei im Justizministerium. Und Comey hatte in Robert Mueller schon bald einen Verbündeten.
Am 4. März kamen Mueller und Comey überein, das FBI könne mit den Überwachungsprogrammen nicht so weitermachen wie bisher. Die ausufernden Durchsuchungen müssten beschränkt werden, um die Rechte amerikanischer Staatsbürger zu schützen. Ihrer Ansicht nach konnte Justizminister Ashcroft Stellar Wind so, wie es jetzt war, nicht weiter unterstützen. An jenem Tag legte Comey seinem Vorgesetzten in einem einstündigen Gespräch im Justizministerium sein Anliegen dar. Ashcroft pflichtete ihm bei. Comey war ein überzeugender Anwalt seiner Sache. Der Enkel eines irischen Polizeikommissars zählte zu den vom FBI bevorzugten Staatsanwälten. Er hatte nach den Al-Qaida-Anschlägen zwei Jahre lang als Staatsanwalt in Manhattan kompetent und zielstrebig an Terrorismus-Anklagen gearbeitet. Das Vertrauen, das ihm an jenem Tag entgegengebracht wurde, zeigte, dass die einschüchternde Macht des Systems der nationalen Sicherheit der Vereinigten Staaten nicht nur auf Statuten, sondern auch auf persönlichen Beziehungen beruhte.
In jener Nacht – Stunden, nachdem Comey ihn überzeugt hatte – erlitt Ashcroft eine schwere Schmerz- und Übelkeitsattacke. Die Ärzte diagnostizierten eine lebensbedrohliche Gallenstein-Pankreatitis. Er bekam Schmerzmittel und musste umgehend operiert werden. Da Ashcroft handlungsunfähig war, war Comey jetzt geschäftsführender Justizminister und oberster Polizeibeamter der Vereinigten Staaten.
Stellar Wind musste am 11. März verlängert werden. Sieben Tage des Ringens standen bevor, ein Tauziehen zwischen Sicherheit und Freiheit. Mueller sei ihm »in jener Woche eine große Hilfe gewesen«, sagte Comey.
Am 9. März um die Mittagszeit traf der FBI-Direktor im Weißen Haus mit Vizepräsident Cheney zusammen. Im Eckbüro von Andrew Card, dem Stabschef des Präsidenten, saßen sie einander gegenüber. Cheney war unerbittlich: Niemand habe das Recht, die Befugnisse des Präsidenten in Frage zu stellen. Die Ausspähung werde auf Befehl des Präsidenten weitergehen, mit oder ohne die Zustimmung des Justizministeriums.
»Damit könnte ich ein Problem haben«, antwortete Mueller. Laut seinen Aufzeichnungen zu dem Gespräch erklärte er dem Vizepräsidenten, das FBI müsse »die Rechtmäßigkeit der weiteren Beteiligung an dem Programm prüfen«.[665]  
Am 10. März gab Präsident Bush Andrew Card und dem Berater des Weißen Hauses, Alberto Gonzales, die Anweisung, Ashcroft in der Intensivstation des George Washington University Hospital eineinhalb Kilometer nordwestlich des Weißen Hauses aufzusuchen und sich dessen Unterschrift geben zu lassen. Ein Sicherheitsbeamter vom FBI bewachte Ashcrofts Zimmer. Ashcroft war am Tag zuvor operiert worden. Er war nicht in der Lage, Besucher zu empfangen, geschweige denn, geheime Anweisungen des Präsidenten zu unterzeichnen. Um 18. 45 Uhr rief der Präsident im Krankenhaus an und wollte mit Ashcroft sprechen. Ashcrofts Frau nahm den Anruf entgegen.
Der Präsident erklärte, es gehe um eine Frage der nationalen Sicherheit. Sie reichte das Telefon nicht weiter. Die FBI-Agenten hatten die Geistesgegenwart, Ashcrofts Stabschef zu benachrichtigen, dass die Vertrauten des Präsidenten auf dem Weg ins Krankenhaus seien. Er rief Comey an. Der geschäftsführende Justizminister bat Mueller telefonisch, sich mit ihm im Krankenhaus zu treffen, um die Konfrontation zu bezeugen.
Sie eilten zur Intensivstation. Comey, der als Erster da war, betrat das abgedunkelte Zimmer und stellte fest, dass Ashcroft immer wieder wegdämmerte. »Ich fing sofort an, mit ihm zu sprechen. […] um zu sehen, ob er das Geschehen um sich herum bewusst wahrnahm. Ich war mir nicht sicher, ob er dazu in der Lage war. Er wirkte ziemlich mitgenommen.« Comey ging in den Flur hinaus und rief erneut Mueller an. Der FBI-Direktor versprach, in wenigen Minuten da zu sein. Seinen Agenten gab er die Anweisung sicherzustellen, dass die Abgesandten des Präsidenten den geschäftsführenden Justizminister nicht aus dem Krankenzimmer warfen.
Die FBI-Agenten erinnerten sich, dass Card und Gonzales um 19. 35 Uhr eintrafen. Gonzales trat ans Kopfende des Betts, einen braunen Briefumschlag mit der Bevollmächtigung des Präsidenten in der Hand. Er sagte zu Ashcroft, er brauche seine Unterschrift.
Ashcroft hob den Kopf vom Kissen. Er lehnte ab, und zwar »sehr entschieden«. Er sagte, das Programm sei illegal. Seine Argumentation hatte »Hand und Fuß, was mich erstaunte«, sagte Comey. Dann ließ Ashcroft den Kopf wieder aufs Kissen sinken und sagte: »Aber das spielt keine Rolle, weil ich nicht der Justizminister bin. Der Justizminister ist hier.« Und er deutete auf Comey.
Als Mueller eintraf, begegnete er den Abgesandten des Präsidenten, die mit leeren Händen abzogen. Sie wären beinahe aufeinander losgegangen.
Der Präsident unterzeichnete die Befugnis am Morgen des 11. März im Weißen Haus – allein. Sie betonte explizit, dass seine Vollmacht als Oberbefehlshaber über allen Gesetzen des Landes stehe. Gegen Mittag traf sich Mueller mit Andrew Card, dem Stabschef des Weißen Hauses. Seinen Aufzeichnungen zufolge sagte er zu Card, das Weiße Haus versuche, die Gesetze »zu umgehen«.
Am 12. März 2004, morgens um 1. 30 Uhr setzte Mueller handschriftlich eine Rücktrittserklärung auf. »Da seitens des Justizministers keine Klarstellung über die Rechtmäßigkeit des Programms vorliegt«, schrieb er, »sehe ich mich gezwungen, die Beteiligung des FBI zu beenden. Mehr noch: Sollte der Präsident die Fortsetzung der Beteiligung des FBI an dem Programm anordnen und sollte das Justizministerium weiterhin keine klare Rechtsauskunft erteilen, wäre ich gezwungen, als Direktor des FBI zurückzutreten.«
Sieben Stunden später ging Mueller zum morgendlichen Briefing mit dem Präsidenten ins Weiße Haus. Es war eine ereignisreiche Nacht für die Terrorabwehr gewesen. In Madrid hatten islamische Dschihadisten unter Berufung auf Al-Qaida in vier Pendlerzügen zehn Bomben gezündet. 191 Menschen wurden getötet, 1800 verwundet. Es war der blutigste Terrorakt in Europa seit dem Bombenanschlag auf den Pan-Am-Flug 103 über Lockerbie im Jahr 1988. Das FBI prüfte, ob Verbindungen zu den Vereinigten Staaten bestanden.
Nach dem Treffen stand der Präsident mit Mueller allein im Oval Office. Bush erkannte jetzt, dass der FBI-Direktor, der Justizminister und dessen Vize den Aufstand probten. Mueller sagte Bush ins Gesicht, er werde zurücktreten, falls das FBI die Anweisung erhielte, weiterhin Durchsuchungen gegen Amerikaner ohne richterliche Anordnung und ohne Anweisung des Justizministeriums durchzuführen. Er habe eine »unabhängige Verpflichtung gegenüber dem FBI und dem Justizministerium, die Rechtmäßigkeit der Maßnahmen zu gewährleisten, die wir treffen«, sagte Mueller laut seinen kürzlich freigegebenen Aufzeichnungen zu dieser Besprechung. »Eine präsidiale Order allein reicht dafür nicht aus.«
Beide hatten einen Eid geleistet, die Gesetze der Vereinigten Staaten treu zu befolgen. Nur einer von ihnen wurde nicht eidbrüchig.
Der Präsident spielte den Ahnungslosen. Er behauptete, er habe nicht gewusst, dass Stellar Wind rechtlich problematisch sei. Er habe nicht gewusst, dass Ashcroft im Krankenhaus sei. Er habe nicht gewusst, dass Mueller und Comey Alarm geschlagen hatten. Damit täuschte er sehr wahrscheinlich den FBI-Direktor, und zwar absichtlich.
Zweifellos sah er ein politisches Desaster kommen. »Ich musste eine weitreichende Entscheidung treffen, und zwar rasch«, schrieb Bush in seinen Memoiren. »Ich dachte an das Samstagnacht-Massaker im Oktober 1973« – bei dem Nixon sich wegen der Herausgabe seiner geheimen Tonbandaufzeichnungen gegen das Justizministerium gestellt, den Justizminister und dessen Vize zum Rücktritt gezwungen und die Aura seiner präsidialen Macht zerstört hatte. »Diese Krise aus der Vergangenheit wollte ich nicht wiederholen. Es wäre keine große Genugtuung für mich gewesen zu wissen, dass ich bei den juristischen Grundfragen recht hatte, während gleichzeitig meine Regierung implodierte und unsere zentralen Programme im Krieg gegen den Terror in den Medien publik gemacht würden.«
Bush versprach, die Programme auf eine rechtmäßige Grundlage zu stellen. Das geschah nicht über Nacht. Es dauerte Jahre. Doch im Vertrauen auf das Versprechen des Präsidenten zogen Mueller und seine Mitstreiter ihre Rücktrittsdrohung zurück. Bush wahrte das Geheimnis für weitere 20 Monate. Der Mann, der die Tatsache der Überwachung ohne richterliche Erlaubnis an die Öffentlichkeit brachte, war Thomas Tamm, ein Jurist im Justizministerium. Sein Vater und sein Onkel waren zwei von J. Edgar Hoovers engsten Beratern in der FBI-Zentrale gewesen. Als die New York Times die ersten Fakten enthüllte, hatten Ashcroft und Comey die Regierung Bush bereits verlassen.
Muellers Widerstand gegen den Präsidenten wurde erst sehr viel später bekannt. Comey jedoch gab vor einer handverlesenen Zuhörerschaft in der Nationalen Sicherheitsbehörde preis, was Mueller bei der Konfrontation im Weißen Haus von Bush und Cheney zu hören bekommen hatte:
»Wenn wir dies nicht machen, werden Menschen sterben.« Was mit »dies« gemeint ist, können Sie selbst ergänzen. »Wenn wir diese Art Information nicht sammeln« oder »Wenn wir diese Technik nicht anwenden« oder »Wenn wir diese Befugnis nicht erteilen«. Es ist außerordentlich schwierig, sich als Justizminister vor den Güterzug solcher Notwendigkeiten zu stellen […] Man braucht weit mehr als messerscharfes juristisches Urteilsvermögen, um im entscheidenden Augenblick »nein« zu sagen. Man braucht moralische Stärke. Man braucht die Fähigkeit, in die Zukunft zu blicken. Man braucht die Fähigkeit, den Schaden richtig einzuschätzen, der sich aus einem ungerechtfertigten »Ja« ergibt. Man braucht ein Verständnis dafür, dass die juristisch unbedenkliche Informationsbeschaffung langfristig die einzig vertretbare Informationsbeschaffung in diesem Land ist.[666]  
Einen Monat später, am 14. April 2004, trat Mueller vor der Untersuchungskommission zum 11. September auf, verlor aber kein Wort über die Ereignisse im Weißen Haus. Er schweigt bis heute.
»Die Anfänge eines Geheimdienstes«
Die Untersuchungskommission und der Kongress akzeptierten die Beteuerung des FBI-Direktors, die Behörde könne beides gewährleisten: Freiheit und Sicherheit. Aber sie verlangten mehr von Mueller. Sie wollten sicherstellen, dass das FBI die umfassenden Befugnisse anwandte, die der Kongress ihm auf der Grundlage des Patriot Act von 2001 übertragen hatte.
Das Bureau tat es, aber nicht immer korrekt. Am 6. Mai 2004 verhaftete das FBI den Anwalt Brandon Mayfield aus Oregon mit einem Haftbefehl nach dem Material Witness Statute als »wichtigen Zeugen« zu den Bombenanschlägen in Madrid. Er war amerikanischer Staatsbürger und zum Islam übergetreten. Das FBI hatte Mayfield sieben Wochen lang ausgespäht und überwacht und dabei alle Instrumente genutzt, die es in der Hand hatte. Die Anklage stützte sich auf den Fingerabdruck auf einer Plastiktüte in Madrid, der vom FBI-Labor fälschlicherweise als der von Mayfield identifiziert worden war. Die spanische Polizei hatte dem Rechtsattaché des FBI in Madrid mitgeteilt, Mayfield sei der falsche Mann. Trotzdem wurde er festgenommen. Er blieb zwei Wochen in Einzelhaft, bevor er entlassen wurde. Später erhielt er eine offizielle Entschuldigung und eine Abfindung in Höhe von zwei Millionen Dollar von der Regierung.
Mit dem Patriot Act, den man unter dem Diktat der Angst in Windeseile erlassen hatte, wurden die Befugnisse der National Security Letters (NSL), der »nationalen Sicherheitsbriefe« – ein Instrument, das vor dem 11. September nur selten angewandt wurde –, beträchtlich erweitert. Die Briefe verlangten von Banken, Kreditanstalten, Telefongesellschaften und Anbietern von Internetdiensten die Herausgabe von Kundendaten an das FBI. Die Adressaten waren zum Stillschweigen verpflichtet, sie konnten mit niemandem darüber reden, nicht einmal mit einem Anwalt. Die Briefe waren eine Aufforderung zur Beweisauskunft unter Strafandrohung (subpoena) und gleichzeitig eine Art Maulkorberlass. Pro Woche stellte das FBI fast 1000 solcher Briefe zu. Mehr als die Hälfte der Adressaten waren amerikanische Staatsbürger. FBI-Agenten behaupteten, die Briefe seien ein unverzichtbares Ermittlungsinstrument zur Terrorabwehr. Doch sie waren – wie das Abhören von Telefonen ohne richterliche Anordnung – auch nichts anderes als Einbruch und illegales Eindringen in Privatwohnungen. Ein FBI-Dienstgruppenleiter konnte sie ohne die Genehmigung durch einen Richter oder die Anordnung eines Staatsanwalts ausstellen.
Im September 2004 erklärten Bundesrichter diese Briefe erstmals für verfassungswidrig. Die Gerichte lehnten die Bestimmungen des Patriot Act ab, die dem FBI diese Befugnisse zugestanden hatten. Der Kongress formulierte das Gesetz neu, um daran festzuhalten. Zwar musste das FBI jetzt die Schweigepflicht vor einem Richter begründen, aber die Briefe wurden weiterhin ausgestellt.
Die FBI-Agenten in der Terrorismusabwehr missbrauchten ihre Macht auch dadurch, dass sie sogenannte »exigent letters« (»Dringlichkeitsbriefe«) ausstellten mit der dringenden Aufforderung zur Herausgabe tausender gespeicherter Telefongespräche, ohne die FBI-Zentrale darüber zu informieren. Eine endlose Abfolge von Abteilungsleitern, Stellvertretern und Special Agents hielten sich weder an die Regeln, noch erfüllten sie ihre Aufgabe. »Wir hatten kein Systemmanagement, um zu gewährleisten, dass bei uns die Gesetze eingehalten wurden«, sagte Mueller.[667]   Er räumte ein, das FBI habe den Patriot Act missbraucht, um Informationen zu gewinnen.
Diese Aussage vor der 9/11-Kommission hinterließ bei vielen ihrer Mitglieder den Eindruck, das FBI müsse grundlegend neu strukturiert werden. Sie erwogen ernsthaft die Schaffung eines neuen Inlandsgeheimdienstes, der das FBI ersetzen sollte. Mueller führte jetzt einen Drei-Fronten-Krieg gegen die Untersuchungskommission, den Kongress und das Weiße Haus, um zu verhindern, dass die Kompetenzen des FBI geteilt wurden: in die Strafverfolgung auf der einen und den Geheimdienst auf der anderen Seite. Dieser Kampf währte den ganzen Sommer und Herbst 2004 und setzte sich im folgenden Jahr fort.
Der einzige Teil des Untersuchungsberichts der Kommission zum FBI, der in die Gesetzgebung einging, war die Forderung, es müsse eine »Behördenkultur mit umfassender Expertise und Engagement im Bereich der Geheimdienstaufgaben« geschaffen werden. Darum hatte sich Mueller schon seit Jahren bemüht. Er kam zwar nur langsam und ruckweise vorwärts, erreichte aber schon bald sein Ziel, die Zahl der Geheimdienstanalysten beim FBI zu verdoppeln. Jetzt gab es 2000 solcher Geheimdienstauswerter, und sie waren nicht mehr dazu abgestellt, Telefonate zu beantworten und den Papierkorb zu leeren.[668]  
Mueller hatte der Kommission zuversichtlich berichtet, er mache große Fortschritte »beim Eintritt in die nächste Stufe der Umwandlung des FBI in eine Geheimdienstbehörde«.[669]   Doch bis dieses Ziel erreicht wurde, sollten noch mindestens fünf Jahre vergehen.
Der Präsident sah sich gezwungen, selbst einen Geheimdienstausschuss zu schaffen, nachdem er einräumen musste, dass die Massenvernichtungswaffen im Irak ein Hirngespinst gewesen waren. Den Vorsitz führte Laurence Silberman, Richter am Bundesberufungsgericht. Er war Cheneys Favorit. Die beiden waren derselben Ansicht über das FBI, und zwar schon seit 30 Jahren, als Silberman stellvertretender Justizminister und Cheney Präsident Fords Stabschef gewesen war. Damals, nach Nixons Sturz, hatte das Weiße Haus Silberman mit der Suche nach Hoovers Geheimdossiers beauftragt. Der Richter hatte seither Vorbehalte gegen das FBI.
»Es war die allerschlimmste Erfahrung während meiner langen Jahre im Dienst der Regierung«, sagte Richter Silberman zu seinen Kollegen. »Hoover hat tatsächlich seine Agenten beauftragt, ihm jedes Fitzelchen Schmutz über Leute wie Martin Luther King und deren Familien persönlich zu hinterbringen. Diese Informationen benutzte er manchmal zur subtilen Erpressung, um seine Macht und die Macht des FBI zu sichern […] Ich glaube, es wäre richtig, alle neuen Mitarbeiter mit den geheimen und vertraulichen Dossiers J. Edgar Hoovers bekannt zu machen. Und in diesem Zusammenhang würde diesem Land – und dem FBI – ein guter Dienst erwiesen, wenn Hoovers Name vom FBI-Gebäude verschwinden würde.«[670]  
Mit dem Bericht über das FBI, der im Winter 2004 angefertigt und am 31. März 2005 an das Weiße Haus geschickt wurde, verpasste Silberman dem FBI eine tüchtige Abreibung. »Seit den Anschlägen vom 11. September sind dreieinhalb Jahre vergangen«, begann das Kapitel über das FBI. »Dreieinhalb Jahre nach dem 7. Dezember 1941 hatten die Vereinigten Staaten ein Heer und eine Marine aufgebaut und ausgerüstet, die zwei Ozeane, den Ärmelkanal und den Rhein überquerten; sie hatten Deutschland zur Kapitulation gezwungen und sollten zwei Monate später auch Japan besiegen. Das FBI hat die vergangenen dreieinhalb Jahre damit verbracht, die Anfänge eines Geheimdienstes aufzubauen.«[671]   Der Bericht prophezeite, es werde bis 2010 dauern, bis dieser Aufbau abgeschlossen sei.
Hart ins Gericht ging der Bericht mit der Abteilung Nachrichtenbeschaffung des FBI, die Mueller zwei Jahre zuvor geschaffen hatte. Er kam zu dem Ergebnis, die Nachrichtenbeschaffung habe eine große Verantwortung zu tragen, besitze aber keine Befehlsgewalt. Sie führe keine geheimdienstlichen Untersuchungen oder Operationen durch. Sie mache keine Analysen. Sie habe wenig mitzureden, wenn es um die 56 Außendienststellen ging, über die einzig und allein der FBI-Direktor gebot.
»Wir wollten wissen, ob die Nachrichtenbeschaffung ihre vorrangigen Ziele erfüllen kann«, hieß es in dem Bericht. »Sie kann es nicht. Wir wollten wissen, ob die Abteilung Nachrichtenbeschaffung die Mehrheit der Analysten des FBI direkt unter ihrer Kontrolle hat. Das ist nicht der Fall.« Sie kontrolliere weder das Geld noch die Mitarbeiter, die doch offenkundig unter ihrer Führung tätig seien. »Können die jüngsten Bemühungen des FBI zum Aufbau geheimdienstlicher Kompetenzen den Widerstand überwinden, der in der Vergangenheit Reformen verhindert hat?«, fragte der Bericht weiter. »Die Antwort darauf ist nach wie vor offen.« Dies waren harte Urteile und umso kränkender, da sie der Wahrheit entsprachen.
Wenn das FBI seine Agenten nicht unter Kontrolle hatte und seine Befugnisse auszuüben nicht in der Lage war, so das Fazit des Berichts, sollten die Vereinigten Staaten das FBI auflösen und einen von Grund auf neuen Inlandsgeheimdienst aufbauen.
Zähneknirschend begann Mueller, den größten Umbau der Kommandostruktur des FBI seit Hoovers Tod in Gang zu setzen. Ein einheitlicher nationaler Sicherheitsdienst innerhalb des FBI sollte jetzt die Nachrichtenbeschaffung, die Spionage- und die Terrorabwehr kontrollieren. Die Maßnahmen wurden im September 2005 umgesetzt. Wie Richter Silberman es prophezeit hatte, sollte es fast fünf Jahre dauern, bis der Umbau Wirkung zeigte.
»Wer bestimmt, was gemacht wird?«
Der Krieg im Irak streute Sand ins Getriebe des FBI. Hunderte Agenten waren im Irak im Einsatz, ebenso viele waren im kriminologischen Labor des FBI in Quantico, Virginia, in eine nicht enden wollende Schlacht verwickelt. Sie analysierten zehntausende Fingerabdrücke und biometrische Daten von Häftlingen, immer auf der Suche nach Verbindungen zu Al-Qaida. Sie sammelten, analysierten und entschlüsselten zehntausende Fragmente von Sprengfallen, die amerikanische Soldaten getötet hatten.
Mitglieder des vielgelobten, in Kommandotaktiken ausgebildeten Geiselbefreiungsteams des FBI waren im Irak, aber auch in Afghanistan sehr gefragt. Einige absolvierten bis zum Sommer 2005 vier Kampfeinsätze, mehr als jeder Soldat im Krieg.
Jetzt bereitete das Team einen militärischen Angriff gegen einen Terroristen vor, der seit mehr als 20 Jahren auf der Fahndungsliste des FBI ganz oben stand.
Seit dem Bombenanschlag im Januar 1975 auf die Fraunces Tavern in New York, einem der ersten verheerenden Terrorangriffe der jüngeren Geschichte, war das FBI hinter Filiberto Ojeda Ríos her. Der bewaffnete Arm der puertoricanischen Unabhängigkeitsbewegung, die FALN, hatte die Verantwortung dafür übernommen. In den sechziger und frühen siebziger Jahren hatte das FBI COINTELPRO-Operationen gegen die Unabhängigkeitsbewegung geführt. Hoover selbst hatte von der »wachsenden Kühnheit« ihres politischen Programms gesprochen und von der »Ermutigung ihres Kampfes durch Castros Kuba«.[672]  
Ojeda war der Kommandeur der FALN. Er war zwischen 1961 und 1967 vom kubanischen Geheimdienst ausgebildet worden und als Revolutionär nach Puerto Rico zurückgekehrt. Von einem FBI-Agenten in San Juan verhaftet, wurde er gegen eine Kaution auf freien Fuß gesetzt und floh nach New York, wo er, gedeckt von Castros Geheimdienstoffizieren, in der kubanischen Vertretung bei den Vereinten Nationen tätig war. Anfang 1974 hatte Ojeda die FALN in New York und Chicago organisiert.
In den nachfolgenden zehn Jahren legte das FBI der Gruppe mehr als 120 Terroranschläge zur Last, bei denen insgesamt sechs Menschen getötet wurden und ein millionenschwerer Sachschaden entstand. Am 1. November 1976 hatte das FBI Glück, als ein Heroinabhängiger in das Geheimversteck der FALN in West Town, Chicago, einbrach, um etwas zu stehlen. Er fand ein ganzes Dynamitlager, das er auf der Straße zu verkaufen versuchte. Zwei Tage später, am 3. November 1976, erfuhren die Chicagoer Polizei und das FBI von seinem Bemühen und erwirkten einen Durchsuchungsbefehl für die Wohnung, in die er eingebrochen war. Sie fanden die erste Bombenwerkstatt, die jemals in den Vereinigten Staaten bei Terrorermittlungen entdeckt wurde. In der konspirativen Wohnung befanden sich Sprengstoff, Batterien, Propangasflaschen, Uhren und eine Vielzahl von Unterlagen. Die Ermittlungen hatten eine Reihe von Anklageerhebungen zur Folge. Das FBI hatte die FALN schwer verwundet, die Gruppe jedoch nicht vernichtet.
Ojeda flüchtete erneut nach Puerto Rico, von wo aus er 1982 in San Juan die Ermordung eines Matrosen der US-Marine und 1983 einen Banküberfall auf Wells Fargo in Connecticut organisierte, bei dem 7,1 Millionen Dollar erbeutet wurden. Nach Einschätzung des FBI floss die Hälfte des Geldes an den kubanischen Geheimdienst.
Ein neuer Special Agent in San Juan, Luis Fraticelli, hatte eine fünfzehnköpfige Antiterroreinheit gebildet. Die Verhaftung Ojedas war für sie von höchster Priorität, dreißig Jahre waren seit dem Anschlag auf die Fraunces Tavern vergangen.
Im Sommer 2005 fand die Einheit heraus, dass der zweiundsiebzigjährige Flüchtige in einem Häuschen an einer unasphaltierten Straße am Rande eines abgelegenen Weilers im äußersten Westen von Puerto Rico lebte. Fraticelli forderte das Geiselbefreiungsteam an, um Ojeda zu stellen.
Die FBI-Zentrale genehmigte den Einsatz. Zehn Tage später, am 25. September 2005, landeten zehn Heckenschützen und ein Unterstützerteam in Puerto Rico. Es sollte keine Verhandlungen geben. Kein Mitglied des Teams sprach Spanisch.
Doch der Plan ging schief. Ein Helikopter setzte das Geiselbefreiungsteam am falschen Ort ab. Seine Deckung flog schnell auf. Als das Team Ojedas Haus endlich fand, hatte sich auf der Straße eine Menschenmenge versammelt, die »FBI Mörder« skandierte. Um 16. 28 Uhr kam es zum Schusswechsel zwischen dem FBI und der Zielperson: eine Pattsituation. Die Spezialeinheit ging in Deckung. Als es Nacht wurde, fing es an zu regnen. Die FBI-Führung, die das Geschehen vom Hauptquartier aus mitverfolgte, begann sich Sorgen zu machen.
Willie Hulon, der sechste Leiter der Abteilung für Terrorabwehr in den vier Jahren von Muellers Amtszeit, rief seinen Vorgesetzten Gary Bald an, den neuen nationalen Sicherheitsbeauftragten des FBI.
»Bald meinte, es habe Verwirrung darüber geherrscht, wer das Kommando führte«, hieß es in einem Bericht nach dem Einsatz, der die Sache herunterspielte. »Wer bestimmt, was gemacht wird?« Die Antwort lautete: drei verschiedene FBI-Häuptlinge.
Der extrem gestresste Special Agent in San Juan wollte einen sofortigen Angriff. Der Leiter des Geiselbefreiungsteams in Quantico wollte weitere Soldaten losschicken. Hulon in Washington wollte einen schriftlichen Angriffsplan sehen. Als Mitternacht näher rückte, befahl Bald dem Team, sich zurückzuziehen. Die Mitglieder des Geiselbefreiungskommandos widersprachen vehement. Am 24. September um 1. 00 Uhr nachts entsandte ihr Leiter ein neues Team vom Flughafen Dulles. Sie drangen kurz nach Mittag in das von 111 Schüssen durchsiebte Häuschen ein. Sie fanden Ojeda am Boden liegend, neben sich eine geladene und gespannte 9-mm-Browning. Ojeda war bereits bei dem ersten Schusswechsel umgekommen.[673]   Niemand in der Zentrale kritisierte das Team, das ihn erledigt hatte. Ojeda war ein Terrorist und ein Mörder, er hatte auf das FBI geschossen und einen Agenten verwundet, bevor er starb.
Aber »Wer bestimmt, was gemacht wird?« war eine zentrale Frage. Die Kommunikation zwischen der FBI-Führung und ihren Agenten war und blieb schwer gestört, und es war nicht abzusehen, wer sie auf dieselben Wellenlänge bringen sollte. Der ständig wechselnden Führung in der Terrorabwehr und der nachrichtendienstlichen Abteilung des FBI würde es jedenfalls nicht gelingen. Die meisten hatten sich auf dankbarere Posten als Sicherheitschefs von Kreditkartenunternehmen, Kasinos und Kreuzfahrtschiffen abgesetzt.
Jeden Vormittag las Mueller die Berichte über Terrordrohungen, die das neue, für die Terrorabwehr zuständige National Counterterrorism Center schickte – bis zu 20 Seiten pro Tag: abgefangene E-Mails, Hinweise ausländischer Geheimdienste, Gespräche mit Informanten und Berichte über verdächtige Personen seitens der Bundespolizei und lokaler Polizeidienststellen. An einem durchschnittlichen Tag registrierte das interne Warnsystem des FBI, Guardian genannt, 100 Terrorwarnungen. Die meisten stellten sich als falscher Alarm heraus.
Das FBI musste Mittel und Wege finden, das alles zu analysieren, Zielpersonen für Ermittlungen auszuwählen und diese Untersuchungen in Festnahmen und Klageerhebungen umzumünzen, die vor Gericht Bestand hatten und als Sieg gegen den Feind gelten konnten. Mueller stand vor der Aufgabe, die Nachrichtenbeschaffung zu einem Instrument der Strafverfolgung zu machen.
Dafür gab es nur einen Weg. Mueller brauchte einen neuen General und eine neue Strategie.
»Das ist unsere Aufgabe«
Den General, den er brauchte, fand er in Philip Mudd, den früh ergrauten und täuschend liebenswürdigen stellvertretenden Leiter des Terrorabwehrzentrums der CIA. Sie kannten sich seit Jahren aus geheimen Beratungen, in denen beide Stellungnahmen abgegeben hatten. Mueller gefiel, wie sein neuer Mann dachte und redete. Mudd war ein professioneller Geheimdienstanalyst, der 20 Jahre lang bei der CIA gewesen war. Im Nationalen Sicherheitsrat war er für den Persischen Golf und den Nahen Osten zuständig gewesen und hatte in Kabul mit dem amerikanischen Botschafter in Afghanistan zusammengearbeitet.
Am 27. April 2006 wurde Mudd Chef der Abteilung für nationale Sicherheit beim FBI. Obwohl er sein Leben lang Geheimnissen auf der Spur gewesen war, gab er zu, dass das FBI für ihn ein Buch mit sieben Siegeln war.
»Ich habe sechs bis zwölf Monate gebraucht, um dahinterzukommen«, sagte er. »Wir sammeln keine geheimdienstlichen Informationen. Wir betrachten ein Problem und nutzen alle unsere nachrichtendienstlichen und strafrechtlichen Kompetenzen, um etwas zu tun, was in Los Angeles, Chicago und Tuscaloosa die Sicherheit erhöht. Das ist meiner Ansicht nach der große Unterschied zu anderen geheimdienstlichen Herausforderungen, die ich im Laufe der Zeit zu bestehen hatte.
Die hier ist größer und schwieriger und hat in gewisser Weise größere Auswirkungen auf die Sicherheit des Landes«, sagte er. »Das ist unsere Aufgabe. Wenn wir sie vermasseln, haben wir versagt.«[674]  
Im Frühjahr und Sommer 2006 betrachteten Mueller und Mudd die Korrelation der Kräfte im Krieg gegen den Terror sehr genau. Die Regierung Bush machte schlapp. Immer häufiger scheiterten die Bemühungen der Regierung, mit Hilfe von Spionen und Soldaten Terrorverdächtige zu verhaften und zu verhören. Die Zeugenaussagen gegen die Verdächtigen wurden durch Folter entwertet, deren Verurteilung durch amerikanische Geschworene nahezu unmöglich gemacht. Und der Oberste Gerichtshof entschied, der Präsident habe nicht die Befugnis, in Guantánamo Kriegsverbrechertribunale abzuhalten.
Bush hatte seinen CIA-Direktor gefeuert, und er war im Begriff, seinen Verteidigungsminister fallenzulassen. Sein Justizminister Alberto Gonzales, ehemals Berater des Weißen Hauses, wurde von vielen als problematisch betrachtet. Vizepräsident Cheneys Spitzenberater für nationale Sicherheit, Lewis »Scott« Libby, war wegen Meineid und Behinderung der Justiz rechtskräftig verurteilt worden. Er hatte gelogen, als es um eine undichte Stelle in der CIA ging, und war der erste hochrangige Beamte des Weißen Hauses, der seit der Iran-Contra-Affäre einer schweren Straftat für schuldig befunden wurde. Der Krieg im Irak war ein Desaster. Nach wie vor ging von Al-Qaida eine Bedrohung aus, ihre Methoden verbreiteten sich wie ein Krebsgeschwür. Die Bilder aus dem Gefängnis von Abu Ghraib gingen um die Welt. Nach der peinlichen Enthüllung der illegalen Aspekte des Abhörprogramms Stellar Wind versuchte der Kongress die Vollmachten der Regierung zur Bespitzelung ohne richterliche Genehmigung zu erweitern. Er erklärte schließlich die Bespitzelungstaktiken des Präsidenten teilweise für legal; damit wurden Lauschangriffe in Amerika selbst erleichtert. Da ein großer Teil des weltweiten Telekommunikationsverkehrs, ungeachtet seines Ursprungs, über die Vereinigten Staaten läuft, konnten die Nationale Sicherheitsbehörde und das FBI ohne richterliche Genehmigung eine auf einem Microsoft-Server gespeicherte internationale E-Mail oder ein über ein At & T-Büro vermitteltes Telefonat abfangen. Trotzdem hatten auch fünf Jahre heftigen Bemühens keinen einzigen Al-Qaida-Verdächtigen in Amerika aufzuspüren vermocht. Doch das FBI hatte das bedrohliche Gefühl, dass irgendwo da draußen welche waren.
Es gab noch einen Weg, sie aus der Deckung zu locken. Was bei Hoover gegen den Klu-Klux-Klan und die Kommunistische Partei der Vereinigten Staaten funktioniert hatte, konnte auch bei Mueller gegen die Bedrohung durch den islamischen Terrorismus funktionieren. Das FBI verfolgte und verhaftete potentielle Terroristen mit Hilfe von verdeckten Ermittlungen. Dies war eine altbewährte Strategie von Strafermittlern und Agenten, die sich nach ihren Geheimoperationen über spektakuläre Verhaftungen und dicke Schlagzeilen freuen konnten. Dazu bedurfte es zweier wesentlicher Elemente: eines überzeugenden Strohmanns, den man als Informanten einsetzen konnte, und eines leichtgläubigen Verdächtigen als Zielobjekt. Kein Geschworenengericht in Los Angeles, Chicago oder Tuscaloosa ließ den Einwand der »Tatprovokation« eines Terrorverdächtigen zu, der vom FBI in Handschellen abgeführt worden war.
In den folgenden drei Jahren – so lange dauerte es, bis das FBI seinen ersten echten Al-Qaida-Agenten in den Vereinigten Staaten aufspürte – wurde die verdeckte Ermittlung zur Kernstrategie der Terrorbekämpfung in Amerika. Dies machte Mueller am 23. Juni 2006 öffentlich, als er die Verhaftung von sieben Männern in einem Slum in Miami bekanntgab, die der Verschwörung zum Bombenanschlag auf den Sears Tower in Chicago angeklagt wurden, des höchsten Gebäudes in den Vereinigten Staaten. Mueller bezeichnete die Männer als Mitglieder einer »in Amerika entstandenen Terrorzelle […], die ihre Anhänger selbst rekrutiert, selbst ausbildet und Anschläge auf eigene Faust ausführt. Möglicherweise stehen sie weder mit Al-Qaida noch mit einer anderen Terrorgruppe in Verbindung. Sie tauschen Ideen und Informationen in den Schattenbereichen des Internet aus. Ihre Anregungen beziehen sie von radikalen Webseiten, die zur Gewalt aufrufen. Sie finanzieren sich durch Kleinkriminalität, die nicht viel Aufmerksamkeit erregt. Sie folgen keinem Führer, sondern einer Ideologie. Kurzum, sie sind nicht zu erfassen.«[675]  
Die Liberty City Seven, wie sie genannt wurden, ein Grüppchen nicht sonderlich intelligenter Kleinkrimineller, hätten mit ihren begrenzten Mitteln und Fähigkeiten allenfalls einen Anschlag auf einen Spirituosenladen verüben können. Ihre Verschwörung war eher Wunsch als Wirklichkeit, »more aspirational than operational«, wie es der stellvertretende FBI-Direktor John Pistole ausdrückte – ein in der Folge vielzitierter Satz. Erst nach drei Prozessen wurden fünf von ihnen verurteilt. Doch es kamen immer neue Fälle terroristischer Bedrohung aus dem Inland ans Licht. Ein verdeckter FBI-Ermittler in Illinois observierte einen zweiundzwanzigjährigen Ganoven, der für vier angeblich echte Handgranaten seine Stereolautsprecher verkauft hatte. Er sagte, er habe in der Weihnachtswoche 2006 Besucher eines Einkaufszentrums bei Chicago töten wollen. In einem anderen Fall beobachtete ein ehemaliger Green Beret in Ohio zwei aus Jordanien stammende amerikanische Staatsbürger, die Gewichte stemmten, Steroide schluckten und davon redeten, amerikanische Soldaten im Irak zu töten.
Mehr als die Hälfte der umfangreicheren Ermittlungen, die das FBI zwischen 2007 und 2009 gegen Terrorverdächtige führte, waren verdeckte Ermittlungen. Am 8. Mai 2007 veröffentlichte das Bureau eine spektakuläre Anklage gegen Verschwörer, die einen Anschlag mit schweren Waffen auf einen Militärstützpunkt in Fort Dix, New Jersey, geplant hatten. Die Anführer waren drei Haschisch rauchende Kleinkriminelle zwischen zwanzig und dreißig, allesamt illegale Einwanderer aus Albanien, und deren Schwager, ein palästinensischer Taxifahrer. Sie hatten sich in einer Schießanlage auf Video aufgenommen und dabei gerufen »Gott ist groß« und die Aufnahme in einem Videoladen auf eine DVD überspielen lassen. Das FBI, von dem Angestellten informiert, schleuste einen Informanten in die Gruppe ein, der anbot, ihnen Sturmgewehre und Granaten zu besorgen. Noch alarmierender war der Fall eines dreiundsechzigjährigen Verdächtigen, der früher am Kennedy-Flughafen in New York gearbeitet hatte. Er wurde am 3. Juni 2007 verhaftet und wegen Verschwörung zum Anschlag auf Kerosintanks und -leitungen in der Umgebung der Terminals angeklagt. Der Informant, ein rechtskräftig verurteilter Kokaindealer, nahm seine Zielperson auf Tonband auf. »Den John F. Kennedy-Flughafen zu sprengen, wow«, sagte der Verdächtige. »Sie lieben den JFK – genauso wie den Mann. Wenn du den hochgehen lässt, wird das ganze Land trauern. Es ist, als würde man den Menschen noch einmal töten.«[676]  
Ein einunddreißigjähriger ehemaliger Mitarbeiter der Fernmeldeaufklärung der Marine wurde am 5. März 2008 aufgrund einer sieben Jahre zuvor verschickten E-Mail verurteilt. Der Angeklagte Paul Hall hatte den Namen Hassan Abu-Jihad angenommen, was bei seinem Eintritt in die Marine niemanden stutzig gemacht hatte. An Bord der USS Benfold im Persischen Golf im April 2001, fünf Monate nach der Bombardierung der USS Cole, hatte er an ein Online-Dschihad-Forum in London E-Mails geschickt, in denen er Al-Qaida befürwortete und die Entsendung von zehn Schiffen der US-Marine in den Persischen Golf bekanntgab. Er wurde zu einer Haftstrafe von 25 Jahren verurteilt.
Diese Fälle machten viel her. Das FBI präsentierte sie als ernste Bedrohung durch waschechte Radikale in den Vereinigten Staaten. Solange das Land keinen echten Anschlag erlebte, kümmerte es die meisten Amerikaner wenig, dass einiges davon reine Erfindung war, dass das FBI manchmal die Gewehre und Geschosse selbst beisteuerte, dass nicht jede E-Mail der Zünder für einen Sprengsatz war oder dass die Verschwörer nicht samt und sonders einheimische Terroristen waren, sondern schlicht und einfach Verrückte.
Das FBI hatte mehr als 700 Millionen Unterlagen im Zusammenhang mit Terrorismus in seinen Akten. Auf der Liste der Terrorverdächtigen, die das Bureau führte, standen mehr als 1,1 Millionen Namen. Aus der Flut dieser Geheiminformationen die tatsächlichen Bedrohungen herauszufiltern blieb eine albtraumhafte Aufgabe. Der dritte Versuch des FBI, ein Computernetzwerk für seine Agenten aufzubauen, verlief mühsam, das Projekt kostete mehr Geld als vorgesehen und dauerte sehr viel länger als befürchtet. Es blieb in den folgenden Jahren unabgeschlossen. Nur ein Drittel der FBI-Agenten und Analysten hatten einen Internetanschluss. Mueller erhielt die Erlaubnis, zwei Dutzend hochrangige Geheimdienstoffiziere für das FBI-Hauptquartier anzuheuern. Bis zum Jahr 2008 fand er nur zwei. Der Kongress geißelte weiterhin die Terrorabwehr-Experten des FBI wegen ihres mangelnden Weitblicks und Durchhaltevermögens. Unter Mueller waren bisher acht gekommen und wieder gegangen.
Der strikte Fokus des FBI auf die Terrorbekämpfung hatte eine unvorhergesehene Konsequenz. Die Ermittlung und Strafverfolgung im Bereich der Wirtschaftskriminalität ging zurück – ein Segen für die Betrügereien an der Wall Street, die zu der schwersten Wirtschaftskrise Amerikas seit den 1930er Jahren beitrugen.
Mueller stand weiterhin in hohem Ansehen, als die Bush-Regierung abtrat. Desgleichen Mudd, der seinen Posten als oberster Berater des FBI-Direktors in Sachen Geheimdienst behielt. Mit Unterstützung des Verteidigungsministers und ehemaligen CIA-Direktors Robert Gates begannen die beiden mit der Erarbeitung einer globalen Terrorbekämpfungsstrategie, die bei beiden Parteien im Kongress und bei beiden Kandidaten, die sich im Herbst 2008 um das Präsidentenamt bewarben, auf Zustimmung stieß. Alle drei blieben auch unter dem neuen Präsidenten in ihrem Amt. Alle drei sollten seine Strategien mitgestalten.
»Das Ziel, das uns bei der Ausübung unserer Macht immer geleitet hat«
Am 28. April 2009 erschien Präsident Barack Obama zur offiziellen Feier des 100. Geburtstags des FBI im Hoover Building. Büro- und Sekretariatsangestellte hatten sich im Hof der mächtigen Betonfestung versammelt. Zusammen mit Obama betrat die FBI-Elite mit ihren goldenen Dienstmarken den Hof. Die Fahne zur Hundertjahrfeier an der Rückwand hing ein wenig schlaff herunter.
»Im Jahr 1908 gab es 34 Special Agents, die Theodore Roosevelts Justizminister gegenüber rechenschaftspflichtig waren. Heute arbeiten mehr als 30000 Männer und Frauen für das FBI«, begann der Präsident. »Vieles hat sich in den letzten hundert Jahren verändert«, sagte er und ließ seinen Charme spielen. »Thank God for change, Gott sei Dank für den Wandel.« Die Menge tobte.
»Ich weiß aber auch, dass einiges konstant geblieben ist«, fuhr er in nüchternerem Ton fort. »Die Herrschaft des Gesetzes – das ist das Fundament, auf dem Amerika errichtet wurde. Das ist das Ziel, das uns bei der Ausübung unserer Macht immer geleitet hat. Und deshalb müssen wir die Wahl zwischen unserer Sicherheit und unseren Idealen als eine falsche Alternative ablehnen.«[677]  
Obama war als Kämpfer für bürgerliche Freiheiten und verfassungsmäßige Rechte angetreten. Im Oval Office dann schlug er einen härteren Kurs ein, als er angekündigt hatte. Seine Entscheidungen in Fragen der Terrorbekämpfung schockierten bisweilen seine Anhänger. Er beschloss, Al-Qaida in Afghanistan und Pakistan zu jagen und zu töten. Die Vereinigten Staaten trugen den Kampf zu all den Tausenden, die dem Credo des Dschihad anhingen. Um einen neuen Anschlag zu verhindern, ging er bei der Terrorbekämpfung weiter als seine Vorgänger. Er war der erste Präsident seit dem Ende des Kalten Kriegs, der Amerikas Militär und Geheimdienste auf der Grundlage klar umrissener Regeln zu einer tödlichen Waffe machte.
Unter Obama eliminierten das CIA und das Pentagon hunderte Terrorverdächtige und manchmal auch Zivilisten in Afghanistan und Pakistan mit Hilfe modernster Drohnen. Während amerikanische Kommandos Osama bin Laden und andere Al-Qaida-Führer zur Strecke brachten, machte das Außenministerium seinen diplomatischen Einfluss geltend, um die Kooperation vieler islamischer Staaten zu gewährleisten. Dabei kamen ihm die Aufstände des arabischen Frühlings zugute, die sich im Namen der Demokratie gegen Diktatoren richteten. Um im Krieg gegen den Terror Recht und Gesetz zu wahren, übertrug Obama dem FBI die Kontrolle über die hartgesottenen – und wertvollsten – Al-Qaida-Häftlinge. Er vertraute Robert Mueller und seinen Agenten die Verhaftung und das Verhör von Terroristen an, ohne Amerikas Gesetze und Freiheiten zu beschädigen.
Das FBI war Teil eines wachsenden internationalen Netzwerks nationaler Sicherheitssysteme und eines Geflechts von geheimdienstlichen Erkenntnissen geworden, die Polizei und Spione in Amerika und weltweit untereinander austauschten. Das FBI überwachte jetzt mehr Verdächtige mit zahlreichen und immer ausgeklügelteren verdeckten Ermittlungen. Bei der Überwachung von Amerikanern, die sich mit Worten und Gedanken, nicht mit Taten und Verschwörungen der Regierung entgegenstellten, operierte es manchmal am Rand und wohl auch jenseits der Legalität. Doch das FBI bediente sich auch hervorragender Geheimdienstarbeit, um Najibullah Zazi, einen afghanischen, mit Al-Qaida verbündeten Einwanderer, zu verhaften und in New York vor ein Bundesgericht zu stellen, wo er sich schuldig bekannte, zum zehnten Jahrestag des 11. September einen Bombenanschlag auf eine U-Bahn geplant zu haben. Im Oktober 2011 bekannte sich ein weiterer von Al-Qaida inspirierter Attentäter, Umar Farouk Abdulmutallab, für schuldig, versucht zu haben, am Weihnachtstag des Vorjahrs ein Flugzeug von Delta Airlines mit 278 Passagieren an Bord zu zerstören. Er hatte in seiner Unterhose Sprengstoff versteckt.
Der Bundesrichter fragte ihn, ob er wisse, dass er gegen Gesetze verstoßen habe. »Ja, gegen US-amerikanische Gesetze«, antwortete er. Diese Fälle lieferten den Beweis, dass Terrorverdächtige vor amerikanischen Gerichten nach geltenden Gesetzen angeklagt und verurteilt werden konnten – ohne Militärtribunale und ohne Geständnisse, die durch Folter in Geheimgefängnissen abgepresst worden waren.
Im eigenen Land gewöhnten sich Amerikaner an Überwachungskameras und verschärfte Kontrollen an Flughäfen und an die Phalanx von Polizisten und Wachpersonal in Kampfausrüstung. Viele waren bereit, für das Versprechen von Sicherheit Freiheiten zu opfern. Big Brother mochten sie zwar nicht, aber sie wussten, dass er jetzt zur Familie gehörte.
Dennoch gab es weiter Anzeichen dafür, dass bei der Terrorbekämpfung in den kommenden Jahren die verfassungsmäßig garantierten Rechte beachtet werden würden. Am 7. November 2011 traten neue Richtlinien für die geheimdienstlichen Untersuchungen des FBI in Kraft – nach einem Jahrzehnt der Auseinandersetzungen darüber, wie die umfassenden Befugnisse des FBI im Kampf gegen den Terror umgesetzt werden sollten, und nach drei Jahren, in denen man versucht hatte, den im Namen der nationalen Sicherheit unter der Regierung Bush angerichteten Schaden wiedergutzumachen.
Die neuen Richtlinien des FBI setzten geheimen Durchsuchungen und Beschlagnahmen, der Installation von Abhöranlagen, der Datengewinnung und dem elektronischen Lauschangriff, dem Abfangen und der Überwachung von E-Mails und Mobiltelefonen enge gesetzliche Grenzen. Das 460 Seiten starke Handbuch, das mit beträchtlichen Schwärzungen veröffentlicht wurde, ist im 21. Jahrhundert ein Novum. Es erweckt den Eindruck, als bemühte sich die amerikanische Regierung nach Kräften, Freiheit und Sicherheit miteinander in Einklang zu bringen.
Das FBI, das vom Kongress immer noch keinen rechtlichen Freibrief hat, kämpfte hundert Jahre lang darum, was es im Namen der nationalen Sicherheit tun dürfe. Justizminister Edward Levi war der Erste gewesen, der vor fünfunddreißig Jahren – nach Watergate – versucht hatte, das FBI zu steuern. Damit stand er in der Tradition von Richter Harlan Fiske Stone, einer Säule der Rechtsstaatlichkeit, der in seiner Eigenschaft als Justizminister J. Edgar Hoover berufen und gewarnt hatte, eine Geheimpolizei sei eine Bedrohung der freien Gesellschaft.
Jetzt hat das FBI womöglich die erste realistische Gebrauchsanweisung für die Führung eines Geheimdienstes in einer offenen Demokratie geschaffen. Die neuen Regeln stellen gleich zu Beginn klar, dass »das strikte Einhalten verfassungsmäßiger Prinzipien und Rechtsgarantien wichtiger ist als das Ergebnis jedes Verhörs, jeder Beweissuche und jeder Ermittlung«. Sie machen deutlich, dass das FBI nicht befugt ist, gegen jemanden zu ermitteln, weil er »sich gegen den Krieg oder gegen die Außenpolitik stellt, weil er gegen das Vorgehen der Regierung protestiert oder bestimmte religiöse Überzeugungen propagiert« oder weil er ein Ausländer, ein Anarchist oder ein arabischstämmiger Amerikaner ist. Die uneingeschränkte Befugnis des FBI, Durchsuchungen, Beschlagnahmen und Überwachungen ohne richterliche Genehmigung durchzuführen, ist jetzt nur noch im Falle einer Kriegserklärung durch den Kongress und nicht mehr nur aufgrund eines geheimen Präsidialerlasses möglich. Diese Grundsätze mögen einst selbstverständlich gewesen sein, doch das FBI hatte sie in der Vergangenheit immer wieder verletzt.[678]  
Die lange Amtszeit Robert Muellers als FBI-Direktor begünstigte diesen Wandel. Kein FBI-Direktor vor ihm hatte die zehn Jahre überstanden, auf die der Kongress die Amtszeit des FBI-Direktors nach Hoovers Tod beschränkt hatte. Einige hatten das Bureau in Schimpf und Schande verlassen. Mueller hatte durchgehalten. Nach dem Jahrestag der Anschläge vom 11. September war der Meilenstein von zehn Jahre im FBI für ihn erreicht, doch Obama hatte ihn gebeten, zwei weitere Jahre auszuharren. Wenn er dem sich täglich erneuernden Druck standhält, wird er bis September 2013 im Amt bleiben. Dann wäre er fast siebzig. Er war auf diesem Posten alt geworden, seine Haare sind inzwischen fast weiß, sein Gesicht grau, die Augen müde, da ihn jeden Morgen ein neues Sperrfeuer von Drohungen und Warnungen erwartet. Doch seitdem er sich Präsident Bush in der Frage der Einhaltung von Rechtsgrundsätzen widersetzte, steht er für ein Prinzip, das seinem Amt Autorität verleiht. Er hatte gesagt, er wolle nicht, dass die Historiker einmal schreiben: »Du hast zwar den Krieg gegen den Terror gewonnen, aber die bürgerlichen Freiheitsrechte geopfert.«[679]  
Die Chance, dass dieses Grundprinzip Bestand hat, bleibt erhalten – die Möglichkeit, dass in einem Zustand ständiger Bedrohung die Amerikaner beides sein können: sicher und frei.




Nachwort
Dieses Werk verdankt seine Existenz Robert D. Loomis, der seit fünfundfünfzig Jahren bei Random House Bücher macht – eine Karriere so lang wie die von J. Edgar Hoover. Er kannte Hoover, und sie tranken seinerzeit den einen oder anderen Jack Daniel’s zusammen. Meine Zusammenarbeit mit Bob – mein Manuskript auf seinem Schreibtisch und er mit dem Stift in der Hand – war mir stets ein großes Vergnügen und ein Glück, das nur wenigen Autoren zuteil wird.
Bei Random House wurde dank eines hervorragenden Teams aus unserem Manuskript im Handumdrehen ein Buch. Mein Dank gilt Gina Centrello, Tom Perry, Susan Kamil, Benjamin Dreyer, Theresa Zoro, Ben Steinberg, Andy Ward, Amelia Zalcman, Avideh Bashirrad, Erika Greber, Susanna Sturgis, Lisa Feuer, Richard Elman, Steve Messina, Carole Lowenstein, Susan Turner, Beck Stvan, Barbara Fillon und Lisa Barnes. Großen Dank schulde ich der besten Literaturagentin der Welt, Kathy Robbins, und ihrem Team, vor allem David Halpern, Louise Quayle und Mike Gillespie. Mein Dank gilt auch dem Juristen F. Richard Pappa, Esq., und Matthew Snyder von der Creative Artists Agency.
FBI. Die wahre Geschichte einer legendären Organisation hatte das große Glück, in einer Zeit entstanden zu sein, in der seit dem Zweiten Weltkrieg unter Verschluss gehaltene Dokumente freigegeben wurden. In den letzten Monaten machte das FBI tausende Dokumente der Öffentlichkeit zugänglich, die diesem Buch Substanz und Tiefe geben. Der offizielle Historiker des FBI, John H. Fox Jr., und sein Team haben mit der Onlineveröffentlichung dieser Dokumente der Öffentlichkeit einen großen Dienst erwiesen. Dafür haben sie Lob verdient.
Viele Zeitzeugenaussagen in diesem Buch wurden von der Society of Former Special Agents des FBI zusammengetragen und veröffentlicht. Sie werden hier mit schriftlicher und mündlicher Genehmigung der Vereinigung zitiert. Hoovers Geheimdossiers wurden mir nach sechsundzwanzigjährigen Bemühungen unter Berufung auf den Freedom of Information Act (FOIA, das Gesetz über die Auskunftspflicht öffentlicher Einrichtungen) zur Verfügung gestellt und von David Sobel von der Electronic Frontier Foundation zugänglich gemacht. Ich danke ihm und den FBI-Mitarbeitern, die dazu beigetragen haben.
Das FBI verfügt über ein Team von PR-Mitarbeitern, deren Kompetenz und Erfahrung nur noch von den PR-Leuten des Pentagons übertroffen wird. Ich habe mich entschieden, nicht direkt mit ihnen zusammenzuarbeiten, um die Integrität dieses Buches zu wahren und den Lesern die hölzerne Prosa von Presseverlautbarungen zu ersparen. Dennoch stellt das FBI der Öffentlichkeit innerhalb der Grenzen einer durch Geheimhaltung gebundenen Bürokratie eine beachtliche Menge an Informationen online zur Verfügung. Ich beschäftige mich seit fünfundzwanzig Jahren mit Geheimdokumenten und Geheimagenturen. Ich weiß, dass kein Außenstehender – und nur wenige im Innern dieser Organisationen – das ganze Ausmaß der geheimen Operationen der Regierung kennt. Dieses Buch ist unvollständig. Doch es ist durch das Bemühen geprägt, ein Kapitel der Geschichte der Vereinigten Staaten des vergangenen Jahrhunderts zu schreiben. Man mag sich darüber streiten, aber ich glaube, dass die in diesem Buch zitierten Quellen für sich sprechen. Sie sind die Annalen im Kampf der Amerikaner für ihre Sicherheit und Freiheit.
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Aus einem Zeitzeugenbericht der Harry S. Truman Library, der von Justizminister Tom Clarks Berater Graham Morison stammt – faszinierend, aber leider nicht zu belegen –, geht hervor, dass in den Jahren 1946 und 1947 wenigstens einige Abhörgenehmigungen nicht erteilt wurden.
Morison: […] Zu meinen schwierigsten Aufgaben gehörten diese kleinen Zettel – ungefähr so groß, nicht viel größer als so –, mit denen J. Edgar Hoover die Befugnis zur Telefonüberwachung einholen wollte.
Frage: Anfragen von J. Edgar Hoover wegen Telefonüberwachung?
Morison: Ja. Ich habe die verdammten Dinger in meiner Schreibtischschublade gesammelt, bis ich ungefähr 50 beisammen hatte, und dann rief Edgar den Justizminister an und sagte: »Ich möchte wissen, warum auf rund 50 Anfragen wegen Telefonüberwachung nicht reagiert wurde.«
Er sagte: »Ich glaube, dass Graham Morison sie hat. Es ist seine Aufgabe, sie erst mal zu prüfen.«
Also rief er mich an und erkundigte sich danach. Ich sagte: »Tom, Sie achten doch unsere Verfassung, ich weiß, dass Sie das tun, wir haben darüber gesprochen. Das ist durch kein Gesetz abgedeckt, und es steht im Widerspruch zu den Bürgerrechten freier Menschen, einen solchen Eingriff in ihr Privatleben zu gestatten […] Und er sagte: »Schön, Edgar kommt vorbei. Sie müssen das in die Hand nehmen.«
Ich sagte: »Mit Vergnügen.«
Also kam er vorbei, und der Justizminister bat mich, Hoover meine Position darzulegen […] sagte ich: »Mr Hoover, wegen der angefragten Telefonüberwachung. Sie haben doch Jura studiert wie ich. Ich habe die größte Hochachtung vor unserer Verfassung, und als Jurist bin ich überzeugt, dass Sie ebenso gut wissen wie ich, dass wir keinerlei Handhabe besitzen – ganz gleich wie Sie darüber denken und wie sehr Sie wünschen, über das Verhalten der Bürger Bescheid zu wissen –, in Friedenszeiten in ihre Privatsphäre einzudringen. Das macht unsere Verfassung zum Gespött, und was mich angeht, ich werde Ihnen nicht gestatten, das zu tun.«
Und er sagte: »Tja, Herr Justizminister, wie steht’s mit Ihnen?«
Tom Clark erwiderte: »Dem Rat, den er mir gibt, Edgar, werde ich folgen.« […] Es war seltsam, aber nach diesem Vorfall sagte Tom: »Mein Gott, ich dachte, den Tag erlebe ich nicht mehr, an dem sich jemand Edgar widersetzt! Er hat bisher jeden Justizminister seit Justizminister Stone schikaniert […]«
Und ich sagte: »Sie können mir die Schuld geben.«
Er sagte: »Genau das habe ich vor.« Wir bekamen nie irgendwelche Rückwirkungen zu spüren, aber die Sache war vom Tisch, solange ich dort war.
Frage: Haben Sie die Telefonüberwachung untersagt?
Morison: Jede einzelne Anfrage.
Frage: Hat das FBI während der Regierung Truman keine Gespräche abgehört?
Morison: Nichts, was die Zustimmung des Justizministers erfordert hätte, wurde genehmigt, solange ich ’46 und ’47 Berater des Ministers war. Es könnte einige [Abhöraktionen] gegeben haben, nachdem ich den Posten aufgegeben hatte.
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»das Rohmaterial zum Aufbau des größten Geheimdienstes der Welt«: Allen W. Dulles bei der Anhörung vor dem Ausschuss zur Bereitstellung finanzieller Mittel für die Bundesministerien, 27. Juni 1947. Die Anhörung war nicht öffentlich. Die einzig vorhandene Abschrift der wichtigsten Zeugenaussagen wurde in einen Safe im CIA-Hauptquartier eingeschlossen. Mitglieder der Ausschüsse für nachrichtendienstliche und Regierungsoperationen des Repräsentantenhauses entdeckten sie 1982.
221  
»Es ist eine Tragödie«: Hoovers Vermerk auf einem Memorandum von Victor Keay an H. B. Fletcher, Betreff: Kritik an der CIA, FBI/FOIA, 28. Oktober 1948; »Wenn die Bevölkerung dieses Landes …«: Memorandum für Mr Ladd, Betreff: Central Intelligence Agency, 11. August 1948, FBI/FOIA.
222  
»Zeiterschwendung«: Hoovers Vermerk auf Memorandum an Ladd, 19. August 1947, FBI/FOIA; »bitte streichen Sie dieses ganze Gesülze«: Hoovers Vermerk auf Ladds Memorandum an Hoover, 23. Oktober 1947, FBI/FOIA; Hervorhebung im Original. »Verschwendet damit keine Zeit«: Hoovers Vermerk auf Memorandum an Ladd, 11. Dezember 1947, FBI/FOIA.
223  
»die derzeit weitverbreitete Ansicht«: »Subject: Intelligence Matters«, streng geheimes Memorandum der Unterredung, von John H. Ohly, Mitarbeiter des Verteidigungsministers, 24. Oktober 1947, Harry S. Truman Library.
224  
»… einer in die Vereinigten Staaten eingeschmuggelten Atombombe«: Forrestal an Hoover, 20. Dezember 1948, streng geheimer Brief, in dem Hoovers Memorandum an Forrestal vom 1. November 1947 zitiert wird, Harry S. Truman Library. Hoovers Warnung an Forrestal vom 1. November 1947 zur Bedrohung durch den sowjetischen Atomterror diente als politischer Katalysator. Der Verteidigungsminister, der bei der Schaffung des neuen Dienstes der CIA zur Durchführung verdeckter Operationen in Übersee zu einer treibenden Kraft wurde, entwickelte Strategien zum Sturz Stalins. Das Ziel war kein geringeres als die Unterwanderung des Sowjetstaats, die Befreiung der besetzten Länder Osteuropas und die Zurückdrängung Russlands in seine Grenzen vor dem Zweiten Weltkrieg. Der Chef der neuen Gruppe für verdeckte Operationen, Frank Wisner, erbat die Hilfe des FBI bei der Überprüfung russischer und osteuropäischer Exilanten in den Vereinigten Staaten, die er als politische Stoßtrupps ausbilden und ausrüsten wollte, um Stalin und seine Verbündeten anzugreifen. Hoovers Leute waren gern dazu bereit, weil sie damit die FBI-Dossiers zur CIA füllen konnten. Ihr Chef betrachtete Wisner und dessen Leute mit größtem Misstrauen; ihre Pläne gingen als »Project ›X‹« in die FBI-Akten ein.
225  
Die Fernmeldeaufklärung des Heeres: Die Marine hatte für den sowjetischen Funkverkehr im Pazifik ihre eigene Abteilung. Heer und Marine schlossen sich kurz vor dem Ende des Zweiten Weltkriegs zusammen. Der amerikanische Chiffrier- und Dechiffrierdienst ging 1952 in der National Security Agency, der Nationalen Sicherheitsbehörde, auf.
226  
General Carter W. Clarke: Am 1. September 1947 oder kurz zuvor informierte Clarke den Kontaktmann des FBI zur Fernmeldeaufklärung des Heeres, Special Agent S. Wesley Reynolds, über den Inhalt der sowjetischen diplomatischen Noten. Der offizielle Historiker des FBI, John F. Fox Jr., schrieb, Clarke habe »Reynolds gefragt, ob das Bureau von sowjetischen Decknamen wisse, die seinem Team hilfreich sein könnten. Reynolds übergab ihm bald darauf eine Liste mit 200 bekannten Decknamen, die das FBI zusammengetragen hatte. Die meisten waren bisher nicht im Funkverkehr aufgetaucht.« Der Nachrichtendienst des Heeres übergab dem FBI die entschlüsselten Textfragmente. Reynolds nahm sie zu den Akten. Doch »die Nachrichtenfragmente wurden in einen Safe gelegt und gerieten in Vergessenheit«, neun Monate lang: siehe John J. Fox Jr., »In the Enemy’s House: Venona and the Maturation of American Counterintelligence«, Vortrag beim Symposium on Cryptologic History in der Nationalen Sicherheitsbehörde, 27. Oktober 2005.
227  
»In Anbetracht der laxen Methoden«: Hoover machte sich Sorgen über die Offenlegung von Geheimnissen in der Welt der amerikanischen Geheimdienste. Die Frage beispielsweise, wer über die Zahlung von jährlich 150000 Dollar an amerikanische Telekommunikationsgesellschaften für Abschriften ausländischer diplomatischer Telegramme im Rahmen des Venona-Projekts informiert war, beschäftigte Hoover und Heeresgeneral A. R. Bolling. Bolling sagte zum FBI, »nur wenige Personen, einschließlich des Präsidenten und des Verteidigungsministers«, wüssten von dem Deal, und er wies das FBI an, die Sache unter Verschluss zu halten. Keay, Memorandum an Ladd, 6. Mai 1949, FBI/FOIA. Zur Eröffnung der Ermittlungen des FBI, die zur Hinrichtung der Rosenbergs führten, siehe: Ladd an Hoover, 8. Januar 1953, »re: Julius Rosenberg, Ethel Rosenberg, Espionage-R«; Hoover an die Dienststelle in New York, 18. August 1949, und die Dienststelle in New York an das Hauptquartier, 18. August 1949; alle erstmals zitiert in dem Vortrag »In the Enemy’s House: Venona and the Maturation of American Counterintelligence« des FBI-Historikers Fox beim Symposium in der Nationalen Sicherheitsbehörde 2005. Im Mai 1952 schrieb Hoover, das Heer und das FBI zögen es in Erwägung, die CIA trotz ihrer »laxen Methoden« und »ihrer fragwürdigen Mitarbeiter« in das Venona-Projekt einzuweihen; Hoovers Vermerk auf einem Memorandum Belmonts an Ladd, 23. Mai 1952, FBI/FOIA.
228  
»Wir hatten jetzt dutzende«: Robert J. Lamphere und Tom Shachtman, The FBI-KGB War: A Special Agent’s Story (Macon, GA.: Mercer University Press, 1995), S. 96f.
229  
»Ich gehe durch eine schreckliche politische ›Feuerprobe‹«: Truman an Churchill, 10. Juli 1948, zitiert bei David McCullough, Truman (New York: Simon & Schuster, 1992), S. 648f.
230  
»wie ein menschlicher Federball«: Am 26. September 1948 schrieb Pearson in seiner auch in anderen Zeitungen erschienenen Kolumne »Washington Merry-Go-Round«, der »gutaussehende FBI-Mann Lou Nichols« treffe sich alle paar Tage mit den Vorsitzenden des Ausschusses für unamerikanische Umtriebe und des Ermittlungsunterausschusses des Senats. Woher wusste Pearson darüber Bescheid? Er vermutete richtig, dass Hoovers Leute ihn überwachten, und deshalb überwachte er Hoovers Leute. In derselben Kolumne schrieb er: »Diese Stadt heißt zwar nicht Moskau, aber sie ist zu einem Ort geworden, wo Schnüffler andere Schnüffler beschatten, fast im Stil der Geheimpolizei des NKWD.«
231  
»einen Freispruch unter sehr blamablen Umständen«: Jones, Memorandum an Ladd, 16. Januar 1947, FBI, zitiert von dem offiziellen FBI-Historiker John J. Fox Jr., »In the Enemy’s House: Venona and the Maturation of American Counterintelligence«, Vortrag am 27. Oktober 2005 beim Symposium on Cryptologic History.
232  
Laurence Duggan: Im Dezember 1948, nachdem Chambers an die Öffentlichkeit getreten war, wurde Duggan vom FBI in die Mangel genommen, eine Woche später von seinen alten Kontakten beim sowjetischen Geheimdienst. Er starb fünf Tage danach durch einen Sprung oder Sturz aus einem Fenster im 15. Stock. Hiss wurde im Dezember 1948 wegen Meineids vor Gericht gestellt, nachdem er eidesstattlich erklärt hatte, er habe keine Dokumente des Außenministeriums an Chambers weitergegeben. Er wurde zu fünf Jahren Haft verurteilt. Auch Chambers hatte das Bundesgeschworenengericht belogen, kam aber straflos davon. Im Jahr 2009 veröffentlichte sowjetische Geheimdienstdokumente belegen, dass Hiss tatsächlich ein Spion gewesen war.
233  
»Nein …«: Chambers’ Aussagen wurden nie veröffentlicht. Auszüge aus der Mitschrift wurden erstmals zugänglich gemacht in Sam Tanenhaus, Whittaker Chambers: A Biography (New York: Modern Library, 1998), S. 216–219; Zitat S. 221.
Auf die Frage, warum das FBI Chambers’ Enthüllung gegenüber A. A. Berle im September 1939 und bei seiner ersten Vernehmung im FBI im Mai 1942 bewusst ignoriert hatte, gibt es eine klare Antwort. Der Journalist Isaac Don Levine war Berles Verbindungsmann gewesen: Hoover hatte ihn im Sommer 1939 fallengelassen. Wenn Hoover jemanden fallenließ, dann endgültig; und auch dessen Mitstreiter fielen in Ungnade. Levine hatte das Bureau in eine peinliche Lage gebracht. Er hatte für die Saturday Evening Post – eine Wochenzeitschrift mit fünf Millionen Abonnenten – eine Serie geschrieben, die erstmals die Geschichte der sowjetischen Spionage in Amerika erzählte. Es war die Geschichte Walter Kriwitzkis, eines hohen sowjetischen Geheimdienstoffiziers. Er hatte mit Stalin gebrochen, war in Paris übergelaufen und hatte sich mit dem amerikanischen Botschafter William Bullitt getroffen, mit dessen Hilfe er in die Vereinigten Staaten gelangt war. Nicht zuletzt seine Aussagen hatten Bullitt, einen glühenden Befürworter der Anerkennung der Sowjetunion, überzeugt, dass Stalins Regime den Mord zum Programm gemacht hatte. Botschafter Bullitt, der in seiner Jugend selbst als Journalist gearbeitet hatte, kannte Levine als einen begabten Auslandskorrespondenten und vertraute ihm. Er setzte sich für den sowjetischen Überläufer ein.
Die Berichte in der Saturday Evening Post waren spannend. Sie erzählten, wie Stalin seine tatsächlichen und vermeintlichen Gegner liquidierte und wie die sowjetische Geheimpolizei amerikanischen Freiwilligen im Spanischen Bürgerkrieg die Pässe stahl und für die Auslandsreisen sowjetischer Spione benutzte. Levine beschrieb detailliert den Apparat des sowjetischen Auslandsgeheimdienstes in den Vereinigten Staaten – und deutete an, die Sowjets hätten jahrelang Spionageringe rund um das FBI betrieben.
Das FBI hatte Kriwitzki in New York zweimal vernommen, zum ersten Mal kurz nachdem der erste Artikel in der Presse erschienen war. Kriwitzki war der erste sowjetische Spion, der mit dem FBI sprach. Raymond J. Batvinis, pensionierter Offizier der Spionageabwehr des FBI, prüfte die Kriwitzki-Akte mehr als 60 Jahre, nachdem sie geschlossen worden war. Er kam zu dem Schluss, Hoover selbst habe entschieden, dass Kriwitzki nicht zu trauen sei und man ihm nicht glauben dürfe. Hoover begründete sein Urteil mit einer Anmerkung der Redaktion im ersten Artikel der Serie, in dem es hieß, Kriwitzki glaube »immer noch an den wahren Kommunismus Lenins«. Das war für Hoover zu viel. Er ließ Levine fallen, weil er Kriwitzkis Geschichte erzählt hatte. Und damit geriet auch Berles Bericht in ein schiefes Licht. »Wie lässt sich erklären, dass das FBI eine so einzigartige und außerordentlich wertvolle Informationsquelle verkannte, die die Aktivitäten des sowjetischen Geheimdienstes in der westlichen Hemisphäre wie ein Ei hätte zerbrechen können?«, schrieb Batvinis 2007 mit der Erfahrung eines Mannes, der sein Leben lang Spione gejagt hatte. Seine Antwort lautete, dass es Hoover und seinen Männern schlicht »an Professionalität« gefehlt habe, um einen übergelaufenen sowjetischen Geheimdienstoffizier vernehmen und verstehen zu können. Damit hatten sie ganze zehn Jahre verloren.
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»Hoover hat sein Ding durchgezogen«: Zeitzeugeninterview mit Spingarn, 29. März 1967, Harry S. Truman Library, und Interview mit Spingarn in Ovid Demaris, The Director: An Oral Biography of J. Edgar Hoover.
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»Das widersprach unseren bisherigen Gepflogenheiten«: Zeitzeugeninterview mit Spingarn, 29. März 1967, Harry S. Truman Library.
236  
»Es war das Thema Sicherheit …«: Zeitzeugeninterview mit Tom C. Clark, 17. Oktober 1972, Harry S. Truman Library.
237  
»des Programms zur Internierung von Kommunisten …«: [Geschwärzt] an Ladd, »CIA Requests for Information Concerning Aliens«, 19. November 1948, FBI/FOIA.
238  
»Seit ein paar Monaten erstellen Mitarbeiter …«: Hoover an Souers, 7. Juli 1950, FRUS Intelligence.
239  
Der Kongress finanzierte in den 1950er Jahren: Als Präsident Nixon 1971 die Aufhebung des Emergency Detention Act von 1950 unterzeichnete, sagte er: »Kein Präsident hat jemals versucht, die Bestimmungen dieses Gesetzes anzuwenden. Und obwohl vom Kongress sechs Internierungslager errichtet und finanziert wurden, wurde keines davon jemals zum Zweck dieser Gesetzesbestimmung genutzt. Tatsächlich wurden seit 1957 alle sechs Lager geschlossen oder einer anderen Verwendung zugeführt.«
240  
… betrachteten Dewey einhellig: Einer der 50 Journalisten, die Trumans Niederlage vorhersagten, war Bert Andrews, Leiter des Washingtoner Büros der renommierten republikanischen New York Herald Tribune, der für eine Serie über das Programm zur Überprüfung der Staatstreue von Bundesbeamten (das Loyalty and Security Program) soeben den Pulitzer-Preis gewonnen hatte. Er war ein heimlicher Vertrauter Nixons und Chambers’ und bekniete die beiden erbarmungslos, ihm brisante Nachrichten zu liefern. Auf der Welle der Kommunistenjagd reitend, versicherte er, er könne Nixon zum Präsidenten machen. Als Truman die Prognose in der Presse las, sagte er: »Ich kenne jeden einzelnen dieser fünfzig Typen. Keiner von ihnen ist besonders hell auf der Platte.«
241  
»Amerika reitet die Welt wie ein Koloss«: Robert Payne, Report on America (New York: John Day, 1949), S. 3.
242  
»Sie macht den Eindruck«: 4. Januar 1945, KGB-Akte, zitiert bei John Earl Haynes, Harvey Klehr und Alexander Vassilev in Spies, S. 288f. Es handelte sich nicht um eine dechiffrierte Venona-Nachricht, sondern um ein von Vassilev transkribiertes Dokument aus dem KGB-Archiv. Der sowjetische Geheimdienst änderte zwischen 1917 und 1991 dreizehnmal seinen Namen. Im März 1954 erhielt er die Bezeichnung KGB (Komitee für Staatssicherheit) und behielt sie bis Oktober 1991 bei. Der militärische Nachrichtendienst der Sowjetunion, der sich gleichfalls umbenannte, hieß nachfolgend GRU (Hauptverwaltung Aufklärung).
243  
»O.K. – H.«: Memorandum an Ladd, 11. November 1949, FBI, zitiert bei Alan F. Westin, »The Wire-Tapping Problem: An Analysis and a Legislative Proposal«, Columbia Law Review, Bd. 52, Nr. 2 (November 1952), S. 165–208. Westins Analyse enthält ausführliche Exzerpte aus den Akten zum Coplon-Prozess und zum Berufungsverfahren, unter anderem Belege dafür, dass 50 FBI-Agenten Coplons Telefonleitung überwacht, ein FBI-Agent im ersten Prozess eine falsche Aussage gemacht und das FBI vor dem zweiten Prozess die Abhörprotokolle vernichtet hatte.
244  
»in der ganzen Coplon-Affäre«: Lamphere und Shachtman, The FBI-KGB War, S. 115–122.
245  
… am 7. September 1949: MI5-Akten, zitiert bei Michael S. Goodman, »Who Is Trying to Keep What Secret from Whom and Why?: MI5-FBI Relations and the Klaus Fuchs Case«, Journal of Cold War Studies, Bd. 7, Nr. 3 (2005), S. 124–146.
246  
»Fuchs wusste«: Keay an Fletcher, »Klaus Fuchs: Espionage«, 21. Februar 1950, FBI/FOIA.
247  
»Doch nach diesem Kontakt zu Gold«: Zeitzeugeninterview mit Donald Shannon, 4. September 2003, FBI/FBIOH.
248  
»Nehmen Sie zur Kenntnis«: Notiz Hoovers zu Ladd an Hoover, »Subject: Foocase«, 16. Februar 1950, FBI/FOIA.
249  
»Die Konkurrenz kennt nicht nur …«: KGB-Zentrale in Moskau an den KGB in New York, 10. April 1950. Vassilevs Transkription zitiert in Haynes, Klehr und Vassilev, Spies.
250  
»In Arlington Hall galt er als jemand …«: National Security Agency, »L’Affaire Weisband«, in »Breaches in the Dike – The Security Cases«, NSA, DOCID 3188691.
251  
»eine Reihe von Abwehrmaßnahmen«: Vassilevs Transkription der KGB-Akten vom März 1949 und Juli 1949. »Das FBI reimte sich langsam zusammen …«: National Security Agency, »L’Affaire Weisband«.
252  
»Mr Hoover traute niemandem«: Zeitzeugeninterview mit Furgerson, FBI/FBIOH.
253  
»Es ist ungeheuerlich«: Hoovers Vermerk auf dem Memorandum Keays an Ladd, 7. April 1949, FBI/FOIA.
Im Versuch, Allen Dulles den Rang des ersten Manns im amerikanischen Nachrichtendienst streitig zu machen, steckte Hoover in einem Schreiben an Dulles seine Claims ab. In den Zuständigkeitsbereich des FBI, so Hoover, fielen all jene Ausländer in den Vereinigten Staaten, die die CIA rekrutieren und als Agenten in Übersee einsetzen wolle – nicht nur Ausländer und Überläufer, sondern auch ausländische Studenten und Geschäftsleute. Kurzum, die CIA solle nicht in den Gewässern des FBI fischen. Das war ein sehr wunder Punkt.
Dulles hatte einige Kongressabgeordnete dazu gebracht, einen neuen radikalen Gesetzentwurf vorzulegen. Das CIA-Gesetz von 1949 stärkte und erweiterte die Befugnisse des CIA-Direktors – ein Posten, den Dulles selber anstrebte. Hierzu gehörte das Recht der CIA, Ausländer zur Ausbildung als Spione und Saboteure im Einsatz gegen Stalin in die Vereinigten Staaten zu holen. Hoover betrachtete diesen Passus des Gesetzes als eine Bedrohung Amerikas. Was, wenn diese Ausländer Doppelagenten waren? Was, wenn ein russischer Überläufer Interna des amerikanischen Geheimdienstes erfuhr und mit diesem Wissen nach Moskau zurückkehrte? Hoover schrieb mit königsblauer Tinte, er werde »diese erstaunliche Verfügung« bekämpfen, die von Dulles und dessen Verbündeten bei der CIA unterstützt wurde.
Bei genauerer Lektüre kam Hoover zu dem Schluss, dass das ganze Gesetz eine Katastrophe war. »Es muss klar sein«, so seine Anweisung, »dass wir diesem Gesetzesentwurf zu keiner Zeit und auf keinen Fall zustimmen werden. Wir widersetzen uns seiner Verabschiedung & er ist von Grund auf schlecht.«
An den Justizminister schrieb Hoover, Dulles und seine Verbündeten würden an der Heimatfront »heillose Verwirrung« stiften. Seine Warnung blieb ungehört. Das CIA-Gesetz wurde unter großer Geheimhaltung und praktisch ohne öffentliche Debatte durch den Kongress gepeitscht. Unter anderem wurden der CIA geheime Geldmittel bewilligt, die unauffindbar im Pentagon-Haushalt versteckt waren. Weiterhin erhielt die CIA das Recht, dieses Geld ohne Rechenschaftslegung auszugeben; die Erlaubnis, pro Jahr 100 Ausländer in die Vereinigten Staaten zu holen und ihnen ein dauerhaftes Bleiberecht zu gewähren, ungeachtet ihrer Vergangenheit als Kriegsverbrecher oder Terroristen, sowie das Recht, gewisse Operationen innerhalb der Vereinigten Staaten durchzuführen, die schon fast Geheimpolizeicharakter hatten.
Das Tauziehen zwischen Hoover und Dulles sollte den amerikanischen Geheimdienst noch über Jahrzehnte prägen. Die Auseinandersetzung zwischen FBI und CIA begann in Washington, griff aber bald auf das ganze Land und auch aufs Ausland über und ähnelte nicht selten einem absurden Theaterstück.
Admiral Roscoe Hillenkoetter, Trumans CIA-Direktor, wusste, dass er für den Job ungeeignet war; er hatte es selbst gesagt. Dennoch war der Admiral tief getroffen, als er von »Wild Bill« Donovan, Allen Dulles und dem von beiden gehätschelten CIA-Mitarbeiter Frank Wisner demontiert wurde, der die sich rasch ausweitenden globalen Kommandooperationen und die psychologische Kriegsführung gegen Stalin leitete. Alle drei streuten im Rahmen von Dulles’ Kampagne für den Posten des CIA-Direktors verleumderische Informationen über Hillenkoetter. Der Admiral trug dies Präsident Truman und Hoover vor. Er setzte das FBI darüber in Kenntnis, dass »der Präsident General Donovan wegen dessen Einmischung in die Angelegenheiten der CIA heftig kritisiert und ihn als einen ›neugierigen Mistkerl‹ bezeichnet hatte.«
Hoover hatte Harry Trumans scharfe Bemerkung mit diebischer Freude in seine CIA-Akte aufgenommen. Am 5. April 1950 wurde Hoovers CIA-Dossier noch dicker. Er hatte aufgeschnappt, dass Wisners Agenten in Hollywood »versuchten, in der Filmbranche Undercover-Agenten anzuwerben«, wie es in dem Brief einer zuverlässigen Quelle heißt. »Ein hier im Umlauf befindliches ›Bonmot‹ lautet, das FBI sei erledigt […] Es gibt eine Flüsterkampagne, die unwahr und unfair ist.« Wütend verlangte Hoover eine gründliche Untersuchung der Machenschaften Wisners, seiner Werber in Hollywood und ihrer »verleumderischen Äußerungen über das Bureau«.
Der Kontaktmann des FBI zur CIA, der junge Special Agent Cartha »Deke« DeLoach, der Hoover in Aussehen, Wort und Tat nachzueifern suchte, teilte dem CIA-Direktor mit, Wisners Agenten »verletzten die Zuständigkeit des FBI« und versuchten, »das Bureau durch Verleumdung zu unterminieren«. Der Admiral beklagte sich über Wisner. Er sei ein »Lord of misrule«, ein »Herr der Unordnung«; es gebe unter seinen Agenten »›schlechte Elemente‹ und inkompetente Mitarbeiter«. Aber er war ein aufsteigender Stern am Horizont. Wisner werde bald alle Bereiche des weltweit operierenden Geheimdienstes übernehmen, warnte der Admiral. Sein Schirmherr Allen Dulles werde fest hinter ihm stehen. Weiter sagte der Admiral dem FBI-Agenten, er werde als CIA-Direktor zurücktreten, sobald er ein Schiff gefunden habe, dessen Kommando der Präsident ihm übertrage.
Wisner leitete den einzigen Bereich innerhalb der US-Regierung, auf den Hoover keinen Einfluss hatte. »Was wissen wir über ihn?«, hatte Hoover in seinem ersten FBI-Memorandum zu Wisner gefragt, in dem dieser irrtümlich als »prominenter Zeitungsmann« bezeichnet wurde – und nicht als hochgebildeter Anwalt, der für »Wild Bill« Donovan im Zweiten Weltkrieg Operationen in Rumänien durchgeführt hatte.
Kurze Zeit später erfuhr Hoover mit Entsetzen, dass Wisners Truppe über mehr Geld und mehr Macht verfügte als das FBI.
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»Das ist das schockierendste Beispiel …«: Hoovers Vermerk auf dem Memorandum Mohrs an Tolson, »CIA Appropriations«, 18. August 1951, FBI/FOIA.
255  
»Spionage, Sabotage, subversive Aktivitäten«: Truman, Erklärung am 24. Juli 1950, Harry S. Truman Library. Einige von Trumans Beratern waren über das Ausmaß dieser Befugnisse schockiert. »Wie zum Teufel konnte das passieren?«, schrieb der nationale Sicherheitsberater Stephen Spingarn an seinen Kollegen George Elsey im Weißen Haus. »Keine Ahnung – ich dachte, darum kümmern Sie sich«, antwortete Elsey, der vermutete, Hoover plane einen Staatsstreich.
256  
»… zehn hochkarätige und höchst zuverlässige Informanten des FBI«: FBI-Bericht an das Weiße Haus, »Present International Situation and The Role of American Communists in the Event of War«, 24. August 1950, Harry S. Truman Library.
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»dass sie für die sexuelle Erpressung durch ausländische Geheimdienste …«: Die Sowjets führten Operationen durch, die sie »Honigfallen« nannten. Das lief folgendermaßen ab: Eine attraktive junge Frau (oder ein attraktiver junger Mann) begann einen Flirt mit einem Amerikaner im Ausland. Ihre Treffen fanden in einem vom KGB abgehörten Hotelzimmer statt. Anschließend wurde der Amerikaner mit Fotos von dem Rendezvous und dem Vorschlag konfrontiert, entweder mit Moskau zusammenzuarbeiten oder die Suppe auszulöffeln, die er sich eingebrockt hatte. In den Truman-Jahren hatte die CIA mit etlichen Fällen dieser Art zu tun. Der langjährige CIA-Dienststellenleiter in der Schweiz, ein Homosexueller, war in eine solche Honigfalle getappt. Er stand unter dem Verdacht, dem Druck der Sowjets nachgegeben und für sie spioniert zu haben. Er wurde nach Washington zurückbeordert und erschoss sich. Die CIA vertuschte den Fall, aber das FBI wusste einiges darüber. Ein paar Jahre später tappte der einflussreichste außenpolitische Kolumnist Washingtons, Joe Alsop, in Moskau in eine Honigfalle mit einem jungen Mann. Hierüber wusste das FBI genau Bescheid. Das FBI gehörte auch zu den wenigen, die wussten, dass Whittaker Chambers in all den Jahren als sowjetischer Agent in New York und Washington Affären mit Männern hatte. Sein Bruch mit dem Kommunismus und der Homosexualität war gleichzeitig erfolgt. Geheimnisse und Sex – die Decknamen, die codierte Sprache, der Kitzel und die Gefahren – waren für Chambers zwei Seiten ein und derselben Medaille gewesen.
258  
»Die Sowjets wussten«: Zeitzeugeninterview mit Conway, FBI/FBIOH.
259  
»Sex Deviates« Program: Ursprung und Zielsetzung des »Sex Deviates« Program zur Bekämpfung »sexueller Abweichler« und des Responsibilities Program sind in einem Bericht der Executive Conference des FBI unter Vorsitz Clyde Tolsons an Hoover dargelegt: »Dissemination of Information by the Bureau Outside the Executive Departments«, 14. Oktober 1953, FBI/FOIA.
260  
»General Smith wirkte ausgesprochen betroffen«: Memorandum Hoovers an Tolson und Ladd, 18. Oktober 1950, FBI/FOIA. Hoover war besonders über den CIA-Offizier Carmel Offie beunruhigt, der unter dem CIA-Chef für Geheimoperationen Frank Wisner arbeitete. Er hatte Offie als einen israelischen Spionageagenten im Verdacht, wusste aber auch, dass Offie einflussreiche Freunde in Washington hatte, ein schillernder Partylöwe mit einem Faible für Klatsch und Tratsch und außerdem ein promiskuitiver Homosexueller war. Er war bei der Polizei aktenkundig, weil man ihn in einer öffentlichen Toilette im Lafayette Park gegenüber dem Weißen Haus beim Oralsex erwischt hatte.
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hatte Eisenhower selbst zwei von ihnen genannt: Memorandum eines Gesprächs zwischen Eisenhower und Außenminister Christian Herter vom 30. August 1960, Dwight D. Eisenhower Library. Vier Wochen nach dem Antritt der Kennedy-Regierung wurde Cooley, Vorsitzender des Landwirtschaftsausschusses des Repräsentantenhauses, zum Gegenstand einer beispiellosen FBI-Untersuchung wegen politischer Korruption im Kongress. Der Abgeordnete, der sich von Trujillo, dem Diktator der Dominikanischen Republik, hatte schmieren lassen, beeinflusste den neuen Außenminister Dean Rusk, das Gesetz über die Zuckerquote zu ändern; für Trujillo und seine Familie ging es um mehrere Millionen Dollar. Am 16. Februar 1961, 26 Tage nach Antritt der neuen Regierung, genehmigte Justizminister Robert Kennedy Abhöraktionen gegen Cooleys Sekretärin im Kapitol, gegen einen Lobbyisten für die Dominikanische Republik und gegen drei Mitarbeiter im Landwirtschaftsministerium. Später verwanzte das FBI ein Hotelzimmer, wo sich Cooley mit Vertretern der Dominikanischen Republik traf. Wenn ein einflussreicher Kongressabgeordneter auf der Gehaltsliste eines Diktators stand, war das nicht einfach nur ein Fall von politischer Korruption. Es zog Probleme der nationalen Sicherheit nach sich, da der Umgang mit Diktaturen in der Karibik – unter anderem auch in Kuba – für jeden Präsidenten problematisch war. Auszüge vom Mitschnitt eines Treffens zwischen Rusk und Cooley am 14. Februar 1961, zwei Tage, bevor Robert Kennedy die Telefonüberwachung genehmigte, vermitteln einen Eindruck:
 
Außenminister Rusk erklärte einleitend, die Regierung akzeptiere eine Verlängerung des Zuckergesetzes um 21 Monate und wolle diese baldmöglichst verabschieden. Allerdings lege sie Wert darauf, die Vorlage des Abgeordneten Cooley dahingehend zu ändern, dass dem Präsidenten eine Entscheidungsbefugnis über den Teil der kubanischen Quote eingeräumt wurde, der sonst womöglich der Dominikanischen Republik zugeteilt werden müsste.
Diese Forderung begründete der Außenminister hauptsächlich damit, dass die derzeitige Situation in Kuba eine potentiell ernste Bedrohung für die Sicherheit der Vereinigten Staaten und der westlichen Hemisphäre darstelle. Castro müsse mit entschlossenen Maßnahmen davon abgehalten werden, weiterhin den Umsturz friedlicher und freundlich gesinnter Regime in Lateinamerika zu betreiben und zu einer ernsthaften militärischen Bedrohung für die Vereinigten Staaten zu werden […] Für viele dieser lateinamerikanischen Staaten, allen voran Venezuela, stelle die Dominikanische Republik eine nicht minder schwere Bedrohung ihrer Stabilität dar. Falls die Vereinigten Staaten es versäumten, die Bedrohung durch Trujillo auf eine Stufe mit Castro zu stellen, werde sie das die Unterstützung und das Wohlwollen kosten, die sie brauchten […]
Für diese Leute sei es nicht nachvollziehbar, dass die Vereinigten Staaten Castro bestrafen wollten, indem sie Kuba keinen Zucker abkauften, um sich dann die fehlende Menge hauptsächlich von dem Diktator der Dominikanischen Republik zu holen. Ein unerwartetes Geschenk und eine Belohung für Trujillo, der in den Augen dieser Leute bestraft werden müsse.
Auch die Vereinigten Staaten seien wegen Trujillos derzeitiger politischer Aktivitäten besorgt. Seine gut geschmierte Propagandamaschine sei äußerst aktiv und gebe den amerikanischen Nachrichtendiensten Anlass zur Sorge. Seine öffentlichen Äußerungen seien von starkem Antiamerikanismus und von Sympathiebekundungen für sowjetische Interessen geprägt. Es gebe Hinweise darauf, dass sein Regime in Kontakt mit Vertretern des Ostblocks und Castros stehe.
Der Abgeordnete Cooley (und der Sprecher des Repräsentantenhauses John McCormack) stellten Fragen darüber, welche Entwicklung das Außenministerium nach dem Sturz Trujillos in der Dominikanischen Republik erwarteten. Ihre große Befürchtung war, dass ein von Castro gestütztes Regime damit die Gelegenheit zur Machtübernahme erhalten würde […] Der Abgeordnete Cooley sagte, er habe in den letzten Tagen mit einigen Leuten über das Problem des Zuckers aus der Dominikanischen Republik gesprochen […] Alle hätten die Meinung des Ministers geteilt, dass es unsere Lateinamerika-Politik stark belasten würde, wenn die Vereinigten Staaten den Zucker des ehemals kubanischen Kontingents nunmehr von der Dominikanischen Republik beziehen würden. Deshalb befürworte er die Idee einer Entscheidungsbefugnis für den Präsidenten. Allerdings sei es seiner Ansicht nach wünschenswert, Trujillo davon zu überzeugen, dass für ihn jetzt ein guter Zeitpunkt wäre, sich in einem ruhigen Winkel der Welt zur Ruhe zu setzen, damit ein geordneter Übergang gewährleistet und eine Machtübernahme im Stil Castros verhindert werden könne. Trujillo besitze bekanntermaßen beträchtliches Vermögen im Ausland […] Der Abgeordnete Cooley erklärte, er kenne einige Leute, die enge Freunde Trujillos seien und ihm eine solche Botschaft überbringen könnten. Sie würden versuchen, ihn zu überzeugen, und er glaube, Trujillo werde auf sie hören. Seiner Ansicht nach war es ratsam, diesen Schritt zu tun, bevor man das Zuckergesetz ändere.
Der Minister sprach sich vehement dagegen aus. Selbst wenn das ein vernünftiges Vorgehen sei, so bliebe vor der Verabschiedung des Gesetzes keine Zeit dafür. Außerdem wäre seiner Ansicht nach die Überzeugungskraft sehr viel stärker, wenn der Präsident bereits vor dem Gespräch mit Trujillo eine Entscheidungsbefugnis für die Streichung des Kontingents der Dominikanischen Republik habe. Andernfalls könne Trujillo immer noch hoffen, dass ihm seine Freunde in Washington aus der Patsche halfen, wie es schon in der Vergangenheit geschehen war.
330  
»Arbeiten Sie verdeckt«: Zeitzeugeninterview mit Farland, FAOH. Geboren in West Virginia und mit der Tochter eines Kohleproduzenten verheiratet, war Farland ein wohlhabender Mann geworden. Nach dem Krieg hatte er das FBI verlassen, jedoch in Washington weiterhin einen Fuß in der Tür behalten. Er wurde zu einem der wichtigsten Geldgeber für die Republikanische Partei und ging 1955 als Krisenmanager ins Außenministerium.
Seine Karriere verlief höchst ungewöhnlich. Farland wurde unter Kennedy Botschafter in Panama (einer von nur zwei Republikanern, die John F. Kennedy als Botschafter entsandte). Unter Nixon war er Botschafter im Iran und in Pakistan. Dort schmuggelte er, als Krönung aller Geheimmissionen seiner Karriere, Henry Kissinger heimlich über den Himalaya, damit er Geheimgespräche mit den kommunistischen Staatsführern Chinas führen konnte.
Als Farland in der Dominikanischen Republik eintraf, schlug sich das FBI bereits seit drei Jahren mit dem Fall eines entführten und ermordeten Amerikaners herum. Der dreiundzwanzigjährige amerikanische Pilot Gerald Murphy, der für eine Fluglinie der Dominikanischen Republik arbeitete, war spurlos verschwunden. Seine Eltern in Oregon hatten den Kongressabgeordneten Charles Porter eingeschaltet, der eine FBI-Untersuchung forderte. In Washington war ein Großes Geschworenengericht zusammengetreten und es wurde Anklage gegen den skrupellosen ehemaligen FBI-Mitarbeiter John J. Frank erhoben. Frank war inzwischen selbst einer derjenigen geworden, die er zuvor verfolgt hatte: ein international tätiger Verbrecher. Nach einem kurzen Intermezzo bei der CIA hatte er sich auf den lukrativeren Posten eines Geheimagenten für Trujillo hochgearbeitet.
Frank war maßgeblich an der Ermordung von Jesús de Galíndez beteiligt gewesen. Der Professor an der Columbia-Universität hatte Trujillos Kindern Privatunterricht erteilt, war dann aber vor dem Regime des Diktators geflohen und nach New York gezogen, wo er ein Buch über Trujillos Verbrechen schrieb. Galíndez hatte das New Yorker FBI-Büro über Morddrohungen gegen ihn unterrichtet, aber umsonst. Frank ließ Galíndez an der U-Bahn-Station direkt vor der Columbia-Universität kidnappen. Er wurde in ein Auto gepackt, zu einem kleinen Flugplatz auf Long Island gebracht und in den Laderaum eines kleinen Privatflugzeugs verfrachtet. Das Flugzeug hatte Joe Zicarelli gechartert, ein prominentes Mafiamitglied aus New Jersey und Handlanger Trujillos. Gerald Murphy war der Pilot. Murphy flog Galíndez in die Dominikanische Republik. Trujillo ließ zunächst Galíndez und anschließend Murphy und dessen Copiloten aus der Dominikanischen Republik ermorden, um die Verschwörung zu vertuschen.
Frank war als nichtregistrierter, für Trujillo in vier Fällen tätiger Auslandsagent festgenommen und unter Anklage gestellt worden – die übliche Praxis des Justizministeriums, um Spione in diplomatisch heiklen Fällen vor Gericht stellen zu können. Der aus Sicht des Staatsanwalts nächste logische Schritt war, den Generalkonsul der Dominikanischen Republik in New York wegen Verschwörung zur Entführung Galíndez’ anzuklagen. Dem Großen Geschworenengericht lagen FBI-Berichte vor, die sich auf abgehörte Telefongespräche in der Botschaft der Dominikanischen Republik in Washington stützten. Der Justizminister, der Leiter der Criminal Division im Justizministerium und Hoover selbst nahmen sich des Falls an.
Hinter dem Komplott steckte Trujillo. Wie würde Washington mit ihm verfahren? Die Vereinigten Staaten hatten noch nie ein ausländisches Staatsoberhaupt wegen eines auf amerikanischem Boden begangenen Kapitalverbrechens angeklagt. Bei einer Pressekonferenz wurde Präsident Eisenhower zu genau diesem Punkt befragt. War das FBI berechtigt zu untersuchen, ob »Agenten einer Diktatur, die hierzulande diplomatische Immunität genießt, im Schutz der amerikanischen Flagge Menschen ermordeten?« Eisenhower erwiderte: »Darüber weiß ich nichts.«
Hoover versicherte dem Präsidenten, das FBI habe den Fall unter Kontrolle. Doch Eisenhower machte ihm einen Strich durch die Rechnung. Er teilte dem Justiz- und dem Außenministerium mit, dass das Verfahren gegen Trujillo und seine Gefolgsleute nicht »ausreichend wasserdicht« sei.
Letztlich würde der Präsident entscheiden müssen, entweder die Untersuchung zu stoppen oder den Knoten zu durchschlagen, der die amerikanischen Interessen an einen Tyrannen fesselte.
Der ehemalige FBI-Agent John J. Frank wurde schließlich verurteilt. Aber er redete nie.
331  
»Senator Eastland gehörte auch dazu«: Zeitzeugeninterview mit Dearborn, FAOH. Wäre der Fall Trujillo strafrechtlich verfolgt worden, hätte sogar einem so einflussreichen Senator wie Eastland eine Anklage wegen der Tätigkeit als Agent für eine ausländische Macht gedroht.
Zu den Erkenntnissen, die Farland und Dearborn zutage förderten – fast alle gelangten über geheime Kanäle ans FBI –, gehörten auch schmutzige Details über Besuche anderer amerikanischer Persönlichkeiten, die auf Trujillos Gehaltsliste standen.
Der ehemalige amerikanische Botschafter im Vereinigten Königreich, der steinreiche und ehrgeizige Joseph Kennedy, Vater von John F. und Robert F. Kennedy, schickte den Klatschkolumnisten Igor Cassini, einen alten Freund der Familie. Der Wirtschaftsmagnat William Pawley kam mit einem parteiübergreifenden Team: mit Bebe Rebozo, einem engen Freund Nixons, und Senator George Smathers aus Florida, John F. Kennedys bestem Kumpel auf Capitol Hill. »Smathers, Bill Pawley, Bebe Rebozo und ich besuchten zusammen Trujillo«, erinnerte sich Dearborn. »Smathers hielt ihm einen Vortrag. Er sagte: ›Generalissimus, Sie haben die Gelegenheit, einer der großen Helden dieser Hemisphäre zu werden. Sie haben die Gelegenheit, zu den wenigen Diktatoren zu zählen, ja der einzige Diktator zu sein, der sein Land zu seinen Lebzeiten in eine Demokratie verwandelt hat. Wenn Sie das täten, wären Sie wirklich ein Held für Ihr Volk und die ganze Hemisphäre.‹«
»Ich saß da und dachte: ›Du lieber Himmel, du weißt ja gar nicht, mit wem du da redest‹«, sagte Dearborn.
332  
»Castro hat unter seinen Offizieren«: Vier Berichte Farlands sowie Informationen, die eindeutig von ihm stammen, aus FRUS 1958–1960, Bd. VI, American Republics, »United States policy regarding certain political developments in the Caribbean and Central American area«, S. 357–459.
333  
»eine beträchtliche Menge Informationen«: Hoover zitiert in »Memorandum of a Meeting, Department of State, January 29, 1959«, S. 357–360.
334  
»bot seine Dienste […] an«: M. A. Jones an DeLoach, Subject: Frank Fiorini, aka Frank Anthony Sturgis, IS [Internal Security]/CUBA, 1. April 1959, FBI/FOIA. Eine Zusammenfassung von Sturgis’ Memorandum ging an die CIA, was zu seiner Rekrutierung durch die CIA führte. Eine bereinigte Fassung bekam auch das Außenministerium. Im Sommer und Herbst 1959 erreichten Farlands Berichte und die verstärkte Überwachung der kubanischen Machenschaften in den Vereinigten Staaten durch das FBI eine kritische Masse.
Die Berichte aus der Dominikanischen Republik und aus Kuba waren letztlich ausschlaggebend dafür, dass Hoover 1959 beschloss, für seine Behörde eine neue Front zu eröffnen: die systematische Telefonüberwachung und Verwanzung der Mafia. Farlands Bulletins über die Verbindungen zwischen amerikanischen Politikern, dem organisierten Verbrechen und starken Männern in der Karibik ließen Hoovers hartnäckigen Widerstand bröckeln.
Hoover wurde im Sommer 1959 aktiv, als ein Unterausschuss des Senats die öffentliche Vernehmung von Mafiabossen intensivierte. Die treibende Kraft hinter diesem Unterausschuss, der als Rackets Committee bekannt wurde, war der juristische Berater dieses Ausschusses, Robert F. Kennedy. Kennedy, der sich auf seine Erfahrung als Rechtsberater im McCarthy-Ausschuss stützen konnte, engagierte drei talentierte ehemalige FBI-Agenten als Ermittler. Einer von ihnen, Walter Sheridan, hatte bereits für die Nationale Sicherheitsbehörde gearbeitet und Erfahrung im Einsatz von elektronischer Überwachung.
Eine illegal in Las Vegas installierte Wanze brachte das FBI per Zufall auf die CIA-Verschwörung gegen Castro. Am 31. Oktober 1960 bekam das Bureau einen Haftbericht der Polizeidienststelle von Las Vegas in die Hände. Das Zimmermädchen eines Hotels war über eine im Auftrag des Privatdetektivs Arthur Balletti installierte Wanze gestolpert. Der Detektiv war von dem Privatermittler Robert Maheu engagiert worden, einem ehemaligen FBI-Agenten, der für den Milliardär Howard Hughes und nebenher als CIA-Agent und als Handlanger der Mafia von Las Vegas tätig war. Ziel der Abhöraktion war Giancanas untreue Freundin, die Nachtclubsängerin Phyllis McGuire. Hoovers handschriftliche Anweisung spornte die Agenten an, mit Vollgas zu ermitteln: »Ja & setzen Sie Giancana, Maheu & Balletti heftig unter Druck. H.«
Nach der Verhaftung in Las Vegas konnte das FBI Maheu kräftig in die Mangel nehmen, bis er schließlich die Details der 1960 getroffenen Absprache zwischen der CIA und der Mafia zur Ermordung Castros preisgab.
335  
»Ich ging ganz allein zu ihm«: Zeitzeugeninterview mit Farland, FAOH.
336  
»ehemaligen FBI-Agenten«: Aussage Richard Bissells, des ehemaligen Leiters der Abteilung Geheimoperationen bei der CIA, am 22. Juli 1975 vor dem Church Committee.
337  
»Trujillo […] zu entfernen«: Herter an Eisenhower, »Possible Action to Prevent Castroist Takeover of Dominican Republic«, 14. April 1960, Dwight D. Eisenhower Library.
Trujillos Gegner wurden durch Botschafter Farland und seinen Vize Henry Dearborn ermutigt, der nach ihm Botschafter wurde. Beide Amerikaner hatten den Verschwörern versichert, die Vereinigten Staaten würden ihre Pläne gutheißen. »Botschafter Farland hatte Kontakte zur Opposition aufgebaut und mich dort eingeführt«, sagte Dearborn. Die Opposition traute der CIA nicht, aber »sie hatte Vertrauen zu Farland und mir gefasst. Ich pflegte also die Kontakte mit der Opposition weiter und erstattete der CIA Bericht. Wir benutzten die merkwürdigsten Kommunikationsmittel, denn wir wollten nicht miteinander gesehen werden. Zum Beispiel übermittelten wir Botschaften im Boden einer Einkaufstasche oder in Zigarren eingerollt. Manchmal fragten sie uns um Rat. Manchmal baten sie uns um Hilfe.
Sie heckten ein Mordkomplott aus«, so Dearborn weiter. »Ich wusste, dass sie es planten. Ich wusste, wie sie es planten. Ich wusste mehr oder weniger, wer beteiligt war. Obwohl ich stets von mir behaupten konnte, die Attentäter nicht persönlich zu kennen, wusste ich doch, wer die Strippen zog.
Was sie von den USA wollten«, sagte Dearborn, »war moralische Unterstützung und später auch Material und symbolische Waffenhilfe.« Sie wurden nicht enttäuscht. Die CIA schickte ihnen drei Pistolen Kaliber.38 und vier Maschinenpistolen, die im Diplomatengepäck in die Dominikanische Republik geschmuggelt wurden. Als die Waffen eintrafen, war Farland, der zum Sonderbotschafter beförderte FBI-Agent, nach Washington zurückgekehrt.
338  
»er von Leuten bedrängt wurde«: Memorandum der Konferenz mit dem Präsidenten am 13. Mai 1960, Büro des Stabssekretärs, Eisenhower Papers, Dwight D. Eisenhower Library. General Andrew Goodpaster, Eisenhowers militärischer Berater, schrieb das Memorandum am 16. Mai. Der Präsident sei am 13. Mai in übelster Stimmung gewesen – er habe »fürchterlich gewettert« über den Absturz eines von der CIA eingesetzten Spionageflugzeugs vom Typ U-2 bei einem Geheimflug über der Sowjetunion. Der Pilot, Francis Gary Powers, kam als Gefangener nach Moskau (und wurde später gegen den sowjetischen Spion Oberst Rudolf Abel ausgetauscht). Der sowjetische Staatschef Nikita Chruschtschow hatte die Vereinigten Staaten gedemütigt. Eisenhowers Ärger lässt sich aus General Goodpasters Memorandum ersehen.
339  
»ziemlich beängstigend«: Zeitzeugeninterview mit Robert F. Kennedy, John F. Kennedy Library.
340  
»versuchte Bobby, das FBI zu übernehmen«: Zeitzeugeninterview mit De- Loach, Lyndon B. Johnson Library.
341  
Hoover hatte seinem alten Freund Joe Kennedy gesagt: Augenzeugen für Joseph Kennedys Forderung, dass John F. Kennedy seinen Bruder zum Justizminister ernennen sollte, und für Hoovers Befürwortung dieser Wahl waren John F. Kennedys Freund Senator George Smathers aus Florida, Robert F. Kennedys Berater John Seigenthaler und Hoovers Assistent Cartha »Deke« DeLoach. »Der Charakter des alten Joe Kennedy, der andere rücksichtslos niederwalzte, hatte wohl ein bisschen auf Bobby und den Präsidenten abgefärbt«, sagte der aufmerksame Beobachter DeLoach. »Er liebte die Macht, und dasselbe galt für den Präsidenten und für Bobby – für Bobby wohl noch mehr als für den Präsidenten.«
342  
»Wir taten es nur«: Zeitzeugeninterview mit Robert F. Kennedy, John F. Kennedy Library.
343  
»Er beleidigte das FBI«: Zeitzeugeninterview mit Katzenbach, John F. Kennedy Library.
344  
»unangenehmsten«: Zeitzeugeninterview mit Robert F. Kennedy, John F. Kennedy Library.
345  
»Das große Problem ist jetzt«: handschriftliche Notizen von Robert F. Kennedy, zitiert im Bericht des Church Committee.
346  
»Ich habe die Kennedys davon abgehalten, Hoover zu feuern«: Zeitzeugeninterview mit Evans, in Deborah Hart Strober und Gerald S. Strober, The Kennedy Presidency: An Oral History of the Era (Washington: Brassey’s, 2003) S. 269.
347  
»Die CIA spielt schon seit Jahren«: Hoovers Anmerkungen in Memoranden, [geschwärzt] an Sullivan vom 2. April 1962; und Evans an Belmont vom 20. April 1963; FBI/FOIA.
348  
»die Schwächen des amerikanischen Geheimdienstes«: FBI-Direktor an den Justizminister, »The Central Intelligence Agency«, Blind Memorandum, per Boten zugestellt am 21. April 1961; Belmont an Parsons, »Central Intelligence Agency/Report for the Attorney General«, 21. April 1961.
349  
»Der Busfahrer«: Zeitzeugeninterview mit Joseph G. Kelly, FBI/FBIOH, 29. August 2004.
350  
»Wir hatten eine undichte Stelle«: Zeitzeugeninterview mit Crockett, FAOH.
351  
»Sheridan war eine Art Notretter«: Lyndon B. Johnson White House Tapes, 17. November 1964, Lyndon B. Johnson Library.
352  
»Die undichte Stelle war Otto Otepka«: Zeitzeugeninterview mit Crockett. FAOH.
353  
»Als ich hörte«: Zeitzeugeninterview mit Robert F. Kennedy, John F. Kennedy Library. John F. Kennedy datierte diese Enthüllung auf 1961; einige Historiker sind der Ansicht, sie sei 1962 erfolgt, aber es gibt Indizien dafür, dass das frühere Datum korrekt ist. Hoover war in höchster Alarmbereitschaft, als King und Levison den Justizminister und seine Bürgerrechtsberater in einem Nebenzimmer im Mayflower Hotel zum Mittagessen trafen – merkwürdig, ausgerechnet diese Örtlichkeit zu wählen, da Hoover ebenfalls im Mayflower Hotel zu essen pflegte. Es dauerte nicht lange, bis Hoover von diesem Treffen erfuhr. Für ihn war es ein klarer Fall kommunistischer Einflussnahme: Ein Geheimagent verschaffte sich Zugang zu den höchsten Ebenen der amerikanischen Regierung. Es existieren zwar keine Aufzeichnungen über das Gespräch, doch der Inhalt blieb den Beteiligten im Gedächtnis. Kennedy teilte King mit, es stehe nicht in der Macht des Justizministeriums, die führenden Köpfe der Bürgerrechtsbewegung vor dem Ku-Klux-Klan oder den Sheriffs im Süden zu schützen. Sit-ins und ziviler Ungehorsam seien der falsche Weg, so Kennedy. Die richtige Strategie sei eine planmäßige Kampagne, damit sich Schwarze in die Wählerlisten eintragen ließen und zur Wahl gehen konnten. Nach dem Essen nahm Kennedys Assistent John Siegenthaler King beiseite und warnte ihn wegen Levison. Der Mann sei ein bekannter Kommunist und King solle sich seiner lieber entledigen. King antwortete wortreich, es werde ihm schwerfallen, diesen Kontakt abzubrechen.
354  
Der Inhalt ihres Gesprächs: Hoover-Memorandum an Tolson, Belmont, Sullivan und DeLoach vom 6. Januar 1962; Evans an Belmont, 2. Februar 1962; Bland an Sullivan, 3. Februar 1962, FBI/FOIA.
355  
Lesjowskis Treffen mit Levison: Für das UN-Team des FBI ergab sich ein Glücksfall, als ein Mitglied der sowjetischen UN-Delegation, das für die sowjetische Militäraufklärung arbeitete, seine Dienste als Agent vor Ort anbot. Am 13. März 1962 meldete das FBI, dass Dimitri Poliakow, Codename Top Hat, sämtliche Mitglieder der sowjetischen diplomatischen Delegation in New York und Washington identifiziert hatte, die als Spione für Moskau arbeiteten. Top Hat half dem FBI, diplomatische Entwicklungen auf höchster Ebene nachzuverfolgen: Special Agent Edward F. Gamber an den Leiter des New Yorker FBI-Büros, »Subject: United Nations Personnel – USSR«, vom 13. März 1962, FBI/FOIA; Zeitzeugeninterview mit Birch, FBI/FBIOH. Über die Verbindung zwischen Levison und dem KGB-Mann Lesjowski: Zeitzeugeninterview mit Birch, FBI/FBIOH.
356  
»Unser Informant darf«: Anmerkung Hoovers, Bland an Sullivan, 3. Februar 1962, FBI/FOIA.
357  
»diesen Mistkerl«: Das Treffen zwischen Hoover und John F. Kennedy vom 22. März wurde von den besten Biographen Robert Kennedys und Martin Luther Kings, Evan Thomas bzw. Taylor Branch, mit Hilfe von Protokollen aus dem Weißen Haus rekonstruiert, aber das hier verwendete »Mistkerl«-Zitat stammt von einem wenig zuverlässigen britischen Journalisten.
358  
»Ich drückte mein Erstaunen aus«: Hoovers Memorandum für die Akten vom 9. Mai 1962 wurde 1975 durch das Church Committee veröffentlicht.
359  
»Courtney, ich hoffe«: Hoovers Memorandum an Robert F. Kennedy vom 22. Mai 1961 und Robert F. Kennedys Notiz, zitiert in Church Committee, Assassination Plots, Interim Report: Alleged Assassination Plots Involving Foreign Leaders, S. 127f. In Hoovers Memorandum hieß es, dass das FBI den Sicherheitsdirektor der CIA, Sheffield Edwards, befragt hatte: »Oberst Edwards teilte mit, dass er persönlich in Zusammenhang mit der CIA-Operation gegen Castro Robert Maheu kontaktiert hat«, einen ehemaligen FBI-Agenten, der gleichzeitig für die CIA, die Mafia und den Milliardär Howard Hughes aus Las Vegas tätig war. In dem Memorandum wurde festgehalten, dass Maheu der CIA »als Gewährsmann bei Kontakten mit Sam Giancana, einem bekannten Gangster aus Chicago, gedient hatte«.
360  
»Levison hat ihn beeinflusst«: Zeitzeugeninterview mit Robert F. Kennedy, John F. Kennedy Library. Robert F. Kennedys enger Berater und Nachfolger Nick Katzenbach teilte seine Meinung. »Wenn man davon ausgeht, dass die Aussagen des FBI über Levison zutreffen und angesichts dessen, dass sie keinen Zweifel daran ließen – und ein Geheimnis um die Quelle machten –, habe ich keinen Grund, daran zu zweifeln«, so Katzenbach in seinem Zeitzeugeninterview für die John F. Kennedy Library.
Levison riet King selbst, den direkten Kontakt zu beenden, wie er dem Historiker Arthur Schlesinger Jr. 1976 erklärte. »Für die Bewegung waren die Kennedys zu wichtig. Ich sagte, es sei nicht im Interesse der Bewegung, an mir festzuhalten, wenn die Kennedys Zweifel an mir hätten.«
Doch wie der Historiker David Garrow nach der Durchsicht der vor einem Jahrzehnt freigegebenen FBI-Akten schrieb: »King weigerte sich, auf Levisons Unterstützung und Rat zu verzichten, und beauftragte deshalb einen gemeinsamen Freund, den jungen afroamerikanischen Anwalt Clarence B. Jones aus New York, den telefonischen Vermittler zwischen ihm und Levison zu spielen. Marshall und Robert Kennedy durchschauten den Trick nach kürzester Zeit, und bereits nach wenigen Tagen genehmigte Kennedy das Abhören von Jones’ Privat- und Büroanschluss. Kennedy erwog, auch King abhören zu lassen, entschied jedoch, noch zu warten.
Anfang August 1963 hielt sich King einige Tage in Jones’ Haus auf, wodurch das FBI und damit die Kennedys Einblick in einen weiteren Aspekt von Kings Leben erhielten: sein Sexualleben. In den darauffolgenden Monaten sollte das FBI darüber Levison fast aus den Augen verlieren. Damals jedoch machten sich Marshall und Robert Kennedy weitaus größere Sorgen wegen der umfangreichen Belege für Kings und Levisons Kontakte mittels Jones. Die Telefonwanze in Jones’ Büro nahm auf, wie King sagte: ›Ich versuche zu warten, bis sich die Lage beruhigt hat – bis diese Bürgerrechtsdebatte vorbei ist und solange sie möglicherweise dieses Telefon anzapfen, weißt du […]‹«
David J. Garrow, »The FBI and Martin Luther King«, Atlantic Monthly, Juli-August 2002.
361  
Hoover beauftragte die Büros: der Direktor an den Leiter des Büros in Atlanta, »Communist Infiltration of the Southern Leadership Conference: Internal Security«, 20. Juli 1962, FBI/FOIA.
362  
»Der Klan mischte sich ein«: Zeitzeugeninterview mit Woodcock, FBI/FBIOH.
363  
»Ich ging rein zu Hoover«: Zeitzeugeninterview mit Davis, FBI/FBIOH.
364  
»Die 19 Millionen Neger«: William C. Sullivan, »Communist Party USA/Negro Question/Internal Security – Communist«, 23. August 1963, mit Anmerkungen Hoovers und Sullivans Antwort darauf, FBI/FOIA.
365  
»ein politisch wirklich brisantes Dokument«: Zeitzeugeninterview mit Katzenbach, Robert F. Kennedy Oral History Project, John F. Kennedy Library.
366  
acht Telefone anzapfen und installierte 16 Wanzen: Brennan an Sullivan, »Subject: Martin Luther King Jr./Security Matter – Communist«, 18. April 1968, FBI/FOIA. Kings Privatanschluss wurde bis April 1965, die SCLC bis Juni 1966 abgehört.
367  
»Das ist eine moralische Frage«: Zeitzeugeninterview mit McGorray, FBI/FBIOH.
368  
»Hoover sagte zu mir«: Zeitzeugeninterview mit Jack Danahy, FBI/FBIOH.
369  
»King ist ein ›streunender Kater‹«: Sullivan an Belmont, mit Anmerkung Hoovers, 27. January 1964, FBI/FOIA.
370  
4453 Mitglieder: William C. Sullivan, »Communist Party USA/Negro Question/Internal Security – Communist,« 23. August 1963, FBI/FOIA.
371  
»Ich habe Neuigkeiten für Sie«: William Manchester, The Death of a President (New York: Harper & Row, 1967), S. 195f. Die Quelle für diese Darstellung war Robert F. Kennedy, aber wie immer stand hier sein Wort gegen das von Hoover. »Manchester ist ein Lügner, aber offensichtlich hat Robert F. Kennedy es ihm so erzählt«, kritzelte Hoover in einer Nachricht an seine Berater am 15. Februar 1967, FBI/FBIOH.
372  
»Oswald sei ein geheimer Informant des FBI«: DeLoach an Mohn, »Assassination of the President/Allegation that Oswald was an FBI Informant,« 7. Februar 1964, FBI/FOIA.
373  
»ihrer Ausbildung, ihrer Neigung zu Gewalt«: Sullivan an Belmont, 26. November 1963, FBI/FOIA.
374  
»grobe Inkompetenz«, »haben wir es versäumt« und »unmittelbares Eingeständnis«: Hoover und DeLoach, Memoranden, 10. Dezember 1963 und 14. Oktober 1964; zitiert in »The Investigation of the Assassination of John F. Kennedy«, ein Mitarbeiterbericht des Church Committee, erstellt 1975, aber als geheim eingestuft und erst 2000 veröffentlicht.
375  
»Edgar, ich höre Sie nicht gut«: Johnson/Hoover, Johnson Telephone Tapes, 27. Februar 1964, Lyndon B. Johnson Library.
376  
»Sie sind mein Bruder«: Johnson/Hoover, Johnson Telephone Tapes, 29. November 1963, Lyndon B. Johnson Library.
377  
»Jede amerikanische Familie kennt J. Edgar Hoover«: Lyndon B. Johnson, »Remarks Honoring J. Edgar Hoover«, 8. Mai 1964.
378  
»Ein Problem im Umgang«: Zeitzeugeninterview mit McGeorge Bundy, Lyndon B. Johnson Library.
379  
»Mr Hoover fährt nach Jackson«: Robert Kennedy zu Johnson, Johnson Telephon Tapes, 10. Juli 1964, Lyndon B. Johnson Library.
380  
»Ich habe mit dem FBI nichts mehr zu schaffen«: Robert Kennedy zu Johnson, Johnson Telephone Tapes, 21. Juli 1964, Lyndon B. Johnson Library.
381  
»Mr Johnson wusste Stärke«: Zeitzeugeninterview mit DeLoach, Lyndon B. Johnson Library.
382  
»drei Hoheitsgewalten«: Das Johnson-Zitat wurde von Burke Marshall überliefert, Robert Kennedys Staatssekretär für Bürgerrechte im Justizministerium. Zeitzeugeninterview mit Marshall, Lyndon B. Johnson Library.
Marshall selbst hatte Johnson auf die Idee gebracht, das FBI auf den Ku-Klux-Klan anzusetzen. In einem schriftlichen Antrag, den Robert Kennedy am 5. Juni 1964 ans Weiße Haus schickte, bezeichnete Marshall die Aktivitäten des Klans als »Terrorismus« und als Bedrohung für die innere Sicherheit der Vereinigten Staaten. Marshall empfahl nachdrücklich, das FBI solle Mitglieder des Ku-Klux-Klan ausfindig machen und verdeckt ermitteln, um die Unterwanderung der einzelstaatlichen und örtlichen Strafverfolgungsbehörden im tiefen Süden offenzulegen. »Die Methoden, die speziell ausgebildete Special Agents zur Infiltration kommunistischer Gruppen benutzt haben, dürften hilfreich sein«, schrieb Marshall. »Ich empfehle, mit dem Bureau die Möglichkeit zu besprechen, zur Lösung dieses neuen Problems ähnliche Anstrengungen zu entwickeln.«
383  
»Wir haben den Wagen gefunden«: Hoover zu Johnson, Johnson Telephone Tapes, 21. Juni 1964, Lyndon B. Johnson Library.
384  
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